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Nils Briibach: Einleitung

Einleitung - Die Transferarbeiten in der Ausbildung zum héheren Archivdienst
an der Archivschule Marburg

Von Nils Briibach

Auf Empfehlung ihres Beirates verdéffentlicht die Archivschule Marburg im
vorliegenden Band zehn Transferarbeiten, die im Jahr 2001 von
Teilnehmerinnen und Teilnehmern des 34. wissenschaftlichen Kurses
angefertigt wurden. Dieser Kurs war der erste, der nach den in den Jahren
1997 bis 1999 verabschiedeten neuen Ausbildungs- und Prifungsordnungen
des Bundes und der Lander ihre Ausbildung zum héheren Archivdienst an der
Archivschule Marburg absolvierte.

Neben einer besseren Verzahnung von theoretischen und praktischen
Ausbildungsteilen, einer Schwerpunktverlagerung innerhalb der theoretischen
Ausbildung hin zu den Bereichen Archivrecht, Verwaltungswissenschaft und
Archivwissenschaft, ist die Transferphase als Teil der praktischen Ausbildung
eine wesentliche neue Komponente der neuen Ausbildungsstruktur.” ,In der
Transferphase soll von den Referendaren/-innen jeweils ein Problem aus der
Praxis einen Archivs oder einer Behdrde unter den Aspekten der praktischen
und der theoretischen Ausbildung dargestellt und ein L&sungsvorschlag
entwickelt werden”, so formuliert beispielsweise die Ausbildungs- und
Priifungsordnung fir den Archivdienst in Schleswig-Holstein die Zielsetzung
der Transferphase? und verdeutlicht damit, das die Ergebnisse sowohl der
vorangegangenen praktischen Ausbildung wie auch der theoretischen
Ausbildung in das Transferprojekt einflieRen sollen.

Das Ergebnis der Transferphase ist der Transferbericht als Prasentation
und Dokumentation der Arbeitsergebnisse. Es geht in ihm also nicht um eine
rein theoretische Darstellung, etwa aus dem Bereich der
Geschichtswissenschaft, sondern um die Entwicklung und Darlegung eines
operationalisierbaren Lésungsvorschlages und die Entwicklung von Kriterien
seiner Anwendbarkeit und Wirksamkeit. Somit sind die Transferberichte
weder Zulassungsarbeiten, wie sie z.B. im Rahmen des
Lehramtsreferendariats anzufertigen sind, noch sind sie Examensarbeiten als
Teil eines Studienabschlusses: Sie gehen darlber hinaus, denn sie greifen
gewissermalen den in der spateren Berufspraxis zu l6senden Aufgaben
beispielhaft vor. Vorliiberlegungen zum Arbeitsthema wahrend der Trans-
ferphase kénnen bereits wahrend der praktischen Ausbildungsphase mit dem
Ausbildungsarchiv angestellt werden. Im Sommertrimester, also zur Mitte
des Marburger Ausbildungsteils, sollte der Bearbeitungsplan konzipiert
werden und zu Beginn des Herbsttrimesters eine Vorbesprechung des

' Menne-Haritz, Angelika: Archivausbildung fiir das 21. Jahrhundert — Das neue Kurrikulum fir die
Ausbildung der Archivreferendarinnen und Archivreferendare an der Archivschule Marburg. In: Der Archivar,
53. Jg. 2000, S.126 - 131.

2 Zit.n. § 38 APO ArchD Schleswig-Holstein vom 26.8.1999, Amtsbl. Schl.-H. 1999 S. 464
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Themas und des Bearbeitungsplanes mit den Betreuern im Ausbildungsarchiv
und der Archivschule stattfinden. Bis zur Mitte Herbsttrimester sollte ein
schriftlicher Themenvorschlag vorliegen, dieser mit dem Ausbildungsarchiv
abgestimmt und das Thema endglltig festgelegt werden. Die Bearbeitung
des Transferprojektes beginnt am 1. Februar, die Vorlage des
Transferberichts bei dem jeweiligen Betreuer im Ausbildungsarchiv und der
Archivschule erfolgt am 30. Mérz.

Vor dem Hintergrund dieses engen Zeitrahmens zu ihrer Erstellung ge-
winnen die im vorliegenden Band in Auswahl publizierten Transferberichte
aus Sicht des Herausgebers noch mehr an Gewicht. Die Berichte wurden zur
Publikation geringfiigig redaktionell (iberarbeitet.® Die Originale kénnen in der
Bibliothek der Archivschule eingesehen werden. Eine Anpassung an die neue
deutsche Rechtschreibung erfolgte nicht. Die Auswahl der Transferberichte
fur diesen Band folgte keinesfalls der Bewertung der Arbeiten im Rahmen der
Staatsexamenspriifung - vielmehr wurde versucht, beispielhaft einen
Uberblick tber die Bandbreite der bearbeiteten Themen zu geben und zu
zeigen, welche spannenden und interessanten Lésungen von den Autorinnen
und Autoren entwickelt wurden. Die Themen reichen von der Entwicklung
von Loésungsansatzen zur Archivierung digitaler Unterlagen aus der
Katasterverwaltung (Peter Hoheisel), Uber die Entwicklung eines
Anforderungskataloges an Homepages fir Archive und Online-Besténde-
Ubersichten (Mario Glauert), das Archivmanagement im Bereich ErschlieBung
(Marcus Stumpf) bis zu Vorschlagen zur Archivierung von Unterlagen der
Kreisverwaltungen als staatlichen und Kommunalbehérden in Nordrhein-
Westfalen (Martina Wiech). Besonders breite Berlcksichtigung fand der
Bereich Bewertung und Uberlieferungsbildung.

Bis zum Zeitpunkt der Drucklegung dieses Bandes wurden insgesamt 41
Transferberichte erstellt. Sie sind alle im Bereich der Archivwissenschaft
angesiedelt, zwei Arbeiten wurden als Gruppenarbeiten erarbeitet. Eine
Themenanalyse ergibt das folgende Bild: Sechs Arbeiten waren im Gebiet
Behordenberatung bei der Schriftgutverwaltung zuzurechnen, elf Arbeiten im
Bereich Bewertung und Uberlieferungsbildung, darunter waren drei
Vorschlage fur Bewertungsmodelle. Zehn Arbeiten befassen sich mit Themen
aus den Bereichen ErschlieBung und Zugang. Konzepte zur Archivierung
elektronischer Unterlagen wurden in drei Arbeiten vorgelegt, vier Arbeiten
beschéaftigen sich mit den Nutzungsmoglichkeiten des Internet durch
Archive. Transferberichte aus den Gebieten Archivmanagement (3 Arbeiten),
Bestandserhaltung (2 Arbeiten) und Archivrecht (2 Arbeiten) sind ebenfalls
vertreten.*

® Teilweise sind die Arbeiten auch online verfiigbar: Der Transferbericht von Mario Glauert findet sich unter
http://www.uni-marburg.de/archivschule/fv5.html.

* Eine Liste aller Transferprojekte ist (iber den Webcontent der Archivschule unter www.archivschule.de
abrufbar.
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Das neue Konzept hat sich bisher durchaus bewéhrt. Die
Transferarbeiten werden von vielen Referendarinnen und Referendaren
durchaus als Hohepunkt ihrer Marburger Ausbildung empfunden. Ihr Ansatz
unterstlitzt eine Ausrichtung auf projektorientiertes Arbeiten und die
Entwicklung in der archivischen Praxis umsetzbarer Strategien. Sie sind
damit ein entscheidendes Instrument zur Verzahnung von Theorie und Praxis
im Rahmen der Ausbildung fiir den héheren Archivdienst an der Archivschule
Marburg.
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Anforderungen an eine Online-Bestédndeiibersicht und eine archivische

Homepage

Von Mario Glauert

Einleitung

Die Internetprasenz der deutschen Archive hat in den letzten finf Jahren
stetig zugenommen: Wahrend im September 1995 erst funf Prasentationen
im World Wide Web zu finden waren (Uhde: Internet-Archiv, S. 19),
verzeichnet das Archiv-Portal der UNESCO heute etwa 430 Websites
deutscher Archive. Und mit dem Angebot wachst auch die Nachfrage nach
online verfiigbaren Informationen (ber Bestdande wund Benutzungs-
moglichkeiten. Die Zahl der Zugriffe auf die Seiten der ,Archive in NRW*
stieg von etwa 10.000 Ende 1998 auf 126.000 im Januar 2001; 4000-
5000 Besucher wahlen jeden Monat die Startseite des Systems an (Bischoff:
Projekt, S. 14 f.). Die Internetseiten des Bundesarchivs verzeichnen
durchschnittlich ber 600.000 Zugriffe im Monat, die Seiten der LAD und
der Staatsarchive in Baden-Wirttemberg werden téglich bis zu 10.000 Mal
aufgerufen.

Der vorliegende Bericht wurde im Februar und Marz 2001 im Rahmen
eines Transferprojekts an der Archivschule Marburg als Diskussionsgrundlage
fur die Konzeption einer Internetprasentation des Geheimen Staatsarchivs
PreuBBischer Kulturbesitz in Berlin erstellt. Fur die Ver6ffentlichung innerhalb
der ,Elektronischen Texte” wurde die Darstellung Uberarbeitet und um die
den spezifischen Anforderungen des Geheimen Staatsarchivs gewidmeten
Uberlegungen gekdirzt.

Aus der Analyse bestehender Archivprasentationen im Internet
formuliert das Konzept Anforderungen an Aufbau, Inhalt und Darstellung
einer archivischen Website. Im Mittelpunkt steht der Zugang zu den
Bestanden als Kernaufgabe jeder Prasentation. Erortert werden die
Zugangsmoglichkeiten Uber die Klassifikation der Bestande (Tektonik), eine
Suchfunktion und einen Index. Der zweite Teil entwirft einen dreistufigen
Katalog von notwendigen, empfohlenen und fakultativen Bestandteilen einer
archivischen Homepage, der dazu dienen kann, die fiir eine Programmierung
notigen Feinanforderungen zu definieren.

Fragen der technischen Umsetzung oder Programmierung im engeren
Sinne werden nur am Rande behandelt; die Untersuchung beschréankt sich
auf die Einbindung einer Bestandelbersicht in die Internetprasentation,
wéhrend die Aufnahme von Online-Findbiichern und digitalisiertem Archivgut
nicht angesprochen wird. Alle Hyperlinks wurden zuletzt am 29.05.2001
Uberprift.
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I. Archivische Bestidndeiibersichten im Internet

A. Auswahl der untersuchten Websites

Die bisher in den Internetprasentationen deutscher Archive zu findenden

Bestandelibersichten lassen sich nach dem Grad ihrer Vollstédndigkeit, ihrem

Umfang und ihrer ErschlieBungstiefe in sechs Gruppen einteilen (mit

ausgewahlten Beispielen):

1. Zusammenfassende oder Auswahlliste der Bestande: Stadtarchiv
Kaufbeuren, Stadtarchiv Leipzig, Stadtarchiv Chemnitz.

2. Vollstandige Liste der Bestande: Stadtarchiv Mainz, Stadtarchiv
Heilbronn (sehr schlicht: Archiv der Verbandsgemeinde Bad Ems; die
Ubersichten des HStA Weimar und des Bayerischen HStA Miinchen
erfordern eine ,Volltextrecherche”).

3. Bestandelbersichten ohne Inhaltsangaben in mehreren Klassifikations-
stufen: GLA Karlsruhe.

4. Bestandelibersichten mit Inhaltsangaben in mehreren Klassifikations-
stufen: Bundesarchiv, HStA Diisseldorf.

5. Bestandelbersichten mit Inhaltsangaben in mehreren Klassifikations-
stufen sowie mit Online-Findblichern: HStA Stuttgart.

6. Bestandelbersichten mit Inhaltsangaben in mehreren Klassifikations-
stufen sowie mit Online-Findblchern und digitalisierten Archivalien:
Stadtarchiv Duderstadt.

Die Ordnung der Bestande innerhalb der Online-Ubersicht entspricht

entweder der Nummernfolge der archivischen Abteilungen und Gruppen

(Stadtarchiv Bamberg) oder unterliegt einer sachsystematischen Gliederung

(Universitatsarchiv Mainz). Das Universitatsarchiv Tibingen bietet Uber eine

durch Links miteinander verkniipfte Konkordanz beide Mdglichkeiten der

Ubersicht.

Die Archivprasentationen, die fiir die folgenden Auswertungen zu den
Elementen einer Online-Bestéandelbersicht, ihrem Aufbau und ihren
Zugangsmoglichkeiten exemplarisch betrachtet wurden, sollten vier
Bedingungen erfillen:

1. vollstandige Auflistung der Bestande,

2. mehrgliedrige Beschreibung des Einzelbestandes,

3. mehrstufige Bestandegliederung (Tektonik/Klassifikation),

4. Zugangsmoglichkeit Uber eine Datenbankabfrage und/oder Uber die
Klassifikation.

Aufgrund einer umfangreichen Durchsicht aller deutschsprachigen und
zahlreicher auslandischer Archiv-Websites, die in den Linklisten der UNESCO
und der Archivschule Marburg verzeichnet sind, wurden neben zehn
deutschen auch acht auslandische Archivprasentationen ausgewahlt, obwohl
sich die unterschiedlichen Verwaltungs- und Schriftguttraditionen haufig bis
in die Konzeption der Bestédndelbersichten ablesen lassen (fiir einzelne
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Details der Homepage wird auch auf positive und negative Beispiele anderer
archivischer Websites verwiesen):
1. Bundesarchiv
2. HStA Disseldorf (als Beispiel fir den Archivverbund ,Archive in NRW*)
3. HStA Wiesbaden (als Beispiel fur die im Aufbau befindlichen ,Bestande
der Hessischen Staatsarchive”)
LHA Koblenz
HStA Stuttgart
GLA Karlsruhe
StA Bremen
Stadtarchiv Duderstadt
. Stadtarchiv Passau
10. Universitatsarchiv Tlibingen
11. Historisches Archiv der Europaischen Gemeinschaft in Florenz
12. Staatsarchiv Luzern (CH)
13. Stadtarchiv Schaffhausen (CH)
14. Streekarchiefdienst Hollands Midden (NL)
15. Stadsarchief Dordrecht (NL) (als Beispiel far den Archivverbund
+~Archvieven Zuid-Holland”)
16. British Columbia Archives (CA)
17. City of Vancouver Archives (CA)
18. City of Victoria Archives (CA)

©oNo oA

B. Bestandsbeschreibungen

1. Bestandteile

Die Beschreibung der Besténde in formaler, historischer und inhaltlicher
Hinsicht bildet den informativen Kern einer archivischen Internetprasentation.
Die Angaben, welche die hier naher untersuchten, komplexeren und mehr-
stufigen Ubersichten zu den einzelnen Bestanden bieten, unterscheiden sich
deutlich in der Differenzierung der einzelnen Datensatzfelder sowie in der
Tiefe der inhaltlichen ErschlieBung. Auch innerhalb eines Archivs weisen die
Bestandsbeschreibungen aufgrund der andauernden Arbeiten an den
Beschreibungstexten haufig noch Abweichungen in ihrem Aufbau und
Umfang auf.

Neben einer laufenden Numerierung und den Angaben zur Klassifikation
des Bestandes innerhalb der Archivtektonik lassen sich folgende Bestandteile
zusammenstellen, die in dieser Ausflhrlichkeit jedoch in keiner archivischen
Prasentation zu finden sind (vgl. auch das Fachkonzept flir das projektierte
»~Verwaltungs-, ErschlieBungs- und Recherchesystem fir Archive” - VERA -
der NRW-Archive):
=  Basisangaben

=  Bestandsbezeichnung (Zitierform)

=  Signatur

= Umfang
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=  Laufzeit
=  Provenienz / Registraturbildner
= Zustandigkeit und Geschichte der Behorde
=  Geschichte des Bestandes in der Behorde
. Bestandsbildung und —geschichte im Archiv
= Ubernahme / Akzessionsangaben
=  Bewertung
=  Verluste / Abgaben
= Zuganglichkeit
=  ErschlieBungsstand
=  Findmittel
= Verfilmung / Digitalisierung
=  Benutzungsbedingungen, Sperrfristen, Benutzungseinschrankungen
=  Benutzungsort
. Inhaltliche Beschreibung
=  Vorarchivische Bestandsgliederung
= Archivische Ordnung / Klassifikation
= Inhalt
= Besondere Betreffe
=  Weiterfihrende Hinweise
=  Verweise auf parallele oder ergéanzende Bestande (auch in anderen
Archiven)
=  Literaturhinweise
=  Drucke / Editionen / Abbildungen

2. Darstellung

Grundproblem der graphischen Darstellung ist die Ubersichtliche Anordnung
der Bestandsbeschreibung neben der Wiedergabe der Klassifikationsstruktur
(vgl. bei Bildschirmeinteilung), ohne dal® beide Bildschirmbereiche zu sehr
verengt werden (GLA Karlsruhe). Bei der Prasentation der ,Archive in
Hessen” wird flr die Bestandsbeschreibung stets ein zusatzliches Browser-
Fenster gedffnet, dessen Inhalt sich bei jedem Wechsel in einen anderen
Bestand zwar anpal3t, den Blick auf die Klassifikation jedoch buchstablich
verstellen kann. Die Ubersicht des HStA Stuttgart gibt die Bestands-
beschreibung dagegen im Hauptframe wieder, mu3 dafiir aber eine sehr
unlibersichtliche Einengung der Klassifikationsdarstellung im linken Frame in
Kauf nehmen. Hier empfiehlt sich eher die schlichtere Lésung des LHA
Koblenz, die auf einen gestuften Bestdandebaum verzichtet und die
Bestandsbeschreibung unterhalb der im Kopf angezeigten Klassifikations-
ebenen darbietet.

Die einzelnen Teile der Bestandsbeschreibung sollten bezeichnet und
durch das Textlayout (SchriftgroRe, Uberschriften, Leerzeilen, links-
/rechtsbindige Abséatze) oder andere graphische Mittel (Tabellen, Rahmen,
Farben - letztere eher sparsam) deutlich voneinander getrennt werden. Ein
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einheitliches Gliederungsschema, das flexibel gehandhabt werden und (bei
fehlenden Angaben) einzelne Elemente auslassen kann, erleichtert dem
Benutzer eine schnelle Orientierung. Die Basisangaben (Bestandsname,
Signatur, Laufzeit, Umfang) sollten bereits vor dem Auswahlen eines
einzelnen Bestandes in der Listendarstellung sichtbar sein.

Im Internet sollte auf langere FlieRtexte ohne Nummerierungen,
Aufzahlungszeichen oder Absatzgliederungen grundsatzlich verzichtet
werden. Bei umfangreicheren Bestandsbeschreibungen ist es daher
zweckmaBig, zumindest die Uberschriften der einzelnen Teile als Gliederung
(Inhaltsverzeichnis) voranzustellen und durch Links mit den entsprechenden
Stellen des Beschreibungstextes zu verknipfen (HStA Stuttgart). Gege-
benenfalls sollte auch hier mit der Mdglichkeit gearbeitet werden, zunéachst
nur Teile oder Kurzfassungen anzuzeigen, die auf Wunsch (z. B. durch
Anwahlen eines Verweises) erweitert werden kénnen.

Die Notwendigkeit einer Untergliederung gilt insbesondere fir die
mitunter recht ausfiihrlichen Inhaltsangaben der Bestande. Die Darstellung
zum Bestand 403 Oberprasidium der Rheinprovinz des LHA Koblenz umfaf3t
einen FlieBtext von mehreren Bildschirmseiten. Will man den Benutzer nicht
gleich auf die Suchfunktion verweisen (vorausgesetzt, diese markiert den
gefundenen Begriff im Textfeld), so sollte die vorhandene interne Struktur
des Bestandes nicht nur wiedergegeben, sondern auch zur Gliederung des
Textes verwendet werden.

Dabei braucht die hierarchische Struktur der Bestandelbersicht
keineswegs an der Grenze zum Bestand halt zu machen. Die
Inhaltsbeschreibung des Bestandes Regierung Disseldorf im dortigen HStA
greift das aus der gesamten Prasentation bekannte Gliederungsschema auf
und fdhrt es unterhalb der Bestandsebene flir die einzelnen Abteilungen der
Regierung weiter, die so eine weitere Ebene in der Bestéandehierarchie bilden.

In allen Teilen der Bestandsbeschreibung (wie der gesamten Bestande-
Ubersicht) sollten Verweise zu inhaltlich verwandten oder ergénzenden
Bestanden und Bestandegruppen den Benutzer bei seiner strukturierten
Ermittlung unterstiitzen. Es ist bemerkenswert, dal? gerade diese Hyperlink-
Funktion von den archivischen Online-Ubersichten fast nie genutzt wird,
obwohl sie die eigentliche Starke des Internets ausmacht und das
Hauptproblem jeder Klassifikation zu relativieren vermag, einen Bestand nur
an eine Stelle der Tektonik setzen zu kénnen. Hier schlagt sich der Mangel
fast aller gangigen Verzeichnungsprogramme nieder, die mitunter zwar ein
gesondertes Datenfeld fiir ,Verweise” enthalten, jedoch keine Méglichkeiten
bieten, diese Uber eine Hyperlink-Funktionen direkt mit einer Textmarke oder
einer URL zu verknlpfen. Gleichwohl sollte bei der Erstellung einer Online-
Ubersicht versucht werden, einzelne Bestande oder Bestandsgruppen durch
erlauterte Links auch mit dem (Ubrigen Angebot der Homepage,
beispielsweise mit historischen Einflihrungstexten oder dem Literaturver-
zeichnis zu verzahnen.

SchlieBlich sollte die Prasentation dem Benutzer auf jeder Seite der
Bestandelibersicht eine Merk- oder Notizfunktion bereitstellen und einen -
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um die Graphikelemente der Bildschirmansicht reduzierten — Ausdruck der
ermittelten Bestdnde, Beschreibungen oder Angaben ermdglichen (LHA
Koblenz; das HStA Stuttgart bietet fiir viele Seiten eine ,Druckversion” an).
Die Signaturen und Bestandsbezeichnungen sollten direkt in ein
elektronisches Anfrageformular (vgl. bei Email) Gbertragbar sein.

C. Zugang

Die Beschreibungen der Bestande bilden den informativen Kern, der Zugang
zu den Bestanden die =zentrale Aufgabe einer archivischen Internet-
prasentation. Die Darstellung sollte dabei mehr sein als nur die Abbildung
einer gedruckten Ubersicht mit digitalen Mitteln. Sie sollte die herkémmliche
Textfassung in ihrer Transparenz und Zugéanglichkeit Gbertreffen, ohne deren
Leistungsfahigkeit und Komfort zu reduzieren (Menne-Haritz: Online-fahige
Repertorien, Sp. 609). Das Internet bietet neue technische Méglichkeiten,
deren Anwendungsbereich flir die Archive aber bisher wohl ebenso
unvollstdndig erschlossen ist, wie man deren archivspezifische
ZweckmaRigkeit kritisch abgewogen hat.

Beim Zugang zu erschlossenem Archivgut im Internet — sei es auf der
Ebene der Bestdndelibersicht oder des Findbuchs - lassen sich zwei
Grundtechnikern unterscheiden (vgl. Sahle: Zugriff, beim Abschnitt
LJbrowse”): zum einen das Auswahlen aus Listen und das Verfolgen von
Verknipfungen, zum anderen die direkte Datenbankabfrage mittels
Suchbegriffen und Suchkriterien. Der erste Weg soll hier - in Anlehnung an
Papritz - als ,Ermitteln”, der zweite als ,Suchen” bezeichnet werden.

Der ermittelnde Zugang erfolgt in der Praxis durch das fortschreitende
Auswahlen aus einer geordneten Liste in der hierarchisch néchst tiefer
liegenden Ebene. Dieses systematische Vorgehen entspricht dabei der
archivischen Ordnung der Bestadnde nach einer an Verwaltungsaufbau und
Behordenstruktur angelehnten Klassifikation (Tektonik), auch wenn diese
Ordnung stets nur eine Auswahl aus den im Prinzip unzahligen
Gliederungsmoglichkeiten der Bestande bietet.

Suchmasken mit ihren feld- und wertorientierten Abfragen spiegeln im
Grundsatz die Struktur von Datenbanken wider, die heute den meisten
archivischen ErschlieBungsprojekten zugrunde liegen. Sie geben dem
Benutzer ein Werkzeug an die Hand, die gleichmaRig strukturierten
Informationen in beliebiger Auswahl und durch Kombination von Kriterien
und Zeichenfolgen abzufragen und so eine vorher unbekannte, aber
individuell bestimmbare Teilmenge (Trefferliste) zu generieren. Die
ErschlieBung muf dabei weniger die variablen Fragestellungen des Benutzers
vorhersehen, als lediglich Kriterien entwickeln und bereitstellen, die ihm eine
zielgerichtete und differenzierte Auswahl in den archivischen Bestandsdaten
gestatten.

Verhélt sich die Zugangs-Schnittstelle einer Suchfunktion somit
interaktiv, ist die Technik des ,Ermittelns” eher statisch, da alle
Informationen in fester, zuvor definierter Form (etwa einer Bildschirmseite)
vorliegen. Das Ermitteln ahnelt dem bisher Ublichen analogen Zugang zu
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Informationen: Der Benutzer kann zwischen den einzelnen Angeboten
gewissermalfden hin- und herblattern.

Die Vor- und Nachteile des strukturbezogenen und des
stichwortorientierten Zugangs, die beide einen Zugriff auf das gesamte
erschlossene Material erlauben, sind im (deutschen) archivischen Kontext
vielfach erortert worden. Sie ermoglichen unterschiedliche
Recherchestrategien, so daR die Beschrankung auf eine Schnittstelle eine
unnoétige Reduktion flir die Benutzbarkeit der oft mit hohem Aufwand
erschlossenen Bestandsinformationen bedeutet. Die Zugriffszahlen auf
deutsche Archivseiten zeigen deutlich, dal3 die Nutzer ihren Weg zu den
Bestanden in gleichem Mal3e Uber die Gliederung (Tektonik) wie Uber die
Suchformulare finden.

Ziel eines Zugangskonzeptes sollte es vielmehr sein, die Leistungs-
fahigkeiten beider Strategien zu kombinieren und zugleich ihre Defizite durch
erganzende Hilfsmittel auszugleichen. Namen und Nutzen solcher Werkzeuge
sind keineswegs neu: Verweise, Indizes und Einfiihrungstexte sind aus
gedruckten Bestédndelbersichten hinlédnglich bekannt. Im Kontext der
Hyperlinkstruktur einer Internetprésentation ergeben sich jedoch erweiterte
Einsatzmdéglichkeiten, die von einigen deutschen und ausléandischen Archiven
bereits genutzt werden.

1. Zugang liber die Klassifikation

Ein Zugang Uber die Klassifikation der Bestédnde findet sich aulerhalb des
deutschsprachigen Raumes nur selten in archivischen Internetprasentationen.
Die graphischen und strukturellen Losungen des Problems, die syste-
matische, chronologische oder auch nur alphabetische Anordnung und
Hierarchie der Archivbestande fir eine durch Hyperlinks erschlossene
Internetprésentation aufzubereiten, sind durchaus vielféltig und reichen von
miteinander verknlpften Listendarstellungen (Universitatsarchiv Tlbingen,
StA Bremen) Uber mehrstufige Dateiverzeichnisse, die an die Darstellung des
Microsoft Windows-Explorers angelehnt sind (Bundesarchiv), bis hin zu
komplexen Strukturansichten mit einem vielféltigen Navigationsangebot (LHA
Koblenz, HStA Stuttgart).

Einige archivische Internetprasentationen verdeutlichen die Struktur ihrer
Tektonik graphisch durch die Verwendung von Diagrammen (Historisches
Archiv der EU, StA Luzern, Landesarchiv Liechtenstein, Stadtarchiv
Schaffhausen, Stadtarchiv Duderstadt). Dabei zeigen sich indes schnell die
Grenzen solcher Schaubilder im Internet, die durch den sichtbaren
Bildschirmbereich vorgegeben sind. Das Historische Archiv der EU, das StA
Luzern und das Stadtarchiv Schaffhausen beschranken ihre graphischen
Darstellungen auf die oberen Hierarchiestufen, wahrend auf den unteren
Ebenen wieder eine gestufte Listendarstellung folgt. Das Stadtarchiv
Duderstadt gibt die Gruppentitel bei seinen modernen Aktenbestanden in
einer Kurzform wieder. Im bildschirmflllenden Bestandediagramm des
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Landesarchivs Liechtenstein ist nur die oberste Hierarchieebene (Abteilung)
anwahlbar, fir die Bezeichnung der nicht mehr mit Links ausgestatteten
Untergruppen muf3te der Text senkrecht angeordnet werden, was die
Lesbarkeit sehr erschwert. Eine ,lberschaubare’ Darstellung groéRerer
Bestandszahlen erfordert eine Aufteilung auf mehrere Bereiche oder
(Bildschirm-)Seiten, so dal3 der didaktische Mehrwert einer solchen
Wiedergabe gegenilber einer mit einem Blick erfaBbaren Darstellung in
hierarchisch gegliederter Listenform im Einzelfall abzuwaégen ist.

Zusammenfassend lassen sich aus der Analyse der betrachteten
Bestandelbersichten folgende Anforderungen fiir einen Zugang Uber die
Klassifikation ableiten:

1) Auswahllisten

Auch eine technisch und optisch ausgereifte Online-Prasentation vermag
letztlich nicht die Méangel der archivischen Tektonik auszugleichen. Die Listen
der auf einer Klassifikationsebene nebeneinander stehenden Gliederungs-
punkte sollte keinen Umfang annehmen, der anstelle einer zligigen Auswahl
ein aufwendiges Durchsuchen erfordert. Wahrend die Bestandeulbersicht des
Bundesarchivs mitunter Uber 20 Betreffe nebeneinander stellt, finden sich
beim HStA Stuttgart zuweilen fast 50, beim HStA Wiesbaden tber 70 und
beim LHA Koblenz, das insgesamt nur drei Klassifikationsstufen verwendet,
gelegentlich sogar weit Uber 200 gleichrangige Gliederungspunkte. LaRt sich
die Tektonik nicht grundsatzlich &ndern, kénnen mdoglicherweise durch
Zusammenfassungen kleinere Zwischengruppen gebildet werden (StA
Luzern).

2) Anzeige der Klassifikationsstufe

Der Benutzer sollte jederzeit deutlich erkennen kénnen, an welcher Stelle
innerhalb der Klassifikation er sich befindet. Die (bergeordneten Hierarchie-
ebenen sollten im Kopf des Bildschirms ablesbar und farblich, durch die
Klassifikationsnummern und/oder durch einen zunehmenden linken Einzug
(EinrGcken) klar voneinander unterschieden sein.

3) Navigation

Die angezeigten Ubergeordneten Klassifikationsstufen sollten als Link
formatiert und somit direkt ansteuerbar sein.

Die meisten Seiten erlauben lediglich ein auf- oder absteigendes
Navigieren; so ist beispielsweise ein direkter (Quer-)Sprung von der Klassi-
fikationsstufe 1.2.3 in den Gliederungspunkt 4.5.6 in der Regel nicht méglich
— und wohl auch selten nétig. Hilfreich ist dennoch die Losung des LHA
Koblenz, die Ubergeordneten Klassifikationspunkte nicht nur als Link
auszulegen, sondern als Drop-down-MenUls zu gestalten. Zusatzlich befinden
sich neben den Menubalken Pfeilsymbole, die auch ohne Aufklappen der
Ments ein Vor- und Zurlickblattern auf allen héheren Klassifikationsebenen
erlauben. Auf diese Weise kann der Benutzer schnell in jeden gleichrangigen
Gliederungspunkt aller ibergeordneten Klassifikationsebenen gelangen, ohne
zwischenzeitlich das Aufrufen und Laden der zu passierenden Seiten
abwarten zu mussen.
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Neben dem vertikalen Navigieren zwischen den Bestandsebenen wird die
horizontale Navigation, gewissermalen das Vor- und Zurlckblattern
zwischen den einzelnen Gliederungspunkten oder Bestdnden, Ublicherweise
durch Pfeilsymbole oder Textanzeigen (,voranstehender Bestand”
~nachfolgender Bestand”) ermdglicht.

Von der Bestandelibersicht sollte darliber hinaus jederzeit in andere
Menlis der Homepage gewechselt werden koénnen. Neben dem
obligatorischen Link zur Startseite (z. B. im Logo) sollten die Suchfunktion
und vor allem die Hinweise und Erlauterungen fir ein strukturiertes Ermitteln
in der Ubersicht standig anwahlbar sein.

4) Bildschirmeinteilung

Eng verknilpft mit der Gestaltung der Navigationsmoglichkeiten ist die Frage
der Bildschirmeinteilung. Bei einigen Prasentationen 6ffnet sich die Besténde-
Ubersicht in einem eigenem Browser-Fenster (HStA Wiesbaden, Universitéts-
archiv Tubingen). Beim LHA Koblenz kann die ,Strukturiibersicht” mit der
ersten Klassifikationsstufe jederzeit in einem eigenen Fenster eingeblendet
werden, wahrend die Ubrigen Stufen im Hauptframe erscheinen. Die
Strukturiibersicht des HStA Stuttgart 6ffnet sich im linken Frame, der das
Navigieren mit einer bewu3t dem Microsoft Windows-Explorer
nachempfundenen Baumstruktur ermdglicht; zur besseren Ansicht kann
dieser Navigationsbereich durch eine Schaltflache verbreitert werden. Die
Ansteuerung der Ubrigen Homepage-Bestandteile kann jederzeit Uber eine
Mendleiste in der Ful3zeile erfolgen.

Der Verwendung des linken Frames zur Navigation innerhalb der
Bestédnde sind durch die Breite dieses Bereichs indes graphische Grenzen
gesetzt, will man die Darstellungen im eigentlichen Hauptframe nicht zu sehr
einengen. Eine mehr als dreistufige Klassifikation kann in Ubersichtlicher, d.
h. farblich, durch SchriftgroBe oder Einzlige gestufter Form kaum noch
dargestellt werden. Ahnlich wie beim HStA Stuttgart enthalt daher auch die
Bestandelbersicht des Streekarchiefdienst Hollands Midden im linken Frame
nur die ersten beiden Ebenen der Gesamtklassifikation, wéahrend die dritte
Ebene mit den Listen der Bestdnde im Hauptframe angezeigt werden. Eine
solche flache Hierarchiestruktur bringt bei umfangreicheren Bestandszahlen
wiederum die erwahnten Probleme des Suchens statt Ermittelns mit sich, die
in der Praxis durch das ,Scrollen” in der Bildlaufleiste am rechten Rand der
einzelnen Frames nur unbefriedigend gelést werden kénnen. Ab vier- oder
funfstufigen Klassifikationen sollte daher auf die Verwendung eines
besonderen Frames zur Navigation verzichtet werden, um die gesamte Breite
der Bildschirmansicht zur Darstellung der Hierarchieebenen zur Verfiigung zu
haben.

5) Beschreibungen zu Bestandsgruppen

Die Online-Ubersicht sollte nicht nur Beschreibungen der einzelnen Bestinde
enthalten, sondern auch auf jeder (bergeordneten Klassifikationsstufe erlau-
ternde Texte und Verweise fir alle Bestandsgruppen des Archivs zulassen.
Eine graphisch und technisch befriedigende Einbindung dieser Hinweise, die
gleichsam neben der hierarchischen Struktur der Bestande stehen, ist bisher
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kaum gelungen. Verwirrend ist die Losung, die Erlauterungen unter einem
eigenstandigen Gliederungspunkt jeweils an den Anfang der Listen zu stellen
wie beim HStA Wiesbaden (,Landratsamter allgemein”), beim StA Bremen
(,Einleitung”) oder beim StA Luzern (,Erschliessung”), da sie dort in einer
Reihe mit den archivischen Gruppentiteln der Klassifikation stehen. In der
Ubersicht des HStA Dusseldorf wird der Einfiihrungstext (,Vorbemerkung®)
ohne vorheriges Anwahlen vor der Liste der Gliederungspunkte eingeblendet,
die dadurch nach unten auRerhalb des sofort sichtbaren Bildschirmbereichs
verschoben werden kénnen. Die im Aufbau befindliche Besténdelbersicht
der ,Archive in Hessen” verwendet ohne weitere Kommentare das Explorer-
Symbol, um auf Verweisungen zu anderen Bestdnden aufmerksam zu
machen. Die Verweise selbst 6ffnen sich durch Anwahlen in einem
gesonderten Fenster, sind unverstandlicherweise aber nicht als Links
formatiert.

Soll der Benutzer die ihm zu einzelnen Bestandegruppen angebotenen
Hinweise flir seine strukturierte Recherche nutzen, missen Erlauterungen
und Verweise unmittelbar in die sichtbare Gliederung integriert werden. Es
empfiehlt sich daher ein (z. B. farblich) deutlich abgesetzter kurzer Text am
Beginn jeder Gliederungsliste, der bei Bedarf erweitert werden kann.

6) Erlduterungen und Ermittlungshinweise

In einem besonderen Menl missen dem Benutzer die Grundlagen der

archivischen Tektonik sowie der Umgang mit der Bestandelbersicht erlautert

werden (vgl. unten Benutzerschulung). Hierzu gehéren:

- Tips fiur eine strukturierte Recherche in der Bestandelbersicht,

. Erlauterungen zur graphischen Darstellung der Tektonik,

= Erklarungen zu den Navigationsmoglichkeiten und Steuerungssymbolen
sowie

. Hinweise auf die zuséatzlichen Beschreibungstexte und Verweise bei den

Bestandegruppen.

Archivische Ordnungsbegriffe wie Provenienz, Pertinenz, Bestand usw.
sollten hier ebenso erklart werden wie alle in den Bestandsbeschreibungen
verwendeten ,Fachbegriffe”. Hinzukommen sollte eine Erlauterung zum
Aufbau und zu den einzelnen Elementen der Bestandsbeschreibungen.

2. Zugang lber eine Suchfunktion

Neben dem Zugang Uber die Klassifikation der Bestéande bieten viele Archive
auch eine Suchfunktion (Suchformular, ,Search Gateway”) an, die eine mehr
oder weniger differenzierte Wortsuche in den online verfigbaren Titeln und
Beschreibungen erlaubt. lhre Leistungsfahigkeit kann von einfachen Abfragen
aus den Feldinhalten einer Datenbank (Bundesarchiv), Uber die Auswahl
vorgegebener Schlagworte (StA Bremen) und die Méglichkeit einer zeitlichen
Eingrenzung (LHA Koblenz) bis hin zur Formulierung komplexer Suchanfragen
reichen, bei denen Worte, Texte oder Feldinhalte mit Trunkierungen
(Platzhalter, Wildcards) erweitert, durch Boolsche Operatoren verknlpft und
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durch ein differenziertes Menliangebot zeitlich und sachlich eingegrenzt
werden konnen (Stadtarchiv Duderstadt, HStA Stuttgart).

Funktionen des Suchformulars

Die Suchabfrage fir eine Online-Bestandelibersicht sollte folgende
Bestandteile und Funktionen enthalten:

1) Um weniger erfahrenen Besucher der Homepage den schnellen Zugang zu
erleichtern, sollte zwischen einer ,Einfachen Suche” (Standardsuche, Regu-
lare Suche) mit wenigen Funktionen (Wort-/Textsuche mit zeitlicher
Eingrenzung) und einer ,Erweiterten Suche” (Erweitertes Formular, Experten-
suche) unterschieden werden, die alle vorhandenen Kombinations-
maoglichkeiten erlaubt (die sieben verschiedenen Recherchemasken des
Historischen Archivs der EU sind eher verwirrend).

2) Es sollte die gleichzeitige Eingabe mehrerer Worte oder Buchstabenfolgen
moglich sein. Diese Eingaben kénnen auf mehrere Bildschirmfelder verteilt
oder hintereinander in einem gréReren Feld vorgenommen werden.

3) Es sollte eine Mdoglichkeit bestehen, die Beachtung der Grof- und
Kleinschreibung hinzu- oder abzuschalten. Deutsche Sonderzeichen wie &, 6,
G und B sollten auch in der Schreibung ae, oe, ue, ss bzw. sz ermittelt
werden konnen. Hilfreich kann auch die Option sein, ein oder zwei
~Schreibfehler” zuzulassen, so daR Tippfehler ebenso ausgeglichen werden
kénnen wie wechselnde Schreibweisen der Suchbegriffe.

4) Die eingegebenen Suchworter missen mit Trunkierungen (Wildcards,
Jokerzeichen) versehen und

5) mit den sog. ,Boolschen Operatoren” (AND/UND, OR/ODER, NOT/NICHT)
verknUpft werden kénnen. Anstelle der Eingabe ,von Hand’ empfiehlt sich die
Verwendung von Drop-down-Menis oder Schaltflachen.

Zusatzlich zu den drei Standardoperatoren kann sich bei umfangreicheren
Beschreibungen die Verwendung der Funktion NEAR anbieten, die nur
Ergebnisse anzeigt, in denen die verknipften Buchstabenfolgen in ,naher
Umgebung” (z. B. mit héchstens zehn Worten Abstand) vorkommen.

6) Die Suche sollte auf ein oder mehrere Felder der Bestandsbeschreibungen
(Bestandsbezeichnung, Bestandsinhalt, Literaturhinweise) sowie

7) eine oder mehrere Bestandegruppen eingegrenzt und so ggf. beschleunigt
werden kdnnen.

8) Die Recherche muf3 durch die Eingabe von Jahreszahlen auf einen
bestimmten Zeitraum beschrankt werden kénnen (von - bis, vor, nach).

9) Fir das Suchformular sollte zuséatzlich zu knappen Bedienungsangaben bei
den einzelnen Feldern und Funktionen ein ausfihrlicher Erlduterungstext (in
einem gesonderten Fenster) zur Verfligung stehen (City of Vancouver
Archives). Hier sind Hinweise zur Recherche sowie Beispiele fur die zweck-
maRige Verwendung der Operatoren (Stadsarchief Dordrecht) und Such-
beschrankungen anzufihren.

10) Es sollte ein MenlG fir die Gestaltung der Ergebnisprasentation
(Trefferliste) bestehen (vgl. unten bei Prasentation der Suchergebnisse), das
die Auswahl zwischen einer Liste mit den Basisinformationen der
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einschlagigen Bestadnde (Signatur, Titel, Laufzeit) und der Anzeige der
vollstandigen Bestandsbeschreibungen erlaubt (LHA Koblenz, StA Luzern).
Auch die Anzahl der auf einer Ergebnisseite angezeigten Treffer sowie die
Ordnung der Ergebnisliste (nach Signaturen oder Laufzeiten) sollte vorher
bestimmbar sein.

11) Als sehr hilfreich erweist sich die ,Treffervorschau” in der Suchmaske
far die NRW-Archive, die zunachst die Anzahl der aufgrund der
Suchvorgaben ermittelten Bestande anzeigt. Bei der Verwendung von
Wildcards erscheint eine Liste aller Begriffe, die die gesuchte Buch-
stabenfolge enthalten. Diese Ubersicht, die aufgrund einer automatischen
Volltextindizierung erstellt wurde und daher schnell zur Verfiigung steht (vgl.
unten bei Index), kann helfen, umfangreiche Ergebnislisten, deren Gene-
rierung und Download zu langen Wartezeiten flhren wirden, bereits im
Vorfeld durch eine genauere Formulierung der Anfrage zu reduzieren.

12) Bei umfangreicheren Kombinations- und Einschrankungsmdglichkeiten
sollte ein Button ,Neue Suche” vorhanden sein, der alle Eintragungen und
Auswabhlen 16scht bzw. auf den Anfangswert zurlicksetzt. Fir einzelne Felder
ist daneben ein Button ,Eingabe 16schen” vorzusehen, der nur den jeweiligen
Feldinhalt 16scht.

13) Die Suchfunktion des Streekarchiefdienst Hollands Midden bietet
schlieBlich die zunéachst verwirrende Méglichkeit, auch die
Bibliotheksbestande in die Schlagwortsuche einzubeziehen. Da viele Benutzer
sich aber bereits mit Hinweisen auf einschléagige Literaturtitel zufriedenstellen
lassen, hat diese Funktion im erweiterten Servicebereich einer archivischen
Internetprasentation durchaus ihre Berechtigung (vgl. unten Literatur- und
Bibliotheksangebote). Doch sollten die bibliographischen Ergebnisse deutlich
von den Treffern in der BestédndeUlbersicht getrennt werden.

Prédsentation der Suchergebnisse

Fir die Prasentation der Suchergebnisse sind folgende Funktionen und
Bestandteile empfehlenswert:

1) Die aufgrund der eingegebenen Begriffe und Suchkriterien gefundenen
Bestdnde sollten zunachst nur mit ihren Basisangaben (Signatur, Titel,
Laufzeit) in einer Ubersichtsliste erscheinen, deren Eintrage durch Links mit
den vollstandigen Bestandsbeschreibungen verknipft sind. Fir die
Darstellung dieser Liste empfiehlt sich — nach dem Beispiel der NRW-Archive
— ein neues, kleineres Fenster, das sichtbar bleibt, wé&hrend die dort
ausgewahlten Bestande jeweils im Hauptframe der Ansicht erscheinen. Eine
vollstandige Aufreihung aller ermittelten Bestande in einer Bildschirmansicht
kann bei langen Trefferlisten ein aufwendiges Scrollen auf der Bildlaufleiste
bzw. die Verwendung zuséatzlicher Navigationselemente erforderlich machen.
2) Berlicksichtigt die Ergebnisprasentation das Feld, in dem der Suchbegriff
vorkommt (in der Bestandsbezeichnung, nur in der inhaltlichen Beschreibung
oder lediglich bei den Verweisen) sowie die Haufigkeit der gesuchten Wérter
in der gesamten Bestandsbeschreibung, 1aRt sich eine Rangfolge (Relevanz,
Wertigkeit) der Treffer ablesen.
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3) Die gefundenen Bestdande miissen im Kontext ihrer Tektonikhierarchie
angezeigt werden. Darliber hinaus kénnte die Ubersichtsliste neben den
bestandsbeschreibenden Kernangaben - nach dem Vorbild der géngigen
Internetsuchmaschinen — auch das unmittelbare Textumfeld des gefundenen
Suchbegriffs in der Bestandsbeschreibung anzeigen. Dies wirde eine
schnellere Beurteilung aller Treffer erleichtern (vgl. oben den Operator
NEAR).
4) Die Trefferliste sollte die Anzahl der insgesamt gefundenen Bestande
angeben und bei umfangreicheren Ergebnissen in mehrere Seiten (mit
entsprechender Navigationsfunktion) aufgeteilt sein (entsprechend den
Vorgaben bei der Formulierung der Abfrage).
5) Da erfahrungsgemaR oft mehrere Abfragen nétig sind, sollten die
Eintragungen und Einschréankungen in der Suchmaske erhalten bleiben und
beim  Zuriickspringen (zur Korrektur) zur Verfigung stehen. Noch
zweckmaBiger erscheint die Ergebnisprasentation des StA Luzern, bei dem
die Suchmaske mit den alten Eingaben etwas verkleinert auch im Kopf des
Suchergebnisses erscheint und dort sofort fir Umformulierungen benutzt
werden kann.
6) Noch sehr selten findet sich leider eine farbliche Hervorhebung
(Highlighting) der gesuchten Begriffe innerhalb der ermittelten Bestands-
beschreibungen (HStA Stuttgart, City of Vancouver Archives). Gerade bei
umfangreichen Inhaltsangaben (LHA Koblenz) hilft andernfalls nur noch die
interne Suchfunktion des verwendeten Internet-Browsers.
7) Ebenfalls noch nicht sehr verbreitet ist die Mdglichkeit, ausgewahlte
Suchergebnisse mit Hilfe einer Notizfunktion (,Merkzettel”) festzuhalten und
ggf. auszudrucken (LHA Koblenz, Stadsarchief Dordrecht: ,Notities”). Nur
auf dem Bildschirm sichtbare Ergebnisse, die mdglicherweise von Hand
abgeschrieben oder in eine Online-Anfrage Ubertragen werden missen, sind
kaum zweckmaRig.
8) Bei Suchvorgangen ohne Ergebnis sollte dem Benutzer automatisch eine
Hilfestellung fir die Formulierung der Anfragen angeboten werden.
Hinzuweisen ware hier beispielsweise auf die Verwendung von
Trunkierungen, Synonymen oder anderen Schreibweisen. Erbringt eine
Recherche sehr viele Treffer, kénnte auf die Einschrédnkungsmdglichkeiten
und die Verwendung der Boolschen Operatoren verwiesen werden.

3. Zugang liber einen Index

Die sog. Freitextsuche, bei der eine beliebige Zeichenfolge in einem
definierten Textbereich gesucht werden kann, ist ein schnell und mit
geringem technischen Aufwand umzusetzendes Recherchewerkzeug, das —
im Gegensatz zu einer indizierten Suche — keinerlei inhaltliche Erarbeitung
oder Nachbereitung erfordert. Sie ist aber auch mit einer Reihe von
Problemen verbunden, die sich an jeder archivischen Suchfunktion schnell
aufzeigen lassen: So liefert beispielsweise die Eingabe des Wortes
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LFinanzministerium” in der Suchmaske des LHA Koblenz dem Benutzer die
Auskunft: ,Es wurden keine Bestédnde gefunden.” Die Eingabe der Buch-
stabenfolge ,Finanz” (ohne weitere Einschrédnkungen) liefert ihm dagegen
180, das Wort ,Finanzen” immerhin noch 101 Treffer.

Sucht man nach dem Wort ,Volksschule” werden zwar sechs
einschlagige Bestédnde, nicht aber der Bestand ,Kultusministerium”
angezeigt, da in dessen Beschreibung nur die verklrzte Formulierung ,Volks-,
Real- und Sonderschulen” aufgenommen wurde. Die Eingabe von
»Schifffahrt” in die Suchfunktion des HStA Stuttgart ergibt sieben
einschldgige Bestédnde, die wiederum nicht mehr unter den Ergebnissen
angezeigt werden, wenn man das Wort nach alter Rechtschreibung
(,Schiffahrt”) buchstabiert (zwolf Treffer). Die Worte ,Rind”, ,Kuh” und
~Schwein” bringen selbst bei einer Suche in allen Bestandeibersichten des
NRW-Archivverbundes keine einschlagigen Titel, erst bei der Eingabe von
.Vieh” ergeben sich 18 Treffer.

Die Beispiele zeigen, da® die durch die EDV gegebene Mdéglichkeit einer
Freitextsuche, die lediglich eine vorgegebene Buchstabenfolge, nicht jedoch
orthographisch abweichende oder verkiirzte Schreibungen des Begriffs,
Synonyme sowie zu-, Uber- oder untergeordnete Betreffe anzeigt, auch den
Bearbeiter einer Online-Bestandelbersicht letztlich nur bedingt der Mihe ent-
hebt, seine Texte durch einen qualifizierten Index zu erschliel3en, der einzelne
Schlagworte inhaltlich differenziert oder ggf. Verweise auf verwandte
Begriffe anbietet.

Neben der Freitextsuche kann man zwei weitere Formen der Begriffs-
recherche unterscheiden (vgl. Bischoff: Informationsvermittlung, S. 69-73):
die Schlagwortsuche und die Stichwortsuche. Die aus herkdmmlichen
Findmitteln bekannte Schlagwortindizierung, bei der (auch nicht explizit in
einem Text vorkommende) Betreffe alphabetisch geordnet und sach-
systematisch hierarchisiert werden koénnen, bietet gegenlber der Frei-
textsuche zwei Vorteile: die Abfrage kann aufgrund des begrenzten Umfangs
DV-technisch schneller bearbeitet werden und erlaubt dem Benutzer eine
groRBere Transparenz, welche Begriffe er Uberhaupt finden kann, welche
Synonyme sich moglicherweise anbieten oder welche Trefferquote zu erwar-
ten ist. Sie erfordert jedoch umfangreiche Vorarbeiten, zumal bestehende
Indizes, die beispielsweise auf Seitenzahlen gedruckter Findmittel verweisen,
fir eine hyperlinkbasierte, auf einzelne Bestdnde verweisende
Indexdatenbank nicht verwendet werden kénnen.

Eine Zwischenstellung zwischen der EDV-typischen Freitextsuche und
der klassischen Verschlagwortung nimmt die automatische Verstichwortung
ein, die mittels einer einfachen Programmroutine alle Begriffe eines
definierten Textes in einen Index zusammenfal3t, den der Benutzer jederzeit
fur seine Rechercheformulierung heranziehen und der Bearbeiter jederzeit
verdndern, erganzen oder einschranken kann. Zur Reduzierung der
Begriffsvielfalt kann auf bereits vielfach verwendete, sog. Stopwortlisten
zurlickgegriffen werden, die bestimmte Begriffe von der automatischen
Indizierung ausnehmen (z. B. Artikel, Pronomen, Konjunktionen,
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Prapositionen usw.). Das Verfahren ist mit dhnlich geringem Arbeitsaufwand
wie die Freitextsuche zu realisieren, liefert aber bei einer Online-Recherche
ahnlich schnelle Ergebnisse wie die Schlagwortsuche und erlaubt eine
optische Hervorhebung der gefundenen Zeichenfolgen (Highlighting), die bei
einem Schlagwortindex zu Schwierigkeiten fihren kann, wenn der gebildete
Betreff nicht explizit im Text vorkommt. Allerdings kann die automatische
Stichwortindizierung die geschilderten grundsatzlichen Probleme bei der
Begriffsrecherche nur bedingt beheben, da beispielsweise alle grammatischen
Formen eines Begriffs als gesonderte Indexeintrage erscheinen: der Benutzer
bleibt gezwungen, sowohl das Wort ,Lohn“ als auch die Form ,Léhne”
einzugeben, um eine vollstandige Liste aller einschlagigen Bestédnde zu
erhalten, und hat anschlieRend noch immer keine GewiBheit, ob sich die
gesuchten Informationen nicht unter den Stichworten ,Besoldung” oder
~Einkommen*”, ,Gehalt” oder ,Gehalter” finden lassen.

Einige archivische Internetprasentationen haben die einfache
Freitextsuche bereits durch eine qualifizierte Stichwortsuche ersetzt bzw.
erweitert. Das StA Bremen bietet dem Benutzer im linken Frame eine
mehrstufige, in Alphabetbereiche eingeteilte Liste mit Indexbegriffen, die
durch Links direkt mit dem entsprechenden Bestand verkniipft sind und ggf.
auch Verweise auf andere Schlagworter (z. B. bei ,Personalakten”)
enthalten. Es fehlen allerdings Differenzierungen und genauere Erlauterungen
bei haufig vorkommenden Betreffen wie ,Polizei”, ,Presse” oder ,Wahlen”,
so dald der Benutzer allen Links nachgehen muR, zumal die Begriffe aus
ihrem erklarenden Tektonik-Kontext herausgeldst sind. Die Prasentation des
StA Luzern enthalt eine einfache Liste von ,Verweisen”, die sich in einem
gesonderten Fenster 6ffnet und bei ausbleibenden Treffern helfen soll, die
Suchabfrage zu verbessern (z. B. ,Anwaélte s. Advokaten”, ,Munition s.
Pulver”, ,Taufblcher s. Pfarrblicher”). Die City of Victoria Archives haben
die Suchfelder als Drop-down-Menis gestaltet, in denen Listen zu den drei
Indexbereichen Subjekt (Bestandsgegenstand), Creator (Bestandsbildner),
Series Number (Signatur) aufgerufen werden kénnen. Auch die Funktion
~Zoeken op trefwoorden” des Stadarchiefs Dordrecht arbeitet mit drei Drop-
down-Mentls, die jeweils die komplette Indexliste enthalten und durch
Boolsche Operatoren verknipft werden kénnen. Das HStA Stuttgart a3t
dem Benutzer die Auswahl unter finf ,Stichwortlisten” (Kurzsignatur,
Laufzeit, ARGEALP-Landersiglen, Orts- und Sachindex, Klassifikation), die
der Suchfunktion hinzugefiigt werden kénnen.

Unabhéngig davon, ob man sich flir eine automatisch generierte
Verstichwortung oder eine herkdmmliche Verschlagwortung entscheidet,
sollten fir die Indizes archivischer Online-Bestandeibersichten folgende
Mindestanforderungen gelten:
= die Indizes sollten unmittelbar in die Suchfunktion der Besténdelibersicht

integriert sein;
= als Darstellung fir kiirzere Listen empfiehlt sich die Auswahl aus einem

Drop-down-Menii, langere Zusammenstellungen sollten in einem

gesonderten Frame angezeigt werden;
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= mindestens zwei Begriffe sollten zur Einschrankung der Suche
ausgewahlt und durch Boolsche Operatoren miteinander verknipft
werden kdénnen;

= die Indexeintrdge sollten durch Links auch unmittelbar mit den
entsprechenden Bestanden verknUpft sein;

= haufige Begriffe sollten nach untergeordneten Betreffen differenziert und
ggf. erlautert dargeboten werden;

=  Verweise auf Synonyme oder verwandte Begriffe sollten vorhanden und
durch Links verbunden sein.

Il. Bestandteile einer archivischen Homepage

Der EDV-Ausschuss der Archivreferentenkonferenz des Bundes und der
Lander veroffentlichte 1998 ,Hinweise zur Darstellung staatlicher Archive
und Archivverwaltungen im WorldWideWeb des Internet” und stellte darin
einen Katalog von ,Informationen und Leistungen” zusammen, der als Hand-
reichung fir die Vorstellung von Archiven im Internet dienen sollte.
Aufbauend auf einem bereits 1996 von Karsten Uhde entwickelten
Schichtenmodell wurden in finf Ebenen, die auch als nacheinander zu
realisierende Ausbaustufen verstanden werden konnten (von der einfachsten
Form einer schlicht gestalteten ,Vorstellung des Archivs” bis hin zur
Einbindung von ,Quelleneditionen”), Mindestanforderungen und ,fakultative
Ergédnzungen” an archivische Internetprasentationen formuliert. In &hnlicher
Form stellt die folgende Ubersicht aus der Analyse der bestehenden Archiv-
Prasentationen sowie mit Blick auf die archivspezifische ZweckmaRigkeit
ihrer Angebote einen dreistufigen Katalog von notwendigen, empfohlenen
und fakultativen Bestandteilen einer archivischen Homepage zusammen und
formuliert Anforderungen an Aufbau, Inhalt und Darstellung.

A. Notwendige Bestandteile

1. Startseite

Die Startseite ist das Aushangeschild, gleichsam die Visitenkarte einer
archivischen Internetprasentation. Sie pragt das ,Bild”, das sich der Besucher
vom Archiv macht, und gibt in ihrer graphischen, farblichen und formalen
Gestaltung zugleich das Design und Layout fiir alle (brigen Seiten des
Angebots vor. Bei der Auswahl der Farben fiir Text, Hintergrund, Balken und
andere Graphikelemente sollte auch bei einer Anlehnung an historische oder
heraldische Farbtraditionen des Archivsprengels auf eine gut sichtbare, d. h.
kontrastreiche Darstellung geachtet werden. Fir die graphische (wie die
inhaltliche) Gestaltung der Website gilt die Regel: farbig, aber nicht bunt.
Einstiegsseiten werden auch von Archiven vielfach mit Hilfe
umfangreicher Graphiken, Bilder und Animationen gestaltet. Gerade hier —
wie bei der Prasentation insgesamt — sollte jedoch beachtet werden, daR das
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Herunterladen solcher Dateien eine erhebliche Wartezeit erfordern kann.
Abzulehnen sind daher aufwendige Anfangsseiten, die dem Benutzer
zunachst kaum Sachinformationen bieten, sondern ihn lediglich — nach
Anklicken oder einer Zeitverzogerung — zur eigentlichen Angebotsibersicht
weiterleiten (Stadtarchiv Heilbronn, Stadtarchiv. Mannheim, Stadtarchiv
Passau, Archives de Lyon). Alle Abbildungen der Website sollten zur
Reduzierung der Ladezeit zunachst nur in verkleinerter Form (thumbnails)
wiedergegeben werden, durch Anklicken aber auf eine Vollbilddarstellung
vergroRert werden kénnen.

Als zentrales Wiedererkennungselement hat sich auch fur archivische
Internetangebote das ,Logo” durchgesetzt, das sich — als der Teil eines
festen Frames in der Kopfzeile — gewdhnlich in der linken oberen Ecke der
Bildschirmansicht wiederfindet und auf allen Seiten zugleich als Link zur
Startseite (Home) dienen sollte. Es sollte wenig Raum einnehmen: die
Prasentation des HStA Wiesbaden zeigt eine groRe Zeichnung des
Archivgebaudes (mit Namen und Titel des Archivleiters und seines
Stellvertreters), die am Beginn jeder Seite des Angebots steht, so dal der
sichtbare Teil des Hauptframes sehr stark eingeschrankt wird.

Die Einstiegsseite einer archivischen Internetprasentation, die eigentliche
~Homepage”, sollte dem Besucher Ubersichtlich und méglichst auf einem
Blick das Online-Angebot des Archivs prasentieren. Von ihr aus muf3 der
Benutzer gezielt die ihn interessierenden Bereiche anwéahlen kdénnen. Es
bieten sich im wesentlichen zwei LOdsungen an:

1. Die Startseite zeigt im Hauptframe alle MenulUlberschriften, die spater im
Navigationsframe oder der Steuerleiste eine schnelle Orientierung und Steue-
rung im Internetangebot erlauben (LHA Koblenz), oder

2. sie enthalt bereits einen gesonderten Navigationsbereich und bietet im
Hauptfeld beispielsweise eine Ubersicht tber die Kerninformationen des
Archivs (Anschrift, Telephonnummer, Offnungszeiten, Email) oder einen
einleitenden BegriiBungstext (Bundesarchiv, Stadtarchiv Bamberg).

Doppellungen durch das parallele Anzeigen der MenUlberschriften in
einem Navigationsbereich und im Hauptframe (Saarlandisches Landesarchiv,
LHA Koblenz) sollten vermieden werden. Hilfreich ist eine gesonderte
.Sitemap”, die ein Ubersichtliches Inhaltsverzeichnis aller Rubriken des
Angebots bietet (Steiermérkisches Landesarchiv, Regionaal Historisch
Centrum Tilburg). Zu umfangreiche Menileisten, die man nur mittels der
Bildlaufleiste Ubersehen kann, sind hingegen kaum zweckmé&Rig (Yukon
Archives). Auch verschachtelte Bildschirmeinteilungen  (Stadtarchiv
Saarbrlicken) oder zu breite Rahmen (Stadtarchiv Stuttgart) kénnen eine
schnelle Orientierung behindern.

2. Hinweise zur Benutzung der Homepage

Neben Benutzungshinweisen flir einzelne Teile des Internetangebots sollten
auch generelle Erlauterungen fir die Benutzung der Homepage zur Verfligung
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stehen, die dem interessierten Besucher einen Uberblick tiber die Konzeption
des Angebots, vorhandene Hilfefunktionen, Funktionssymbole und Navi-
gationsmoglichkeiten (Historisches Archiv der EU) bieten. Ein Glossar mit
Erlauterungen der verwendeten archivfachlichen Begriffe sollte ebenfalls an-
steuerbar, ein Abklrzungsverzeichnis hingegen entbehrlich sein.

In  umfangreicheren Prasentationen sollte auch eine Suchfunktion
integriert werden, die dem Benutzer - neben der Madglichkeit des
systematischen Navigierens — eine schnelle Indexsuche (iber alle Seiten des
Internetangebots  hinweg (ohne die Bestandelbersicht) ermdglicht
(Historisches Zentrum Hagen, LAD Baden-Wirttemberg).

Far die Wiedergabe der Hilfs- und Erlauterungstexte, die fir jedes
Angebot der Website, alle Menl- und Steuerfunktionen zur Verfligung stehen
sollten, kénnen - anstelle neuer Browser-Fenster oder Anzeigen in einem
gesonderten Frame - die Statuszeile des Browsers oder kleine Textfenster
genutzt werden, die sich beim Uberfahren der Elemente mit dem Mauspfeil
o6ffnen und beim Weiterfahren wieder schliel3en.

3. Alilgemeine Informationen zum Archiv

Die allgemeinen Informationen Uber das Archiv, seine Anschrift, Erreich-
barkeit und Offnungszeiten gehéren nachweislich zu den am haufigsten
abgefragten Angaben der archivischen Internetprasentationen (vgl. die
Statistiken Uber die Zugriffe auf die entsprechenden Seiten des

Bundesarchivs, der ,Archive in NRW* sowie der LAD und der Staatsarchive

in Baden-Wirttemberg). Auf jeder archivischen Homepage sollte der Benutzer

folgende Angaben finden kénnen:

. Kontaktmadglichkeiten: Postanschrift, Telefonnummer, Faxnummer,
Email-Adresse. Hier konnen auch spezielle Durchwahlen und Email-
Adressen fur die einzelnen Servicebereiche des Archivs, den Benutzer-
saal (Anmeldung, Aktenvorbestellung, Platzreservierung), die Foto-
abholung, die Publikationsbestellung oder die Bibliothek angegeben wer-
den. Mitunter sollen dem Benutzer Organigramme bzw. Geschafts-
verteilungsplane mit einer Ubersicht (ber die Abteilungs- und Referats-
gliederung (StA Miunster, Landesarchiv Berlin, LHA Koblenz) oder eine
Liste der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit AuRenkontakten (Name,
Aufgaben, Telefonnummer, Email) gezielte Anfragen ermdglichen
(Staatsarchiv  Darmstadt, Staatsarchiv. Hamburg, Institut fir
Stadtgeschichte Frankfurt, Stadtarchiv Llibeck, mit Gruppenbild:
Stadtarchiv Gottingen).

- Erreichbarkeit: Anfahrtsskizze, Autobahnanschlu, Stadtplan, Bahn-
verbindung, Anbindung an die 6ffentlichen Verkehrsmittel (ggf. als Link
zu kostenlosen kommerziellen Dienstleistern), Parkmdglichkeiten
(Stadtarchiv Bad Kissingen).

- Offnungszeiten; ggf. auch aktuelle Hinweise zur Einschrankung der
Offnungszeiten.
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Bei Archiven mit einer hohen Zahl auslandischer Benutzer sollten alle
Kerninformationen auch in einer englischsprachigen Version (oder auch einer
anderen einschlagigen Fremdsprache) zur Verfligung stehen, die Uber einen
entsprechend ausgewiesenen Button (z. B. Flaggensymbol) auf der Startseite
angewahlt werden kann.

4. Zustandigkeit und Aufgaben des Archivs

Angaben Uber die territoriale und behérdliche Zustandigkeit eines Archivs
gehoren zu den notwendigen Grundinformationen fir die Benutzung seiner
Bestande. Dem Benutzer mul3 erldutert werden, welche Besténde er aufgrund
der historischen und aktuellen Zustandigkeiten im Archiv erwarten kann und
welche nicht. Diese Definition des Archivsprengels in organisatorischer, geo-
graphischer und zeitlicher Hinsicht wird sowohl in gedruckten als auch in
Online-Informationen haufig mit einem Uberblick tber die Geschichte des
Archivs und seine organisatorische Zugehorigkeit verknipft. Mehr noch als
bei gedruckten Ubersichten sollte bei der Internetprasentation die Méglichkeit
genutzt werden, diese historischen Erlduterungen durch entsprechende
Verweise direkt mit der Bestédndelibersicht zu verknlpfen. Links zu einzelnen
Gruppen und Titeln in der Bestandelibersicht kénnen dem Benutzer den
engen Zusammenhang zwischen der Geschichte eines Archivs und der
Tektonik seiner Bestande deutlich machen. Die aktuellen Zustédndigkeiten der
Archive sind vielfach durch gesetzliche oder andere Regelungen bestimmt,
die daher haufig auch Teil ihrer Internetprasentationen sind (StA Hamburg,
Schleswig-Holsteinische Archive, LHA Koblenz, Archive in Hessen).
Allgemeinere Darstellungen zu den Aufgaben der Archive (Stadtarchiv
Kaufbeuren) oder zur ,Alltagsarbeit” der Archivare (StA Hamburg) kénnen
den Besuchern darlber hinaus einen anschaulichen Einblick in Pflichten und
Funktionen eines Archivs vermitteln.

5. Benutzung des Archivs

Angaben Uber die Nutzungsmdglichkeiten und Nutzungsbedingungen gehéren

zu den archivischen Grundinformationen und sind daher — in unterschied-

lichem Umfang - Teil der meisten Internetprasentationen. Zum Angebot

sollten gehoéren:

= allgemeine Hinweise zur Benutzung, die die wesentlichen Bestimmungen
der Benutzungsordnung zusammenfassen (Haus-, Hof- und Staatsarchiv
Wien);

=  Wiedergabe der Benutzungsordnung (Stadtarchiv Hannover, Stadtarchiv
Regensburg, Stadtarchiv Bremerhaven);

= Ubersicht Uber die Benutzungsgebiihren (Stadtarchiv Mainz, Stadtarchiv
Regensburg);

= Hinweise zur Bestellung (Aushebezeiten);
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= Hinweise zur Anfertigung von Reprographien oder Faksimiles (mit
Wiedergabe der Gebihren- / Entgeltordnung).

6. Impressum

Das Impressum der Homepage sollte die Verantwortlichen fir die Betreuung
und Programmierung der Seiten nennen und eine direkte Email-Verbindung
ermoglichen, Uber die Kritik, Anregungen und Korrekturen weitergeleitet
werden konnen. Das Datum der letzten Aktualisierung sollte auf jeder Seite
der Prasentation ersichtlich sein.

B. Empfohlene Bestandteile

1. Aktuelle Informationen

Die schnelle und kostengtinstige Aktualisierbarkeit gehort zu den eindeutigen
Vorzigen einer archivischen Internetprasentation gegentber allen gedruckten
Informationsformen. Aktuelle Termine, Nachrichten und Ereignisse kénnen
binnen kurzer Zeit auch aulRerhalb der Archivrdume einem breiten Benutzer-
kreis zuganglich gemacht werden. Die Homepage kann gleichzeitig dazu
dienen, die Offentlichkeitsarbeit des Archivs, Veranstaltungen, Fiihrungen,
Vortrage und Ausstellungen zu prasentieren. Es konnen Hinweise auf
anstehende Jubilden (Stadtarchiv Hannover, LHA Koblenz), Ausbildungs- und
Praktikumsstellen  oder  Neuerscheinungen aus den Reihen der
Archivpublikationen gegeben werden.

Es ist jedoch darauf zu achten, dal® wichtige Informationen, wie aktuelle
Einschrankungen der Offnungszeiten oder die Eréffnung einer eigenen Aus-
stellung, graphisch hervorgehoben, auch auf die Anfangsseite einer Internet-
prasentation gehoren, da sie auf einer nachgeordneten Seite mit aktuellen
Hinweisen eher Gbersehen werden.

2. Publikationen des Archivs

Da die Internet-Prasentation auch Teil der archivischen Offentlichkeitsarbeit
ist, gehéren Hinweise auf die Publikationen des Archivs zu einem héaufigen
Bestandteil des Online-Angebots. Die Homepage dient hier zugleich als
kostenglinstige Werbeflache mit groRem Wirkungsbereich.

Die Zusammenstellungen koénnen neben den vollstdndigen biblio-
graphischen Angaben auch Wiedergaben des Inhaltsverzeichnisses, des
Klappentextes, der Einleitung sowie eine Zusammenfassung oder
Textauszlige enthalten, die sich aber (zur Verringerung der Ladezeit) erst
nach der Auswahl eines Titels in einem gesonderten Fenster 6ffnen sollten
(Regionaal Historisch Centrum Tilburg). Auch Darstellungen der farbigen
Titelblatter sollten nicht auf der Anfangsseite (Stadtarchiv Kaufbeuren),
sondern erst nach einer Titelauswahl angeboten werden (Institut fir
Stadtgeschichte Frankfurt).
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Far die im Selbstverlag erschienenen oder vom Archiv selbst
vertriebenen Publikationen sollte zudem die Madoglichkeit einer Online-
Bestellung vorgesehen werden (Stadtarchiv Bamberg). Das LHA Koblenz
arbeitet dafir mit einem den Internet-Versandhausern nachgebildeten
~Warenkorb” und einem Bestellformular; Rechnungslegung und Versand
kénnen dennoch, konventionell’ bearbeitet werden. Solche Verkaufsangebote
kénnen in einen breiteren ,Shop”“-Bereich integriert werden, der neben
Buchpublikationen auch Postkarten, Poster oder Siegelabglisse anbietet.
Darliber hinaus kann die Homepage eines Archivs als Publikationsforum
(vgl. unten bei ,Download”) fir Tagungsbande (NRW-Archive), kleinere
Arbeitsberichte, Referate oder praktische Empfehlungen der Mitarbeiterinnen
und  Mitarbeiter des Archivs dienen (Stadtarchiv  Schaffhausen,
L~Archivfachliche Fragen” auf der Website der LAD Baden-Wirttemberg);
Arbeiten von Benutzern kénnen hier ebenso veréffentlicht werden wie
Berichte Uber externe ErschlieBungs- oder Editionsprojekte zu den Bestédnden
des Hauses.

3. Literatur- und Bibliotheksangebote

Eine Reihe von Archiven bietet den Besuchern inzwischen Uber die (eigenen)
Archivalien-Bestdande hinausgehende Informationsmdglichkeiten. Hierzu
gehdren neben Literaturlisten (,Fachbibliographien” der LAD Baden-Wdirttem-
berg) auch Online-Kataloge der Hand- und Dienstbibliotheken (StA Hamburg,
Stadtarchiv Tubingen, Stadtarchiv Rosenheim, StA Luzern).

Zahlreiche Anfragen an das Archiv lassen sich erfahrungsgemal bereits
mit Hinweisen auf einschlagige Literaturtitel oder  gedruckte
Quellensammlungen beantworten. Es liegt daher nahe, auch das Online-
Angebot des Archivs um eine Einflhrung in die Dienstbibliothek (Stadtarchiv
Zirich) sowie eine thematisch geordnete, ggf. zugleich kommentierte
Literaturauswahl zu ergénzen, die dem Benutzer auch helfen kann, die
Bestellung und Benutzung der Archivalien bereits vor einem Archivbesuch
grindlich vorzubereiten. Es bieten sich Literaturzusammenstellungen u. a.
aus folgenden Bereichen an:
=  Gesamt- und Einzeldarstellungen zur Geschichte des Archivsprengels,

ggf. sachlich und chronologisch geordnet;
=  einschlagige Zeitschriften und Reihen;

. Editionen und Quellensammlungen;

= Publikationen Uber die einzelnen Bestande, Nachldsse und Sammlungen
des Archivs;

= Hilfsmittel und Einflhrungen in die historischen Hilfswissenschaften;

= archivfachliche Literatur.

Auch hier ist darauf zu achten, dal® entsprechende Verweise zur Bestande-

tbersicht, zur Ubersicht Uber die Verdffentlichungen des Archivs sowie ggf.

zu den historischen Uberblicksdarstellungen vorhanden sind, die ihrerseits

wiederum mit entsprechenden Titeln der Literaturliste zu verknipfen sind.
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Ferner sollten Links zu den Online-Katalogen der einschlagigen Bibliotheken
bzw. Bibliotheksverbunde sowie zu anderen, bereits ins Netz gestellten
Literaturzusammenstellungen anwahlbar sein. Die Inhaltsverzeichnisse
einzelner Zeitschriften sind bereits online recherchierbar. Fir einzelne Teile
der Literaturlisten oder eine vom Benutzer angegebene Auswahl sollte eine
Download- bzw. Ausdruck-Mdglichkeit bestehen.

Ob bei Titeln, die in der Dienstbibliothek eines Archivs vorhanden sind,
bereits die Signatur angegeben wird (ggf. sogar mit der Mdoglichkeit, einen
Bestellzettel auszudrucken), ist im Einzelfall zu erwé&gen, da dies
erfahrungsgemal zu einer deutlichen Ausweitung der Bibliotheksbenutzung
bis hin zu auswartigen Bestellwiinschen fiihrt. Alternativ kann ein Button mit
der Aufschrift ,Erweiterte Literatursuche” den Benutzer zur Suchmaske einer
nahegelegenen groReren Wissenschaftlichen Bibliothek oder eines o6ffent-
lichen Bibliotheksverbundes weiterleiten.

4. Verweise (Links)

Eine Zusammenstellung von Verweisen (Links) auf die Seiten anderer
Archive, zu Universitaten und Forschungseinrichtungen, zu (Historischen)
Vereinen und Kommissionen, Bibliotheken, Museen oder einschlagigen
Linklisten ermdglicht dem Benutzer auf seiner Suche nach Informationen in
der fur das Internet typischen Form einen schnellen Wechsel auf die An-
gebote thematisch verwandter Prasentationen.

Neben dieser Zusammenstellung sollten auf einzelnen Seiten der Archiv-
Homepage (s. Literatur- und Bibliotheksangebote, Genealogen, Benutzerschu-
lung) weitere sachspezifische Links angebracht werden.

5. Dateien zum Herunterladen und Ausdrucken (Downloads)

Das Arbeiten im Internetangebot eines Archivs soll nicht zuletzt zur
Vorbereitung eines persoénlichen Besuchs dienen. Dem Besucher sollte daher
die Moglichkeit gegeben werden, die ihn interessierenden Informationen auch
in gedruckter Form zur Verfigung und beim Archivbesuch zur Hand zu
haben. Neben den Druckfunktionen in der Besténdelbersicht und in anderen
Ments (Literatur, Benutzung u. a.) sollten die zum Herunterladen (Download)
oder zum Ausdrucken geeigneten und aufbereiteten Dateien in einem
gangigen Datenformat (PDF, RTF, DOC) auch auf einer gesonderten Seite
bereitgestellt werden. Folgende Angebote kdnnen dort hinterlegt werden:
- ,Faltblatt” mit kurzen Informationen Uber Anschrift, Offnungszeiten,
Geschichte und Bestédnde des Archivs (Stadtarchiv Mannheim);
= Anfahrtsskizze;
= Bestandekurzibersicht (ggf. auch die vollstandige Tektonik);
. historische Karten (keine Farbdarstellungen);
=  elektronische Texte:
= L~Archivmitteilungen” (Thiringische Staatsarchive),
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= Jahresberichte,
= Artikel und Vortrdge von Archivmitarbeiterinnen und -mitarbeitern
(Stadtarchiv Schaffhausen, Stadtarchiv Mannheim);
. Prospekt der Archivpublikationen (Stadtarchiv Stuttgart);

. LFlyer” fir Archivausstellungen;
=  Programmibersichten fiir Veranstaltungen und Vortragsreihen des
Archivs.

6. Landesgeschichte und historische Karten

Angegliedert an Erlauterungen zur Geschichte des Archivs und seiner
Bestande finden sich vielfach Ubersichten zur Geschichte des
Archivsprengels, zur Stadt-, Regional- oder Landesgeschichte (LHA Koblenz),
die durch die Beigabe historischer Karten oder digitalisierter Archivalien
erganzt und illustriert werden. Solche Darstellungen gehéren zwar nicht mehr
zum Kernbestand des archivischen Informationsangebotes, kénnen dem
Benutzer — verbunden mit Verweisen auf einschlagige Archivpublikationen
und die Darstellung der Archivgeschichte - aber einen Weg zu den Bestanden
des Hauses weisen. Allerdings wird die Méglichkeit, die Ubersichten direkt
mit der Bestandelbersicht als zentralem Bestandteil der Internetprasentation
zu verknipfen, noch selten genutzt.

Kartographische Darstellungen mit hinterlegten Links werden bisher
vornehmlich fir Portale regionaler Archivverbunde verwendet (,Archive in
NRW*, ,Archive in Hessen”, Archive in Schleswig-Holstein, Ubersicht (iber
die baden-wirttembergischen Staatsarchive der Landesarchivdirektion,
~Archive in der Arbeitsgemeinschaft Alpenlander”, dénische Staatsarchive);
Moglichkeiten, sie als graphische Werkzeuge flr die archivische Recherche
zu nutzen, werden derzeit am HStA Hannover erprobt.

7. Erweiterte Benutzerbetreuung (Email, FAQs)

Das Internet bietet neue kommunikative Moglichkeiten, den Kontakt und den
Informationsflu® zwischen den Archiven und ihren Benutzern, aber auch der
Benutzer untereinander zu gestalten.

Der Anteil der elektronisch per Email in die Archive eingehenden
Anfragen nimmt jahrlich zu. Anféngliche Beflirchtungen, mit Bergen von
unvollstandigen, flichtig verfaldten Anfragen nordamerikanischer
Familienforscher Uberflutet zu werden, haben sich aber wohl in keinem
deutschen Archiv bestatigt. Gleichwohl sollte die Email-Funktion der
Homepage dazu genutzt werden, schon im Vorfeld einen informativen
Grundstandard der eingehenden Anfragen zu sichern (HStA Weimar, Troup
County Archives). Statt eines einfachen mail-Befehls (mailto), der lediglich
das eigene Email-Programm des Besuchers startet, sollte der Kontakt-Button
den Benutzer zunachst zu einem Auswahlmenli mit verschiedenen
.Betreffen” fihren, z. B.: Allgemeine Anfrage, Genealogische Anfrage,
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Bestellung von Publikationen / Reprographien, Hinweise zur Homepage o. a.
Das Anwéhlen des Menlpunktes ,Allgemeine Anfrage” ruft ein vorbereitetes
(ggf. zweisprachiges) Anfrageformular auf, in das zunachst Name, Anschrift
und Betreff einzutragen sind (StA Luzern). Fakultative Felder koénnen
Angaben zu  friheren  Anfragen oder  Benutzungen, bekannte
Archivsignaturen  oder  herangezogene  Literatur  aufnehmen. Far
genealogische  Anfragen sollte beispielsweise auf ein  Formular
zurlickgegriffen werden, in das moglichst genaue Angaben zur gesuchten
Person oder Familie einzutragen sind. Ein kurzer Erlduterungstext sollte dem
Benutzer jeweils die Felder, die Verwendung und den Zweck des Formulars
deutlich machen.

Neben die Pflege der klassischen Benutzerkartei oder -datei wird
angesichts der Zunahme des digitalen Briefverkehrs in Zukunft die Pflege
einer elektronischen  Adressendatei eine zentrale Rolle in der
Offentlichkeitsarbeit des Archivs spielen: Nahezu kostenfrei und innerhalb
kirzester Zeit konnen via Email aktuelle Meldungen, Publikationsanzeigen
oder Hinweise auf Ausstellungsprojekte an alle interessierten Benutzer des
Archivs versandt werden. Auf den Benutzungsantragen sollte daher die
freiwillige Angabe einer Email-Adresse vorgesehen sein.

Zu erwégen ist dartber hinaus die Einrichtung einer Mailing-Liste
(Regionaal Historisch Centrum Tilburg), in die sich auch interessierte Online-
Besucher eintragen kdénnen, um regelmaRig aktuelle Informationen oder
Nachrichten der ,Freunde” des Archivs (,Freunde des Stadtarchivs
Mannheim e.V.”, ,Stichting Vrienden van Archief en Librije” des
Streekarchiefdienst Hollands Midden) zu erhalten. Auch wenn sich bisher
wohl weder in Europa noch in Nordamerika oder Australien Chat-Rooms mit
ausschlieRBlich archivischen Problemen etabliert haben, finden sich in
Internet-Prasentationen einzelner Archive durchaus Diskussionsforen (LHA
Koblenz) oder Pinboards (Gemeentearchief Delft), die den Online-Benutzern
Raum fir den Austausch von Informationen, Fragen und Antworten bieten.
Solche Seiten geben auch dem betreuenden Archiv Einblicke in aktuelle
Probleme und Forschungsinteressen und kénnen Anregungen fir den Ausbau
des archivischen Serviceangebots liefern.

Manche Internetdienstanbieter haben vor die Benutzung ihrer Email-
Funktionen eine Reihe von Fragekatalogen gestellt, die dem Benutzer helfen
sollen, sein Problem mit Hilfe der im Angebot bereits vorhandenen
Informationen selbstandig zu klaren oder zu prazisieren. Auch wenn dies im
archivischen Bereich wohl noch die Ausnahme ist (und fir den Benutzer auch
zeitraubend sein kann), so finden sich doch auf manchen Archivseiten (bei
nordamerikanischen Archiven sogar regelmaRig) sog. FAQs (Frequently
Asked Questions), die dem Besucher in eingangiger Form Antworten auf
immer wieder gestellte Fragen vermitteln oder ihn direkt zu der gewlinschten
Information weiterleiten (Steiermarkisches Landesarchiv, Sevenwolden-
Waterschapsstreekarchief, Glasgow University Archives). Fir die Darstellung
langerer Kataloge gilt auch hier der Grundsatz, die Fragen Ubersichtlich
strukturiert sowie nach Themen geordnet zu prasentieren und den
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Antworttext erst beim Anwahlen einer Frage zu 6ffnen, um nicht (erneut)
einen unlbersichtlichen FlieRtext darzubieten.

Die Funktionalitat der FAQs laBt sich noch weitaus gewinnbringender
nutzen, wenn man sie starker in das archivische Zugangskonzept integriert.
Bereits jetzt steht in den meisten Archiven eine beachtliche Sammlung von
beispielhaften Rechercheergebnissen in digitaler Form =zur Verfligung:
hunderte von Antworten auf schriftliche Benutzeranfragen zu vielfaltigen
Arbeitsthemen. Es bedarf keines komplexen Knowledge-Management-
Systems, um diese Textdateien, die das Ergebnis kompetenter Ermittlungen
sind, anonymisiert, informativ verdichtet und durch eine Sachsystematik
bzw. einen Index erschlossen im Rahmen des archivischen Online-
Informationsangebotes flir andere Benutzer zuganglich und ertragreich zu
machen. Nutzen und Wert dieses Angebots liegen auf der Hand: Es werden
Fragen beantwortet, die nachweislich im Interesse der Benutzer liegen; die
Antworten helfen ihnen, Anfragen zu prézisieren oder geben ihnen bereits
konkrete Hinweise (bis hin zu den Signaturen), welche Besténde flr ihr
Thema relevant sind bzw. - was flr alle Beteiligten mindestens ebenso
hilfreich sein kann — fir welche Fragestellungen das Archiv keine Bestédnde
bereithalt.

C. Fakultative Bestandteile

1. Angebote fiir spezielle Benutzergruppen

Bisher haben nur wenige deutschsprachige Archive spezielle Angebote und

Einstiegsseiten fir Familienforscher (Stadtarchiv Bremerhaven, Stadtarchiv

Koblenz, Stadtarchiv Mainz, Stadtarchiv Staufenberg, Stadt- und

Landesarchiv Wien), heimat- und ortsgeschichtlich interessierte oder andere

Benutzergruppen in ihre Internet-Prasentationen aufgenommen. In den

Niederlanden und im englischsprachigen Bereich gehodren spezielle Seiten fir

Genealogen und Schulen dagegen zum festen Bestandteil der archivischen

Homepages. Fir genealogisch interessierte Benutzer kdnnte ein spezielles

Angebot beispielsweise folgende Bestandteile umfassen:

= EinfUhrungstexte und Ermittlungsstrategien (ggf. mit Verweisen auf
Hilfsmittel oder Online-Angebote aus dem Bereich der
Benutzerschulung);

- Verweise auf einschlagige Bestande und Sammlungen;

. Literaturhinweise, ggf. als Links zur Literaturtibersicht;

=  Verweise auf bereits bestehende Angebote im Internet.

2. Benutzerschulung

Wahrend das Angebot an gedruckten Einfihrungen in die Archivarbeit
zunimmt und bereits die Forderung nach einem ,Praktikum im World Wide
Web als neue Dienstleistung der Archive fiir Lehre und Forschung” erhoben
wurde (Weber: Digitale Repertorien, S. 14), finden sich in den Internet-
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Prasentationen deutscher Archive bislang nur wenige Angebote zur

Benutzerschulung. Das LHA Koblenz bietet seinen Online-Besuchern

beispielsweise Einflihrungen in verschiedene Archivaliengattungen, die mit

Abbildungen kombiniert sind.

Zu einem Angebot kénnten beispielsweise gehoren:

= allgemeine Einfihrungen in die Archivbenutzung und die Arbeit mit
Archivalien (GLA Karlsruhe, StA Hamburg, Kreisarchiv Zwickauer Land);

. allgemeine Erlauterungen zur Bestandsbildung und -gliederung sowie
zum Provenienzprinzip;

. Hinweise zur Benutzung von Findmitteln;

- ein Lexikon mit archivfachlichen (City of Victoria Archives) oder
quellenspezifischen Ausdriicken;

= Schrifttafeln zum Ausdrucken (Stadtarchiv Weiz);

= Links zu bestehenden Angeboten im Internet (Archivpadagogen).

Auch hier sollten Verweise auf die Bestédndelbersicht einen schnellen Weg

zu den Archivalien des Hauses deuten.

3. Erweiterte Archivinformationen

Der standigen Erweiterung des archivischen Informationsangebots im
Internet sind angesichts sinkender Speicherplatzkosten und steigender
Rechnerleistungen prinzipiell kaum noch Grenzen gesetzt, auch wenn der
notwendige Arbeitsaufwand fir die Erarbeitung von Texten und Programm-
konzepten viele Archive zur Beschrankung oder zur Verwendung bereits fir
andere Zwecke erstellter Vorlagen zwingt. Bei der Einbindung vorhandener
digitaler Texte, von Jahresberichten (Stadtarchiv Gottingen, Stadtarchiv
Geseke, Stadtarchiv Bamberg) oder anderen weitergehenden
Informationsmaterialien sollte aber - wie in allen Teilen der Online-
Prasentation — auf eine graphisch und inhaltlich den Méglichkeiten und Gren-
zen des Netzes angepal3te Wiedergabe geachtet werden, die knappe Texte
und anschauliche Diagramme verwendet.

Als Erganzung der archivischen Kerninformationen bieten einige Archive
den Besuchern in Form eines Archivrundgangs (Gemeentearchief Leiden)
oder einer ,virtuellen Ausstellung” (Stadtarchiv Minster, Universitatsarchiv
Saarland, Gemeentearchieven Kampen, Zwolle, Deventer und Zutphen)
umfangreiche Prasentationen ausgewahlter Archivalien an oder fiihren den
Besucher mit einer Darstellung des Lesesaals in die Benutzungs- und
Informationsangebote des Archivs ein (geplant fir die Online-Prasentation
des Stadtarchivs Hannover).

Das LHA Koblenz versucht, Uber eine ,virtuelle Archivfiihrung” und
,Fotos vom Haus, seinen Raumlichkeiten und Funktionalitdten mit Comic-
Elementen” besonders den archiv-unerfahrenen Benutzern ,einen unter-
haltsamen und fast schon spielerischen Einblick in das Arbeiten im Archiv”
zu vermitteln (Dorfey: Benutzungsanleitung, S. 87). Auch wenn der Einsatz
von Infotainment-Elementen bislang noch eher den Erwartungen des
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durchschnittlichen Internet-Users als den Gewohnheiten des
durchschnittlichen Archivbenutzers entsprechen dirfte, bleibt die berechtigte
Forderung nach einer graphisch ansprechenden und didaktisch
angemessenen Gestaltung und Aufbereitung des archivischen
Internetangebotes, das jedem Benutzer offenstehen und ihm grundsatzlich
die Moglichkeit bieten sollte, auch ohne einschlagige Vorkenntnisse einen
Zugang zu den Bestanden zu finden.
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Archivische Uberlieferungsbildung und —sicherung von Daten des automati-
sierten Liegenschaftskatasters in den hessischen Katasteramtern

Von Peter Hoheisel

Einfiihrung

Seit 1995 wird in den hessischen Katasteramtern das Gesché&ftsbuch in
Form einer Datenbank als automatisiertes Geschaftsbuch (AGB) gefihrt. Fir
das Jahr 2001 ist angestrebt, die digitale Erfassung der Liegenschaftskarte
abzuschlieBen. Die Liegenschaftskarte und das Liegenschaftsbuch werden
von da an ausschlieBlich als automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) und als
automatisiertes Liegenschaftsbuch (ALB) in digitaler Form gefihrt.

Das bringt fiir die hessischen Staatsarchive einer ganzen Reihe von Prob-
lemen mit sich. Wéahrend sich beim AGB die Schwierigkeiten weitgehend auf
die Archivierung von maschinenlesbaren Daten beschranken, tauchen beim
ALK und beim ALB noch zwei weitere Problemfelder auf. Erstens werden
diese Datenbestédnde vorrangig tagesaktuell gehalten. Das flihrt langfristig zu
einem massiven historischen Informationsverlust. Zweitens sind diese Da-
tenbestédnde niemals veraltet und werden dadurch auch nicht archivwirdig.
Ohne Initiative von Seiten der Archive droht hier ein AbreiBen der Uberliefe-
rungskontinuitéat.

Es gilt also, ein Konzept fur die Bewertung, Ubernahme, ErschlieBung und
den Zugang flr das automatisierte Liegenschaftskataster zu erarbeiten und in
diesem Zusammenhang aus archivischer Sicht eine Reihe von Fragen zu
klaren:

1. Welchen Inhalt hat das automatisierte Liegenschaftskataster und wie
unterscheidet es sich vom herkémmlichen Kataster?

2. Welche Aufgabe haben die beteiligten Institutionen?

3. Wie steht es mit der Anbietungspflicht nach dem Hessischen Archiv-
gesetz, welche Zusténdigkeit haben die Hessischen Staatsarchive?

4. Wie soll die Bewertung erfolgen? Kénnen die bisherigen Regelungen
Uibertragen werden oder nicht?

5. Ist eine Ubernahme der Daten méglich und was muR dabei beachtet
werden?

6. Welche Datenformate sollen tGbernommen werden? Wie kann Zu-
kunftssicherheit gewéhrleistet werden?

7. Wie kann eine ErschlieBung aussehen?

8. Wie kann ein Zugang zu den Daten erméglicht werden?

Der archivfachlich richtige Umgang mit Verwaltungsunterlagen aus EDV-Sys-
temen ist bereits seit vielen Jahren ein auf Tagungen, Kolloquien und in Pub-
likationen viel diskutiertes Thema. Als Folge der Zweiten Europaischen Ar-
chivkonferenz in Ann Arbor, Michigan (USA), veroffentlichte Charles M.
Dollar 1992 eine Studie Uber die Auswirkungen der Informationstechnologien
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auf die Archive. Im Anhang widmete er sich in einem ganzen Abschnitt dem
Problem der geographischen Informationssysteme." Hervorzuheben sind
weiterhin die Aktivitaten des Arbeitskreises ,Archivierung von Unterlagen
aus digitalen Systemen”.? Der Bereich der Geographischen Informationssys-
teme (GIS) ist im Rahmen der Arbeitskreistagungen bereits mehrfach zur
Sprache gekommen. Bereits auf der ersten Tagung 1997 in Minster fragte
Volker Buchholz, ob das Kataster womdoglich ein Auslaufmodell in den Archi-
ven sei und beschwor eindringlich die Gefahr eines historischen Informa-
tionsverlustes herauf.® Im darauffolgenden Jahr war auf der Tagung in Lud-
wigsburg das automatisierte Kataster eines der ,gro3en” Themen. Udo Scha-
fer beschrieb in seinem Beitrag die Systeme, die in Baden-Wirttemberg im
Bereich des Liegenschaftskatasters und der Landesvermessung zum Einsatz
kommen und skizzierte unter Verweis auf das Format der einheitlichen Da-
tenbankschnittstelle EDBS bereits erste Maoglichkeiten fir eine Archivie-
rungsstrategie.* Ganz auf das automatisierte Liegenschaftskataster konzent-
rierten sich Nicole Bickhhoff und Clemens Rehm.® Sie wiesen vor allem auf
die Schwierigkeiten der Bewertung der automatisierten Informationssysteme
und die zeitliche Instabilitat der verwendeten Datenformate hin. Die spezifi-
schen Probleme der Archivierung eines geographische Fachinfor-
mationssystems war der Gegenstand der Betrachtungen von Franz Josef
Ziwes,® und Gudrun Fiedler prasentierte ein Modell der niedersichsischen
Staatsarchive zur Archivierung digitaler Katasterunterlagen.” Weitere Beitrége
von Andreas Burkhardt und Frank Bischoff betrafen das elektronische Grund-
buch in Baden-Wirttemberg und Nordrhein-Westfalen.® Seitdem ist das

' Charles M. DOLLAR, Die Auswirkungen der Informationstechnologien auf archivische Prinzipien und Metho-
den, hg. und Ubersetzt von Angelika Menne-Haritz (Veréffentlichungen der Archivschule 19), Marburg 1992,
S. 128-138.

2 Frank M. BISCHOFF (Hg.), Archivierung von Unterlagern aus digitalen Systemen. Beitrdge zur Tagung im
Staatsarchiv Minster 3.-4. Mérz 1997, Minster 1997. Udo SCHAFER; Nicole BICKHOFF (Hgg.), Archivierung
elektronischer Unterlagen (Werkhefte der Staatlichen Archivverwaltung Baden-Wirttemberg, Serie A, Heft
13), Stuttgart 1999. Michael WETTENGEL, Digitale Herausforderungen fir Archive. 3. Tagung des Arbeitskrei-
ses ,Archivierung von Unterlagen aus digitalen Systemen” am 22. und 23. Mé&rz 1999 im Bundesarchiv
Koblenz (Materialien aus dem Bundesarchiv, Heft 7), Koblenz 1999. Ulrich NIER (Hg.), Auf der Suche nach
archivischen Lésungsstrategien im digitalen Zeitalter. Beitrage zur 4. Jahrestagung des Arbeitskreises ,Archi-
vierung von Unterlagen aus digitalen Systemen” im Stadtarchiv Mannheim 10.-11. 4. 2000 (Sonderverof-
fentlichungen des Stadtarchivs Mannheim Nr. 26), Mannheim 2001.

® Volker BUCHHOLZ, Kataster - ein Auslaufmodell in den Archiven?, in: Frank BISCHOFF (wie Anm. 2), S. 69ff.
4 Udo SCHAFER, Geographische Informationssysteme in der Landesverwaltung Baden-Wirttemberg aus
archivischer Perspektive, in SCHAFER/BICKHOFF (wie Anm. 2), S. 113 ff. Die ALK und das ALB sind die
Systeme des Liegenschaftskatasters, in der Landesvermessung kommt das Amtliche Topographisch-Karto-
graphische Informationssystem ATKIS, mit dem Digitalen Landschaftsmodell DLM und dem Digitalen Karto-
graphischen Modell DKM zum Einsatz. Schéafer weist vor allem auf den Dualismus von Basis- und Fachdaten
hin.

® Nicole BICKHOFF und Clemens REHM, Das automatisierte Liegenschaftskataster in Baden-Wirttemberg, in:
SCHAFER/BICKHOFF (wie Anm. 2), S. 131ff.

® Franz-Josef ZIWes, Uberlegungen zur Bewertung von digitalen Unterlagen aus dem Umweltinformations-
system Baden-Wirttemberg, in: SCHAFER/BICKHOFF (wie Anm. 2), S. 145ff.

7 Gudrun Fiedler, Archivierung digitaler Katasterunterlagen. Die Fortfiihrung eines Archivierungsmodells der
niedersachsischen Staatsarchive, in: SCHAFER/BICKHOFF (wie Anm. 2), S. 153ff.

8 Andreas BURKHARDT, FOLIA. Die Basis des elektronischen Grundbuchs in Baden-Wiirttemberg, in: SCHA-
FER/BICKHOFF (wie Anm. 2), S. 93ff. Frank M. BISCHOFF, Elektronisches Grundbuch in Nordrhein-Westfalen.
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Thema ,GIS” auch auf den Tagungen des Arbeitskreises nicht weiter einge-
hend behandelt worden. Erst im Jahr 2000 berichtete Andreas Hedwig in
Mannheim Uber den Stand der Einfiihrung eines elektronischen Grundbuches
in Hessen.® Es ist augenféllig, daR mit Ausnahme des genannten Beitrags
von Gudrun Fiedler aus Niedersachsen vor allem die Landesarchivdirektion
Baden-Wirttemberg mit dem Thema ,GIS” befalt ist. Fir Hessen wie auch
fur die Ubrigen Bundeslédnder sind entsprechende Untersuchungen nicht be-
kannt.

Die Problemlage ist in allen Bundeslandern weitgehend identisch. Dement-
sprechend kénne auch mogliche Lésungsstrategien weitgehende Giltigkeit
fur alle Bundeslander beanspruchen. Im Folgenden wird exemplarisch die
Situation in Hessen beschrieben, was keine regionale Beschrankung der
Ergebnisse bedeutet.

1. Von Akten, Amtsbiichern und Karteien zu elektronischen Datenbanken
und automatisierten Informationssystemen

a) Das Liegenschaftskataster

Das Liegenschaftskataster ist ein 6ffentliches Register, das von der Kataster-
und Vermessungsverwaltung gefiihrt wird. Es besitzt 6ffentlichen Glauben
und dient dem Nachweis, der Darstellung und der Beschreibung der Liegen-
schaften, die aus Flurstiicken und Geb&uden bestehen.'® Die Katastervermes-
sung dient der Abgrenzung von Eigentum und Nutzung an Grund und Bo-
den."" Sie erganzt damit das Grundbuch, das zwar die Eigentumsverhaltnisse
nachweist, nicht aber die Grenzen. Das Liegenschaftskataster besteht aus
dem Liegenschaftsbuch und der Liegenschaftskarte. Wéahrend das Liegen-
schaftsbuch als Flurbuch die genauen Flurbezeichnungen, Nutzungsvermerke
und Angaben zu den Besitzern enthalt, sind im Kartenwerk in der Liegen-
schaftskarte hauptsachlich die Lage der Vermessungspunkte und Grenzver-
ldufe eingetragen.'?

Das Liegenschaftskataster ist in den einzelnen Bundeslandern unter-
schiedlich organisiert. In Hessen wird es von den Landraten beziehungsweise
den Oberbiirgermeistern im Auftrag der Landesverwaltung gefiihrt.'® Seit den
70er Jahren wurden EDV-Systeme entwickelt, um die Flihrung des Katasters

Méglichkeiten der Uberlieferungssicherung aus archivischer Perspektive, in: SCHAFER/BICKHOFF (wie Anm. 2),
S. 101ff.

? Andreas HEDWIG, Zum Stand des elektronischen Grundbuchs in Hessen, in: NIER (wie Anm.2), S. 47-53.

© So in der WWW-Prasentation der Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der Lander der
Bundesrepublik Deutschland (AdV): www.adv-online.de.

" Giinter HAKE; Dietmar GRUNREICH, Kartographie, 7. Aufl. 1994, S. 249.

2 Daneben wird noch die Schatzungskarte gefiihrt, die hauptsachlich Auskunft (iber die Nutzung und GréRe
der Grundstticke gibt und der Steuerermittlung dient.

* In Nordrhein-Westfalen beispielsweise ist die Katasterverwaltung kommunalisiert. Eine Besonderheit ist in
Hessen die Sprengelbildung der Katasteramter. Sie orientiert sich an den Landkreisen vor der Verwaltungs-
neugliederung zwischen 1972 und 1977. Das fihrt dazu, daR es derzeit mehr Katasterdamter gibt als Land-
kreise und kreisfreie Stadte.
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zu unterstiitzen und zu erleichtern.’* Ende der 80er Jahre begannen die bun-
desdeutschen Kataster- und Vermessungsverwaltungen damit, das Liegen-
schaftskataster sukzessive auf eine rein elektronische Form umzustellen.

In Hessen wurde im Jahr 1992 das ,Gesetz Uber das Liegen-
schaftskataster und die Landesvermessung (Hessisches Vermessungsgesetz
- HVG)” verabschiedet. In 82 des HVG ist vorgesehen, daR das Liegen-
schaftskataster in automatisierter Form gefiihrt werden soll. Was 1992 noch
als Forderung formuliert wurde, ist inzwischen Zug um Zug in den Kataster-
verwaltungen umgesetzt worden.

Nicht alle in den Katasteramtern entstehenden Unterlagen sind von der
Umstellung auf die EDV betroffen. Neben dem Liegenschaftskataster gibt es
dort eine ganze Reihe weiterer Unterlagen, die aus der Geschaftstatigkeit der
Katasterverwaltung als Behoérde entstehen. Liegenschaftskarte, Liegen-
schaftsbuch und das Geschéaftsbuch sind diejenigen Unterlagen, die in den
Katasteramtern von der Automation betroffen sind (ALK, ALB und AGB).

AusschlieRlich analog werden dagegen die sogenannten Verdnderungs-
nachweise geflihrt. Hierbei handelt es sich um die aus unterschiedlichen
Arbeitszusammenhangen der Katasterverwaltung entstandenen Mitteilungen
Uber Veranderungen, die das Kataster betreffen. Nach der Umsetzung der
Veranderungsmitteilungen in die Karte oder das Buch sind die Nachweise
dauernd aufzubewahren. Sie sind derzeit das einzige Mittel, mit dessen Hilfe
Vorzustande des ALB oder der ALK rekonstruiert werden kénnen.

Weiterhin analog werden auch die Antréage fir Auftragsarbeiten der Ka-
tasterverwaltung bearbeitet. Diese Antrdge werden von auf3en an die Katas-
terverwaltung herangetragen (Privatleute, Bauverwaltungen etc.) und betref-
fen vor allem die Lageplédne von Grundstlicken, die Projektabsteckung von
Bauvorhaben und die Teilung von Grundsticken. Dazu gehoéren auch die
sogenannten Abmarkungsprotokolle. Das sind die auf Antrag durch das Ka-
tasteramt im Rahmen von Grenzverhandlungen vorgenommenen Grenzver-
messungen.

Die in 82 HVG formulierte Forderung nach Automatisierung des Liegen-
schaftskatasters betrifft, wie erwéhnt, das Liegenschaftsbuch und die Lie-
genschaftskarte. Ebenso wird das Geschaftsbuch in automatisierter Form
geflhrt. Hierbei handelt es sich nicht um Systeme, die einen automatisierten
Geschaftsgang ermoglichen oder diesen steuern (Workflow-Systeme). Das
automatisierte Geschaftsbuch (AGB) ist ein reines Auskunftssystem auf der
Grundlage einer Datenbank. Beim automatisierten Liegenschaftsbuch (ALB)
und der automatisierten Liegenschaftskarte (ALK) handelt es sich um weit-
aus komplexere Systeme, die teilweise im Bereich des ALB und der soge-
nannten Punktdatenbank ein datenbankbasiertes Auskunftssystem und im
Bereich der ALK ein geographisches Informationssystem (GIS) sind. Die

'* Das AdV-Konzept fiir eine automatisierte Liegenschaftskarte stammt von 1975, s. Jirgen KNAB, Die ALK-
Konzeption, in: Hessische Kataster- und Vermessungsverwaltung (Hg.), Die Automatisierte Liegenschafts-
karte (ALK) in Hessen (KVV-Informationen, Sonderheft Nr. 15), Wiesbaden 1995, S. 3ff.
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nachfolgenden Erdrterungen Uber die archivfachliche Behandlung der auto-
matisierten Informationssysteme der Katasteramter beziehen sich in erster
Linie auf das ,eigentliche” Kataster, also auf ALB und ALK. Das AGB wird
nur der Vollstandigkeit halber mit in die Beschreibung aufgenommen, in die
weitere Diskussion wird es nicht einbezogen.

b) Die automatisierten Informationssysteme

Das automatisierte Geschéftsbuch (AGB)

Das automatisierte Geschaftsbuch wird dezentral bei allen hessischen Katas-
terverwaltungen gefiihrt und dient der Abwicklung der Geschéaftstatigkeit der
einzelnen Behorden. Da die Katasterverwaltungen in der Regel nur auf An-
trag von aullen tatig werden, verzeichnet das Geschaftsbuch die Antrags-
nummer, die betroffenen Gemarkung, die relevanten Flur-
stiicksinformationen, den Antragsteller, Datum des Antrags, Informationen
zum Bauvorhaben, Grundstiicks- und Gebaudewert. Integriert sind Anwen-
dungen zur Rechnungsbearbeitung und zum Kassenverfahren sowie MSOf-
fice zur Abwicklung des Schriftverkehrs. Es besteht eine Schnittstelle zu den
Fachanwendungen ALB und ALK. Das automatisierte Geschaftsbuch ist
derzeit unter der Anwendungssoftware ,AGB 2000” in den Katasteramtern
im Einsatz. Dabei handelt es sich um eine Datenbankanwendung unter dem
Datenbanksystem INFORMIX. Aus archivischer Sicht stellt der Umgang mit
dem AGB im Vergleich zum ALB und der ALK die geringeren Schwierigkeiten
dar. Es ist prinzipiell archivwiirdig (bildet die Behérdentéatigkeit ab), bei Erhalt
der Funktionalitat dirfte eine jahrgangsweise Ubernahme in einem flachen
Format (ASCIl) mit Feldkennzeichnungen angemessen sein.'® Derzeit werden
die entsprechenden Datenbestdnde in den Katasteramtern nach dem Ablauf
der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist von 5 Jahren vernichtet. Da die Soft-
ware im Jahr 1995 eingefiihrt wurde, ist ab dem Jahr 2001 mit Datenver-
nichtungen zu rechnen.

Das automatisierte Liegenschaftsbuch (ALB)

Das automatisierte Liegenschaftsbuch'® wird seit 1998 in der hessischen
Katasterverwaltung eingefihrt und ersetzt das bisher gebrauchliche GrolRR-
rechnersystem FOLIKA/ALIKA. Das ALB ist ein amtliches Verzeichnis mit
o6ffentlichem Glauben und enthalt Angaben zum Grundstlckseigentiimer,
zum Flurstick, zur Nutzungsart, zu bestimmten weiteren Katastern (bei-
spielsweise Wald- und Jagdkataster) und Vermerke zu Schutzgebieten,

> Die Ubernahme einer Datenbank ist nicht ganz so trivial, wie es vordergriindig erscheinen mag. Durch die
Konvertierung in ein flaches Format gehen die Relationen einer relationalen Datenbank verloren, was eine
genaue Definition der hierarchischen Struktur der Daten, die ilbernommen werden sollen, notwendig macht.
Siehe dazu: Europaische Kommission (Hg.), Leitlinien fir den Umgang mit elektronischen Informationen
(Information Summary on Archives — INSAR. Européische Archivnachrichten, Beilage Ill), 1997, S. 41f.

6 Soweit nicht anders gekennzeichnet stammen die Informationen zum ALB der Broschiire ,ALB Hessen”
der Hessischen Kataster- und Vermessungsverwaltung und dem Internetangebot der HKVV unter
www.hkvv.hessen.de.



Archivierung und Zugang

Denkmalschutz, Altlasten, Uberschwemmungs- und Sanierungsgebieten.
Beim ALB handelt es sich um eine reine Datenbankanwendung (ebenfalls
INFORMIX-Datenbank). Fir die Archive dirfte der Umgang damit allerdings
nicht unproblematisch sein, da aufgrund der gesetzlichen Vorgabe das ALB
immer tagesaktuell gehalten wird und eine Historie nur im Nachweis unter-
gegangener Flurstiicke vorgesehen ist. Im Archiv mii3te also ggf. eine Histo-
rie erst kiinstlich erzeugt werden, um eine addquate Nutzung flr historische
Anwendungen zu gewéhrleisten. Ein groRer Vorteil des ALB aus archivischer
Sicht ist, dal die einzelnen Katasteramter zwar die Daten pflegen und fort-
fihren, aber auf dem bei der HZD angesiedelten zentralen Server als Siche-
rung immer ein Spiegel der lokalen Datenbestédnde vorgehalten wird. Damit
ware flr die Archive ein Zugriff auf den gesamten aktuellen ALB-Bestand in
Hessen zentral Gber die HZD mdéglich.

Derzeit haben 18 der 24 hessischen Katasteramter das Liegenschaftsbuch
vollstéandig auf das ALB umgestellt. Im Sprengel des Staatsarchivs Marburg
ist eine Umstellung in den Katasteramtern der Landkreise Fulda, Schwalm-
Eder und Marburg-Biedenkopf noch nicht endgiiltig erfolgt."”

Die automatisierte Liegenschaftskarte (ALK)

Die automatisierte Liegenschaftskarte'® stellt kein geschlossenes, einheitli-
ches System dar, sondern besteht aus einer Vielzahl von Einzelkomponenten.
Die ALK ersetzt das analoge Karten- und Zahlenwerk des Katasters und flihrt
dieses zudem zusammen. Grundsétzlich ist zwischen der Software, die fir
die Bearbeitung der einzelnen Bestandteile notwendig ist, und dem eigentli-
chen Datenbestand zu unterscheiden.'® Der zentrale Datenbestand besteht
aus der Katasterpunktdatei, der GrundriRdatei und dem Objektabbildungska-
talog. Aus den Informationen dieses Datenbestandes kann Uber die Software
ein differenziertes Kartenbild erstellt werden. Insbesondere ist es so maglich,
15 unterschiedliche Informationsinhalte (,Folien”) in einer einzigen Daten-
grundlage zusammenzufassen und nach Bedarf im Kartenbild in beliebiger
Kombination darzustellen. Das Kartenbild ist zudem Uber die Darstellung als
Vektorgraphik blattschnittfrei und mafdstabsunabhangig.

7 www.hkvv.hessen.de/produkte/geo/alb/stand/haupt.htm.

'® Soweit nicht anders angegeben, entstammen die Informationen zur ALK dem WWW-Angebot der Hessi-
schen Kataster- und Vermessungsverwaltung unter www.hkvv.hessen.de sowie Ewald EHRMANTRAUT, ALK-
konforme Speicherung von Punktdaten, in: Hessische Kataster- und Vermessungsverwaltung (Hg.), Die
Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) in Hessen (KVV-Informationen, Sonderheft Nr. 15), Wiesbaden
1995, S. 7-14.

9 Helmut SAURER; Franz-Josef BEHR, Geographische Informationssysteme, Darmstadt 1997, S. 184.
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Die Punktdatei enthalt folgende Informationen (,,Datengruppen”):

- Punktkennzeichen, Verwaltung
- Hinweis auf Messeinheit

- Lage

- Hoéhe

- Schwere

- Bemerkung zum Punkt

- Festpunktverwaltung

- Name, néhere Lagebezeichung.

Die Informationen stehen in einzelnen, den Datengruppen zugeordneten und
genau definierten Datenelementen.

Die GrundriRdatei enthalt folgende Datengruppen:

- GrundriBkennzeichen (Objektkoordinaten)
- Endpunkt der Linie und Art der Geometrie
- Funktion der Linie

- Lageparameter

- Funktion des Objekts

- Besondere Informationen zum Objekt

- Geometrieangaben.

Der Objektabbildungskatalog (OBAK) beschreibt ergédnzend samtliche ver-
wendeten Objekte und weist sie eindeutig einer bestimmten Folie zu.

Um die Katasterpunktdatei und die GrundriRdatei bearbeiten und ein Kar-
tenbild darstellen zu kénnen, ist eine Software notwendig. Die Hessische
Kataster- und Vermessungsverwaltung setzt hierfir seit 1995 das Pro-
grammpaket GEQi-SQL ein, das den Anforderungen der HKVV angepal3t
wurde. Es baut fir die Datenverwaltung auf einer INFORMIX-Datenbank auf.
Kernstlick des Systems ist die Bearbeitung der Katasterpunktdaten. Die
GrundriRBdaten werden aus den Punktdaten errechnet und so die Grundril3da-
tei automatisch mit der Punktdatei synchronisiert. Eine Vielzahl von weiteren
Berechnungs- und Dienstprogrammen komplettiert das System. Dazu geho-
ren sowohl Transformationsméglichkeiten in verschiedene Datenformate als
auch Ausgabemadglichkeiten der Daten als Graphik oder Textinformation.

2. Die an der Fiihrung des automatisierten Katasters beteiligten Behdrden

a) Die Rolle der Katasteramter vor Ort

Die hessischen Katasteramter sind vor Ort diejenigen Dienststellen, welche
durch die eigene Vermessungstatigkeit die Punktdatei fortflihren, Auftrags-
arbeiten durchfihren, das eigentliche Kataster im klassischen Sinne (Karten-,
Buch- und Zahlenwerk) fortschreiben und Auskilinfte daraus erteilen. Daran
hat sich durch die Einfihrung der automatisierten Vermessungs- und Infor-
mationssysteme nichts geadndert. Wéhrend die analogen Katasterwerke in der
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ausschlieBlichen Obhut und Verantwortung der Katasteramter standen, ist
die Aufsicht Uber die Sicherheit der digitalen Datenbestéande zwischen den
Katasteramtern und der HZD geteilt. Jedes Katasteramt ist zustandig fur die
ALB- und ALK-Daten, die seinen Sprengel betreffen. Diese werden Uber
einen lokalen Server vorgehalten und gepflegt. Einmal pro Tag werden die
Daten der lokalen Katasteramter bei der HZD zentral zusammengefihrt. Dort
ist ein Spiegel samtlicher Daten der Katasteramter vorhanden.

b) Die Rolle der Hessischen Zentrale fir Datenverarbeitung (HZD)

Die HZD halt nicht nur einen aktuellen Spiegel der ALK- und ALB-Daten der
Katasteramter vor, sondern fihrt die Daten auch zusammen. Sie kann somit
einen Gesamtiberblick Uber die Daten aller hessischen Katasteramter bieten.
Externe Nutzer von ALK- und ALB-Daten erhalten ihren Zugang zu den Katas-
terdaten in der Regel Gber die HZD, ebenso die Bezieher von Sekundéarnach-
weisen (BZSN). Damit ist ein Teil der Kompetenzen der Katasteramter auf die
HZD Ubergegangen, welche diese Aufgaben nun als Dienstleistung im Auf-
trag der Katasteramter anbietet.

c) Die Rolle des Landesvermessungsamtes (LVA)

Das LVA ist auch weiterhin in Bezug auf die ALK und das ALB nicht nur fur
die Katasteramter eine vorgesetzte Behorde, sondern auch Koordinierungs-
und Beratungsorgan. Die ALK-Daten werden vom LVA auch selber genutzt,
sei es zur Landesvermessung und Erstellung des topographischen Karten-
werks oder zur Einrichtung von Informationsdiensten (ALKIS/ATKIS). Fir die
ALK und das ALB erwirbt das LVA die erforderliche Software oder nimmt
Eigenentwicklungen vor, entwickelt Standards und (berwacht ihre landes-
weite Einhaltung.

3. Rechtslage und archivische Zustandigkeit

a) Die Anbietungspflicht von Unterlagen der Katasteramter nach dem Hessi-
schen Archivgesetz

Carsten Miiller-Boysen fragte 1999, ob in einem 6ffentlichen Archiv Gber-
haupt eine, wie er es nannte, ,klnstliche Uberlieferung” geschaffen werden
sollte, wenn in der Behorde selbst beim Einsatz der EDV-Systeme Uberhaupt
kein Bedarf gesehen wird, Schriftgut langerfristig in einer Registratur
zugriffsbereit zu halten.?’ Er warf somit die Frage auf, ob es Uberhaupt zur
Aufgabe der Archive gehort, eine Uberlieferung herzustellen, die in dieser
Form in der Behorde gar nicht existiert. Das trifft insbesondere auf die auto-
matisierten Informationssysteme der Katasteramter zu. Der 83 des Hessi-
schen Vermessungsgesetzes (HVG) spricht davon, da® das Kataster auf dem

%0 Carsten MULLER-BOYSEN, Das Archiv als ,Informationsrecycling”. Gedanken zur Neudefinition archivischer
Arbeitsfelder, in: SCHAFER/BICKHOFF (wie Anm. 2), S. 15-24.
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laufenden zu halten ist. Das hessische Archivgesetz definiert Archivgut als
Unterlagen, die vom Archiv zur dauernden Aufbewahrung ilbernommen wur-
den (HArchivG §1 Abs. 2). Ubernommen werden kann nur das, was in der
Behérde fiir die Wahrnehmung der Aufgaben nicht mehr benétigt wird.?' Das
Kataster, das in automatisierter Form immer aktuell gehalten ist, wird in der
Behorde zur Aufgabenerledigung standig benétigt und kann dement-
sprechend einem Archiv auch nie zur Ubernahme angeboten werden. Miiller-
Boysen geht in seinen Uberlegungen implizit davon aus, daB eine Behorden-
registratur eine ganz wesentliche historische Komponente aufweise.?? Hierbei
handelt es sich m. E. um eine Fehleinschatzung. Eine Registratur dient dazu,
Schriftgut mit einem abnehmenden Zugriffsbedarf in einem genau definierten
Zeitrahmen verfligbar zu halten und gegebenenfalls den Sachbearbeiter bei
der Fristeniberwachung zu unterstiitzen. Erst im Archiv erlebt das Schriftgut
den Bedeutungswandel zur historischen Quelle. Es ist zu fragen, ob das
Bewertungskriterium, nur Registraturgut kénne potentielles Archivgut sein,
fur Unterlagen aus EDV-Systemen uneingeschrankte Gultigkeit besitzt. Ana-
loge Akten komplett oder nur teilweise zu vernichten, ist im Vergleich zu
Daten aus EDV-Systemen verhaltnismaRig aufwendig. Fir die Behorde ist es
vordergriindig egal, ob mit Altakten ein Laster beladen wird, der die Akten-
vernichtungsanlage oder das Staatsarchiv anfahrt. Registraturen erleichtern
es, zwischen den Akten, die noch in der Behdérde verbleiben sollen, und
denjenigen, die ausgesondert werden koénnen, zu unterscheiden. In EDV-
Systemen ist Informationsvernichtung (und damit die ,Aktenvernichtung”)
sehr viel einfacher und schneller méglich. Auch ist hierflir eine Registratur
gar nicht mehr notwendig. Der Bearbeiter vor Ort kann entscheiden, was er
weiterhin bendtigt oder nicht. Veraltete Daten beispielsweise kénnen durch
aktuelle einfach Uberschrieben werden. Das Hessische Datenschutzgesetz
definiert in 82, Abs. 2 Nr. 5 als ,Ldschen” von Daten das Unkenntlichma-
chen. Auch durch neue Informationen Uberschriebene Altdaten sind unkennt-
lich gemacht und damit gel6scht. Eine standige Aktualisierung von Daten-
banken ist somit eine standig laufende Vernichtung elektronischer Unterla-
gen. Die so vernichteten Daten sind mitnichten als ,unhistorisch” einzustu-
fen, nur weil in der Behdérde kein Bedarf mehr gesehen wird, sie weiterhin
aufzubewahren. Vor ihrer Vernichtung waren sie schlieRlich aktuell und zahl-
ten zu den arbeitswichtigen Unterlagen der Behorde. Die klassische Registra-
tur mit ihren analogen Akten kann als Modell fiir die Ubernahme von Unter-
lagen aus EDV-Systemen kaum herangezogen werden. Es gehort also sehr
wohl zur Aufgabe der Archive, Uberlieferungsbildung auch dort zu betreiben,
wo durch die Einfihrung von EDV-Systemen eine langerfristige Verwahrung
von Unterlagen in den Behoérden gar nicht vorgesehen ist.

2 §10 Abs. 2 HArchivG.

22 ... am Beispiel 6ffentlicher Archive konkret gefragt, soll von diesen kiinstlich eine Uberlieferung geschaf-
fen werden, wenn die Verwaltung lberhaupt keinen Bedarf sieht, die Informationen langerfristig zu verwah-
ren”. MULLER-BOYSEN (wie Anm. 20), S. 19.
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Allerdings scheinen die Archive fir diese Aufgabe bei den Katasteramtern
schlecht gerlistet zu sein. Fir das analoge Kataster ist vom Hessischen Mi-
nisterium flir Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung am 21. Oktober
1996 ein ErlaR Uber die Aufbewahrung und Aussonderung der Katasterdo-
kumente in Kraft gesetzt worden.?® In der Anlage dazu werden die unter-
schiedlichen Aufbewahrungsfristen fiir die einzelnen Typen von Unterlagen
tabellarisch aufgelistet. Ebenso ist gekennzeichnet, welche Unterlagen nach
Ablauf der Aufbewahrungsfrist dem zustandigen Staatsarchiv angeboten
werden missen beziehungsweise welche zu vernichten sind. Unterschieden
wird hier zwischen geltendem und aulRer Kraft getretenem Kataster. Beim
automatisierten Kataster wird anscheinend stillschweigend anders verfahren.
Auch hier treten immer wieder einzelne Punkte oder Objekte aul3er Kraft, nur
werden diese sofort von aktuellen Angaben Uberschrieben und damit ge-
I6scht. Eigenmaéachtige Loschung von Teilen beispielsweise des Kartenwerks
in den Behoérden widerspricht aber der bisher gelbten Praxis und dem ge-
nannten ErlaB des Hessischen Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr und
Landesentwicklung Gber die Aufbewahrung und Aussonderung von Kataster-
dokumenten.

Hier sind die Archive gefordert, in Zusammenarbeit mit den Katasterver-
waltungen Strategien zu entwickeln, um ihrem Auftrag entsprechend auch
weiterhin Unterlagen der Katasteramter, die von diesen nicht mehr benétigt
werden, Ubernehmen zu kénnen.

b) Die Zustandigkeit der Staatsarchive

Die drei hessischen Staatsarchive sind gemaR ihrer Sprengelaufteilung je-
weils flr einen Teil der hessischen Katasteramter zustandig.* lhre Sprengel
orientieren sich an den Landkreisen und nur teilweise an der hierarchischen
Struktur der Landesverwaltung. Seit 1981 liegt das Staatsarchiv Marburg
aulRerhalb des Regierungsbezirks Kassel, flr den es hauptsachlich zustandig
ist.?® Der Regierungsbezirk GieRen ist in Bezug auf die Staatsarchive dreige-
teilt. Die staatlichen Dienststellen der Kreise Lahn-Dill und Limburg-Weilburg
liefern ihre Unterlagen an das HHStA Wiesbaden ab, die Landkreise Gielden
und Vogelsbergkreis an das HStA Darmstadt und der Landkreis Marburg-
Biedenkopf an das HStA Marburg. Aus Sicht der Bestandsbildung scheint es
durchaus sinnvoll, so zu verfahren, um ein MindestmaR an Uberlieferungs-
kontinuitat zu gewabhrleisten. Der Zugriff und die Benutzung wird allerdings
sehr unUbersichtlich, wenn die archivische Sprengelbildung nicht mit der
Verwaltungsgliederung Ubereinstimmt. Die EinfUhrung der automatisierten

2® Hessisches Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung, Az. V. b 1 - 1340 - 27, vom 21.
Oktober 1996. StA Marburg Tgb. 1/20/1997.

24 So erstmals im Gemeinsamen ErlaB vom 20. Oktober 1986, Nr. 19 (Staatsanzeiger fiir das Land Hessen
1986, Nr. 45, S. 2111), wiederholt im Gemeinsamen Erlal vom 4. Dezember 1996 (Staatsanzeiger fur das
Land Hessen 1996, Nr. 52/53, S. 4278f.).

2 Gesetz zur Neuorganisation der Regierungsbezirke und der Landesplanung vom 15. Oktober 1980 (Gesetz-
und Verordnungsblatt fur das Land Hessen, Teil I, 1980, Nr. 23, S. 377ff.).
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Informationssysteme bietet im Bereich des Katasters die Moglichkeit, eine
einheitliche Struktur zu schaffen.

Das Hauptstaatsarchiv Wiesbaden ist nicht nur fir die staatlichen Dienst-
stellen in seinem Sprengel, sondern auch fiir die obersten Landesbehdrden
und die Oberbehdrden zusténdig. Das Landesvermessungsamt (LVA) ist eine
Oberbehorde; die Softwaredokumentation tber vom LVA landesweit einge-
fihrte Vermessungs- und Anwendungssoftware (und damit auch fir das
AGB, das ALB und die ALK) wird sich demnach in Zukunft in den Bestéanden
des LVA im Hauptstaatsarchiv Wiesbaden finden. Es ware in hochstem Ma-
Be redundant, die Softwaredokumentation oder die Software selber in jedem
der drei Staatsarchive vorhalten zu wollen. Hinzu kommt, dal® die HZD als
Landesbetrieb ebenfalls dem Hauptstaatsarchiv Wiesbaden ablieferungs-
pflichtig ist. Da die HZD einen Spiegel aller ALK-, ALB- und AGB-Daten vor-
halt, ware es sinnvoll, die Daten zentral durch das HStA Wiesbaden zu Uber-
nehmen. Softwaredokumentation und Daten wéaren raumlich nicht getrennt,
Redundanzen waren vermieden und eine archivfachlich gleichmaRige Behand-
lung der Daten sichergestellt. Ein Zugriff auf die Daten kénnte flir die ande-
ren Staatsarchive Uber das Netz realisiert werden.

In der Konsequenz ware das eine Verlagerung der Zustandigkeit fur die Ka-
tasteramter von den Staatsarchiven Darmstadt und Marburg auf das Haupt-
staatsarchiv Wiesbaden.

4. Bewertung des automatisierten Liegenschaftskatasters

a) Die bisherige Bewertungspraxis von Unterlagen der Katasteramter in den
hessischen Staatsarchiven

Die Abgabe von nicht mehr bendétigten Unterlagen der Katasteramter an
die hessischen Staatsarchive ist im Gemeinsamen ErlaR des Hessischen
Ministeriums des Innern und des Hessischen Ministeriums der Finanzen vom
4. Dezember 1996%° sowie durch den ErlaR des Hessischen Ministeriums fiir
Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung vom 21. Oktober 19962” (nicht
im Staatsanzeiger veroffentlicht) geregelt. Danach werden die aulRer Kraft
getretenen Liegenschaftskarten, Schatzungsurkarten und Schatzungsbicher,
alle Vermessungsrisse sowie die Verédnderungsnachweise nach Ablauf einer
zehnjshrigen Aufbewahrungspflicht den Staatsarchiven zur Ubernahme an-
geboten. Nach dem Ablauf der Aufbewahrungsfrist werden Schatzungs-
karten, Beobachtungsblicher, Koordinatenverzeichnisse, Nummernlbersich-
ten, Vermessungspunktakten und -Ubersichten, Abmarkungsprotokolle, Ak-
ten Uber Auftragsarbeiten und vorldufige Katasterverzeichnisse formlos ver-
nichtet. Auch schon vor Ablauf der Aufbewahrungspflicht in den Kataster-
amtern sind alle diejenigen analogen Unterlagen Gbernommen worden, die

26 Gemeinsamer ErlaR vom 4. Dezember 1996 (Staatsanzeiger fiir das Land Hessen 1996, Nr. 52/53, S.
4275f.)
273, Anm. 23.
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durch die Einfihrung des automatisierten Katasters ungultig geworden wa-
ren.”®

Ein besonderes Problem stellen bei der bisherigen Ubernahmepraxis die
Veranderungsnachweise dar. Pro Gemarkung entstehen je nach GroRe pro
Jahr rund 20 bis 50 Verdnderungsnachweise.?® Im Jahr 1996 summierte
sich die Menge der Verdnderungsnachweise, die noch in die drei Hessischen
Staatsarchive zu tbernehmen war, auf insgesamt 789 Ordnermeter.*° Das
heit, da die Menge der pflichtmaRig an die Staatsarchive abzugebenden
Veranderungsnachweise diese nicht nur vor Kapazitdtsprobleme, sondern
auch vor ganz erhebliche ErschlieBungsprobleme stellt. Zudem fehlen derzeit
geeignete Strategien fur die ErschlieBung, um die Veranderungsnachweise
nutzbar zu machen.

Die bisherige Ubernahmepraxis 1aBt sich nur bedingt auf das automati-
sierte Kataster Ubertragen. Die Veranderungsnachweise sind, da die automa-
tisierten Katasterwerke tagesaktuell gehalten werden miissen, bislang die
einzige Mdoglichkeit, Vorzustande des aktuell giiltigen Katasters dauerhaft
rekonstruieren zu kénnen. Ein weiteres Problem ist, daf® in der Abgabever-
ordnung zwischen den Punktdatenwerken, den Karten und den Buchwerken
unterschieden wird. Das entspricht nicht den Gegebenheiten der EDV. Dort
werden alle Daten in einem einzigen System vorgehalten. Sowohl bei der
Karte, dem automatisierten Liegenschaftsbuch als auch bei der Punktdaten-
bank handelt es sich um verschiedene Auspragungen beziehungsweise
Sichtweisen ein und desselben Systems.

Und noch auf einen weiteren Umstand muf3 hingewiesen werden: Die
analogen Koordinatenverzeichnisse, Punktakten und —Ubersichten gelten im
Gegensatz zum analogen Kartenwerk als nicht archivwiirdig.®’ Bei der ALK
kénnen Karten- und Zahlenwerk jedoch nicht voneinander getrennt werden.
Das Zahlenwerk wird somit durch den Medienwechsel potentiell archivwir-
dig. Fiur die Archive bedeutet das, bei einer zuklnftigen Ubernahme von
Katasterunterlagen nicht mehr nach physischen Kriterien unterscheiden zu
kénnen. Es miissen andere Bewertungskriterien entwickelt werden.

b) Bewertung und Ubernahme des automatisierten Liegenschaftskatasters

Die Frage nach der Archivwirdigkeit stellt sich beim Kataster eigentlich
nicht. Als ein Register mit 6ffentlichem Glauben und wesentliche Quelle fir
die historische Forschung ist es per se archivwiirdig.’? Es geht hierbei also

% S. Anm. 23, Anlage 1.

2% Frdl. Mitteilung durch AOR Dr. Habel, HHStA Wiesbaden.

3 Davon entfielen 215 Ordnermeter auf das HHStA Wiesbaden, 256 Meter auf das HStA Darmstadt und
318 Meter auf das HStA Marburg. HStA Marburg, Tgb. 1/1953/1996.

3''S. Anm. 23, Anlage 1.

32 Dazu Udo SCHAFER in SCHAFER/BICKHOFF (wie Anm. 2), S. 127, unter Verweis auf Hartmut KLUVER,
Kartographische Grundlagen der Regionalforschung. Die Urkataster in Wirttemberg und Hohenzollern, in:
Eugen REINHARD (Hg.), Regionalforschung in der Landesverwaltung. Die Landesbeschreibung in Baden-
Wirttemberg. Ansatz, Leistung und Perspektiven (Werkhefte der Staatlichen Archivverwaltung Baden-
Wirttemberg A 6), Stuttgart 1995, S. 65-79.
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weniger um das ,ob* als vielmehr um das ,wie” der Ubernahme und Archi-
vierung.

JZeit” und ,Historie”

Das groRte Problem bei der Herstellung einer Uberlieferungskontinuitat ist in
Gl-Systemen die Abbildung von ,Zeit“.®® In analoger Akteniberlieferung ist
«Zeit” beispielsweise in Prozel3steuerungen sichtbar (Geschéaftsgangsver-
merke etc.) und findet im Archiv einen Ausdruck beispielsweise in Laufzeit-
angaben. Historische Kartenlberlieferung kennt diese ,Zeit”-Komponente in
dieser Form nicht; normalerweise stellen Karten immer einen Zustand zu
einem bestimmten Zeitpunkt dar. Eine Ausnahme bilden Geschichtskarten,
die einen Aspekt eines historischen Prozesses in seinem Zeitablauf visualisie-
ren konnen. Allerdings sind diese Karten immer auf wenige Aspekte be-
schrankt und kénnen nicht den Zeitablauf eines geographischen Gebietes
komplett wiedergeben.

Automatisierte Kartenwerke sind von ihrem Informationsgehalt her sehr
viel komplexer als analoge Karten, da in ihnen thematisch sehr unterschiedli-
che Informationsebenen im Raum dargestellt werden und in einen beliebigen
Zusammenhang gesetzt werden koénnen. In der Regel sind diese Infor-
mationsebenen allerdings zweidimensional, gemeinsam mit topographischen
Informationen eventuell auch einmal dreidimensional. ,Zeit” als eigene Infor-
mationsebene wirde den Grad der Komplexitat, da sie samtliche anderen
Informationsebenen beriihrt, ganz erheblich erhéhen; aus diesem Grund wird
~Zeit” in geographischen Informationssystemen lediglich als fixer ,Zeit-
schnitt” zu einem definierten Zeitpunkt der entsprechenden Informations-
ebene dargestellt. Jede Informationsebene ist dann also mehrfach vorhan-
den, jeder ,Zeitschnitt” stellt sozusagen eine ,Version” der Informations-
ebene dar.

Die ALK kennt, wie eingangs schon beschrieben, keine Historie und wird
lediglich tagesaktuell gehalten. Lediglich das ALB enthélt eine sehr rudimen-
tare Historie, indem die untergegangenen Flurstiicke weiterhin nachgewiesen
werden. Fir die Archive ergibt sich daraus die Forderung, eine echte Historie
mit einer entsprechenden Versionierung herstellen zu miissen.

Die Entwicklung der ALK und des ALB begann bereits in den 70er Jahren.
Der damals erarbeitet Objektkatalog sowie die organisatorische Trennung
von ALK und ALB entspricht nicht mehr den heutigen Anforderungen, so daf
bereits seit Mitte der 90er Jahre an einem Nachfolgekonzept gearbeitet wird.
Dieses neue System, das Amtliche Liegenschaftskataster-Informationssys-
tem (ALKIS) wird ALK, ALB und AGB verbinden und auch eine einheitliche
Historie besitzen.®** Dieses sogenannte ,Versionskonzept” baut auf der Ob-

% Dazu SAURER/BEHR (wie Anm. 19), S. 28.

34 Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der Lander der Bundesrepublik Deutschland (Hg.),
AdV-Konzept fiir die Modellierung der Geoinformationssysteme ALKIS und ATKIS (ALKIS-ATKIS-Konzept),
bearbeitet von den AdV-Arbeitskreisen Informations- und Kommunikationstechnik, Liegenschaftskataster und



Archivierung und Zugang

14

jektstruktur der ALKIS-Daten auf. Jedes Objekt erhélt eine Laufzeit (Anfang
und Ende). Werden die Daten eines Objektes gedndert, so werden die alten
Daten des Objektes nicht Gberschrieben und geléscht, sondern es wird ein
Jhistorisches” Objekt mit den Altdaten und ein ,aktuelles” Objekt mit den
neuen Daten angelegt. Die Identifikation der beiden Objekte bleibt identisch,
sie sind nur Uber ihre Laufzeit zu unterscheiden. Es gibt also verschiedene
~Versionen” ein und desselben Objekts. Dadurch ist es moglich, stichtagsbe-
zogene Darstellungen zu liefern. Versioniert werden aber nicht nur die Objek-
te, sondern auch die zugehorigen Relationen. So wird sichergestellt, daR
auch bei den versionierten Objekten ihre jeweilige Umwelt vorhanden
bleibt.®

,Objekte” und ,Layer”

Die ALK und ALKIS sind geographische Informationssysteme. Gegenstand
dieser Systeme ist die Beschreibung der Realwelt, und zwar mit Hilfe der
euklidischen Geometrie.®® Die menschliche Wahrnehmung erméglicht es, in
der Realwelt klar abgrenzbare Einheiten zu bilden, beispielsweise ,Haus”,
.StralRe”, ,Wald” oder ,See”. Diese Einheiten werden Objekte genannt. Der
Begriff des Objekts kann auch sehr abstrakte, korperlose Begriffe bezeich-
nen, wie beispielsweise ,Grenze”. Ebenso kénnen Objekte gebildet werden,
die sich aus vollig anderen Zusammenhangen ergeben, wie beispielsweise
~Name des Grundstlickseigentimers” oder ,Niederschlagsmenge”. Thema-
tisch zusammengehorige Objekte konnen zu Layern zusammengefal3t wer-
den. So koénnen Layer zu den ,Verkehrswegen” entstehen, zu ,politischen
Grenzen”, ,Grundstiicksgrenzen”, ,Besitzverhaltnissen” und vielem anderen.
Erst eine Verknlpfung unterschiedlicher Objekte in verschiedenen Layern lait
eine sinnvolle Aussage entstehen, beispielsweise: ,Das Flurstiick A mit den
Koordinaten XYZ gehort Herrn Meyer. Es liegt an der BundesstraRe 3 in der
Gemarkung B-Dorf im Regierungsbezirk GieRen und wird als Weideland ge-
nutzt”.®” Die Grundlage fiir die Objektbildung sind die Daten. Fiir jedes Da-
tum mufd eindeutig festgelegt sein, zu welchem Objekt / welchen Objekten
es gehort. Aus einem einzelnen Datenbestand ist somit durch unterschiedli-
che Verkniipfung eine Vielzahl von Anwendungen mdoglich. Auch fur die ALK
gilt, dal® sie nicht nur als Karte eines 0Offentliches Registers zu sehen ist,
sondern mit ihrem Bestand an Grunddaten und Grundinformationen die un-
terschiedlichsten Informationsbediirfnisse bedienen kann. Auch die histori-
sche Forschung kann mit historischen ALK-Daten erheblich mehr anfangen,
als nur eine historische Liegenschaftskarte auszudrucken.

Topographie und Kartographie, Stand 31. Dezember 1999, Kapitel 7 (Historienfiihrung und Versionskonzept),
S. 18-20. Download des Dokuments unter www.adv-online.de.

3 Umwelt” ist in diesem Zusammenhang ein technischer Begriff, unter dem die Beziehungen der einzelnen
Objekte zueinander verstanden werden.

% Vgl. dazu und zum folgenden vor allem SAURER/BEHR (wie Anm. 19), S. 1-7 und S. 14-23.

37 Ein Beispiel firr die grafische Kombination verschiedener Layer s. S. 21; auch: Charles M. DOLLAR (wie
Anm. 1), S. 130-136.
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Far die archivfachliche Behandlung des automatisierten Liegenschafts-
katasters hat das ganz erhebliche Konsequenzen. Ein Ausdruck auf Papier
oder auf Mikrofilm wirde durch den damit verbundenen Medienwechsel die
Auswertungsmaoglichkeiten ganz erheblich einschréanken und einen nicht
vertretbaren Informationsverlust bedeuten. Das gilt auch fiir die Speicherung
der ALK als TIFF-Datei. Ziel einer Archivierung von Daten aus GI-Systemen
mufld es sein, die Objektstruktur der Ausgangsdaten zu erhalten um die Funk-
tionalitat der Daten zu bewahren.®

Mehrfachdberlieferung

Bei Unterlagen aus EDV-Systemen gilt genauso wie bei analogen Unterlagen,
dalR Mehrfachtiberlieferung vermieden werden muf3. Unterlagen, die aus dem
Kataster stammen oder mit diesem sehr eng verwandt sind, finden sich unter
anderem bei der Grundbuchverwaltung und bei der Finanzverwaltung. Das
Liegenschaftskataster wurde seit dem 18. Jahrhundert vornehmlich aus
Grinden der Steuerverwaltung angelegt. Es war (und ist) die Grundlage fir
die Berechnung der flachen- und nutzungsabhangigen Grundsteuer. Diesem
Zweck dienten und dienen die aus dem Kataster abgeleiteten Schatzungs-
urkarten. Aus den Schatzungsurkarten wird die jeweils aktuelle Schatzungs-
karte gezeichnet. Die Schatzungskarten, die bei den Katasteramtern ver-
wahrt werden, gelten in analoger Form als nicht archivwirdig, wohl aber die
Schatzungsurkarten. Die Schatzungskarten liegen bei den Finanzbehoérden
vor und mussen deshalb nicht aus den Bestédnden der Katasteramter Uber-
nommen werden; die Schatzungsurkarte ist ausschlieBlich bei den Kataster-
amtern vorhanden und wird von dort (ibernommen.

Das Grundbuch wird von den Amtsgerichten als oOffentliches Register
gefuhrt und dient als Nachweis Uber die Eigentums- und Rechtsverhéltnisse
an Grundstliicken und Immobilien. Liegenschaftskataster und Grundbuch
erganzen sich. Wahrend aus dem Grundbuch beispielsweise zu erfahren ist,
wer Eigentimer eines Grundstiicks ist, welche Bank Hypothekenrechte am
Grundstlick besitzt und welcher Nachbar ein Wegerecht Giber das Grundstiick
beanspruchen kann, gibt das Kataster Auskunft Gber die genauen Grenzen
des Grundstlicks, seine Lage in der Gemarkung und wo der Weg liegt, fir
den im Grundbuch ein Wegerecht eingetragen ist. Liegenschaftsbuch und
Grundbuch enthalten auch identische Angaben, beispielsweise die personli-
chen Daten (Name, Anschrift, Geburtsdatum) der Eigentimer. Da der
Rechtsgehalt jedoch ein unterschiedlicher ist und auch eine physische Ver-
meidung dieser Doppeliiberlieferung in analogen Medien unmaglich ist, wur-
de sie bislang in Kauf genommen. Auch die ALK und das ALB bieten bisher
nicht die Mdoglichkeit, in Verbindung mit einem automatisierten Grundbuch

% Die von Gudrun FIEDLER, Archivierung digitaler Katasterunterlagen, in: SCHAFER/BICKHOFF (wie Anm. 2), S.
158-159, vorgenommene Trennung in Katasterkarten einerseits und ALK/ALB tragt dem kaum Rechnung.
Auch trifft der Vorschlag, die Katasterkarten im Format HPGL oder Postscript — das sind Druckausgabefor-
mate! — zu speichern, nicht den Kern des Problems.
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eine Mehrfachiberlieferung zu vermeiden. Erst die EDV-technische Zukunft
wird langfristig beide amtlichen Register in einem System vereinen.

Doch auch die automatisierten Informationssysteme koénnen im Archiv
eine massive Mehrfachilberlieferung verursachen. Wie oben bereits beschrie-
ben, ist eine Moglichkeit, eine Historie aufzubauen, in regelméaRigen Zeitab-
standen ,Zeitschnitte” zu bilden und den dann jeweils vorhandenen Daten-
bestand komplett zu Gbernehmen. Das heil3t natlrlich, auch alle Daten zu
Ubernehmen, die sich nicht verdndert haben. Die historisch stabilen Daten
dirften hierbei die Uberwaltigende Mehrheit ausmachen, so dal3 sich im
Laufe der Zeit eine groRe Menge an ,Uberflissigen” Daten ansammeln wir-
de. Die EDV bietet im Gegensatz zu analogen Kartenilberlieferungen die
groRe Chance, zwischen unveranderten und verdnderten Bestandteilen zu
Gbernehmender Daten zu unterscheiden.’® Das Problem der Mehrfach-
Uberlieferung liegt im Bereich der EDV weniger beim zur Verfligung stehen-
den Speicherplatz. Dieser wird in Zukunft kaum noch einen Kostenfaktor
darstellen. Es bestehen allerdings ganz erhebliche Schwierigkeiten, grof3e
Mengen an Daten auch adaquat nutzbar zu machen. Informationsverdichtung
gilt fur elektronische Uberlieferung genauso wie fiir analoge.

Ein weiterer Aspekt des Problems der Mehrfachiberlieferung ist die Soft-
ware, die in den Katasterdmtern zur ,Datenproduktion” eingesetzt wird. Wie
unten dargelegt wird,*® ist im Bereich des Liegenschaftskatasters eine Uber-
nahme von Software nicht sinnvoll und eine Beschrdnkung auf die ent-
sprechende Softwaredokumentation zu empfehlen. Diese Dokumentation
liegt in jedem Katasteramt aus arbeitstechnischen Griinden vor. Es ist also
darauf zu achten, dalR} das entsprechende Schriftgut (in analoger oder digita-
ler Form) nur einmal im entsprechenden Archiv vorhanden ist.

5. Praktische Archivierung

a) Typen, Daten und Formate

Um eine Entscheidung treffen zu konnen, wie die praktische Archivierung der
automatisierten Informationssysteme aussehen soll, ist es notwendig, die
unterschiedlichen Datenformate zu kennen und zu wissen welche Informa-
tionen mit ihnen abgebildet werden kénnen. Zunachst einmal muf3 zwischen
.Code” und ,Format” unterschieden werden, wobei oftmals beide Begriffe
synonym gebraucht werden. Im Bereich der EDV sind mehrere Arten der
Codierung gebrauchlich. Allen ist gemeinsam, dal3 einem Binarcode eine
definierte Bedeutung zugewiesen wird. Flr eine einfache Textdarstellung
wird zum Beispiel im ASCII-Code dem Binarcode 1-0-1-0-0-0-0-1 die Bedeu-

3% Aufgrund der Unméglichkeit, in analogen Karten verdnderte und unverdnderte Daten voneinander zu
trennen, hat man die massive Mehrfachtiberlieferung im Bereich der Karten bislang in Kauf nehmen missen:
Die topographischen Inhalte einer topographischen Karte von 1950 dirften sich von denen einer topographi-
schen Karte von 1990 nur zum geringsten Teil unterscheiden (Hohenlinien, FluRlaufe etc.; sehr wohl gean-
dert haben durften sich natirlich diverse StraRenflihrungen, bebaute Gebiete etc.).

40 S, Abschnitt ,Archivierung bei Erhalt der Funktionalitat”, S. 22.
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tung der Buchstabens ,A” zugewiesen. Eine Codierung ist ,offen”, wenn
seine Definitionen allgemein zugéanglich sind. Ist der ,Quellcode” nicht 6f-
fentlich bekannt und wird méglicherweise von kommerziellen Herstellern als
Betriebsgeheimnis gehtitet, spricht man von einem ,proprietaren Code”. Ein
Format kann auf einem o&ffentlich zugéanglichen Code aufbauen. Bei-
spielsweise kann ein Standard fir die Erstellung von Zeichnungen auf einer
Codierung als Text aufbauen. Die einzelnen Zeichnungselemente missen
vom Programm dann interpretiert und als Zeichnung auf dem Bildschirm
ausgegeben werden.

Pixelgrafiken

Es kann im Bereich der GI-Systeme grundsétzlich zwischen drei verschiede-
nen Datentypen unterschieden werden. Die einfachste Art, ein Bild digital zu
speichern, ist die, daR man es in einzelne Bildpunkte (Pixel) zerlegt und je-
dem Punkt einen Farbwert zuweist. Ist die Anzahl der Bildpunkte grofl3 genug
und auch die Auflésung des Bildschirms oder des Druckers ausreichend,
kénnen sehr feine Strukturen dargestellt werden. Der Vorteil diese Verfah-
rens ist, dalR es eine Vielzahl von verschiedenen Formaten gibt, her-
stellerabhéngige und herstellerunabhéngige. Von den herstellerunabhéangigen
Verfahren ist besonders das ,Tagged Image File Format” (TIF-Format) her-
vorzuheben, da es in allen seinen Varianten gut dokumentiert ist. Hier han-
delt es sich um einen Quasi-Industriestandard, der weltweit in Verwendung
ist. Auch findet beim TIF-Format eine Digitalisierung i.d.R. in einer 1:1 Um-
setzung der Pixel ohne verlustbehaftete Komprimierung statt. Der Nachteil
der Darstellung in Pixelgrafiken ist, daf® das Bild in Bildpunkte und nicht in
logische Einheiten zerlegt wird. Der Rechner ,erkennt” beispielsweise nicht,
dal eine Reihe hintereinander angeordneter Bildpunkte mit demselben Farb-
wert eine ,Linie” darstellt, er behandelt alle Bildpunkte gleich.
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Abb. 1: Liegenschaftskarte im TIF-Format (Ausschnitt)
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Bei ,normaler* Betrachtungsweise ist ein Unterschied zu anderen Darstellungsweisen nicht
zu erkennen. Erst die extreme VergroRerung macht die Pixelstruktur der Grafik sichtbar.

Abb. 2: Liegenschaftskarte im TIF-Format (extreme VergréRerung)
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Vektorgrafiken

Anders verhélt es sich mit den sogenannten Vektorgraphiken. Ein Vektor ist
mathematisch gesehen ein Punkt, der durch sein Verhéltnis zu seiner Umge-
bung definiert ist.*' Dadurch ist es méglich, auch komplexere Gebilde eindeu-
tig zu beschreiben. Eine Linie ist beispielsweise die Strecke zwischen den
Punkten A und B, und eine Flache kann beschrieben werden als der Inhalt,
der sich innerhalb der durch die Punkte A, B, C und D definierten geschlos-
senen Linie befindet. Ein Bild, das aus Vektorgraphiken aufgebaut ist, be-
steht aus einer Vielzahl von logischen Elementen.

Vektorgrafiken aus CAD-Systemen

Bei den Programmsystemen, die mit Vektorgraphiken arbeiten, sind wie-
derum zwei Typen voneinander zu unterscheiden. Eine groRe Gruppe wird
durch die CAD-Systeme*? gebildet. Hier geht es darum, mit Hilfe des Rech-
ners dreidimensionale Objekte zu entwerfen, diese am Rechner beziehungs-
weise am Drucker méglichst wirklichkeitsgetreu darzustellen und gegebenen-
falls einen Herstellungsprozel® zu steuern. Das hat zur Folge, dal3 alle Daten
in CAD-Systemen relativ zum Ausgabemedium sind, um ein bestmdgliches
Ergebnis zu erreichen.

In der Regel finden bei CAD-Systemen programmabhéangige, proprietare
Datenformate Verwendung. Um eine Kommunikation zwischen Systemen
unterschiedlicher Hersteller zu ermdéglichen, ist das Drawing Exchange For-
mat (DXF) der Firma AutoDesk aus Cupertino/Kalifornien sehr weit verbrei-
tet. Es wurde urspriinglich entworfen, um eine Kommunikation zwischen
einzelnen Systemen des Herstellers zu gewahrleisten. Dieses Format basiert
auf dem ASCII-Code und wird von der Firma offen zugénglich dokumentiert.
Ein Nachteil ist, dal3 das Format den zunehmenden technischen Mdglichkei-
ten der CAD-Systeme laufend angepal3t wird und somit nicht stabil ist. Aller-
dings ist jede der einzelnen Formatversionen gut dokumentiert.

* SAURER/BEHR (wie Anm. 19), S. 23.
42 CAD: Computer Added Design.
** www.autodesk.com/techpubs/autocad/acad2000/dxf/index.htm.
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Abb. 3: Beispiel fir einen Datensatz im DXF-Format (Ausschnitt)

LAYER
2
FLURSTUECK

70

64
62

7
6

STRICHO1
0
LAYER
2
FLST-VERKEHR

70

64
62

9
6

STRICHO1

0

Abb. 4: Ausschnitt aus einer Liegenschaftskarte im DXF-Format
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Unterschiede zur Darstellung im TIF-Format sind mit Ausnahme der anderen graphi-
schen Gestaltung zunéchst nicht zu erkennen
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Abb. 5: Ausschnitt aus einer Liegenschaftskarte im DXF-Format (extrem vergroRert)
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Auch bei extremer VergréRerung bleiben alle Strukturen gleichmaRig gut sichtbar.

Vektorgrafiken aus GI-Systemen

Gl-Systeme sind von CAD-Systemen grundsatzlich zu unterscheiden. Die
einzelnen MelRpunkte definieren den geographischen Raum und sind, einmal
von den mathematischen Problemen der Erdprojektion abgesehen, absolut.
Far ein GI-System ist es, im Gegensatz zu einem CAD-System, ein elementa-
rer Unterschied, ob sich ein MeRpunkt in Australien oder in Europa befindet.
Kern dieser Systeme ist ihr Bestand an geographischen Daten. Mit diesen
Daten soll gearbeitet, d.h. ,gerechnet” werden. Die graphische Darstellung
von Karten aus Gl-Systemen am Rechner oder auch ihr Ausdruck Gber einen
Drucker sind immer mit einer gewissen Ungenauigkeit behaftet. Diese Art der
Darstellung ist sozusagen ein ,Nebenprodukt” der Systeme, welches ledig-
lich zur Visualisierung der Daten dient. Niemand wtrde beispielsweise auf die
Idee kommen, einen Ausschnitt aus einer Karte eines GIl-Systems auszu-
drucken und mit dem Lineal die Entfernung zwischen zwei Punkten zu mes-
sen. Diese Entfernungsmessung wird am Rechner durchgefihrt; zusétzlich
liefert der Rechner ein Kartenbild, an dem der Betrachter einen Eindruck
davon erhalt, wie die Objekte, zu denen die beiden Punkte gehodren, zueinan-
der liegen. Anders ist es, wenn beispielsweise ein Architekt mit Hilfe eines
CAD-Systems ein Gebaude entwirft und plant und anschlieBend die ent-
sprechenden Plane ausdruckt, nach denen auf der Baustelle das Gebaude
dann errichtet wird. Naturlich erreichen inzwischen wegen der fortschreiten-
den Datentechnik auch die graphischen Darstellungen aus Gl-Systemen eine
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groRBe Genauigkeit. Der prinzipielle Unterschied zwischen beiden Ansatzen
bleibt allerdings bestehen.**

Sowohl das ALB als auch die ALK sind GI-Systeme, bei denen zwischen
einem Datenbankteil und einem Verarbeitungsteil zu unterscheiden ist. Fir
die Verarbeitung werden spezielle Softwarelésungen eingesetzt, die auf die
Bedirfnisse der Hessischen Kataster- und Vermessungsverwaltung zuge-
schnitten sind. Fur die Datenbank findet in Hessen bei allen drei Katasteran-
wendungen ein sogenannter ,Informix-SQL-Server” Anwendung. Dabei han-
delt es sich um ein Produkt der Firma ,Informix” Software, Inc.” aus Menlo
Park/Kalifornien. Das Datenbankformat dieses Servers ist eine Eigenent-
wicklung und somit hochproprietér. Die Kommunikation zwischen dem Ve-
rarbeitungs- und dem Datenbankteil wird Gber eine sogenannte ,Einheitliche
Datenbankschnittstelle” (EDBS) sichergestellt. Die EDBS wurde von der
Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der Bundesléander (AdV)
entwickelt und ermdglicht als einheitliches Schnittstellenformat nicht nur die
Kommunikation zwischen den Systemkomponenten, sondern auch zwischen
unterschiedlichen Systemen der einzelnen Bundesléander. Es findet aulerdem
als Abgabeformat an externe Benutzer Anwendung. EDBS basiert auf dem
ASCII-Code, samtliche Objekte sind genau definiert und beschrieben.*®

Abb. 6: Beispiel fiir einen Datensatz im EDBS-Format (Ausschnitt):

—» EDBS03120287AKND0O00000 0000ULQAO000000190621 00001 2 01 07
OB 0 ASDL-
BEOOO5EQ

EDBS00640000BKRTO0O0000 OOOOIBENKRT
3456822830777965417934568430720170399810

EDBS00640000BINFOO0001 OOOOULOTEX 0002Marburg, Friedrichsplatz

EDBS01750000BSPEO00002 OOOOULO8ALK
000100013456822880161092159360002000134568228812242954167110001
0010233N308ZP8 0 00000001345682288190509170201100010010233
N308ZP8 000000000

——p EDBS01180000BSPEO00003 OOOOULOSALK

000100013456822881224295416740001000134568228815431963935110001
0010233N308ZP8 0 00000000

EDBSO01180000BSPEO00004 OOOOULOSALK
000100013456822881543196393500001000134568228816121966050110001
0010233N308ZP8 0 00000000

EDBSO01180000BSPEO00005 OOOOULOBALK
000100013456822881612196605010001000134568228826287997195110001

“ Diese Unterschiede werden in der Literatur oft ignoriert, so beispielsweise bei Gudrun FIEDLER, in: SCHA-
FER/BICKHOFF (wie Anm2). S. 153ff. Anders Udo SCHAFER, Geographische Informationssysteme in der
Landesverwaltung Baden-Wirttemberg aus archivischer Perspektive, in: SCHAFER/BICKHOFF (wie Anm. 2), S.
113ff.

4 Barbara KOPPER, Datenaustauschformate fiir Punkt- und GrundriRdaten, in: Hessische Kataster- und
Vermessungsverwaltung (Hg.), Die Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) in Hessen (KVV-Informationen
Sonderheft Nr. 15), 1995, S. 47- 68. Der Objektabbildungskatalog (OBAK) und die Beschreibung des EDBS-
Format sind im Internet verdffentlicht und online zu beziehen:
www.hkvv.hessen.de/produkte/geo/alk/index.htm. Zu beachten ist, daR es fir die EDBS zwei unterschiedli-
che ,Dialekte” gibt, abhangig von den Anforderungen der einzelnen Bundeslander (in Bayern gibt es bei-
spielsweise ebenso wenig Marsch-und Kustenlandschaft wie in Schlewig-Holstein AlImwiesen).
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Diese Auflistung ist zunachst sehr verwirrend; der Aufbau ist jedoch vollig
logisch:

Jeder EDBS-Datensatz besteht aus einer Vielzahl einzelner ,Satze”. Der erste
Satz ist durch die Buchstabengruppe ,AKND” als Auftragskennsatz gekenn-
zeichnet und enthélt Informationen fiir den gesamten Datensatz (Auftragsbe-
ginn und Kenndaten). Jeder weitere Satz beginnt mit dem Kurzel ,EDBS”,
gefolgt von der Satzlange (hier: 118 Zeichen, moéglich sind maximal 2000).
Es schlieBt sich der Operationsschliissel an (,BSPE”) mit der laufenden
Nummer (hier: 3), dann folgt der Informationsname (,ULO8ALK?"), der Gber
den Objektabbildungskatalog (OBAK) definiert ist. Die abschlieRende Ziffern-
und Buchstabenkombination, die den gréRten Teil des Satzes ausmacht, ist
der eigentliche Satzinhalt mit den Punktdaten, Angaben zu Lage, Hohe, etc.
Erschwert wird die Ubersicht tiber die eigentlichen Punktdaten dadurch, daR
einzelne Datengruppen zu eigenstandigen Datengruppen zusammengefal3t
werden koénnen. Eine Differenzierung erfolgt Uber sogenannte ,Wiederho-
lungsfaktoren”, dargestellt durch die Ziffernfolge ,0001“. (Vgl. dazu Barbara
KOPPER (wie Anm. 45)).

Abb. 7: Ausschnitt aus der Liegenschaftskarte im EDBS-Format (konvertiert in das
SHAPE*-Format):

'!,.. ['u::.._—‘.._. i = "_'m”vu_a [T
Der Layer ,Vermessungspunkte” bildet den sog. ,Sternenhimmel”.

46 Zu SHAPE s. Anm. 55.
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Uber den Layer ,Gebaude” wird die Bebauung eingeblendet.

b) Archivierung bei Erhalt der Funktionalitat

Durch eine Archivierung im EDBS-Format wird sichergestellt, dal3 die Daten
ihre Funktionalitdt behalten. Die Dokumentation des Formats macht eine
Weiterverarbeitung der Daten jederzeit moglich. Mit Hilfe im Netz frei verfliig-
barer Konverter und Viewer kénnen die Daten sogar sehr kostenglinstig auf
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niedrigem Niveau weiterverarbeitet werden. Daflr ist es nicht notwendig, auf
die ,Originalsoftware”, mit der die Daten erstellt und in der Behoérde bearbei-
tet werden, zurlickzugreifen. Das Prinzip der EDBS-Schnittstelle ist es ja
gerade, die Daten ohne Funktionsverlust softwareunabhéangig zu verarbeiten.
Diese eindeutige Trennung zwischen den GIS-Daten und der Software, die zu
ihrer Bearbeitung notwendig ist, findet sich auch immer wieder in der Litera-
tur.*’” Es gibt eine Reihe von weiteren Griinden, die gegen eine Ubernahme
der Software spricht:

- Zur Verarbeitung der Daten wird innerhalb der Behdérde eine Vielzahl
von Programmsystemen eingesetzt, beispielsweise jeweils ein eige-
nes System zur Erfassung der Daten, zur Integration in das System
und zur Weiterverarbeitung. Um hier eine genaue Zuordnung der
Software zu der Aktion, die mit ihr durchgefiihrt wurde, herzustel-
len, miRten samtliche Systemprotokolle ebenfalls Gbernommen
werden.

- Software ist hardwareabhéangig, d.h. dal3 zur Erhaltung der Funktion
auch die entsprechende Hardware archiviert werden mufte.

- Software unterliegt dem dauernden Prozefl3 der Weiterentwicklung.
Jede neue Version oder auch nur Teilversion muf3te der Vollstandig-
keit halber iGbernommen werden.

- Software dient normalerweise der Bearbeitung der Daten, also ihrer
Veranderung. Die Daten, die vom Archiv ilbernommen werden, sol-
len aber statisch und unveranderbar sein. Ein GroRteil der Funktio-
nalitat, welche die Software der Behorde bietet, ist demnach im Ar-
chiv gar nicht erwiinscht.

Um Software sinnvoll zu tGbernehmen, wéachst die Datenmenge demnach
erheblich an, und es entsteht ein erhebliche Aufwand, um die Software auch
einsatzfahig zu halten.

Es ware zu Uberlegen, ob es zur Ubernahme von Software nicht Alternati-
ven gibt. Ein wesentliches Ziel der Ubernahme von Software ist es, den
Arbeitsplatz des Bearbeiters und damit die Umwelt, in der die Daten entste-
hen, einer spateren historischen Auswertung zugénglich zu machen.*® Dieses
Ziel kann auch dadurch erreicht werden, daR die Softwaredokumentation
(nicht der ausgedruckte Quellcode!), die in den Behdrden ja reichlich vorhan-
den ist, ins Archiv Gtbernommen wird. Dadurch ist es einem spéateren Histori-
ker sehr gut moéglich, den Funktionsumfang der Software abzuschatzen und

*7 SAURER/BEHR (wie Anm. 19), S. 6f.; HAKE/GRUNREICH (wie Anm. 11), S. 498-503.

¢ Ubernahme von Software ist Bestandteil der sogenannten ,Emulationsstrategie”. Dazu v.a. Jeff ROTHEN-
BERG, Avoiding Technological Quicksand: Finding a Viable Technical Foundation for Digital Preservation. A
Report to the Council on Library & Information Resources (CLIR), Washington 1999. Hartmut WEBER, Lang-
zeitspeicherung und Langzeitverfligbarkeit digitaler Konversionsformen, in: Digitale Archive und Bibliotheken.
Neue Zugangsmoglichkeiten und Nutzungsqualitdten, hg. v. Hartmut WEBER und Gerald MAIER (Werkhefte der
staatlichen Archivverwaltung Baden-Wiurttemberg A 15), Stuttgart 2000, S. 339-342.
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ein Bild des Bearbeiter-Arbeitsplatzes zu zeichnen.*®* Das wiirde auch der
heutigen Praxis der Ubernahme von analogem Schriftgut entsprechen. Die
.Werkzeuge” des Bearbeiters — Kugelschreiber, Bleistift, Lineal und Rechen-
schieber — wandern selbstverstandlich nicht ins Archiv, auch ein Geschéafts-
gang ist als solcher ja nicht mehr prasent. Alle diese Dinge kénnen aber vom
Historiker Uber Geschéaftsordnungen, Verfligungen Uber den Arbeitsablauf
und schlieBlich aus dem Archivgut selber rekonstruiert werden.®

c) Welches Archivformat?

Es stellt sich nun die Frage, in welchem Datenformat Daten aus den automa-
tisierten Informationssystemen der hessischen Katasteramter in die Staatsar-
chive Gibernommen werden sollten. Das zu Gbernehmende Datenformat muf3
verschiedenen Anspriichen genlgen:

- Der Code muR ein in der EDV-Welt Ublicher Standard sein, dessen
Quellcode offen dokumentiert ist. Das trifft bei Text beispielsweise
fur ASCIl zu, ebenso fir EBCDIC und Unicode. Bei Pixelgrafiken
(,Bildern”) ist das TIF-Format gut dokumentiert, dieses Format ist
ein Quasi-Industriestandard. Ein gut dokumentierter Standard ist
wichtig, um bei in Zukunft ndétigen Migrationen auf frei verfligbare
Routinen zugreifen beziehungsweise diese ohne groReren Aufwand
schreiben zu kénnen.

- Das Format mul3 ebenfalls gut dokumentiert sein und die Daten-
struktur verlustfrei abbilden kénnen beziehungsweise den Verlust
auf ein vertretbares MalR beschranken. Ein Ziel sollte es sein, die
Funktionalitat, welche die Daten in der Behoérde besalRen, im Archiv
beibehalten oder mit geringem Aufwand wiederherstellen zu kon-
nen.

Es wirde einen erheblichen Informationsverlust bedeuten, eine Vektorgraphik
mit Objektdefinitionen als Pixelgrafik dauerhaft aufheben zu wollen. Eine
Speicherung des Kartenbildes der ALK als Bilddatei scheidet deshalb alleine
schon aus diesem Grund aus. Nicht nur die Funktionalitat des vektorisierten
Kartenbildes, wie es in der Behorde gebrauchlich ist, wirde erheblich einge-

# Albrecht ERNST, Die Aussagekraft des Materiellen — Unveranderte Bewahrung als Sicherung authentischer
Information, in: Der Zugang zu Verwaltungsinformationen - Transparenz als archivische Dienstleistung.
Beitrage des 5. Archivwissenschaftlichen Kolloquiums der Archivschule Marburg, hg., v. Nils BRUBACH,
Marburg 2000, S. 41-50, hebt die Aussagekraft des physischen Originals analogen Verwaltungsschriftguts
hervor. Ob im Bereich der EDV ,authentische Information” mit dem ,Anblick” gleichzusetzen ist, darf bezwei-
felt werden. Authentizitat kann nicht durch eine Uberlieferung der Software gewahrleistet werden, sondern
eher durch eine Bewahrung von Strukturen. Auf die Bedeutung von Strukturzusammenhangen weist bei-
spielsweise Nils BRUBACH, Von Urkunden zu elektronischen Akten: Die Wahrung von Strukturformen von
Verwaltungsschriftgut und seine Aussagekraft, in: Ebda., S. 51-65, hin.

% Auch die Generaldirektion der Staatlichen Archive Bayerns empfiehlt, nicht die Anwendungssoftware,
sondern strukturierte Daten in einem international verbindlichen Standardformat zu tibernehmen. Generaldi-
rektion der Staatlichen Archive Bayerns (Hg.), Digitale Unterlagen. Entstehung- - Pflege — Archivierung.
Empfehlungen fir die Behdrden des Feistaats Bayern, Miinchen 2001, Abschnitt 4.4. (Die jeweils aktuelle
Fassung unter www.gda.bayern.de).
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schrénkt werden, auch die Auswertungsmaoglichkeiten durch den Benutzer
waéren sehr begrenzt.

Die genannten Bedingungen werden von der EDBS-Schnittstelle dagegen
weitgehend erfillt. Hierbei handelt es sich um ein ASCIl-basiertes Format,
das gut dokumentiert ist. Allerdings findet es nur bei den bundesdeutschen
Vermessungsverwaltungen Anwendung. Von einem echten ,Industriestan-
dard” kann man hier also nicht reden, da er lokal sehr begrenzt ist.’" DXF
dagegen ist ein weltweit gebrauchliches Format, das ebenfalls auf dem AS-
CllI-Code beruht. Nur muf3 auf den oben bereits beschriebenen Einwand hin-
gewiesen werden, dal3 DXF kein geographischer Beschreibungsstandard ist,
sondern lediglich Zeichnungselemente umfalidt.

Als ein offener Standard kann dagegen der SVG-Standard gesehen wer-
den (SVG: Scalable Vector Graphics). Dieser Standard wird vom W3C, dem
.WorldWideWeb-Consortium“, betreut.®> Das W3C ist ein freier Zusam-
menschlu® von Institutionen, die durch die Festsetzung und Dokumentation
von Standards das Medium Internet prinzipiell offen halten moéchten und
verhindern wollen, dal3 es durch den EinfluR von einzelnen Industrieunter-
nehmen von diesen abhangig wird. Das W3C gibt unter anderem Richtlinien
fur die Gestaltung von WebSites heraus und beteiligt sich aktiv an der Fort-
entwicklung von HTML und den weiteren Sprachstandards wie beispiels-
weise SGML. Insofern waére es also fiir die Frage der Offenheit, Zugénglich-
keit und Dokumentation eines Speicherstandards fiir die Daten aus GI-Sys-
temen durchaus sinnvoll, sich an die Vorgaben des W3C anzuschlieRen.
Allerdings handelt es sich bei dem SVG-Standard nicht um ein Format fir GI-
Systeme, sondern um ein Format fiir graphische Zeichnungselemente. Es ist
also dem DXF vergleichbar und wiirde bei GI-Systemen eine Informationsre-
duktion bedeuten.

Abhilfe konnte hier moéglicherweise eine GIS Markup Language schaffen,
deren Entwicklung derzeit anscheinend am US-amerikanischen National Re-
cord Office angestrebt wird. Leider ist Gber den Entwicklungsstand wenig zu
erfahren; es wird lediglich in Publikationen der National Archives and Records
Administration (NARA) von Zeit zu Zeit auf das Projekt hingewiesen.®®

Einer Migration von Daten im EDBS-Format in ein anderes Standardformat
steht grundsatzlich nichts entgegen. Die gute Dokumentation des EDBS-
Formats lal3t diese Option im Prinzip offen. Der dafir erforderliche Aufwand,
eine entsprechende Migrationsroutine zu schreiben, ist momentan sehr
schwer abzuschatzen. Es besteht allerdings eine begriindete Hoffnung, dal3

°" Auf die Méglichkeit, Daten der Vermessungsverwaltungen im EDBS-Format zu (bernehmen, verweist
schon Udo SCHAFER, Geographische Informationssysteme in der Landesverwaltung Baden-Wirttemberg aus
archivischer Perspektive, in: SCHAFER/BICKHOFF (wie Anm. 2), S. 127.

2 www.w3c.org/TR/SVG.

°  Research and Development Plan and Schedule for the Research Project on Application of Distributed
Object Computation Testbed Technologies to Archival Preservation and Access Requirements, hg. v. San
Diego Supercomputer Center mit Unterstiitzung der NARA und ARPA, San Diego 2000, S. 18-23. Download
unter www.sdsc.edu/NARA/Publications/nara-rdps-2000.pdf.
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zum Zeitpunkt, wenn ein neuer Standard eingefiihrt ist und sich bewahrt hat,
die entsprechenden Konverter auf dem Markt zu kaufen sind oder es zumin-
dest Dienstleister geben wird, die entsprechende Konversions-Dienstleistun-
gen anbieten. Glinstig fur die Archive dirfte sich dabei auswirken, dal} sie
nicht die einzigen Interessenten an solchen Angeboten sind. Auch eine Viel-
zahl von Vermessungsverwaltungen, Ingenieur- und Planungsbiros wird
diese Dienstleistung nachfragen. Im glnstigsten Fall sind entsprechende
Produkte nach einiger Zeit sogar kostenfrei zu haben.®*

d) Dateigrof3en und Datenmengen

Derzeit ist das EDBS-Format die einzige sinnvolle Mdglichkeit, mit der Daten
der automatisierten Informationssysteme der hessischen Katasteramter in die
Archive Gbernommen werden kénnen.

Der bendétigte Speicherplatz fir die gesamten ALK-Daten der hessischen
Vermessungsverwaltung ist recht gut abzuschétzen. Eine Umfrage bei den
Katasteramtern des Sprengels des Staatsarchivs Marburg beispielsweise
ergab folgendes Ergebnis:

Tabelle 1: Datenmengen bei den Katasterdmtern im Sprengel des Staatsarchivs Mar-
burg (Stand: Februar 2001)

Informix-Sicherung” EDBS-Sicherung ALK liegt vor Verhéltnis
fiir EDBS : Informix

Biedenkopf 4.150 MB 466 MB 100% 1:8,9
Fulda 10.000 MB 1.500 MB 80% 1:6,67
Bad Hersfeld 4.570 MB 440 MB 75% 1:10,4
Marburg 4.846 MB 613 MB 70% 1:7,9
Rotenburg k.A. k.A. k.A. -
Hofgeismar k.A. k.A. k.A. -
Wolfhagen k.A. k.A. k.A. ---
Kassel 2.662 MB 350 MB 96,5% 1:7,6
Homberg k.A. k.A. k.A. -
Melsungen k.A. k.A. k.A. -
Schwalmstadt 14 MB"" k. A. 60% --
Korbach 4.000 MB 420 MB 69% 1:9,6
Bad Arolsen 136 MB™"" 170 MB™ 77% 1:0,8"""
Frankenberg k.A. k.A. k.A. -
Eschwege 4.500 MB 520 MB 100% 1:8,6
Witzenhausen 3.500 MB 397 MB 97% 1:8,8

Die Datenmenge im Informix-Format beinhaltet mdglicherweise nicht nur die
reinen Punkt- und Geometriedaten, sondern auch vom System temporar erstellte
Dateien.

Die Zahl scheint sehr klein zu sein, moglicherweise liegt hier ein Fehler vor.

*** Die Angaben fur Bad Arolsen sind nicht eindeutig. Gemeldet wurden 1.132.951
Datensétze im EDBS-Format, wobei auf Nachfrage ein Datensatz rund 150 Zei-

* %

® Im Rahmen der AdV findet schon jetzt eine intensive Diskussion um die Erstellung einer XML-DTD fiir

ALKIS/ATKIS statt. Die dabei fiir eine normbasierte Austauschschnittstelle anzuwendenden 1SO-Normen
kommen genauso zur Sprache wie Fragen der Migration und Rickmigration: www.adv-online.de/neues/aaa-
fag.htm. Zur Frage der Migration s. auch Kapitel 9. Ausblick, S. 33 ff.
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chen entsprechen soll. Allerdings ist theoretisch eine Bandbreite zwischen 100
und 2000 Zeichen mdglich. Die Datenmenge im Informix-Format scheint aul3er-
gewohlich gering zu sein.

Zwar waren nicht von allen Katasteramtern Angaben zu erhalten, es ergibt
sich aber dennoch ein recht eindeutiges Bild. Die DateigréRen sind nicht
proportional zur Flache, sondern abhangig von der Bebauungsdichte und der
vorhandenen Infrastruktur. Insgesamt ist nach der obigen Aufstellung damit
zu rechnen, dal3 die DateigroRen in allen Gebieten mit Ausnahme von Fulda
unter 1 GB Daten im EDBS-Format bleiben. Bei einer Annahme von 1 GB pro
Katasterbezirk (Fulda: 2 GB) ergibt sich somit ein gesamter Speicherbedarf
von 17GB im EDBS-Format fiir den Sprengel des Staatsarchivs Marburg. Das
ist vor dem Hintergrund, dal® marktibliche PCs heutzutage bereits mit einer
Festplatte von 30 GB ausgestattet sind, nicht viel.*® Dieselbe Speicherkapazi-
tat bieten auch 30 CD-Rs a 650 MB oder 4% DVDs a 4,7 GB.*® Man kénnte
durchaus die Uberlegung anstellen, als ,Sicherheitsreserve” dieselben Daten
in einem zweiten Format zu Ubernehmen. Anbieten wirde sich das DXF-
Format: Es ist zwar ein CAD-Format, was im Gegensatz zu einem reinen GIS-
Format Informationsverluste mit sich bringt.®” Der Verbreitungsgrad ist aber
erheblich hoher als bei EDBS, es ist ASCll-codiert und gut dokumentiert. Der
notwendige Speicherbedarf ist nicht so ohne weiteres abschatzbar. Eine
Gegeniiberstellung von Dateigroen ist nicht eindeutig:

% Zu den Kosten der Archivierung digitaler Daten s. Kevin ASHLEY, Digital archive costs: Facts and fallacies,
in: Europadische Kommission (Hg.), Proceedings of the DLM-Forum on electronic records. European citizens
and electronic information: the memory of the Information Society, Brussels, 18.-19. Oktober 1999, S.
121ff.

% Zwar haben sich die Hersteller von DVDs auf einen einheitlichen Speicherstandard geeinigt, es sind aber
dennoch verschiedene Typen Ublich, die bis zu 17 GB Speicherkapazitat bieten. Der Typ DVD-5 (einseitig,
eine Informationsebene) erlaubt bis zu 4,7 GB.

57 Konvertierungen zwischen dem EDBS und dem DXF-Format sind aber dennoch méglich. Beispielsweise
bietet das Ingenieurblro fir Vermessung und Datentechnik Dipl. Ing Frank Zimmermann ein entsprechendes
EDV-Werkzeug zum Preis von rund 6000,- DM an: www.f-zimmermann.onlinehome.de
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Tabelle 2: Verhaltnis der DateigrofRen im EDBS- und DXF-Format

Datenquelle GroRRe im GroRRe im Verhaltnis
EDBS-Format DXF-Format EDBS:DXF
Stadt Bochum 0,9 MB 4,9 MB 1:5,4
(www.bochum.de/
vermessungsamt/
frameO4.htm)
Stadt Marburg / 5,6 MB 5,3 MB 0,95:1
Sldviertel
(Katasteramt Mar-
burg)
Ingenieurbliro Zim- 0,477 MB 2,0 MB 1:4,2
mermann (www.f-
zimmermann.
onlinehome.de)

Die Variationen resultieren mdglicherweise aus unterschiedlichen Dar-

stellungsmaoglichkeiten im DXF-Format. Die Anzahl der migrierten Objekte
diurfte auch nicht immer identisch sein. Die DateigréRen scheinen auf jeden
Fall nie wesentlich unter denen im EDBS-Format zu liegen, sondern eher um
ein Vielfaches dartber. Bei der Annahme, daR DXF-Dateien um bis zu sechs
Mal gréRer als EDBS-Dateien sein kdénnen, ergibt sich ein Speicherbedarf von
rund 120 GB fur die Katasteramter des Sprengels des Staatsarchivs Mar-
burg.
Insgesamt waren also bei der Anlage eines ,Grunddatensatzes” beziehungs-
weise fur jeden Zeitschnitt notwendig: 17 GB flr eine Speicherung im EDBS-
Format und 120 GB fir eine Speicherung im DXF-Format. Das waren insge-
samt 137 GB.

Eine ,Doppelstrategie”, bei der Daten in zwei unterschiedlichen Formaten
Ubernommen werden, ist nicht ohne Risiken. Die Migrationsaufwendungen
muBten in Zukunft ja fir zwei unterschiedliche Formate erbracht werden. Der
bendtigte Speicherplatz stellt angesichts der rapide sinkenden Preise das
geringste Problem dar. Es kann auf diese Weise aber zumindest mittelfristig
eine gewisse Sicherheitsreserve geboten werden. Es besteht zudem immer
die Option, bei einem nicht mehr vertretbaren Aufwand nur noch eines der
beiden Formate weiter zu migrieren.

6. Anforderungen an ein Archivformat
Aus den bisherigen Uberlegungen ergeben sich klare Konsequenzen fiir die

Anforderungen, die an ein Archivformat fir das automatisierte Liegen-
schaftskataster zu stellen sind.
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Ein Archivformat muRR

1. eine Historie besitzen und alle Objekte im zeitlichen Ablauf darstel-
len kénnen,

2. die Objektstruktur des Ursprungssystems abbilden und die Funktio-
nalitédt der Layer und Einzelinformationen bewahren,

3. Mehrfachiberlieferung statischen Datenmaterials vermeiden. Die
Historie darf also nicht abgeschlossen und mufl3 fortfiihrbar sein,

4. auf einer offenen Codierung aufbauendes, gut dokumentiertes For-
mat besitzen, das sich nach Mdglichkeit an ISO-Normen orientiert,

5. damit von proprietérer Software unabhéangig sein,

6. alle Informationsebenen eines geographischen Informationssystems
transportieren kénnen; nicht jede Art offen dokumentierter Vektor-
grafik ist dafir geeignet.

7. ErschlieBung

Far eine ErschlieBung von Daten der ALK muf im Prinzip eine Historie aul3er-
halb der ALK aufgebaut werden. Das stellt sich in der Praxis als recht auf-
wendig und kompliziert dar. Eine digitale Sicherung von Anderungen an ein-
zelnen Objekten geschieht vor Ort nicht.

Eine Mdglichkeit ware, in regelmalligen Zeitabstéanden ,Zeitschnitte” zu
legen und den gesamten ALK-Datensatz zu Uibernehmen. Dieses Verfahren
hat allerdings zwei gravierende Nachteile. Einerseits wird so keine echte
Historie aufgebaut, da eine stichtagsbezogene Abfrage nur zum Zeitpunkt
der jeweiligen Zeitschnitte moglich ist, dazwischen nicht. Es ware also
hochstens eine ,Pseudohistorie”, die so aufgebaut werden wiirde. Anderer-
seits ware auch die Masse der Gbernommenen Daten redundant, da ja nur
einzelne Objekte sich &ndern, niemals aber alle Objekte.%®

Sehr viel sinnvoller ware es, die Veranderungsmeldungen, die in Papier-
form sowieso Glbernommen werden, in eine Historienfiihrung mit einzubezie-
hen. Hierbei bieten sich zwei Mdglichkeiten an. Die konzeptionell geschlos-
senste Moglichkeit wére es, die Veranderungsmeldungen datentechnisch so
umzusetzen, dal sie gemeinsam mit einem ALK-,Basisdatensatz” verwendet
werden kénnen. Ziel ware es dann, ein System aufzubauen, das vom Basis-
datensatz ausgehend unter Berilcksichtigung der aufbereiteten Verande-
rungsmeldungen eine stichtagsbezogene Datenauswertung zuldRt. Allerdings
erfordert ein solches System einen ganz erheblichen Programmieraufwand.
Das Resultat ware ein historisches ALK-Informations-system. Da, wie oben
beschrieben, die ALK in absehbarer Zeit durch ALKIS abgeldst wird, ist die-
ser technische Aufwand in seinem Nutzen sehr fraglich.

Sinnvoll wéare es dagegen, die Veranderungsnachweise (ber eine gangige
Datenbank zu erschlieRen und zu verwalten. Gemeinsam mit dem ALK-Ba-

8 S. auch den Abschnitt ,Mehrfachiberlieferung”, S. 14.
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sisdatensatz ware es dann mdglich, verhaltnismaRig schnell die Verédnderun-
gen zu jedem Objekt zu rekonstruieren und den Zustand stichtagsbezogen
darzustellen. Fir die Veranderungsnachweise wiirde sich anbieten, diese in
Zukunft nur noch elektronisch in einem definierten Format zu Gbernehmen.
Fir die bereits iUbernommenen Verdnderungsnachweise wére eine Retrokon-
versionsmaf3nahme zu Uberlegen.

Der fir den Aufbau eines solchen ,Hybridsystems” notwendige Aufwand
ist aller Voraussicht nach geringer als der fiir ein historisches ALK-Informa-
tionssystem. In welcher Art und Weise die Veranderungsnachweise nutzbar
gemacht werden konnen, sollte Gegenstand einer eigenen Untersuchung sein
und wird aus Griinden der Zeit und des Umfangs an dieser Stelle nicht naher
erOrtert. Es sei allerdings folgendes zu bedenken gegeben: Schon im Jahr
1996 belief sich der Umfang aller Veranderungsnachweise in den Hessischen
Katasteramtern auf 789 Ordnermeter, wovon 318 Meter auf das Staatsar-
chiv Marburg entfielen.®® Sie verursachen somit ganz erhebliche Lagerkosten,
die bei einer weiteren Ubernahme der analogen Veranderungsnachweise in
Zukunft steigen werden.®® Es ist deshalb zwingend erforderlich, eine Erschlie-
Bungs- und Nutzungsstrategie auszuarbeiten. Das Problem der steigenden
Magazinierungskosten lieRe sich mdglicherweise in Zukunft dadurch in den
Griff bekommen, die Nachweise, wie oben erwé&hnt, nur noch in digitaler
Form zu tGbernehmen. Damit ware auch eine ErschlieBung und Nutzung Uber
eine Datenbank erheblich erleichtert. Eine Retrokonversionsmalnahme kénn-
te unter Umstanden mit Hilfe der Digitalisierung und Einsatz von OCR-
Software verhéltnismaRig kostenglinstig durchgefiihrt werden, da die Veran-
derungsnachweise maschinenschriftlich beziehungsweise als Computeraus-
drucke vorliegen. Auch sind die Kosten, Chancen und Risiken einer Mikro-
verfilmung zu untersuchen. Es besteht zudem ein enger Zusammenhang
zwischen der Nutzung von ALK-Daten und der Nutzung der Veranderungs-
nachweise im Archiv: Sie ergdnzen sich und sind nur gemeinsam sinnvoll.
Zwar ist eine parallele Benutzung zweier Systeme (ALK-Daten und Verande-
rungsnachweise) unbequemer als ein einheitliches System. Bei einer Abwa-
gung von Nutzen und Aufwand wirde ein Hybridsystem allerdings der Tat-
sache Rechnung tragen, dal? die Frequenz, in der Archivgut eingesehen wird,
erheblich geringer ist als die Frequenz, in der das Schriftgut und Kartenmate-
rial in der Behérde benutzt wird.®
Fir das Liegenschaftskataster wiirde sich demnach ein dreiphasiges Modell
ergeben, um eine Historie im Bereich der ALK aufzubauen und zu bewahren:

*¢'S. Anm. 30.

% Ein gewichtiger Einwand ist allerdings der, daR es doch {iberhaupt fraglich sei, fir einen Zeitraum von rund
20 Jahren (bis zur flachendeckenden Einflihrung von ALKIS/ATKIS) irgendeinen ErschlieBungsaufwand
rechtfertigen zu kénnen. Dem kann entgegengehalten werden, daR steigende Kosten flr einen Bestand, der
praktisch unbenutzbar ist, auch nicht gerechtfertigt werden kénnen.

8" Dazu Carsten MULLER-BOYSEN, Das Archiv als ,Informationsrecycling”, in: SCHAFER/BICKHOFF (wie Anm.
2),S. 18 und 21.
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1. Phase: Das geschlossene analoge Kataster wird vom Archiv Uber-
nommen und dort konventionell bearbeitet, sobald die ALK und das
ALB flachendeckend vorhanden sind.

2. Phase: Von der ALK und dem ALB wird in elektronischer Form ein
.Basisdatensatz” Ubernommen. Die Veranderungsnachweise werden
in einer Datenbank verwaltet und nur noch elektronisch tibernommen.
Die bereits Glbernommenen analogen Veranderungsnachweise werden
in die Datenbank eingearbeitet.

Grafik 1: Bestandteile eines historischen ALK-Archivs:

Gesamtsystem ALK-Archiv

Viewer Datenbank

3. Phase: Die ALK und das ALB werden durch ALKIS abgelést. Da
ALKIS durch das Versionierungskonzept eine eigene Historie besitzt,
ist nach der Ubernahme von ALKIS-Daten keine von ALKIS getrennte
Historie mehr notwendig.

8. Zugang

a) Archivstruktur
Im Archiv einen Zugang zu den im EDBS-Format aufbewahrten ALK-Daten
herzustellen, erweist sich als verhéaltnismaRig einfach. Fir die Organisation
sind die im Bereich der Bild-, Film- und Tonarchive gemachten Erfahrungen
nltzlich. Die eigentlichen Archivdaten werden in einem ,stillen Archiv” ge-
sondert verwahrt (beispielsweise als Sicherungskopie auf CD-ROM oder
DVD). Der Benutzer hat nur Zugriff auf ein Nutzerarchiv. Hier hat er die Mdg-
lichkeit, sich die Daten im Archiv direkt anzusehen und/oder Kopien der von
ihm bendtigten Daten mit nach Hause zu nehmen und entsprechend seinen
Bediirfnissen weiter zu verarbeiten.®?

Die Organisation der Nutzerdaten kodnnte den einzelnen Gemarkungen
folgen; das entspricht auch der herkémmlichen Einteilung der analogen Lie-
genschaftskarte nach Gemarkungen. Es ware dann auch durchaus mdglich,

52 Diese Archivorganisation findet bei fast allen gréReren Bild-, Ton- und Datenarchiven Anwendung. Verwie-
sen sei nur auf die Abteilungen Filmarchiv, Fotoarchiv und Datenarchiv im Bundesarchiv oder auf das Bildar-
chiv Foto Marburg.
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dem Benutzer mehrere Dateiformate neben dem EDBS-Format als ,Arbeits-
formate” anzubieten.

b) ,Viewer”

Um im Archiv mit den Daten arbeiten zu kénnen und sie wenigstens rudi-
mentar sichtbar zu machen, kann auf sogenannte ,Viewer” zurlickgegriffen
werden, die im Internet frei erhéltlich sind. Auch sind hier einige ,Konverter”
verfligbar. Beispielweise bietet die Firma GDV den Konverter ,AvALK" an,
der ALK-Daten aus dem EDBS-Format ausliest und in das SHAPE-Format
konvertiert.®® Geographische Daten im Shape-Format sind wiederum mit dem
Viewer ,ArcExplorer” am Bildschirm anzusehen.®* Der genannte Konverter
AVALK hat allerdings den Nachteil, dal3 er nicht sdmtliche Daten aus dem
EDBS-Datensatz ausliest. So fehlen beispielsweise samtliche Textdaten (d.h.
die Karte besitzt keinerlei Beschriftungen).®® Im Archiv gibt es eine ganze
Reihe weiterer Hilfsmittel, die eine Orientierung auf der Karte ermdglichen:
Die analoge Katasterkarte, die Veranderungsmeldungen, Stadtplane, usw.
Die Daten sind ja auch keineswegs verloren, sondern werden lediglich nicht
ausgelesen. Fir eine weitergehende Bearbeitung kann dem Benutzer ein
vollstandiger EDBS-Satz mitgegeben werden, der dann auf eigene Kosten
weiterverarbeitet werden kann. Das wirde auch durchaus der bisherigen
Praxis in den Archiven entsprechen: Dem Benutzer wird die Archivalie zur
Verfiigung gestellt, auch ein Schreibtisch und eine Steckdose fiir den Rech-
ner. Aber kein Archiv bietet fir komplette Bestdnde eine Transkription an
oder stellt jedem Benutzer fiir seine Arbeit einen eigenen Rechner zur Verfi-
gung. Hier mul jeder Benutzer selbstverstandlich eigene Fahigkeiten erwer-
ben und sich um seine technische Ausristung selber kimmern.

Der kostengiinstige Einsatz frei verfligbarer Viewer ist nicht nur fir die
Benutzung der Datenbestidnde von Bedeutung, sondern betrifft auch den
bearbeitenden Archivar: Er bendtigt ihn unter Umstadnden als Werkzeug bei
der ErschlieBung.

63 GDV: Gesellschaft fiir geographische Datenverarbeitung, www.GDV.com. SHAPE ist ein von der Firma
verwendetes proprietares Format.

% Der ,ArcExplorer” ist ein frei verfligbares Produkt der Firma ESRI, download unter
www.esri.com/software/arcexplorer/index.html.

% Eine Vollversion des Konverters AvAlk Professional 2.2, der sdmtliche Daten ausliest, ist zum Preis von
DM 2.200 kauflich beim Hersteller zu erwerben (www.GDV.com/pages/4downlods.htm).
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Abb. 8: ArcExplorer der Firma ESRI
Mit diesem Viewer kénnen EDBS-Daten, die durch AvAlk in das SHAPE-Format konver-
tiert wurden, sichtbar gemacht werden.

[ Auct wplorer - Unbenanea

Quei Exon greichl Thewen Jook b
DFd s 580 =0 N
E&oaans: oMy &

Lokal | wwrw | % ? - ) o, . P re e NN N\ \A‘\’. \\._E\W: ] ".'f —;@
. w28 e VN AN
; R S A Bl
7 | PUNKIE a = 2 & =
-+ g B g /( " '.\
F LsEN. .} ", Py 4
~ A N \
F GERAUOL T e
u A N
¥ FUSCHEN g p
O > -<'§§ \
3 E.unslik‘n: " i B N
\
A ™ e .ﬂb‘z h
.\Rff_z'/ ==
>‘\ Q“\ <; b=
N
P ™
g o
P \ \
> el
/:: i:‘
\.\ AN o - ; /‘{v{
.\\_\;/‘ﬁ \\\ e (&} ¥
e AN -
— . B AV, N/ P
Are oo ict bavkd Ativas Thars FLURSTUCKE
St | [ Moot Word - TRANSE. || @ ArcLaploser - Unbena... WLE 15m

c) Rechtsproblematik:

Das vorgestellte Archivierungs- und Nutzungskonzept geht davon aus, dafR
zwar alle Daten im Archiv vorgehalten und gepflegt werden, eine Nutzung im
Archiv aber nur eingeschrankt mdglich ist. Eine volle Nutzung der Daten
kann nur der Nutzer selber sicherstellen, der zu diesem Zweck vom Archiv
eine Kopie der Daten, die er benétigt, erhalt. Das wirft das Problem der Kos-
ten und Geblhren auf. Vor allem besteht die Gefahr, dal® das Archiv mit den
geblhrenpflichtigen Datenabgaben der Katasteramter beziehungsweise des
Landesvermessungsamtes konkurriert. Hier wére es dringend notwendig, mit
dem Landesvermessungsamt grundsatzliche Regelungen Uber die Nutzung
von Daten aus Informationssystemen der Katasteramter zu treffen. Ein we-
sentlicher Unterschied zwischen den Datenabgaben an Dritte der Vermes-
sungsverwaltungen und denen des Archivs besteht darin, da® die Vermes-
sungsverwaltungen immer aktuelle Daten abgeben, das Archiv aber wiirde
Jhistorische” Daten zur Verfligung stellt. Denkbar ware hier eine Regelung,
die eine Nutzung von Daten der Katasteramter in Archivbestanden erst nach
einem bestimmten Zeitraum nach der Abgabe der Daten zuldRt. Das waére
dann eine Regelung entsprechend den Sperrfristen bei analogen Akten. Aller-
dings ist auch durch die Einfihrung einer Sperrfristregelung nicht eindeutig



Archivierung und Zugang

36

zwischen ,historischen” und aktuellen Daten zu unterscheiden. Der grof3te
Teil der an das Archiv abgegebenen Daten wird noch Uber einen langen Zeit-
raum in den Katasterverwaltungen als ,aktuell” weitergefiihrt werden. Das
hei3t, daR in diesem Fall die Definition von Archivgut als Unterlagen, die flr
die Aufgabenerledigung in den Behérden nicht mehr benétigt wird,®® nicht
zutrifft. Der Unterschied zu analogen Unterlagen besteht nur darin, da3 die-
selben Daten durch die Mdoglichkeit des verlustfreien Kopierens sowohl in der
Verwaltung als auch im Archiv verwendet werden konnen. Zusatzlich zu
einer Sperrfrist ware also zu Uberlegen, ob flir eine Abgrenzung bei der Da-
tenabgabe an Dritte zwischen Katasterverwaltung und Archiv nicht ein wei-
teres Kriterium ,Zweck der Nutzung” einzufiihren ist. Dann waére es bei-
spielsweise moglich, auch aktuelle Daten der Katasteramter durch das Archiv
fir historische Forschungszwecke zur Verfiigung stellen zu lassen.®”

9. Ausblick

Die ALK und das ALB sind mitnichten stabile Systeme; ihre Konzeption ent-
stammt den 70er Jahren und wird den heutigen Anforderungen schon lange
nicht mehr gerecht. So ist die etwas kuriose Situation entstanden, daR die
ALK und das ALB noch nicht flachendeckend eingesetzt werden und gleich-
zeitig schon das Nachfolgesystem ALKIS/ATKIS realisiert wird.%® Das wirft
auch fur die Archive eine ganze Reihe von Fragen auf. Bei der ALK und beim
ALB befinden sich die Archive in der vergleichsweise gliicklichen Situation,
eine Historie selber aufbauen zu kénnen und damit die Initiative selber in der
Hand zu behalten. Das oben skizzierte Versionierungskonzept von AL-
KIS/ATKIS setzt den Archiven ein Historisierungskonzept vor, auf das Einfluf3
zu nehmen erheblich schwieriger ist. Archive spielen in diesem Konzept
namlich zunachst einmal gar keine Rolle. Eine kurze Nachfrage bei der AdV
bestéatigte, dald eine Aussonderung alter, ,historischer” Datenbestande gar
nicht vorgesehen ist®. Das ist in vielfacher Hinsicht problematisch. Die Ver-
waltungen missen ihre Unterlagen den Archiven erst dann anbieten, wenn
sie nicht mehr bendtigt werden (,geschlossen sind“).”® Allerdings ist hier von
den Behoérden kein beliebiger Zeitraum festzulegen. In der Regel wird davon
ausgegangen, dall Unterlagen 30 Jahre nach ihrer Entstehung nicht mehr

% § 10 Abs. 2 HArchivG.

¢’ Ein Benutzungszweck ist bereits jetzt im Benutzungsantrag anzugeben, s. §2 Abs. 2 Nr. 4 der ArchivBO
der Hessischen Staatsarchive vom 11. Mérz 1997 (Staatsanzeiger fiir das Land Hessen Nr. 17 vom 28. April
1997, S. 1300). Meiner Ansicht nach liegt das Problem aber auf einer Ebene, die vom Gesetzgeber nicht
berticksichtigt wurde: der Unméglichkeit, in einigen Fallen in der EDV nicht zwischen Unterlagen, die noch
benotigt werden, und solchen, die nicht mehr bendtigt werden, unterscheiden zu kénnen.

% Dazu auch BICKHOFF/REHM in SCHAFER/BICKHOFF (wie Anm. 2 ), S. 142f.

% Frdl. Auskunft von Herrn Manfred Oswald, Leiter des Arbeitskreises Liegenschaftskataster bei der AdV,
unter Verweis auf die Rekonstruktion von Besitz- und Katasterverhéltnissen in den neuen Bundesléandern
nach der Wiedervereinigung, was seiner Ansicht nach in Zukunft die Vorhaltung auch historischer Datenbe-
stéande bei den Katasterverwaltungen sinnvoll mache.

7% §10 Abs. 1 HArchivG, analoge Regelungen in allen anderen Archivgesetzen.
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benétigt werden.”" Ein Ziel dieser Ablieferungspflicht ist nicht nur, in den

Archiven einen kontinuierlichen Anwuchs der Uberlieferung sicherzustellen,
sondern auch, die archivfachlich richtige Behandlung des Archivguts zu ge-
waéhrleisten. Ohne eine Ablieferungspflicht von Seiten der Verwaltung be-
steht die Gefahr, daR Behodrdenarchive gebildet werden und wilde Kassa-
tionen und Vernachlassigung der historischen Uberlieferung Schaden zufii-
gen. Wollte man zudem in den Behorden eine Behandlung des Archivguts
garantieren, wie sie in den Archiven mdglich ist, wéare das wegen der Ver-
teilung auf viele Orte fur die historische Forschung eine groRe Behinderung
und wirde zudem erheblich héhere Kosten verursachen, als dies bei der
zentralen Funktion der Archive der Fall wére. Es besteht also von Seiten der
Archive Handlungsbedarf, sich in die Diskussion in den Vermessungsverwal-
tungen einzuschalten, den Standpunkt der Archive zu vertreten und gemein-
sam mit den Verwaltungen Lésungen zu erarbeiten.”> Vor allem auf folgende
Punkte ist mit Nachdruck hinzuweisen:

- Die geographischen Informationssysteme der 6ffentlichen Verwaltun-
gen bendtigen eine Historie. Eine eigenméachtige Léschung von Daten
durch die Verwaltungen widerspricht der Archivgesetzgebung.

- Die langfristige Aufbewahrung und Sicherung der Daten aus geogra-
phischen Informationssystemen ist Aufgabe der Archive und nicht der
Vermessungsbehorden.

- Die regelmaRige Abgabe von Daten aus geographischen Informations-
systemen an die Archive sowie deren Nutzung durch die Archive er-
fordert eindeutige Absprachen und Regelungen.

- Das Format, in dem die Daten den Archiven Ubergeben werden, muf}
gut dokumentiert sein und auf einem offenen Code aufbauen, die Ob-
jektstruktur des Ursprungssystems abbilden und dem ISO-
Normsystem entsprechen.

Eine andere Frage scheint weit weniger problematisch zu sein: Die Dauerhaf-
tigkeit von Speicherformaten. Bislang ist eine Archivierung von Daten aus
geographischen Informationssystemen vor allem deshalb schwierig, weil es
keinen entsprechenden Standard gibt. Die Diskussion im Rahmen der AdV
1aBt hier hoffen. Wichtig ist, dal3 die Frage der Migration nicht nur die Archi-
ve beschaftigt, sondern auch fliir samtliche Nutzer der ALK und des ALB
(beziehungsweise ALKIS/ATKIS) von groRer Bedeutung ist. Bereits 1995

7' §10 Abs. 1 HArchivG formuliert etwas unscharf, daR die Unterlagen nach dem Ablauf von 30 Jahren

angeboten werden sollen. Andere Bundeslander setzten eindeutige Fristen fest, beispielsweise Nordrhein-
Westfalen 60 Jahre (83 ArchivG NW), Baden-Wurttemberg 30 Jahre (83 LArchivG BW), ebenso Bayern (Art.
6 Abs. 1 BayArchivG) oder Rheinland-Pfalz (§7 LArchivG RP). Eine entsprechende Regelung fehlt im Bundes-
archivgesetz. Zur Anbietungspflicht der Behérden siehe Udo SCHAFER, Die Pflicht zur Anbietung und Uber-
gabe von Unterlagen in der archivarischen Praxis, in: Historische Uberlieferung aus Verwaltungsunterlagen.
Zur Praxis der archivischen Bewertung in Baden-Wurttemberg, hg. v. Robert KRETZSCHMAR (Werkhefte der
Staatlichen Archivverwaltung Baden-Wurttemberg A7), Stuttgart 1997, S. 35-76.

72 An dieser Stelle sei Herrn Dr. F. Bischoff, Miinster, herzlich gedankt, der den Verf. auf diese Problematik
aufmerksam machte.
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wurde von einem Hersteller von Migrationssoftware auf die Bedeutung einer
offenen Schnittstelle fir den Datenaustausch zwischen GI-Systemen hinge-
wiesen.”® Das ALKIS/ATKIS-Konzept der AdV vom Dezember 1999 definiert
dementsprechend eine normbasierte Austauschschnittstelle (NAS) und be-
schreibt ein Konzept zur Migration und Rickmigration der Daten zwischen
ALKIS/ATKIS und der ALK und dem ALB. Ein Bericht (iber eine modellhafte
Umsetzung des Migrationskonzepts wurde bereits einen Monat spater an der
TU Darmstadt vorgelegt.”® Zukunftsweisend ist auch der Sachstandsbericht
einer Expertengruppe des AdV-Arbeitskreises Informations- und Kommunika-
tionstechnik zum Aufbau des Objektidentifikators fiir die Modellierung von
AFIS, ALKIS und ATKIS. Zur Anwendung soll der ,Universal Unique Identi-
fier” der ,Open Group” kommen.”® Es wird also verstarkt auf bereits beste-
hende Standards zurlckgegriffen, die offen zuganglich dokumentiert sind
und keine Speziallésung fir die Bedlrfnisse der bundesdeutschen Vermes-
sungsverwaltungen mehr darstellen. In diesem Zusammenhang ist auch
nochmals auf das Vorhaben zu verweisen, in naher Zukunft eine XML-DTD
fur ALKIS-Daten bereitzustellen.”’

Des weiteren sind fir eine Umsetzung des oben skizzierten Projekts eines
historischen ALK-Archivs in Hessen noch eine ganze Reihe von Fragen zu
klaren. Zunachst miRte die Zustandigkeit der einzelnen hessischen Staats-
archive Uberdacht und gegebenenfalls, wie beschrieben, gedndert werden.
Mit der Hessischen Kataster- und Vermessungsverwaltung/dem Landesver-
messungsamt ist ein Verfahren zur Datenabgabe zu erarbeiten, das sowohl
die praktische Umsetzung wie auch die rechtlichen Aspekte umfal3t. Wichtig
ist in diesem Zusammenhang auch die Klarung der Frage, woher die techni-
schen Verfahren kommen sollen, welche von dem Archiv/den Archiven fir
die Datenpflege bendtigt werden. In den Archiven muf3 zur Umsetzung ein
gewisses Mindestmal®R an technischer Infrastruktur zur Verfligung gestellt
werden. Es muld die physische Aufbewahrung der Daten und die technische
Frage des Zugriffs in Zusammenarbeit mit der HZD geklart werden. Ebenso
ist zu untersuchen, wie die DatenbankerschlieBung fiir die Veranderungs-
nachweise genau aussehen soll. SchlieBlich ist auch die personelle Zustan-
digkeit in den Archiven eindeutig zu regeln. Dies ist um so wichtiger, als die
Zukunftsfahigkeit von Daten aus EDV-Systemen neben allen technischen

7® Berthold BARK; Joachim FIGURA; Giinter ZEPPENFELD, Datenaustausch zwischen Geo-Informationssyste-

men. Eine Herausforderung fir die Zukunft. Online-Veroffentlichung der CISS TDI GmbH, Sinzig, unter
www.ciss.de, 1995.

7 wie Anm. 34, S. 23-37.

7 Jens HARTMANN; Robert SEUB; Kai ZIMMERMANN, Pilothafte Realisierung des ALKIS/ATKIS-Datenmodells
zur Abbildung bestehender und zukinftiger Anforderungen der GEO-Datenhaltung in der Hessischen Kataster-
und Vermessungsverwaltung (Schriftenreihe der Fachrichtung Vermessungswesen der Technischen Universi-
tat Darmstadt, Heft 4), Januar 2001, S. 62-72.

8 Expertengruppe Datenmodell/Datenaustausch des AdV-Arbeitskreises Informations- und Kommunikations-
technik, Vorschlag zum Aufbau des Objektidentifikators fur die Modellierung von AFIS, ALKIS und ATKIS, -
Sachstand - , Hannover, 21. 11. 2000, verdffentlicht unter www.adv-online.de.

7 www.adv-online.de/neues/aaa-faq.
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Vorkehrungen zu einem wesentlichen Teil auch davon abhéngig ist, ob sie
aktiv gepflegt werden oder nicht. Analoge Akten zwanzig Jahre nicht zu
beachten, schadet diesen, wenn die auReren Lagerbedingungen stimmen,
nicht. Sich um elektronische Daten zwanzig Jahre lang nicht zu kiimmern,
kann diese Daten unbenutzbar machen.”®

Ergebnisse

Der durch die fehlende Historie des automatisierten Liegenschaftskatasters
hervorgerufene massive historische Informationsverlust erfordert ein zligiges
archivisches Handeln. Fir den Umgang mit den Daten des automatisierten
Liegenschaftskatasters im Archiv wird deshalb Folgendes empfohlen:

1. Bewertung. Das automatisierte Liegenschaftskataster ist wie sein
analoges Pendant per se archivwirdig. Im Gegensatz zum ana-
logen Kataster kann allerdings nicht nach Buch-, Karten-, und
Zahlenwerk unterschieden werden. Die Daten des ALB und der
ALK sind komplett zu Ubernehmen. Essentiell ist die Beibehal-
tung der Objektstruktur, um die Funktionalitdt des Ursprungs-
systems zu erhalten und spatere Auswertungsmadglichkeiten
nicht einzuschranken. Die Software ist nicht archivwirdig.

2. Ubernahme. Das Format, in dem die Daten den Archiven (ibergeben
werden, muR gut dokumentiert sein und auf einem offenen Co-
de aufbauen, die Objektstruktur des Ursprungssystems abbilden
und dem ISO-Normsystem entsprechen. Das ist derzeit bei den
Formaten EDBS und (mit Einschrankungen) DXF der Fall.

3. ErschlieBung. Wesentlich ist die Nachbildung einer Historie. Das
kann durch die Ubernahme eines Grunddatensatzes und/oder
mehrerer Zeitschnitte geschehen, der durch die Veranderungs-
nachweise, die Uber eine Datenbank erschlossen werden koén-
nen, erganzt wird.

4. Zugang. Die Organisation der Daten im Archiv sollte so geschehen,
dalR die Daten in einem ,Stillen Archiv” gesichert und migriert
werden, aus dem ein ,Nutzerarchiv” den Benutzern in verschie-
denen Formaten zur Verfliigung gestellt wird. Die Gliederung
kann nach den einzelnen Gemarkungen erfolgen. Die Benutzung
im Archiv geschieht Uber frei verfligbare Viewer.

78 Es kann fiir einen Datenbestand schon das ,Aus” bedeuten, wenn der giinstige Zeitpunkt zur Migration
verpal3t wurde. Migration zum falschen Zeitpunkt verursacht unangemessen hohe Kosten.
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Anhang

Gesetze und Erlasse

Benutzungsordnung fir die Staatsarchive des Landes Hessen (Archivbenut-
zungsordnung — ArchivBO) vom 11. Marz 1997 (Staatsanzeiger fir das
Land Hessen Nr. 17 vom 28. April 1997, S. 1300).

Erlal3 des Hessischen Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr und Landesent-
wicklung vom 21. Oktober 1996, Az. V b 1 - 1340 - 27 (StAMR Tgb.
1/20/1997).

Gemeinsamer Erla vom 20. Oktober 1986 (Staatsanzeiger fir das Land
Hessen 1986, Nr. 45, S. 2107ff.).

Gemeinsamer ErlaR vom 4. Dezember 1996 (Staatsanzeiger fir das Land
Hessen 1996, Nr. 52/53, S. 4275ff.).

Gesetz zur Neuorganisation der Regierungsbezirke und der Landesplanung
vom 15. Oktober 1980 (Gesetz- und Verordnungsblatt fir das Land Hes-
sen, Teil I, 1980, Nr. 23, S. 377ff.).

Hessisches Archivgesetz (HArchivG) vom 18. Oktober 1989 (Gesetz- und
Verordnungsblatt fir das Land Hessen, Teil I, 1989, Nr. 21, S. 270ff.).

Hessisches Datenschutzgesetz (HDSG) vom 7. Januar 1999.

Hessisches Gesetz liber das Liegenschaftskataster und die Landesvermes-
sung (Hessisches Vermessungsgesetz — HVG) vom 2. Oktober 1992
(Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Hessen, Teil I, 1992, S.
453ff.).
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Der Zusammenhang zwischen ErschlieBung und Benutzung.
Eine Untersuchung an Bestdanden des Hauptstaatsarchivs Stuttgart

Von Regina Keyler

A. Problemstellung und Literaturbericht

In den Archiven hat sich das Bewusstsein, dass sie von der
Offentlichkeit getragen werden und damit auch der breiten
Offentlichkeit zu dienen haben, in den letzten Jahren verstérkt
ausgebildet’. Gleichzeitig wird von auRen gefordert, dass die Archive
vermehrt den Dienstleistungsaspekt ihrer Arbeit, namlich die Kunden-
und Serviceorientierung in den Blick nehmen sollen?.

Mit der Verwaltungsreform hat sich der Druck auch auf die
Archive verstarkt, ihre Aufgaben mehr vom ,Outcome”, also vom
Ergebnis her zu sehen. Ein ,Produkt”, das traditionell in den
archivischen Statistiken auftaucht, ist das Findbuch.

Diese beiden Aspekte treffen in der Fragestellung dieser Studie
zusammen: Das archivische ,Produkt” Findbuch als Ergebnis der
archivischen Kernaufgabe ErschlieBung wird daraufhin Gberprift,
inwieweit es den Erwartungen der Kunden des Archivs, d.h. den
Erwartungen und BedUrfnissen der Benutzer entspricht und sich in
steigenden Benutzungszahlen niederschlagt. Bestande, fir die in den
letzten Jahren neue Findbicher erstellt wurden, werden daraufhin
untersucht, ob sie von den Benutzern angenommen wurden. Die
Fragestellung der Untersuchung liegt damit im Kerngebiet der
Forderungen der Verwaltungsreform.

Doch was sind eigentlich die Interessen des ,Benutzers”? Kaum
einmal wurde der ,Kunde” Benutzer nach seinen Bedirfnissen, die
Uber das ,Serviceangebot” - wie Offnungszeiten, Menge der
bestellbaren Archivalien, Bibliotheksausstattung etc. — der Archive
hinausgehen, gefragt. Kann man es dem Benutzer Uberhaupt recht
machen? ,Der Benutzer, das unbekannte Wesen” - so lautete ein
Fazit zuletzt noch auf dem archivwissenschaftlichen Kolloquium 2000
der Archivschule Marburg®.

Uber die Wiinsche und Bediirfnisse des Benutzers, welche
Bestande erschlossen werden sollen, ist wenig bekannt.
Benutzerbefragungen in Archiven wurden bisher nur vereinzelt

" REIMANN, Anforderungen, S. 191.

2 WEBER, Bewertung im Kontext, S. 64 u. 67. Aufgrund des Drucks, laufend ihre
Existenzberechtigung nachweisen zu mussen, reagieren Kommunalarchive angeblich schneller auf
die Veranderungen in ihrer Benutzerstruktur, vgl. MOTSCH, Regestenwerk, S. 79.

% Vgl. HOLLMANN, Benutzungskonzept im Bundesarchiv, S. 170.
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durchgefiihrt und bezogen sich meist auf Leistungen der Infrastruktur
(Offnungszeiten, Preise, Betreuung) und weniger auf den Umgang mit
Findmitteln.

Eine wissenschaftlich auswertbare Befragung Uber
Benutzerverhalten sollte unter bestimmten methodischen
Voraussetzungen ablaufen®. Am Anfang steht die Frage nach der
Problemstellung: warum sollen die Daten erhoben werden? Darauf
folgt eine Hypothesenbildung, die durch das Ergebnis der
Untersuchung bestatigt oder verworfen werden kann. Die
Problemstellung in dieser Arbeit lautet: Es fehlen Kenntnisse Uber die
Auswirkungen von ErschlieBungsmaBnahmen auf die Benutzung. Die
These, die aufgestellt wird lautet: ErschlieBung bedingt eine
Steigerung der Benutzerzahlen. Fir die Untersuchung gibt es zwei
Methoden, die zur Auswahl stehen®: Beobachtung des Benutzer-
verhaltens oder Befragung der Benutzer. Der erste Weg wird in dieser
Untersuchung gegangen; eine Benutzerbefragung®, die an Aufwand
erheblich den Umfang dieser Untersuchung Uberschritten hatte, birgt
gegenliber der hier gewahlten Methode der Beobachtung der
Benutzungsfrequenz einige Vorteile: so kdénnten die Benutzer z.B.
auch danach befragt werden, wie sie darauf aufmerksam gemacht
wurden, dass in den Bestanden flr ihre Fragestellung relevantes
Material vorhanden sein kdnnte.

In dieser Untersuchung soll das Benutzerverhalten im
Zusammenhang von ErschlieBung und Benutzung anhand von
ausgewadhlten Bestanden beispielhaft aufgezeigt werden, wobei
geklart werden soll, welche Faktoren (Form der Veroffentlichung,
Jubildaen, Forschungskonjunkturen etc.) Einfluss auf die Benutzung
haben’.

Aus der Literatur lasst sich keine Untersuchung ermitteln, welche
die hier gestellte Fragestellung behandelt. Die Interessen der Benutzer
werden erst in jlingster Zeit im Zusammenhang mit der
Internetprasentation der Archive verstarkt in den Blick genommen.
Hiermit beschaftigen sich verschiedene neuere Veréffentlichungen,
wobei jedoch eher die Frage im Mittelpunkt steht, wie etwas dem

*Vgl. hierzu und dem folgenden STACHNIK, Besucherbefragung, S. 9-16.

° STACHNIK, Besucherbefragung, S. 33-35.

° Die Benutzerbefragung kann auf zweierlei Art und Weise erfolgen. Eine schriftliche oder
telefonische Befragung von Benutzern, die aus der vorhanden Kartei gezogen worden waren oder
eine Besucherbefragung vor Ort. Dazu sollte jedoch nach Anforderungen der Statistik u.a. eine
Stichprobe nicht kleiner als 100 Befragungen sein, um Stichprobenfehler auszuschalten. Eine
Befragung von 15 Benltzern am Staatsarchiv Zirich ist daher wohl eher als ,Stimmungsbild” zu
bezeichnen, vgl. den Bericht von BRUBACH v. 29.6.2000.

7 Dabei soll in dieser Untersuchung die konventionelle, provenienzorientierte ErschlieRung im
Mittelpunkt stehen; Ausblicke sollen jedoch auch auf sachthematische Findmittel, Datenbanken
und Internetpublikationen genommen werden.
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Benutzer angeboten wird, und nicht was®. Hinweise auf Benutzer-
erwartungen hinsichtlich der ErschlieBung wurden auch beim 3.
Archivwissenschaftlichen Kolloquium der Archivschule Marburg
gegeben®. Wissenschaftliche Studien (iber Benutzer gibt es ansonsten
eher aus dem bibliothekarischen Bereich, wie eine Anleitung zur
Benutzerbefragung oder eine Untersuchung Uber die Benutzung in
Universalbibliotheken'®. Zahlreiche Beriihrungspunkte des Themas
ergeben sich mit der a&lteren Diskussion um die archivische
Wertelehre'' und der neueren Bewertungsdiskussion. In der letzteren
wurde vor allem auf Beitrdge zurlickgegriffen, die sich mit den
Winschen der Forschung an die archivische Arbeit befassen und sich
auf die ErschlieBung Ubertragen lassen'?.

Die Ergebnisse der Untersuchung verlangen danach, neu zu
Uberdenken, wie sich die ErschlieBung mehr an den Bedirfnissen der
Benutzer orientieren kénnte.

B. Problemumfeld

1. Die Benutzung

Den Archivbenutzer schlechthin gibt es sicherlich nicht. Jeder
Besucher, der ein Archiv oder einen Lesesaal betritt, bringt
unterschiedliche Voraussetzungen und Fragestellungen mit, die ein
individuelles Eingehen erfordern'. Trotzdem soll zunachst der
Versuch unternommen werden, die Benutzer nach ihren Bedirfnissen
oder Anliegen in verschiedene Gruppen einzuteilen.

Erst einmal ist festzulegen, was Uberhaupt unter Benutzung
verstanden werden soll. Ist ein Besucher einer Ausstellung im Archiv
ein Benutzer?'* Ein Teilnehmer an einer Archivfiihrung? Derjenige, der
im Lesesaal einen Nutzerantrag ausgeflllt hat, dann jedoch nur auf
Literatur zuriickgreift? Ist der Tatbestand einer Nutzung schon erfillt,
wenn Findblcher durchgeschaut werden? Oder wenn Fragestellungen
anhand von Editionen, die im Archiv vorhanden sind, geklart werden
kénnen? Wo sollen hier die Grenzen gezogen werden?

Terminologisch sollte vorerst zwischen Besucher und Benutzer
differenziert werden, wie es im Bibliotheksbereich der Fall ist'®.

® DORFEY, Benutzungsanleitung, tlw. HOLLMANN, Benutzungskonzept im Bundesarchiv; vgl. auch
weitere Uberlegungen, z.B. BLACK-VELDTRUP, Findblicher im Internet.

9 WERNER, Benutzererwartung, BENNING, Stellenwert der ErschlieBung.

'© STACHNIK, Benutzerbefragung; Benutzung von Katalogen, vorgelegt von Peter HELFEN et al.

' SANTE, Behérden-Akten-Archive; ZIMMERMANN, Wesen und Ermittlung; DERS. Theorie und Praxis.

"2 POHL, Wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Forschung; MORSEY, Wert und Masse; DOLL,
Aufbewahrung sozialwissenschaftlich wichtiger Massendaten.

'3 Vgl. WERNER, Benutzererwartung, S. 39.

' Zum ,Infotainment” und den dadurch angesprochenen Nutzerkreis, vgl. KRETZSCHMAR, Neue
Aufgaben.

s Vgl. STACHNIK, Benutzerbefragung, S. 41.
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Ubertragen auf die Verhaltnisse im Archiv unterscheiden sich
Benutzer von Besuchern dadurch, dass sie dort registriert sind (durch
den Benutzerantrag) und die Infrastruktur des Archivs (Beratung,
Aushebungen) in Anspruch nehmen.

Die Gruppe der Benutzer kann jedoch noch weiter unterteilt
werden. So wurden am Staatsarchiv Zirich im Rahmen einer
Befragung die Benutzer in vier sogenannte Segmente eingeteilt: die
Familienforscher, die ,freie Benlitzung” (das sind Historiker u.a.), die
reinen Bibliotheksbenutzer und die Verwaltung'®.

Am tragféhigsten scheint eine Unterscheidung zu sein, wie sie fur
Benutzer von Internet-Seiten angewandt wurde'’. Dort wurden die
Benutzer in zwei Gruppen eingeteilt: die archiverfahrenen Benutzer,
die einen schnellen Zugang zu den von ihnen gewlnschten
Informationen bendétigen und die archivunerfahrenen Nutzer, denen
erst ein Einstieg in die archivische Arbeit geboten werden muss. Die
erste Gruppe kann zwar relativ selbststandig arbeiten, hat jedoch eine
hohe Erwartung an den Service, den ein Archiv bietet, wahrend die
zweite Gruppe einen hohen Betreuungsaufwand erfordert'®.

Allen Benutzergruppen gemeinsam ist jedoch, dass sie die fur sie
relevanten Informationen umfassend und vollstdndig in einer
angemessenen Zeit ausfindig machen wollen'®. Auch das Interesse der
Archivare an der Benutzung lasst sich formulieren: der
Beratungsaufwand fir jede Benutzung sollte mdglichst gering
gehalten werden®. Das wiederum setzt zwei Bedingungen voraus: der
Benutzer sollte mdglichst ,qualifiziert” sein und die ErschlieBung der
Bestdnde sollte sich in Findblichern so ,benutzerfreundlich” selbst
erklaren, dass kein weiterer Bedarf an Rickfragen entsteht. Ein
weiteres Interesse sollte auch nicht unerwéahnt bleiben: die minimale
Belastung des Archivguts, d.h. die ErschlieBung sollte auch so
beschaffen sein, dass unnétige Aushebungen vermieden werden?'.

Besonders interessant wird der Aspekt der Benutzung auch im
Zusammenhang mit der Online-Prasentation von Archiven. Im Vorfeld
der Arbeit wurden Uberlegungen angestellt, Veranderungen im
Nutzerverhalten zu untersuchen, die auf die Online-Prasentationen
von Archiven im Netz zurlickzufihren sind. Dabei sollte die Frage im
Mittelpunkt stehen, ob sich der Zugriff auf Bestadnde, zu denen
Findblicher im Internet verdffentlicht sind, verandert hat??. In diesem

'8 Vgl. den Bericht (iber den Besuch beim Staatsarchiv Zirich von Nils BRUBACH, v. 29.6.2000.

7 Vgl. DORFEY, Benutzungsanleitung, S. 82

'8 MOTSCH, Regestenwerk, S. 81. Vgl. dazu auch HAAS, Geschichtswissenschaft, der die Historiker
in den Archiven in drei Gruppen einteilt.

' HOLLMANN, Benutzungskonzept im Bundesarchiv, S. 169.

2 Ebd., S. 170.

2! So auch WERNER, Benutzererwartungen, S. 46.

22 Nach Aussage von Dr. Wischnath, dem Leiter des Universitatsarchivs Tiibingen, das seit 1997
seine Bestédndeubersicht und seit 1998 Findblcher im Netz publiziert, haben sich seither in der
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Zusammenhang ist jedoch noch zu klaren, ob sich Daten Uber den
Zugriff auf Netzseiten?® (iberhaupt interpretieren lassen, da sich die
Motivation fir einen solchen Seiten-Besuch — ob echte Informationen
erwlnscht sind, oder ob nur einmal Internetprasentationen
angeschaut werden sollen (so von Seiten vieler Fachkollegen) — nicht
kldren lasst?*.

Fir die im Rahmen dieser Arbeit untersuchten Bestdnde soll
,Benutzung” die Benutzung von Archivalien bedeuten. Dagegen
beruhen die Zahlen der Benutzerantrdge und der Benutzertage allein
auf der Anwesenheit der Benutzer im Lesesaal und sagen nichts
darlber aus, ob Literatur, Findblcher, Mikrofilme oder Archivalien
benutzt wurden. Diese Unterscheidungen lieRen sich nur durch eine
Beobachtung der Benutzer treffen®.

2. Der Stellenwert der ErschlieBung innerhalb der archivischen
Tatigkeit

Die Nutzung des vorhandenen Archivguts, sei es durch den aus den
Archivgesetzen beriihmten ,Jedermann“?*® oder die Verwaltung als
Partner der Archive, haben die Archivare als Ziel ihrer Arbeit immer
vor Augen. Uber den Stellenwert der ErschlieRung als archivische
Kernaufgabe besteht Einigkeit: ,Ziel und Zweck archivischer Tatigkeit
ist es also, Archivgut nutzbar zu machen“?”, und auch im
sozialistischen Archivsystem waren die Findhilfsmittel ,das wichtigste
Produkt archivischer Tatigkeit Uberhaupt” und die ErschlieBung die
.standige Hauptaufgabe des Archivars“?®. Im Produktplan der
kommunalen Archive steht das Produkt ,Bildung, ErschlieBung,
Verwaltung und Pflege der Bestédnde” an erster Stelle der
Aufgabenbereiche des Archivars?®.

Die Schlisselstellung der ErschlieBung im  archivischen
Arbeitsprozess zwischen Ubernahme / Bewertung und Nutzung /
Auswertung gibt ihr einen besonderen Stellenwert im archivischen
Arbeitsprozess. Wenn die Bewertung gleichsam als ,Veredelung” von

Benutzung (noch) keine Veranderungen ergeben, vgl. die Darstellung auf den Internetseiten des
Universitatsarchivs Tubingen unter http://www.uni-tuebingen.de/UAT/online.htm/

2 Vgl. etwa die Nutzungsstatistik, die Giber http://www.archive.nrw.de/ zugénglich gemacht wird.
24 Eine rein zahlenméaRige Aufzéhlung, wie sie DORFEY, Benutzungsanleitung, S. 91, vornimmt,
wobei sie pauschal von allen Seitenbesuchern als ,Nutzern” spricht, ist meiner Ansicht nach nicht
legitim. Eine Auswertung von Internetseiten miisste noch sehr viel mehr Faktoren berlicksichtigen,
wie z.B. die Einbindung von Archivseiten innerhalb einer Organisation (Verwaltung) oder den
Zugriff tGber Suchmaschinen etc. Sehr viel detaillierter und abwagender bei BISCHOFF, Projekt
»Archive in NRW*.

% Vgl. die Studie von HELFEN et al., Benutzung von Katalogen.

26 vgl. Gesetz Uber die Pflege und Nutzung von Archivgut (Landesarchivgesetz Baden-Wiirttemberg
— LArchG) vom 27. Juli 1987 in der gednderten Fassung vom 12. Marz 1990, § 6 Abs.1,1.

27 WEBER, Bewertung im Kontext, S. 71.

8 GROR et al., Nutzerorientierte ErschlieRung, S. 19.

29 BENNING, Stellenwert der ErschlieBung, S. 163.
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Akten aus der Registratur zu Archivgut mit bleibendem Wert
bezeichnet wird®, so steht die ErschlieBung als Bindeglied zwischen
dem Archivgut und der als Dienstleistung zu bezeichnenden
Bereitstellung fur die Benutzung. Erst die ,Offnung” der
Verwaltungsunterlagen durch ErschlieBung ermoglicht die
Einsichtnahme und Auswertung durch Interessierte®'.

Im Gegensatz zur Bewertung, die zur langfristigen Absicherung
der Dienstleistungsfunktion fiihrt®?, ist die ErschlieBung ein
archivisches Arbeitsfeld, das sowohl kurz- als auch langfristige
Wirkung in Hinblick auf die Benutzung zeigen sollte.

3. Provenienzgerechte Bestandsbildung und ErschlieBung

Die klassische Recherche von Informationen anhand von
provenienzmalRig angelegten Findmitteln erscheint vielen Benutzern
als anachronistisch®®; sogar wissenschaftlich hoch qualifizierte
Benutzer kommen mit dem Prinzip der provenienzgerechten
Ubernahme, ErschlieRung und Aufbewahrung von Bestanden nicht
immer zurecht®. Dennoch stellt sich aus der Sicht der Archivare —
abgesehen von verschiedenen Projekten zur Erstellung von
sachthematischen Findmitteln - keine Alternative zu dieser
Vorgehensweise. Die in der DDR als besonders benutzerfreundlich
propagierte Verzeichnung mit Deskriptoren, die auch die Neubildung
von thematischen Betreffsakten und eine voéllige Neuordnung des
Bestandes zur ErschlieBung umfasste®, gehort der Vergangenheit
an®. Véllig neue Madglichkeiten eines sachthematischen Zugriffs
bietet nun jedoch die Recherche Uber das Internet, das sowohl den
traditionellen  provenienzorientierten  Zugang als auch die
Moglichkeiten  (und  Schwierigkeiten!) einer  Volltextrecherche
zulasst®.

Aus Beitragen der historischen Forschung =zu archivischen
Fachkongressen wird deutlich, dass sie am liebsten immer noch auf
sachsystematische Inventare, die alle Antworten auf ihre Fragen
auflisten, oder aber auf eine deutlich inhaltsbezogene ErschlieRung,
die alles enthaltene Material auflistet, zurtickgreifen wirde. Deshalb

3% WEBER, Bewertung im Kontext, S. 68.

3! MENNE-HARITZ, Provenienzprinzip, Sp. 230.

32 WEBER, Bewertung im Kontext, S. 69.

33 HOLLMANN, Benutzungskonzept im Bundesarchiv, S. 167.

3 Vgl. POHL, Wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Forschung, Sp. 24: “in Zukunft [sind] neue
Aktenbesténde [Hervorhebung von mir, R.K.] in die Archive aufzunehmen, etwa aus den Bereichen
Sozialleistungen, Versicherungen, Wohnungsbau, Kraftfahrzeuge...”.

% Vgl. GROR et al., Nutzerorientierte ErschlieBung, S. 22f. und die Wertung bei MENNE-HARITZ,
Indizierung, Sp. 410.

% Dennoch steht eine ,Verschlagwortung” der Quellen weiterhin auf der Wunschliste der
Forschung, vgl. POHL, Wirtschafts- und sozialhistorische Forschung, Sp. 29.

%7 Vgl. dazu die Diskussionsbeitrage in: Die Rolle der Archive in Online-Informationssystemen, S.
213-225.



Regina Keyler: Der Zusammenhang zwischen ErschlieBung und Benutzung

besteht eine Hauptaufgabe der Archive auf lange Sicht darin,
gegenilber den Benutzern das Provenienzprinzip als
Forschungsprinzip®®, das als historische Arbeitsmethode Einblick in
historische Ablaufe gibt®®, weiter zu propagieren.

Weiter ist in der ErschlieRung eine Flexibilisierung geboten. Nicht
alle Bestdande missen anhand von Richtlinien in derselben Tiefe
erschlossen werden. Die ErschlieBungstiefe lasst sich anhand der
Richtlinien der ISAD (G)*° sowohl am Inhalt als auch an der
Benutzernachfrage orientieren, indem schwach nachgefragte
Bestande nur auf einer hoéheren Ebene (vorlaufig) erschlossen
werden*'. Dieses Vorgehen bietet sich auch an, wenn Bestédnde, die
noch einer Sperrfrist unterliegen, erst zu einem spéateren Zeitpunkt
vertieft verzeichnet werden sollen.

C. Untersuchung

1. Auswabhl der Bestande

Fiar die Auswahl der zu untersuchenden Bestédnde wurden in den
Jahresberichten des Hauptstaatsarchiv Stuttgart fiir den Zeitraum von
1984 bis 1999 zunachst die Aufstellungen der jahrlich fertiggestellten
Findblcher durchgesehen und eine vorlaufige Liste von in Frage
kommenden Bestanden erstellt. Kriterien waren dabei: die GroRe des
Bestands (ausreichend fir eine reprasentative Untersuchung, nicht zu
grof} fur die Auszahlung), seine Zuganglichkeit (keine Sperrfristen, die
einen GroRteil des Bestands betreffen), die Verteilung der
ausgewahlten Bestande auf die verschiedene Bestandegruppen (v.a.
vor/nach  1803/06 und 1945, Sammlungen, Nachlasse) des
Hauptstaatsarchivs Stuttgart und das (etwas vage) angenommene
potentielle Interesse der Forschung am Inhalt der Unterlagen.

Daneben wurden aus den Jahresberichten Daten Uber die
Benutzung im Hauptstaatsarchiv erhoben und zwar: die Zahl der
Nutzerantrage, der Nutzertage und der ausgehobenen
Archivalieneinheiten, die Zahl der fertiggestellten Findmittel und far
die Jahre 1993-1999 die Zahl der erstellten Titelaufnahmen sowie der
verzeichneten laufenden Meter Archivgut.

3 BRENNEKE, Archivkunde, S. 89.

39 Vgl. MENNE-HARITZ, Provenienzprinzip, Sp. 231.

4 Internationale Grundsatze fir die archivische Verzeichnung, tbers. und bearb. von Rainer
Briining und Werner Heegewaldt, Marburg 1994, S. 29ff.

“" BENNING, Stellenwert der ErschlieBung, S. 175.
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Benutzungen im Hauptstaatsarchiv
Stuttgart
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I ----- Nutzerantrage === === == Nutzertage == jausgehobene Archivalieneinheiten I

Schon zu Beginn der Untersuchung stellte sich die Frage, ob die
absoluten Zahlen der ausgehobenen Archivalieneinheiten in den
einzelnen Bestadnden Uberhaupt aussagekraftig sind oder ob sie in
Relation zu den gesamten in einem Jahr ausgehobenen
Archivalieneinheiten gesetzt werden missen. Anhand eines Beispiels
wurden beide Zahlenreihen miteinander verglichen.

Es stellte sich heraus, dass die Kurve, welche die absoluten
Zahlen abbildet, etwas flacher ausféllt jene, welche die Werte des
prozentualen Anteils*? an den jahrlich ausgehobenen
Archivalieneinheiten beschreibt; die Tendenz der beiden Reihen
entspricht sich jedoch. Darum wird bei den Untersuchungen von den
absoluten Benutzungszahlen ausgegangen.

Der in der Bestandserhaltung verfolgte Ansatz, die absoluten
Zahlen in Beziehung zu der Gréf3e des Bestandes zu setzen, um so die
Nutzungshaufigkeit festzustellen, die ausschlaggebend flr eine
Verfilmung und Sperrung des Bestands ist, wurde hier nicht weiter
verfolgt, um nicht implizit eine ,Wertigkeit” des Bestandes
festzulegen.

Uber die in Frage kommenden Bestinde wurden in den Bestande-
Ubersichten und einzelnen Findblchern weitere Informationen
erhoben: z.B. die Zuganglichkeit vor Abschluss der ErschlieBung
(Abgabelisten, alte Repertorien des 18./19. Jhdts.), ob die Besténde
in verschiedenen Abschnitten Uber einen langeren Zeitraum hinweg
verzeichnet wurden und die neuen Findmittel nur sukzessive zur
Verfligung standen®.

%2 Die Prozentzahlen wurden bis auf drei Stellen hinter dem Komma heruntergerechnet.
“ Der urspriinglich fiir die Untersuchung vorgesehene Bestand E 70, Gesandtschaften und
Konsulate mit seinen zahlreichen Unterbestédnden, wurde aus der Untersuchung wieder
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2. Vorgehensweise und Erhebung des Datenmaterials

Basis flir die Datenerhebung sind die Bestellscheine fir die einzelnen
Archivalieneinheiten, die im Lesesaal von den Benutzern in doppelter
Ausfertigung ausgefillt werden und von denen ein Exemplar nach
Aushebung der Archivalie bei der Lesesaalaufsicht verbleibt. Seit 1987
werden diese Legscheine pro Jahr nach Bestanden geordnet gesammelt,
um den Nachweis fiihren zu kénnen, welche Archivalie von einem
Benutzer eingesehen wurde**.
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Die Legscheine werden auRerdem alle finf Jahre ausgewertet,
um Anhaltspunkte fir die Schutzverfilmung und Sperrung von
Originalen in Bestdnden zu gewinnen. Diese Daten liegen im
Untersuchungszeitraum fir die Jahre 1988 und 1993 vor.

Im Laufe der Arbeit mit der Legscheinsammlung stellte sich
heraus, dass fir einen Zeitraum von fiinf Jahren die Legscheine zwar
nach Archivaliengruppen, wie sie auf den Legscheinen vermerkt sind
(Akten, Bande, Urkunden, Karten), getrennt waren, dass jedoch
immer 100 Bestédnde zusammengefasst waren, was vor allem bei der
Auswertung der A-Besténde (Altwirttembergisches Archiv, iber 600
Bestédnde) und der E-Bestadnde (Ministerialarchiv bis 1945, hohe Be-
nutzungszahlen) zu einem erheblichen Arbeitsmehraufwand flhrte, da
die Legscheine der ausgewahlten Bestdnde zunachst separiert und
dann ausgezahlt werden mussten.

herausgenommen. Interessant waére er in Hinblick darauf gewesen, dass der gréRte Teil der dort
verwahrten Unterlagen aus den Bestédnden des Auswartigen Amtes ausgegliedert worden war und
eine provenienzgerechte Neuverzeichnung vorgenommen wurde. Die Datengrundlage war jedoch
zu gering (max. 42 Aushebungen fir einen Teilbestand im Jahr), und aus den gewonnen Daten
lieRen sich auch keine Tendenzen ablesen.

“ Ansonsten werden die Benutzungen auf der Karteikarte des Benutzers unter dem jeweiligen
Tagesdatum eingetragen. Eine Auswertung nach Besténden ist anhand dieser Kartei deshalb nicht
moglich. Kontrollblatter in den Akten werden nicht systematisch gefiihrt.
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Aus quantitativen Griinden schied der Urkundenbestand A 602
(Wirttembergische Regesten) aus der Untersuchung aus, obwohl die
Benutzungszahlen hier sehr aufschlussreich gewesen waren:
demnéchst sollen die wichtigsten Stlicke digitalisiert im Internet
verfligbar sein und ein Vergleich der Benutzungszahlen vor und nach
Einflhrung dieses Angebots waren sehr interessant. Angesichts einer
Benutzung von Uber 1000 Einheiten im Jahr (1988) war eine
Auszédhlung per Hand, vor allem unter den oben geschilderten
Umstanden jedoch nicht mdglich.

3. Untersuchung der einzelnen Besténde*®

3.1. C 3 Reichskammergericht (15.-19. Jhdt.)

Der wirttembergische Teil der Reichskammergerichtsakten war bis
zur Neuverzeichnung innerhalb des bundesweiten DFG-Projekts durch
das noch in Wetzlar angefertigte handschriftliche flinfbandige
Archivrepertorium zugénglich. In den wirttembergischen Archiven
waren daran Nachtrdge angefigt und 1921 ein alphabetisches
Verzeichnis der Beklagten erstellt worden. Seit 1993 erscheinen
sukzessive die neuen Bénde.

Die Untersuchung der Benutzerzahlen zeigt deutlich, dass mit
Erscheinen des ersten Bandes die Zahl der ausgehobenen
Archivalieneinheiten erheblich zugenommen hat; die Steigerung setzt
sich jedoch mit Erscheinen der nachsten Bande nicht weiter fort,
sondern bleibt auf einem ungleichmaRig héheren Niveau als vor der
Neuverzeichnung.

Bei Interpretation der Zahlen ist bei den sehr ausfihrlich
erschlossene Reichskammergerichtsakten jedoch immer damit zu
rechnen, dass der Einblick in die breit gestreuten publizierten
Findblcher fir viele Fragestellungen eine Benutzung der Akten
erlbrigt.

Band Jahr Buchstaben Nummern
1 1993 A-D 1-767
2 1995 E-G 768-1495
3 1999 H 1496-2170
4 2000 I-M 2171-2999

% Die Angaben zu den einzelnen Bestanden wurden, soweit nicht anders angegeben, den
jeweiligen Bestandstiibersichten und den Vorworten zu den Findblichern entnommen.
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Die ansteigenden Benutzerzahlen sind allerdings nicht nur mit den
Findblchern, sondern auch mit der bekannten Konjunktur in der
Reichskammergerichtsforschung in Zusammenhang zu bringen.

C 3 Reichskammergericht
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3.2 Q 1/8 Nachlass Reinhold Maier (1930-1971)

Der Nachlass Reinhold Maiers liegt seit 1972 im Hauptstaatsarchiv
Stuttgart; allerdings bedurfte die Benutzung der Unterlagen, welche sein
Wirken als Ministerprasident von Baden-Wirttemberg betreffen, bis 1987
der Genehmigung der Familie Maier. Der Bestand wurde in den Jahren
1974 und 1975 geordnet und verzeichnet, 1980 erschien das Inventar
im Druck (377 BU). 1992 und 1998 kamen noch 75 Nummern dazu. Die
ersten 68 Bischel sind im Original gesperrt und stehen der Nutzung als
Mikrofilm zur Verfligung.

Q 1/8 Nachlass Reinhold Maier
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Anhand den vorliegenden Zahlen kann die Benutzung erst ab 1987,
also nach Erscheinen des Findbuches im Druck, nachgewiesen
werden; ein Vergleich mit dem Zustand vor der Veroffentlichung des
Inventars ist daher nicht mdoglich. Die Kurve zeigt einen steilen
Anstieg der Benutzungen im Jahr 1989, danach fallt sie wieder stark
ab und bleibt, abgesehen vom Jahr 1995, auf einem sehr niedrigen
Niveau. Der starke Ausschlag der Kurve im Jahr 1989 hangt mit dem
100. Geburtstag Maiers zusammen. Der Forschung stand somit

Titelaufnahmen
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rechtzeitig vor diesem Jubildum ein umfassend verzeichneter Bestand
zur Verfligung. Die Benutzung 1995 koénnte auf ein einzelnes
Forschungsvorhaben zurlickzufiihren sein. Zu erwarten ist, dass im
Zusammenhang mit dem Landesjubilaum 2002 der Bestand nochmals
stark benutzt werden wird, da er vorwiegend Material zur
Nachkriegsgeschichte und den ersten Jahren der Bundesrepublik
enthalt.

3.3 A 44 Urfehden (1405-1600, 1742)

Urfehden werden vor allem von Familienforschern herangezogen, sind
jedoch auch fir die Strafrechtsforschung von Bedeutung.

Die in Stuttgart liegenden Urfehden waren durch ein dreibandiges
Findbuch (Band 1 von 1810, Band 2 und 3 aus der Zeit um 1900)
nach unterschiedlichen Ordnungssystem erschlossen, in den 5Oer
Jahren wurden die Urkunden neu regestiert, mit einer laufenden
Nummer versehen und verpackt, allerdings ohne die bisherige
Ordnung zu verandern. 1964 wurden die Urfehden nach einem
einheitlichen Ordnungsschema organisiert und Grundsatze fir die
Gestaltung der Repertorien aufgestellt. Bis 1968 war die
Neuaufnahme durchgefiihrt, allerdings wurden nur die ersten sieben
Repertorien fertiggestellt. 1983 wurde die Arbeit am Bestand wieder
aufgenommen, indem zunéchst die bereits vorliegenden Bande durch
einen Index ergadnzt, dann die Bande bis 1996 sukzessive
fertiggestellt wurden (7236 Nrn.).

Band Erscheinungsjahr Erscheinungsjahr Anzahl Endnummer
des Repertoriums des Index der der
Urkunden Urkunden
1 1968 1983 1072 1072
2 1968 1983 675 1748
3 1968 1983 505 2254
4 1968 1983 372 2627
5 1968 1983 612 3240
6 1968 1983 603 3844
7 1967 ? 1987 389 4234
8 1985 1987 557 4792
9 1985 1989 459 5252
10 1989 1989 523 5776
11 1989 1989 553 6330
12 1992 1992 455 6786
13 1996 1996 449 7236
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Trotz der steigenden Zahl der in modernen Findblcher
aufgenommenen Urfehden, die durch den Index auch den Zugriff Gber
Personennamen erlauben, ging die Zahl der ausgehobenen
Archivalieneinheiten nach einem Hohepunkt 1991 aus unbekannten
Grinden fast kontinuierlich zurtck.

3.4 B 60 Vorderosterreichische Regierung betr. Landvogtei Schwaben
(14.-19. Jh.)

Die Unterlagen der vorderdsterreichischen Regierung wurden erstmals
Anfang des 19. Jhdts., als Wdirttemberg seinen Teil an der
vorderdsterreichischen Uberlieferung erhielt, vom Archivar Valentin

B 60 Vorderdsterreichische Regierung betr.
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Schlossstein aufgenommen und in einen allgemeinen, nach Rubriken
gegliederten, und einen topographischen Teil unterteilt. Im Rahmen
des DFG-Projekts LInventarisierung vorderdsterreichischer
Zentralliberlieferung in sidddeutschen Archiven” wurden auch die
Akten betr. die Landvogtei Schwaben verzeichnet, wobei in Teilen
(Rechnungen) auf Vorarbeiten aus den Jahren 1950-1960
zurlickgegriffen werden konnte. Die aus dem 19. Jhdt. stammende
Ordnung des Bestandes wurde Gbernommen. Das Findbuch liegt seit
1993 in vervielfaltigter Form vor (1799 Bi + 511 Bande).

Wahrend der Neuverzeichnung ist ein deutliches Ansteigen der
Benutzerzahlen festzustellen, danach verlduft die Kurve sehr
unregelmaRig, jedoch im Durchschnitt hoéher als vor der
Verzeichnung. Die extremen Schwankungen kdénnten vielleicht
Auswirkungen gréRerer wissenschaftlicher Arbeiten sein, welche die
Benutzungszahlen in groRem Ausmald beeinflussten.

3.5 L 6 Materienregistratur des Landstéandischen Archivs (1534-
1819)

Die sogenannte Materienregistratur umfasste die laufende Registratur
der Landschaftsverwaltung, welche die Unterlagen, im Unterschied zu
den chronologisch angelegten Protokollserien, nach Sachbetreffe, d.h.
~Materien” ordnete. Ende des 19. Jahrhunderts wurde diese Registratur
aus unterschiedlichen Aufbewahrungsorten zusammengefiihrt, geordnet
und detailliert erschlossen. Im Krieg erlitt die Materienregistratur
schwere Verluste, von denen vor allem die topographisch geordnete
.Ortsregistratur” betroffen war.

L 6 Materienregistratur des Landtags
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Erschlossen war der Bestand durch ein Repertorium aus den Jahren
1912-1915, das in den 50er Jahren maschinenschriftlich abgeschrieben
worden war und zahlreiche Nachtrage enthielt. Zweck der

2000
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NeuerschlieBung 1997 war es, die Benutzung des Bestandes zu
erleichtern: die komplizierten Signaturen wurden vereinfacht und die
verlorengegangenen Akten weiterhin zwar noch mit dem Titel
aufgefiihrt, aber nicht mehr mit in die Nummerierung aufgenommen.
(2113 BU, dazu 866 Titelaufnahmen fir verloren gegangene Akten).

Die Erstellung des neuen Findbuchs 1997, fur das auch ein Orts- und
Personenregister vorhanden ist, hat jedoch keinen Niederschlag in den
Benutzerzahlen gefunden. Der Anlass fur die starke Benutzung 1988 ist
nicht bekannt.

3.6 EA 6/006 Wirtschaftsministerium: Reparationen (1945-1975)

Die Unterlagen der friheren Abteilung ,Reparationen” des
Wirtschaftsministeriums kamen 1986 nach einer periodischen
Aktenaussonderung, allerdings ohne Abgabelisten, ins Archiv.
1988/89 wurden sie von Archivpraktikanten auf Formblattern
verzeichnet, die 1994 vom Schreibdienst in die EDV Ubertragen
wurden. 1995 wurde auf dieser Grundlage das Findbuch samt Index
erstellt (446 Nrn.).

Die Kurve zeigt einen deutlichen Anstieg der Benutzerzahlen nach der
Fertigstellung des Findbuches. Allerdings ist bei der Interpretation
Vorsicht geboten: angesichts der insgesamt geringen Zahl an
Benutzungen schlagt sich die Nutzung des Bestandes durch einen
einzigen Benutzer sofort in den Zahlen nieder.

EA 6/006 Wirtschaftsministerium/Reparationen
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3.7 EA 1/920 Staatsministerium (1945-1962)

Die Ablieferungen aus dem Staatsministerium kamen 1964/65 und
1969 ins Haus, allerdings ohne ausreichende Abgabenlisten, und
wurden zunéchst als Bestand EA 1/20 eingeordnet. Als Findhilfsmittel
diente der Aktenplan von 1947, in dem jedoch keine archivischen
Nummern nachgetragen worden waren. Die Arbeiten zur ErschlielRung
wurden anfangs der 80er Jahre aufgenommen, zogen sich jedoch bis

b
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1996 hin, als der Bestand nochmals bewertet und das Findbuch
fertiggestellt wurde (489 BU, darunter einige wenige gesperrte
Unterlagen zu Personalangelegenheiten).

Die Zahlen zeigen, dass der wichtige und zentrale Bestand auch
schon vor der Fertigstellung des Findbuches immer wieder benutzt
wurde. Danach lassen sich keine solchen Spitzen wie vor der
Verzeichnung, ja insgesamt sogar ein Rickgang konstatieren. Erklaren
lieBe sich dies vielleicht dadurch, dass Uberflissige Bestellungen, die
auf die unzureichende Verzeichnung zuriickzufiihren waren, nun nicht
mehr vorkommen.

3.8 E 130b Staatsministerium (1876-1945)

Der v.a. fir die Zeit der Weimarer Republik aussagekraftige Bestand,
der kaum Kriegsverluste erlitten hat, gelangte in mehreren
Ablieferungen von 1931 bis 1964 ins Archiv. Als Behelfsfindmittel
dienten die Aktenpléane bzw. -verzeichnisse von 1903 bis 1928.

Mit der Verzeichnung, die sich bis in die 90er Jahre erstreckte,
wurde 1973 begonnen; 1993 wurde das EDV-gestlitzte Findbuch
abgeschlossen (4209 BU).

Nach einer Spitze im Jahr 1988 =zeigt die Kurve eine sehr
gleichmaRige Benutzung des Bestands, die auch durch die
Fertigstellung des Findbuches nicht beeinflusst wird.

EA 1/920 Staatsministerium
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3.9 M 77/1 Stellvertretendes Generalkommando XIll. Armeekorps
(1914-1918)

Die Akten des Stellvertretenden Generalkommandos des XIlIl.
Armeekorps, dem wahrend des Krieges flir die inneren Verhaltnisse
Wirttembergs zentrale Bedeutung zukam, haben nicht nur
Quellenwert fur die militarische Geschichte des 1. Weltkrieges,
sondern berichten auch Uber viele Bereiche des zivilen Lebens. Seine
Aufgaben umfassten militdrische, wirtschaftliche und politische
Belange. AuRerdem ist der Bestand Uber Wirttemberg hinaus von
Bedeutung, da vergleichbare preuBische Quellen im 2. Weltkrieg
vernichtet wurden.

Die Akten gelangten nach Kriegsende und der Aufldsung der
Abwicklungséamter fir die Behdrden und Einrichtungen des friiheren
Heeres in die Reichsarchivzweigstelle, wo sie 1924 erstmals nach
dem Geschaftsverteilungsplan von 1917 geordnet und verzeichnet
wurden. In der Folgezeit wurden dem Bestand noch Akten
zugeschlagen, die bei anderen Verzeichnungen aufgefunden wurden.

E 130b Staatsministerium
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Im Jahr 1987 begann die Neuverzeichnung im Rahmen einer
ArbeitsbeschaffungsmaBnahme, die 1989 mit der Vorlage eines
Findbuches abgeschlossen werden konnte. Im Jahr 1993 erschien es
in der Reihe der Veroffentlichungen der Staatlichen Archivverwaltung
im Druck. Das Findbuch wird neben einem Orts-, Personen- und
Institutionenindex durch ein ausfihrliches Sachregister erschlossen
(1144 BU).
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Wahrend der Untersuchung der Benutzerzahlen tauchte das Problem
auf, dass von den Bestédnden des Militararchivs (M-Bestande), die bis
zum Herbst 1994 im AufRenmagazin in der GutenbergstralRe lagerten,
far diesen Zeitraum keine Legscheine vorhanden waren, d.h.
Benutzungszahlen konnen erst seit 1995 erhoben werden. Der
Bestand wird immer wieder recht haufig benutzt, was — neben der
Veroffentlichung im Druck - sicherlich auch im Zusammenhang mit
der Publizierung eines Forschungsberichts Uber die Stuttgarter
militdrischen Bestinde in den ,Militérhistorischen Mitteilungen”®
steht. Da sich dieser Bericht auf verschiedene Bestédnde aus dem
Hauptstaatsarchiv Stuttgart bezieht, die Quellen fir einen kultur- und
mentalitatsgeschichtlichen Ansatz in der Militdrgeschichte beinhalten,
hat die Platzierung des Aufsatzes in einer historischen Fachzeitschrift
(und nicht nur als Ankiindigung in einem archivischen Fachblatt) dazu
gefiihrt, dass die Stuttgarter militdrischen Bestédnde in das Blickfeld
der Forschung auch auRerhalb Wirttembergs gertickt sind.

4. Zusammenfassung der Einflussfaktoren auf die Benutzung

Die hier geschilderten Ergebnisse kénnen sicherlich in vieler Hinsicht
in Frage gestellt werden: zum einen erscheint die Auswahl der in die
Untersuchung einbezogenen Bestdnde etwas willklrlich und die Art
und Weise der Erhebung der Benutzungszahlen ist im wahrsten Sinn
des Wortes ,handgestrickt”*’.

AuRBerdem gibt es viele Faktoren, welche die Benutzung — abgesehen
vom Neuerscheinen eines Findbuches - beeinflussen und die durch
ein Auszahlen der Legscheine nicht quantifiziert werden kénnen: So
taucht z.B. die Nutzung von im Lesesaal frei zugénglichen
Mikroformen und Editionen in der Statistik der Bestdnde nicht auf.

¢ Bernhard THEIL, Militargeschichte und Kulturgeschichte. Beobachtungen an Stuttgarter Quellen,
in: Militargeschichtliche Mitteilungen 52 (1993), S. 411-428.

%7 So wurde z.B. auch nicht beriicksichtigt, ob bei einer Neuverzeichnung Umordnungen im Sinne
von Neubildung oder Zusammenfassung von Einheiten vorgenommen wurden.
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Daneben ist immer zu beachten, dass bei Durchsicht eines Findbuchs
bestimmte Fragestellungen schon abgeklart werden kénnen, so dass
eine Einsichtnahme in die Archivalien tberhaupt nicht mehr nétig ist.
Dies ist um so haufiger der Fall, je tiefer und ausfihrlicher die
ErschlieBung greift. Dieses Argument gipfelt in der Einsicht, dass je
besser ein Bestand aufbereitet ist, desto weniger auf die archivischen
Unterlagen zuriickgegriffen werden muss*®; auRerdem werden
Uberfliissige Bestellungen, die auf unzureichende ErschlieBung
zurlckzufiihren sind, vermieden (ein Argument, das in der Bestands-
erhaltung genutzt werden sollte!).

Ebenfalls im Rahmen dieser Untersuchung nicht zu beantworten
ist die Frage, welchen Einfluss einzelne Forschungsvorhaben wie eine
Dissertation auf die Nutzungsfrequenz eines Bestands haben. Auf der
anderen Seite kann jedoch argumentiert werden, dass es unerheblich
ist, ob ein Bestand durch einen oder durch eine Vielzahl von
Benutzern ausgewertet wurde. Allenfalls Gber den Bekanntheitsgrad
eines Bestandes lieBe sich durch eine Zahlung der Benutzer pro
Bestand eine Aussage machen.

Erstaunlich war das Ergebnis, dass sich an der Benutzung der
neueren Bestdnde, die zuvor durch Abgabelisten und Aktenpléane
zugénglich waren, nach der Fertigstellung der Findblcher nicht
unbedingt etwas gedndert hat. Zum einen koénnte es zu dem
Argument fUhren, dass von Behdrden erstellte Abgabelisten durchaus
auf langere Zeit hin als Behelfsfindmittel dienen koénnen. Das
Ausbleiben des Zuspruchs der Benutzer hangt jedoch vielleicht auch
mit der mangelnden Bekanntheit des Bestandes und der Tatsache
zusammen, dass er nun verbessert erschlossen der Benutzung zur
Verfligung steht.

Nur in wenigen Fallen kann mit Sicherheit ein bestimmter Anlass
genannt werden, welcher die Erhéhung der Benutzungszahlen
verursacht — und das ist in den seltensten Fallen das Erscheinen eines
Findbuches. Nur in Verbindung mit anderen Faktoren ist hier eine
Wirkung festzustellen, z.B. ein anstehendes Jubildum, wenn deshalb
eine Verzeichnung in Angriff genommen worden war. Auch das
Mitschwimmen auf einer Forschungskonjunktur, wie es bei der
Reichskammergerichtsforschung im Rahmen eines DFG-Projekts der
Fall ist, erhoht in jedem Fall die Benutzungsfrequenz.

Im groRBen und ganzen entsprechen die Ergebnisse der Studie
sicherlich nicht den Erwartungen, dass die mit hohem personellen und
sachlichem Aufwand erstellten Findblcher von den Benutzern im
Verhéltnis 1:1 angenommen werden.

#® Dadurch lassen sich jedoch Untersuchungen wie die vorliegende ad absurdum fiihren.
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Deshalb sollen im Schlussteil Lésungsvorschlage
zusammengestellt werden, wie auf der einen Seite Bestédnde
zielgerechter erschlossen werden kénnen und auf der anderen Seite
den Benutzern der Zugang erleichtert werden kénnte.

D. L6ésungsvorschlage

1. Priorisierung

4Es ist [...] eine Binsenweisheit, dass, wer seine Prioritdten
nicht selbst setzt, sie gesetzt bekommt, sei es durch Zufall
oder durch andere unkontrollierte Faktoren.“*°

1.1 Allgemeines

Eine Médglichkeit, ErschlieBung nutzergerecht zu gestalten, ist der
Einsatz der Priorisierung® als Steuerungsinstrument. Von Seiten der
Forschung wurde bereits eine Festlegung von Prioritdten bei der
ErschlieBung verlangt, ohne daflir jedoch Kriterien nennen zu
kénnen®'. Auch vom 46. Deutschen Archivtag 1970, der in einer der
Arbeitssitzungen das Thema ,Das ErschlieBungsangebot der Archive.
Grundsatzliches ... zum Problem der Prioritdt und Intensitat”
behandelte, gingen keine weitergehenden Impulse aus®.

Im Zeichen der Verwaltungsreform ist ein 6konomischer Einsatz der
archivischen Ressourcen fir die ErschlieBung wieder zum Thema
geworden; aber schon Johannes Papritz forderte einen ,auf einen
grolBeren Zeitraum berechneten Gesamt-Arbeitsplan ... im Sinne eines
6konomischen Einsatzes der Krafte.“®®> Und laut den OVG sollen
,Ordnungs- und Verzeichnungsarbeiten ... mit dem geringstmdglichen
Aufwand an Arbeitszeit, Arbeitskraft und materiellen Mitteln den
wissenschaftlich erforderlichen ErschlieBungszustand der Bestande
erreichen.”®

4 BUTIKOFER, Priorisierung, S. 14.

0 In der archivfachlichen Diskussion taucht die Priorisierung allerdings nur im Zusammenhang mit
der Bewertung auf, vgl. BUTIKOFER, Priorisierung.

5! MoRsey, Wert und Masse, Sp. 19: ,Voraussetzung fiir die Anfertigung von Findbiichern neu
hinzukommender Bestadnde ist die Festlegung von Prioritaten fir deren ErschlieBung. Ob diese
ErschlieBung jeweils nach der Dringlichkeit im Sinne einer hoheren Aussagekraft bestimmter
Aktengruppen erfolgt oder nach anderen, mehr technisch-organisatorischen Gesichtspunkten, kann
nicht generell entschieden werden.”

52 Vgl. den Bericht von Hans Booms: Das ErschlieBungsangebot der Archive. Grundsétzliches aus
der Sicht des Archivars, insbesondere zum Problem der Prioritdt und Intensitat. Bericht Gber die 1.
gemeinsame Arbeitssitzung der Fachgruppen auf dem 46. Deutschen Archivtag, in: Der Archivar
24,1 (1971), Sp. 27-38. In der Schlussdiskussion wurde beméangelt, dass , ... man gern gehort
[hatte], wie man dazu [zur Priorisierung, R.K.] die Kriterien gewinne, ob man etwa die
Benutzerkartei auswerten, Forschungstrends aus der Literatur analysieren solle oder ob man
beispielsweise eine Rang- und Reihenfolge eher anhand des Aufgabenkatalogs des Archivtragers
und Registraturbildners herstelle.”, Sp. 36.

5% PAPRITZ, Archivwissenschaft Bd. 3, S. 95.

% Ordnungs- und Verzeichnungsgrundsiatze fiir die Staatlichen Archive der Deutschen
Demokratischen Republik, Potsdam 1964, S. 101 (8 260)).
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1.2 Archivische Wertlehre

Der Wertbegriff in unserer Gesellschaft kann sehr unterschiedlich
besetzt sein: ein Schlagwort lautet: je rarer, desto wertvoller®® oder,
schon in archivische Mal3stdbe umgesetzt: ,Alles was wenig benitzt
wird, ist wenig wert”®®, Andererseits kénnen auch politische
WertmalRstabe auf Archivalien Ubertragen werden, wie dies bei den
Lastenausgleichsakten und den Stasiakten der Fall ist®’.

Im folgenden soll jedoch die vor allem von Fritz Zimmermann und
Hans Booms diskutierte archivische Wertlehre daraufhin befragt
werden, wie sie flr die Priorisierung bei der ErschlieBung nutzbar
gemacht werden kann. Besonders aufschlussreich konnte die damals
so umstrittene ,volkswirtschaftliche Wertlehre”®® fiir die ErschlieBung
sein.

Der erste Schritt bei der Feststellung des Archivwerts eines
einzelnen Schriftstiicks, einer Akte, einer Aktengruppe oder einer
ganzen Registratur wird — nachdem die ,Archivreife” festgestellt
wurde - allein schon durch Feststellung der ,Archivwirdigkeit”
getroffen, auch dies ist schon eine ,Wert“-Entscheidung®. So
beziehen sich die meisten Ausfilhrungen im Zusammenhang mit der
archivischen Wertlehre auf die Entscheidung zwischen
Archivwirdigkeit und Kassation. Die von Zimmermann so genannte
.sekundare Nachermittlung“®®, die den Wert bereits ins Archiv
ibernommenen Schriftguts nach einiger Zeit nochmals Uberprifen soll
mit dem Zweck, evt. Nachkassationen vorzunehmen, wird heute
abgelehnt mit dem Argument, dass der bleibende Wert, der den
Unterlagen im Rahmen des Bewertungsverfahrens zugesprochen
wurde, eine absolute GréRe darstelle®'. Jedoch lohnt es sich, die
Kriterien, die Zimmermann flir die Wertermittlung aufstellt hat,
genauer zu betrachten und sie daraufhin zu befragen, ob und wie sie
fur die ErschlieBung nutzbar gemacht werden kénnen.

5 Vgl. WERNER, Quantitat und Qualitat, Sp. 39.

% So fasst MENNE-HARITZ, Provenienzprinzip, Sp. 236, die Gedanken von ZIMMERMANN, Theorie
und Praxis, zusammen.

57 WERNER, Quantitat und Qualitat, Sp. 39.

8 So wandte z.B. Zechel gegen die Argumentation von Zimmermann ein, dass nicht die Nachfrage
Grundlage fir eine archivalische Wertlehre sein kdnne, sondern allenfalls die theoretische
Werterkenntnis, vgl. ZIMMERMANN, Theorie und Praxis, S. 264.

° Booms, Gesellschaftsordnung, S. 8, ZIMMERMANN, Wesen und Ermittlung, S. 105. In seiner
spateren  Veroffentlichung (Theorie und Praxis, S. 275), in der er Stufen des
Wertermittlungsverfahren aufstellt, bezeichnet Zimmermann diesen Vorgang als ,priméare
Wertermittlung”.

50 ZIMMERMANN, Theorie und Praxis, S. 277.

" WEBER, Bewertung im Kontext, S. 78.
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In Anlehnung an Meinert ging Zimmermann® in seinen ersten
Uberlegungen zu einer archivischen Wertlehre von einem positiven
Archivwert aus. Unter dem generellen Archivwert subsumierte er den
sogenannten auleren Archivwert, unter den z.B. das Alter fallt, und
den inneren Archivwert, den er durch verschiedene Faktoren zu
ermitteln versucht: da ist zum einen die Benutzerstatistik, dann das
praktische Interesse (vor allem fir Rickgriffe der Verwaltung und
rechtliche Nachweise) und das wissenschaftliche Interesse®®. Der
graduelle Archivwert wird von verschiedene Faktoren bestimmt, wie
die aktenkundliche Qualitat und die quellenkundliche Wichtigkeit, die
sich jedoch auch widersprechen kénnen®*.

Tenor in der Diskussion des Archivwerts ist die Kritik daran, dass
methodische Orientierungshilfen zur Bewertung von Archivbestédnden
bisher nur anhand von formalen®®, nicht aber inhaltlichen Kriterien
gegeben wurden®. Vor allem die Anwendung des Provenienzprinzips
in der Bewertung, v.a. die Einstufung von Behérden gemal dem
Modell von Sante/Rohr nach ihrer Stellung im hierarchischen Geflige,
vernachlassige den inhaltlichen Aspekt und verschleiere den Bedarf
nach konkreten Leitwerten®’.

Was kann davon nun auf eine Priorisierung in der ErschlieBung
Ubertragen werden? Von Nutzen scheinen vor allem die Kriterien fir
den inneren Archivwert zu sein, flr den die Nachfrage der Benutzer
von entscheidender Bedeutung ist. Auch Zimmermann versuchte,
anhand der Auswertung von Legscheinen einen Einblick in das
Nutzerverhalten zu bekommen. Er ging in der Untersuchung der
Abteilung Kreisarchive des Hauptstaatsarchivs Miinchen zwar nicht
Uber die Bestandsebene hinaus, empfahl jedoch eine weitere
Untergliederung der Auszahlung in Teilbestande, Betreffgruppen und
Einzelbetreffe. Zweck seiner Untersuchung sei es — abgesehen von

62 Vernachlassigt werden soll hier, dass ZIMMERMANN, Wesen und Ermittlung, S. 104, den
Lobjektive Archivwert des einzelnen [Hervorhebung von mir, R.K.], archivreifen Schriftstiicks” zu
bestimmen versucht; vgl. BOOMS, Gesellschaftsordnung, S. 23.

% Dagegen ist nach Booms, Gesellschaftsordnung, S. 23f., die Nachfrage der Historiker nicht
geeignet, dauerhafte Werte zu bestimmen, da sie zu unstet sei.

5 Auch ZIMMERMANN, Wesen und Ermittlung, S. 121 erwéhnt die ,Ordnungsarbeiten” - hier
allerdings nur bezogen auf die ErschlieBungstiefe - im Zusammenhang mit dem graduellen
Archivwert; weitere Anwendungsgebiete wéren z.B. die Auswahl fir Editionen, Verfilmung oder
auch die Verlagerung von Bestanden in AuRenmagazine.

% Wie sie z.B. auch Meisner durch die Kategorien Alter, Inhalt und Stellung der Behérde festlegt,
vgl. ZIMMERMANN, Wesen und Ermittlung, S. 104.

% Booms, Gesellschaftsordnung, S. 18.

87 ,Es sind also im tiefsten Grunde die Pertinenzien, und nicht die organisch geschlossenen
Provenienzen, welche den eigentlichen Archivwert bestimmen”, so ZIMMERMANN, Theorie und
Praxis, S. 266, vgl. auch Booms, Gesellschaftsordnung, S. 19ff. Seine Aussage modifiziert
Zimmermann nach der Kritik von Haase dahingehend, dass auch eine Bewertung nach
Registraturbildnern implizit inhaltlichen Kriterien folge, da sie voraussetze, dass héhere Behdrden
wichtigere Aufgaben wahrnehmen (Theorie und Praxis, S. 272).
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Hinweisen, die er fir die Nachkassation®® erhalten méchte -,
Anhaltspunkte flir Benutzungen und Fragestellungen in der Zukunft zu
gewinnen®®,

Das von Zimmermann so genannte ,praktische Interesse” der
Verwaltung und der rechtliche Wert der Unterlagen, die beide seiner
Meinung nach im Laufe der Zeit abnehmen mussten, ist fur die
ErschlieBung von Bedeutung. Haufen sich die Nachfragen von Seiten
der Verwaltung oder von Privatpersonen — wie in den letzten Jahren
die Zwangsarbeiternachweise — so ist das Archiv gut beraten, schon
im Interesse seiner eigenen Arbeitsokonomie, relevante Bestédnde
vorrangig zu verzeichnen oder sogar durch einen eigenen Index oder
ein sachthematisches Inventar zu erschlief3en.

Das Ldeelle” Interesse am Archivgut, das dem
wissenschaftlichen Interesse entspricht, soll nach Zimmermann im
Gedankenaustausch mit Kommissionen, zusammengesetzt aus
universitdren Vertretern verschiedener Fachgruppen, abgefragt
werden. Davon dauerhafte Werte abzuleiten, lauft sicher auf eine
.Futurologie geschichtswissenschaftlicher Fragestellungen“’® hinaus;
far eine - im Vergleich zur dauerhaften Aufbewahrung - eher
kurzfristige Planung von ErschlieRungsarbeiten ist sie jedoch durchaus
nutzbringend.

Nicht auBer Acht gelassen werden darf bei einem Versuch der
Priorisierung von ErschlieBungsprojekten jedoch die Bewertung der
Behdrden, wie sie von Sante/Rohr auf dem Koblenzer Archivtag 1957
— allerdings als Negativauslese der Schriftguterzeuger — vorgetragen
wurde”". Bei der Uberlegung, welche behérdliche Uberlieferung
vorrangig zu erschlieRen ist, kann durchaus das Aufgabenspektrum
der Behorde herangezogen werden. Behdrden mit einem breiten,
Ubergeordneten Aufgabenbereich (z.B. das Staatsministerium)
erlauben einen Zugriff auf viele verschiedene Themenbereiche, andere
(z.B. Finanzministerium) sind an vielen Vorgangen beteiligt; es gibt
auch Ministerien mit beispielhaften Registraturen (z.B. das
Bundesjustizministerium), die ein schnelles Auffinden von Unterlagen
gewishrleisten. Dies ersetzt natirlich nicht die Uberlieferung von
untergeordneten oder Fachbehoérden, jedoch kdénnte durch die in
einem Vorgang verwendeten Aktenzeichen einer Behorde, deren
Akten noch nicht archivisch erschlossen sind, systematisch auf deren
Ablieferungsverzeichnis zurlGckgegriffen werden und somit die

% Legitimiert wird die archivische Nachkassation dadurch, dass die rechtliche Bedeutung einer
Archivalie im Laufe der Zeit abnimmt, ihre wissenschaftliche Bedeutung jedoch zunimmt,
ZIMMERMANN, Theorie und Praxis, S. 277.

5% ZIMMERMANN, Wesen und Ermittlung, S. 110f.

7% Booms, Gesellschaftsordnung, S. 24.

7' vgl. Ebd., S. 21f.
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Benutzung auch eines noch nicht erschlossenen, aber schon
zuganglichen Bestands gewahrleistet werden.

Insgesamt lasst sich wertend sagen, dass die Anwendung des
v.a. inhaltlich verstandenen Archivwerts heute im Bezug auf die
Bewertung sicherlich in Frage zu stellen ist; fir die Frage der
Priorisierung in der ErschlieBung findet er jedoch durchaus eine
Berechtigung’?.

1.3 Schwerpunktsetzung

Schon Zimmermann hat in seiner Archivwertlehre die Interessen der
Forschung mit einbinden wollen. Da auch die Bewertung neben dem
,Benehmen mit der abgebenden Stelle” in ,Abstimmung mit den
Betroffenen”’® zu geschehen hat, ist eine Abstimmung mit von der
Nutzung Betroffenen in der ErschlieBung sicherlich nicht der falsche
Weg’®. In der Konsequenz heiRt dies z.B., dass das Archiv friihzeitig
in Planungen zu Forschungsschwerpunkten, wie Sonderforschungs-
bereiche oder DFG-Projekte, mit einbezogen werden sollte, um in
Abstimmung mit dem Nutzerinteresse MaBnahmen treffen zu kénnen
und sinnvolle ErschlieBungsmalnahmen einzuleiten’®.

Solche Forschungsprojekte, bei denen auch aul3erarchivische
Interessen berlcksichtigt werden, schlieen héaufig die Mdglichkeit
mit ein, Sondermittel fiir ein ErschlieBungsprojekt zu erhalten’®. Aber
auch Anlasse, die im Interesse des Archivtragers liegen, kénnen
auRerordentliche ErschlieRungsmaRnahmen erméglichen’’. Dabei sind
die Archive jedoch keinesfalls nur auf AnstéRe von aulRen
angewiesen. Die eigenstandige FlUhrung eines ,Jubilaumskalenders”
unterstltzt die eigene Planung und kann zuséatzlich nach auf3en publik
gemacht werden’®.

72 Vgl. auch die Ausfihrungen von WEBER, Bewertung im Kontext, S. 78, der trotz des bleibenden
absoluten Werts, den er dem Archivgut zuspricht, eine Priorisierung bei der Sicherungsverfilmung
unter dem Aspekt von Realisierungsprioritaten, bei der Restaurierung bezlglich des Schadensgrads
und der Benutzungshaufigkeit und auch bei der ErschlieBung hinsichtlich des zu erwartenden
Interessensschwerpunkt der Benutzung far legitim halt. Auch MULLER-BOYSEN,
Informationsrecycling, S. 22, macht die Aufbewahrung und damit die Schnelligkeit des Zugriffs
abhangig vom Zugriffsbedarf, d.h. der Benutzernachfrage.

73 SCHONTAG, Archivische Bewertung, S. 130.

74 Vgl. auch MORSEY, Wert und Masse, Sp. 19 und 24 und neuerdings KRETZSCHMAR, Neue Aufgaben.
5 Vgl. auch die Anregung von POHL, Wirtschafts- und sozialhistorische Forschung, Sp. 22.

76 MULLER, Organisation, S. 139.

7 ,Wenn ein Jahrestag ansteht, ein Jubildum, das mit entsprechendem Aufwand begangen werde
soll, und die einschlagigen Bestédnde sind noch unverzeichnet oder schlecht erschlossen, lasst sich
einiges bewegen, wenn man friihzeitig Mittel flr eine projektorientierte ErschlieBung beantragt”,
BENNING, Stellenwert der ErschlieBung, S. 171. Diese auf den kommunalen Bereich gemiinzte
Aussage lasst sich auf die staatlichen Verhaltnisse wahrscheinlich nur bedingt Gbertragen.

78 Vgl. die Darstellung im Internet-Angebot des Universitatsarchivs Tiibingen
http://www.uni-tuebingen/UAT/j2002g1.htm



Regina Keyler: Der Zusammenhang zwischen ErschlieBung und Benutzung

25

Nattrlich wurde in den Archiven schon frither benutzerorientiert
erschlossen: dann namlich, wenn der Archivar erkannte, dass er sich
selbst viel Arbeit ersparen kdénnte, wenn bestimmte Bestédnde so
erschlossen waren, dass eine Anfrage von auf3en mit einem Blick in
das Findbuch beantwortet werden kann. Dies wurde z.B. in jingster
Zeit vielfach bei den Zwangsarbeiternachweisen praktiziert. Ein
weiterer Bereich, v.a. in Kommunalarchiven, der ohne die permanente
Benutzernachfrage sicherlich nicht so gut erschlossen wére, sind die
Fotobesténde’®.

2. Benutzerqualifikation und Benutzerberatung

Uber eine Verbesserung der Qualifikation der Benutzer, die das
4Einfinden in Strukturen und Bestidnde von Archiven“®® erleichtert,
wird heute nicht zum ersten Mal nachgedacht. In vielen Archiven gibt
es inzwischen, vor allem im Rahmen der Offentlichkeitsarbeit,
Angebote flr die Schulung von Benutzern, die ihnen zum einen die
Schwellenangst vor dem Betreten der Archive nehmen, zum anderen
auch gewisse Fertigkeiten, die fir die Benutzung eines Archivs
unabdingbar sind, vermitteln sollen®'. Paldographiekurse und
Einfihrungen in die Familienforschung werden gerne angenommen.
Darliber hinaus sollten dem potentiellen Benutzer jedoch auch
Informationen Uber archivische Arbeitsweisen (Bestandsbildung und
Tektonik, Verzeichnung und Klassifikation, Bewertungsrichtlinien)
gegeben werden®. Als Forum fiir eine solche Informationsvermittiung
sind jedoch nicht nur Seminare und Kurse im Archiv selbst®®, sondern
auch Lehrveranstaltungen von Archivaren an Universitaten geeignet.
Eine Kurzinformation® oder eine regelrechte Schulung iiber diese
Themen kénnte jedoch auch (iber das Internet®®, CD-ROM oder in der
herkdmmlichen schriftlicher Form geleistet werden®® — aus dem

7® Vgl. BENNING, Stellenwert der ErschlieBung, S. 174.

8 FRANZ, Einfiihrung, S. 125.

81 MENNE-HARITZ, Provenienzprinzip, Sp. 251 bezeichnet diese Art der Offentlichkeitsarbeit — im
Gegensatz zu ,vergangenheitsorientierten” Veranstaltungen wie thematische Ausstellung, Vortrage
etc. — als ,zukunftsorientiert”.

82 HOLLMANN, Benutzungskonzept im Bundesarchiv, S. 172; dieser Ansatz wird auch schon von
FRANZ in der ,Einflhrung in die Archivkunde”, verfolgt, der — allerdings recht pauschale — Beispiele
fur einen thematischen Einstieg in die Archivarbeit gibt (S. 126-131).

8  Wie sie z.B. vom Staatsarchiv Wertheim angeboten werden, vgl. http://www.lad-
bw.de/staw/index.htm

8 7.B. ,Leitfaden zur Nutzung des Archivs”, Flyer des Hauptstaatsarchivs Stuttgart.

8 Der oben genannte Flyer ist auch auf den Seiten der Staatsarchive Baden-Wiirttembergs
eingestellt: http://www.lad-bw.de/benutz/leitfad1.htm

8 HOLLMANN, Benutzungskonzept im Bundesarchiv, S. 173; auch von den Benutzern des
Staatsarchivs Zurich wurde ein solcher Leitfaden zur Benutzung gewulnscht (BRUBACH, Bericht 29.
Juni 2000). Ein gutes Beispiel, wie ein Einstieg fir Benutzer in die Besténdestruktur eines Hauses
und in die Recherche tiber Kurziibersichten und Findblcher zu den Archivalien erfolgen kann, bietet
die Broschire: ,Geschichte entdecken, erfahren und beurteilen. Eine EinfUhrung in die
Archivarbeit” von Joachim PIEPER, die in der Reihe der Lehr- und Arbeitsmaterialien vom
Hauptstaatsarchiv Disseldorf herausgegeben wird.
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Blickwinkel der Kosten-Leistungsrechnung unter dem Gesichtspunkt,
dass sich durch eine rechtzeitige Schulung der Benutzer der
Beratungsaufwand verringern lasst.

Jedoch auch aus der Sicht des ,Lesesaals” lassen sich durchaus
noch Verbesserungen erzielen. Der diensthabende Archivar im
Benutzersaal - gleich ob vom gehobenen oder héheren Dienst — kennt
sich naturgemald am besten mit den Bestanden aus, die er selbst
verzeichnet hat. Schon die regelmaRige Kenntnisnahme von neuen
Findblchern des Hauses aulRerhalb des eigenen Arbeitsgebietes, die
nicht nur in die Handbibliothek eingestellt werden, wiirde den
Uberblick Gber die Bestiande im eigenen Haus verbessern. Sinnvoll
wéren vielleicht auch regelmaRige archivinterne Schulungen, bei
denen neuverzeichnete Bestdnde vorgestellt werden. Dabei kdnnten
neben Behorden- und Bestandsgeschichte auch thematische Inhalte
und Auswertungsmaoglichkeiten zur Sprache kommen.

Alle Archivbenutzer - ob ,qualifiziert” oder ,unqualifiziert” -
haben ein Interesse gemeinsam: den Wunsch nach einem mdoglichst
raschen inhaltlichen Zugriff. Dass dies von den Archiven nur in
geringem MaRe geleistet werden kann, haben die Zeit und die
archivwissenschaftliche Diskussion gezeigt. Aber warum sollten die
Archivare nicht den Service leisten, einschlagige Quellengruppen und
Bestande flir bestimmte Fragestellungen (z.B. Quellen flr eine
Ortsgeschichte im 17. Jahrhundert) zusammenzustellen?®” Eine
solche (natlrlich unverbindliche) Auflistung, die entweder nur intern
genutzt wird oder auch den Benutzern zugénglich gemacht werden
kann, kénnte von allen Archivaren des Hauses im Umlaufverfahren
erarbeitet werden und ein Stlick weit die qualitativ unterschiedliche
Beratung im Lesesaal ausgleichen.

Eine weitere Moglichkeit ware die Zusammenstellung von kleinen
Quellenkunden, die dem Benutzer Hinweise darauf geben kann, was
in einer bestimmten Quellengattung, z.B. in Lagerblchern, fir
Informationen zu erwarten sind.

3. Findmittel

3.1 Transparenz von Findbiichern

Findblcher als Ergebnisse von ErschlieBungsmaRnahmen eréffnen
den Zugang zu einem Bestand. Aber auch die Ubergeordnete Ebene
der Bestandslibersichten darf nicht auRer Acht gelassen werden,
denn sie ermoglicht durch die Abbildung der Tektonik des Archivs
erst den provenienzmaligen Zugang zu den Bestadnden. Auch ohne

%7 In eine ahnliche Richtung argumentiert auch POHL, Wirtschafts- und sozialhistorische Forschung, Sp. 28.
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gesonderte Anleitung oder Beratung sollte der Benutzer in die Lage
versetzt werden, Zusammenhdnge zwischen Bestandelibersichten
und Findbiichern herzustellen®.

Ein weiterer, bislang haufig unbeachteter Punkt ist die
Verknipfung der Findmittel untereinander. In den Vorworten zu den
einzelnen  Findblchern missen zum einen Hinweise auf
Vorgéangerilberlieferungen und nachfolgende Bestédnde gegeben sowie
Kompetenzverinderungen vermerkt werden®®; aber auch in der
synchronen Betrachtungsweise sollten Hinweise darauf nicht fehlen,
welche neben-, Uber- oder untergeordneten Behdérden denselben
Aufgabenbereich wahrgenommen haben. Die Aufgabe der Gliederung
innerhalb der Findbicher sollte sein, den Inhalt des Bestands auf
einen Blick transparent machen.

Stark in der Diskussion steht zur Zeit auch das Thema der
Retrokonversion von Findbichern, also die Erfassung von hand- und
maschinenschriftlichen Findblchern mit Hilfe der EDV ohne eine
NeuerschlieBung. Ohne Frage erleichtert ein moderndes Findbuch,
v.a. wenn daran ein Index angeschlossen ist, die Benutzung
ungemein. Ob sich dadurch auch die Zahlen der Archivalienbenutzung
steigern lassen, steht nach den obigen Untersuchungsergebnissen (A
44, L 6) allerdings in Frage. Ein anderer — hier nicht beleuchteter
Aspekt - ware allerdings die Online-Fahigkeiten  solcher
retrokonvertierten Findblcher, da hier auch eine Volltextrecherche
moglich ware.

Nicht aus dem Auge verloren werden darf, dass die Offentlichkeit
oft groRRes Interesse an Sammlungs- und Dokumentationsgut hat, ja,
dass der Informationswert des Schriftguts flr sie von grélRerem
Interesse ist als der Evidenzwert®. Im Sinne der Arbeitserleichterung
fur die Archivare ist daneben immer wieder zu erwagen, ob nicht fur
bestimmte, héaufig gefragte Themen sachthematische Inventare
erstellt werden sollten®’.

3.2 Verbreitung von Findbiichern

Je groRer die Verbreitung eines Findbuches ist, desto breiter wird es
auch zur Kenntnis genommen, weshalb die Veroéffentlichung von
Online-Findbiichern weiterhin stark forciert werden sollte®?. Aber auch
die Drucklegung ist — solange erst ein Drittel der Bevdlkerung das
Internet benutzen - weiterhin ein geeignetes Mittel dazu. Um den

8 BRUBACH, AbschluBbericht v. 31.10.2000.

8% BRUBACH, Bericht v. 29.6.2000.

% REIMANN, Anforderungen, S. 186 und 188.

' WERNER, Benutzererwartung, S. 45.

92 Dabei sollte sowohl der Zugriff iber Suchmaschinen, aber auch gezielter (iber Archivportale
moglich sein, vgl. das baden-wirttembergische Projekt zu einem gemeinsamen Portal der Archive,
Bibliotheken und Museen unter http://www.lad-bw.de/lad/bam_projekt.htm
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(finanziellen und personellen) Aufwand einer ErschlieBungsmaf3nahme
auch in ein Ergebnis umzusetzen, lohnt es sich, begleitende
MaRBnahmen zu einer Findbucherstellung zu ergreifen, die im
folgenden skizziert werden.

Die Archivare dirfen sich den Forderungen der Wissenschaft, die
sich Hinweise auf neu hinzugekommene oder erschlossene Bestédnde
winscht, um einen Vorlauf fir die Forschung zu schaffen, nicht
verschlieRen®®. Eine origindre Aufgabe des wissenschaftlichen
Archivars, die sich auch mit seiner Konzentration auf die archivischen
Kernaufgaben vertrégt, ist die Anfertigung von Bestandsanalysen, die
Uber die im Vorwort des Findbuches niedergelegten Behdérden- und
Bestandsgeschichte hinausgehen®; sie sollen keine Auswertungen
darstellen, sondern allenfalls darauf hinweisen, zu welchen
Fragestellungen in dem Bestand Material zu finden ist %°. Wichtig ware
die Publikation solcher Arbeiten in historischen Fachzeitschriften oder
Online-Foren, da archivische Publikationen von der historischen
Fachwelt bekanntermalRen nur sehr begrenzt zur Kenntnis genommen
werden. Diese Art von Werbung der Archive zielt zwar nur auf bereits
qualifizierte, d.h. wissenschaftliche Benutzer und dient nicht alleine
nur der Kosmetik der Benutzerzahlen; die Ergebnisse dieser
wissenschaftlichen Forschungen kommen jedoch auch wiederum der
Allgemeinheit zugute®.

Weitere Bereiche, auf die der Benutzer gezielt hingewiesen
werden koénnte, sind die Sammlungen, z.B. Nachlasse. Unterlagen
bekannter Personlichkeiten werden sicherlich nachgefragt, wenn es
um zeitgendssische Schilderungen z.B. der Nachkriegsjahre geht.
Weniger bekannte Zeitgenossen haben jedoch vielleicht noch
anschaulicheres Material hinterlassen. Gerade fir die Nachlasse
wirde es sich lohnen, eine chronologische Aufstellung
zusammenzustellen, mit den Laufzeiten der Unterlagen und den
Angaben, um was flr Material es sich dabei handelt. Auch andere
Sammlungsbereiche (z.B. Foto- und Plakatbestdnde) kdénnten dabei
mit einbezogen werden. Bei dieser MalRnahme wirde es sich nicht um
eine Neuaufnahme, sondern nur um eine Zusammenstellung der
Elemente einer Bestandelbersicht in anderen Zusammenhangen
handeln.

9 MORSEY, Wert und Masse, Sp. 24.

% Ein besonderes Feld firr diese ~Bestandsanalysen” waren die durchbewerteten und -kassierten
Bestande an Massenakten, da es sich bei diesen um Bestdande handelt, die dem Benutzer
,angeboten” werden mussen, vgl. ROMEYK, Massenakten, S. 41.

9 Vgl. MORSEY, Wert und Massen, Sp. 20.

% Vgl. WERNER, Benutzererwartung, S. 46.
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4. Ausblick

Diese Untersuchung versuchte anhand von wenigen Beispielen
Probleme und Lésungsmdoglichkeiten im Zusammenhang von
ErschlieBung und Benutzung aufzuzeigen. Wichtig fir die Zukunft
wére, das Problem nicht aus den Augen zu verlieren, sondern die
eigene Tatigkeit immer wieder in Bezug auf die hier angesprochene
Thematik zu reflektieren.

Im Rahmen der Untersuchung wurde deutlich, dass das
Datenmaterial fiir eine vollstdndige Erkldrung des Benutzerverhaltens
oft nicht ausreicht. Eine systematische Datenerhebung fir alle in der
Benutzung befindlichen Bestidnde ware daher wiinschenswert, um
Zufallsfaktoren eher ausschlieRen zu kénnen.

Diese Datenerhebung ist jedoch nur durch ein elektronisches System
zu leisten, das umgangssprachlich als ,Benutzerverwaltung”
bezeichnet wird, korrekt jedoch natlrlich
~Benutzungsverwaltungssystem” heit. Denn Sinn und Zweck eines
solchen Systems ist es nicht, die ,Aktivitdten” des einzelnen
Benutzers, wie Thema der Benutzung, Anwesenheitstage,
eingesehene  Archivalien, Einheiten, aus denen Foto- oder
Kopierauftrage hergestellt werden sollen, zu Uberwachen - dies
kénnte auch anhand der alten Karteikarten geleistet werden. Die
~Kontrolle” des Benutzers — abgesehen vielleicht von der Mdglichkeit
nachweisen zu konnen, wer eine Archivalie zuletzt in der Hand
gehalten hat — ist nur zweitrangig. Entscheidend ist die Verwaltung
der Bestdnde und die Mdglichkeit, die ihre Benutzung besser
kontrollieren zu konnen. Zu einem solchen System gehéren
verschiedene Module, von der Magazinverwaltung Uber Bestell-
funktionen zur Ausleihe, Auftrage fir Foto- und Kopierarbeiten bis hin
zu deren Abrechnung®. Im Interesse dieser Untersuchung wéren v.a.
Angaben zur Zugriffshaufigkeit auf Bestdnde und einzelne
Archivalieneinheiten.

Erst auf der Grundlage von Zahlen, die aus einem solchen System
gewonnen werden, ist eine umfassende Untersuchung des
Benutzerverhaltens in Bezug auf die ErschlieBung von Bestadnden
maoglich und die hier angeregten Vorschldage kénnten kritisch auf ihre
Wirkung hin Gberprift und evaluiert werden.

7 Vgl. das Fachkonzept VERA - Verwaltungs-, ErschlieRungs- und Recherchesystem fiir Archive,
das im Internet unter http://www.archive.nrw.de abrufbar ist.
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Bewertung von Haushaltsunterlagen der Ministerien des Bundeslandes
Baden-Wiirttemberg'

von Wolfgang Mahrle

Die Haushaltspolitik stellt ein zentrales Feld der Landespolitik dar. Die
Zuweisung von Finanzmitteln bildet die Grundlage fir alle staatlichen
Handlungen und definiert die Spielraume der Politik. Symbolisch zeigt sich
die hohe Bedeutung der Haushaltspolitik in der groRBen Aufmerksamkeit, die
der Haushaltsdebatte im Parlament zuteil wird. Die Diskussion Uber die
Haushaltsrede des Finanzministers stellt traditionell eine generelle
Aussprache uber die Richtung der Politik dar.

Analog zu der hohen Bedeutung der Haushaltspolitik innerhalb des
staatlichen Handelns nimmt die Uberlieferung (ber die Aufstellung und
Ausfihrung des Staatshaushaltsplanes eine zentrale Bedeutung innerhalb der
von den Staatsarchiven Gbernommenen amtlichen Unterlagen ein. Die Akten,
die Uber die Haushaltspolitik Auskunft geben, ermdglichen gleichzeitig einen
tiefen Einblick in die anderen Felder des politischen Handelns.

Vor diesem Hintergrund ist es Uberraschend, dass es bis heute keine
archivwissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Thema "Bewertung der
Haushaltstberlieferung" gibt. Weder von staatlicher noch von kommunaler
Seite wurde die derzeitige Bewertungspraxis durch Publikationen transparent
gemacht. Modelle zur Bewertung der Haushaltsiberlieferung sind bisher nicht
veroffentlicht worden.

Das Projekt zur Bewertung des im Kontext der Aufstellung und
Ausfihrung des Landeshaushalts in Baden-Wirttemberg anfallenden
Schriftguts, Gber dessen Verlauf und Ergebnisse hier berichtet wird, war zum
einen durch die geschilderten archivwissenschaftlichen Defizite motiviert.
Zum anderen sind in den kommenden Jahren aus mehreren baden-wirt-
tembergischen Landesministerien Abgaben von Haushaltsunterlagen an das
Hauptstaatsarchiv Stuttgart zu erwarten, nicht zuletzt aus dem in der
Haushaltspolitik federfilhrenden Finanzministerium. Diese anstehenden
Ubernahmen lieBen es als sinnvoll erscheinen, die M®églichkeiten zur
Uberlieferungsbildung im Bereich der Haushaltsunterlagen zu untersuchen
und Steuerungsinstrumente fir das zuklnftige Verwaltungshandeln zu
entwerfen. Gleichzeitig sollte damit versucht werden, einen Beitrag zur
Entwicklung eines umfassenden strategischen und operativen Controlling bei
der archivischen Uberlieferungsbildung in Baden-Wiirttemberg zu leisten.

' Der vorliegende Beitrag stellt die Uberarbeitete Fassung meines am 26.03.2001 bei der Archivschule
Marburg und der Landesarchivdirektion Baden-Wirttemberg eingereichten Berichts Gber mein Transferprojekt
dar. Fur die Betreuung des Transferprojekts danke ich Herrn Dr. Kurt Hochstuhl (Hauptstaatsarchiv
Stuttgart/Staatsarchiv Freiburg) sowie Frau Privatdozentin Dr. Angelika Menne-Haritz (Archivschule Marburg).
Ich danke ebenfalls den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Finanzministeriums Baden-Wirttemberg fur die
engagierte Betreuung meines Behordenpraktikums sowie den Kolleginnen und Kollegen des
Hauptstaatsarchivs Stuttgart, die mir in einer Dienstbesprechung am 10.07.2001 wertvolle Hinweise fur die
Uberarbeitung des Berichts gaben.
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Das Projekt bezog sich ausschlieBlich auf diejenigen Haushalts-
unterlagen, deren Erfassung, Bewertung und Ubernahme dem Haupt-
staatsarchiv Stuttgart als Aufgabe obliegt. Es sind dies die Akten, die in den
derzeit 10 baden-wirttembergischen Landesministerien entstehen. Keine
Berlicksichtigung fanden die Unterlagen des Landtags und des baden-
wirttembergischen Landesrechnungshofes, flir deren Archivierung das
Landtagsarchiv bzw. das Generallandesarchiv Karlsruhe zustandig sind.

Der Projektbericht gliedert sich in sechs Teile: Zunédchst werden die
Problemfelder, die sich bei der Erstellung eines Bewertungsmodells fiir Haus-
haltsunterlagen stellten, beschrieben. AnschlieBend gehe ich auf die
konkreten Zielsetzungen der Untersuchung ein. Im dritten Abschnitt schildere
ich den Projektverlauf und die methodische Vorgehensweise. Das vierte
Kapitel ist den Ergebnissen des Projekts gewidmet: Zunachst werden die
Resultate der Analyse Uber die derzeit in den Registraturen der baden-
wilrttembergischen Landesministerien verwahrten Unterlagen dargestellt.
AnschlieBend schildere ich den Stand der Uberlieferungsbildung und die
bisherige Bewertungspraxis. Dann stelle ich im fliinften bzw. sechsten
Abschnitt das neu entwickelte  Bewertungsmodell sowie eine
Implementierungsstrategie fir das Modell vor. Eine knappe Zusammen-
fassung der Ertrage des Projekts fir die archivwissenschaftliche
Bewertungsdiskussion schliel3t die Arbeit ab.

1. Problembeschreibung

Konzeption und Durchfiihrung des Projekts zur Bewertung der in den baden-
wirttembergischen Landesministerien verwahrten Haushaltstberlieferung
waren durch mehrere Faktoren bestimmt. Entscheidenden Einfluss auf die
Projektgestaltung Ubten zum einen offensichtliche Probleme der bisherigen
Ubernahmepraxis von Haushaltsunterlagen in Baden-Wirttemberg aus. Zum
anderen hat auch der aktuelle Stand der archivwissenschaftlichen Bewer-
tungsdiskussion die Projektkonzeption und -durchfiihrung bestimmt. Die
wichtigsten Einflussfaktoren auf das Projekt sollen im folgenden kurz
vorgestellt werden.

a) Probleme der bisherigen Praxis der Uberlieferungsbildung in Baden-
Wirttemberg

Die bisherige Praxis der Erfassung, Bewertung und Ubernahme von
Haushaltsunterlagen in Baden-Wirttemberg wies mehrere Defizite auf. Vor
allem die folgenden Schwierigkeiten waren von zentraler Bedeutung:

1. Bisher wurde in Baden-Wirttemberg keine systematische quantitative
und qualitative Erfassung der in den Landesministerien vorhandenen
Unterlagen Uber die Aufstellung und Ausfiihrung des
Staatshaushaltsplanes vorgenommen. Dies hatte mehrere negative
Konsequenzen: Erstens war der Umfang der in den Landesministerien
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zur Ubernahme anstehenden Aktenmenge nicht bekannt. Zweitens war
unklar, welche Aktenmenge in den einzelnen Ministerien pro
Haushaltsjahr entsteht und wie sich die pro Haushaltsjahr entstehende
Aktenmenge in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten entwickelt
hat. Drittens lag die Struktur der Unterlagen weitgehend im Dunkeln;
besonders misslich war in diesem Zusammenhang, dass nur mangelnde
Kenntnisse Uber die bei der Aufbewahrung der Haushaltsunterlagen
verwendete Ordnungssystematik vorhanden waren. Ebenfalls nicht
bekannt war, welchen Verwaltungshandlungen die Unterlagen in den
Ministerien zuzuordnen waren und ob in gréRerem Mal3e eine Mehrfach-
Uberlieferung verwahrt wird.

2. Der Stand der Uberlieferungsbildung in Baden-Wirttemberg war nicht
bekannt. Es fehlten genaue schriftliche Aufzeichnungen dariber, in
welchen Landesministerien in den vergangenen Jahren
Aktenaussonderungen durchgefiihrt worden waren. Aus diesem Grund
war nicht klar, welchen Zeitraum die noch in den Registraturen der
Landesministerien verwahrten Haushaltsunterlagen abdeckten.

3. Die bisherige Bewertungspraxis war nicht transparent. Es gab keine
Dokumentation Uber getroffene Bewertungsentscheidungen und keine
schriftliche  Fixierung ihrer Begriindung. Ebenso fehlte eine
systematische und leicht zugédngliche Zusammenstellung UGber die den
Ministerien bereits erteilten Kassationsgenehmigungen, die
Haushaltsakten betreffen. Das Thema "Bewertung der Haus-
haltsunterlagen” war auch noch nicht auf der Tagungsordnung der seit
Beginn der 1980er Jahre institutionalisierten Aktenaussonderungs-
besprechung (AAB), an der die fiir die Uberlieferungsbildung zustandigen
Referenten und Sachbearbeiter der Staatsarchive teilnehmen. Auch auf
dem Wege der fachlichen Diskussion wurde die Bewertungspraxis somit
innerhalb der staatlichen Archivverwaltung nicht bekannt gemacht.

4. Aufgrund der mangelnden Transparenz des aktuellen Stands der
Uberlieferungsbildung sowie der Bewertungspraxis war es in Baden-
Wirttemberg bisher nicht moglich, eine kontinuierliche
Qualitatssicherung im  Bereich der  Uberlieferungsbildung  bei
Haushaltsunterlagen durchzufiihren. Die Modglichkeiten zu einer
Verbesserung der bisherigen Ubernahmestrategie(n) konnten nicht
ausgelotet werden.

b) Aktueller Stand der archivwissenschaftlichen Bewertungsdiskussion
Der aktuelle Stand der archivwissenschaftlichen Bewertungsdiskussion hat

auf die Konzeption und Durchfiihrung des Projekts "Bewertung der Haus-
haltsunterlagen der Ministerien des Bundeslandes Baden-Wdirttemberg" in
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mehrfacher Hinsicht direkt oder indirekt Einfluss gehabt. Vor allem vier
Faktoren waren von entscheidender Bedeutung:

1. Es gibt derzeit in der archivfachlichen Diskussion keinen Konsens Uber
die Ziele archivischer Bewertung. Die Kernfrage der "neuen archivischen
Bewertungsdiskussion” (Kretzschmar)?, ob es primares Ziel der
archivischen Bewertung sei, Behoérdenhandlungen abzubilden, also
Evidenz zu sichern, oder ob Archivgut das gesellschaftliche Leben einer
Epoche in seiner Breite reprasentieren soll, blieb letztlich ohne
konsensfahige Antwort. In der jingsten Zeit Gberwiegen Stimmen, die
sich fir eine Kompromisslosung aussprechen. Demzufolge miusste der
Archivar — wie bereits von Schellenberg gefordert® — sowohl den Evi-
denz- als auch den Informationswert von Unterlagen bei der Bewertung
berlicksichtigen. Es bleibt jedoch umstritten, inwieweit zwischen
Evidenz- und Informationswert Gewichtungen vorzunehmen sind.
Insgesamt bietet die bisherige archivwissenschaftliche Diskussion Uber
die Ziele der archivischen Bewertung nur wenig Hilfe bei der praktischen
Vorgehensweise.

2. Die Methodik der archivischen Bewertung befindet sich im Wandel. Die
traditionelle Verfahrensweise setzte bei bereits entstandenem Schriftgut,
das mittels einer Autopsie auf Archivwirdigkeit gepriift wurde, an. Nur
relativ selten wurde bei dieser Herangehensweise versucht, ganze Uber-
lieferungsteile ohne Akteneinsicht zur Vernichtung freizugeben. In
jingerer Zeit Uberwiegen demgegeniber Anséatze, die versuchen,
Schriftgut bereits vor seiner Entstehung zu bewerten®. Die Entscheidung
Uber die Archivwirdigkeit oder die Kassation von Unterlagen wird dabei
aufgrund der Organisationsstruktur einer Behorde oder der von ihr
wahrgenommenen Kompetenzen getroffen. Bei einer solchen Zielsetzung
erlangen das Gesprach mit Behdérdenmitarbeitern und Registratoren
sowie das kontinuierliche  Studium von Organisations- und
Geschaftsverteilungsplanen als Analysemethoden gegenliber der
Aktenautopsie ein hoheres Gewicht.

3. Die archivwissenschaftliche Bewertungsdiskussion konzentriert sich
traditionell auf den Bereich der nachgeordneten Behdérden. Im
Vordergrund der Beitrage steht der Versuch, das massenhaft anfallende,

2 Robert KRETZSCHMAR: Die "neue archivische Bewertungsdiskussion" und ihre FuRnoten, zur Standortbestim-
mung einer fast zehnjahrigen Kontroverse, in: Archivalische Zeitschrift 82 (1999), S. 7-40.

® Theodore R. SCHELLENBERG: Die Bewertung modernen Verwaltungsschriftguts, ibersetzt und herausgegeben
von Angelika MENNE-HARITZ, Marburg 1990 (= Veréffentlichungen der Archivschule Marburg 17).

* Vgl. bes. Roelof HoL: Die Zergliederung der Handlungstrager, PIVOT: Die Umstellung der Bewertung von
Papier auf die Bewertung von Handlungen durch die zentralen Staatsarchive in den Niederlanden nach 1940,
in: Andrea WETTMANN (Hg.): Bilanz und Perspektiven archivischer Bewertung, Marburg 1994 (=
Veroffentlichungen der Archivschule Marburg 21), S. 47-61; Udo SCHAFER: Ein Projekt zur vertikalen und
horizontalen Bewertung, in: Robert KRETZSCHMAR (Hg.): Historische Uberlieferung aus
Verwaltungsunterlagen, Stuttgart 1997 (= Werkhefte der staatlichen Archivverwaltung Baden-Wirttemberg,
A 7),S.61-71.
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gleichféormige Schriftgut der mittleren und unteren Verwaltungsbehdrden
rationell bewerten zu kénnen. Dies geschieht in jliingster Zeit vor allem
durch die Ausarbeitung von Bewertungsmodellen. Beitrdge Uber die
Bewertung von  Schriftgut der Ministerialverwaltung spielen
demgegenliber in der archivfachlichen Diskussion bisher nur eine
untergeordnete Rolle.

4. Die Bewertung von Schriftgut aus der Finanzverwaltung hat bisher in der
archivfachlichen Diskussion kaum Beriicksichtigung gefunden®. Zu
diesem Themenkomplex sind bisher nur sehr wenige Veroffentlichungen
erschienen. Noch negativer ist — wie bereits erwéhnt — das Bild bezogen
auf die Bewertung von Unterlagen, die im Zusammenhang mit der
Aufstellung und Ausflihrung eines Landes- oder kommunalen Haushalts
entstehen. Arbeiten in diesem Bereich betreten — wie das vorliegende
Projekt — volliges Neuland.

2. Zielsetzungen des Projekts

Auf der Basis der geschilderten Defizite der bisherigen Praxis der
Uberlieferungsbildung in Baden-Wiirttemberg sowie vor dem Hintergrund des
aktuellen Stands der archivwissenschaftlichen Bewertungsdiskussion lieRen
sich die Zielsetzungen des Projekts "Bewertung der Haushaltsunterlagen der
baden-wirttembergischen Landesministerien” konkret formulieren. Flnf
zentrale Projektziele konnten bestimmt werden:

1. Im Rahmen einer IST-Analyse zielte das Projekt zunachst auf eine
Untersuchung der in den Registraturen der Landesministerien ver-
wahrten Haushaltsunterlagen ab. Diese Aufgabe umfasste mehrere
Teilaufgaben: Erstens musste die in den einzelnen Landesministerien
verwahrte  Aktenmenge ermittelt werden. Zweitens galt es,
Informationen (ber die bei der Erstellung eines Landeshaushalts bzw.
eines Nachtragshaushalts anfallende @ Aktenmenge und deren
Verédnderungen zu gewinnen. Drittens war es von Interesse, den
Entstehungszusammenhang der Unterlagen zu untersuchen. Viertens
wurde nach den Ordnungsformen der Haushaltsunterlagen in den
Registraturen der Landesministerien gefragt. SchlieRlich war es nétig,
eventuell vorhandene Mehrfachlberlieferung zu ermitteln.

2. Ziel der IST-Analyse des Projekts war es ferner, den Stand der
Uberlieferungsbildung in den einzelnen Landesministerien festzustellen
sowie die bisherige Bewertungspraxis zu analysieren. Es musste in
diesem Zusammenhang untersucht werden, bei welchen Ministerien die
Unterlagen bisher aufgrund welcher Bewertungskriterien erfasst und

°® Ein bibliographischer Uberblick (ber die Publikationen (iber die Bewertung von Unterlagen der
Finanzverwaltung findet sich im Internet unter der Adresse: http://www.lad-bw.de.
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anschlieBend entweder ins Archiv Ubernommen oder zur Kassation
freigegeben worden waren. Daneben galt es zu analysieren, ob im
Hauptstaatsarchiv Stuttgart bisher eine Uberlieferungsbildung nach
einheitlichen Kriterien stattgefunden hat und ob Spielrdume fir eine
mogliche Veranderung der Bewertungsstrategie bestehen.

3. Auf der Grundlage der ermittelten Daten Uber die Quantitat und Struktur
der in den Landesministerien vorhandenen Unterlagen war es Aufgabe
des Projekts, ein Bewertungsmodell far Haushaltsakten zu erstellen.
Dieses sollte sich sowohl auf die Uberlieferung im Finanzministerium,
das bei der Aufstellung und Ausfihrung des Landeshaushalts
federfihrend ist, als auch auf das die Haushaltspolitik betreffende
Schriftgut in den anderen neun baden-wiirttembergischen
Landesministerien beziehen. Ziel des Modells sollte es sein, eine
archivfachlich optimale und sowohl fir Behérden als auch fir
Archivbenutzer nachvollziehbare Bewertung der in den
Haushaltsabteilungen der Landesministerien anfallenden Unterlagen vor
ihrem Entstehen zu ermdglichen.

4. Fur das erarbeitete Bewertungsmodell sollte unter Berlcksichtigung des
aktuellen Stands der Uberlieferungsbildung und der bisherigen
Bewertungsentscheidungen eine Implementierungsstrategie gefunden
werden. Falls das Bewertungsmodell deutlich von der bisherigen
Strategie der Uberlieferungsbildung abwich, musste fiir jedes
Landesministerium festgelegt werden, ob und gegebenenfalls in welcher
Weise die bisherige Uberlieferungsbildung korrigiert und ab wann die
Bewertung nach den Richtlinien des erarbeiteten Modells durchgefiihrt
werden sollte.

5. SchlieBlich hatte das Projekt den Anspruch, auf die
archivwissenschaftliche Theorie zurlickzuwirken. Es sollte gefragt
werden, welche generalisierbaren Aussagen sich fir die archivfachliche
Bewertungsdiskussion aus der Durchfiihrung des Projekts gewinnen
lassen.

3. Projektdurchfiihrung und methodische Vorgehensweise

Das Projekt "Bewertung der Haushaltsunterlagen der Ministerien des
Bundeslandes Baden-Wirttemberg" wurde im Rahmen der praktischen
Ausbildung zum hoéheren Archivdienst im Zeitraum von September 1999 bis
Mérz 2001 durchgefuhrt. Die Projektbearbeitung gliederte sich in zwei
Arbeitsphasen: Die Analysen Uber die Quantitat und die Struktur der in den
Landesministerien verwahrten Haushaltsunterlagen sowie Uber den aktuellen
Stand der Uberlieferungsbildung in Baden-Wirttemberg wurden in den
Monaten von September bis Dezember 1999 durchgefiihrt. In den Monaten
Februar und Marz 2001 konnten auf der Basis der Ergebnisse der IST-
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Analyse ein Bewertungsmodell und eine Strategie fir seine Implementierung
entwickelt sowie der Projektbericht niedergeschrieben werden.

Die Durchfihrung des Projekts trug - vor allem in der ersten
Arbeitsphase — dem bereits erwahnten Wandel in der methodischen Vorge-
hensweise bei der archivischen Bewertung voll Rechnung. Bei der IST-
Analyse wurden mehrere Untersuchungsmethoden miteinander kombiniert.
Im September 1999 nahm ich zunachst eine Analyse der im
Hauptstaatsarchiv Stuttgart befindlichen, bereits ibernommenen Haushalts-
unterlagen der Landesministerien vor. Den Schwerpunkt bildete die
Untersuchung der aus dem Finanzministerium bernommenen Akten aus der
Zeit von 1952 bis 1975. Im Oktober 1999 erfolgte wahrend des
einmonatigen Behordenpraktikums im Finanzministerium die quantitative und
qualitative Analyse der in den dortigen Registraturen (laufende Registratur
und Altregistratur) verwahrten Haushaltsunterlagen. In Gesprachen mit
Mitarbeitern der Haushaltsabteilung sowie den mit den Haushaltsunterlagen
befassten Registratoren konnten der Geschaftsgang bei der Aufstellung und
Ausfihrung des Landeshaushalts sowie die Ordnungsformen des Schriftguts
in den Registraturen der Landesministerien genauer rekonstruiert werden.
SchlieBlich sammelte ich wahrend des Behoérdenpraktikums Material zum
Thema (Literatur zur Haushaltsaufstellung und -ausfibhrung in Baden-
Wirttemberg, Rechtstexte, Organisationsplane, Aktenplane, Gruppie-
rungsplane,  Ministerialberichte  zur  Haushaltsaufstellung, Landtags-
drucksachen, gedrucktes Exemplar eines Einzelplans des
Staatshaushaltsplans).

Zeitlich parallel zu diesen Recherchen arbeitete ich unter Hilfestellung
von Herrn Dr. Hochstuhl einen Fragebogen mit insgesamt acht Fragen zu
Umfang und  Struktur der Haushaltsunterlagen in den baden-
wirttembergischen Landesministerien aus. Dieser Fragebogen wurde noch
im Oktober 1999 an die Registraturen aller Landesministerien mit Ausnahme
des Finanzministeriums verschickt. Im Finanzministerium nahm ich selbst die
entsprechenden Recherchen vor.

Die Antworten auf die Fragebogenumfrage gelangten im Zeitraum von
November 1999 bis Marz 2000 zurlick an das Hauptstaatsarchiv. Mit
Ausnahme des Ministeriums fir Umwelt und Verkehr haben alle
Landesministerien den Fragebogen beantwortet. Die Qualitadt der Antworten
war sehr unterschiedlich. GroRteils wurden die Fragen sehr exakt und unter
Aufwendung erkennbarer Mihe beantwortet, in Einzelféllen haben die
Registraturmitarbeiter jedoch auch Fragen missverstanden, so dass sich
offensichtliche logische Fehler in den Antworten finden, oder sie haben nur
wenig Mlhe auf die korrekte Beantwortung der Fragen verwendet.

Im Dezember 1999 konnten die eingegangenen Umfrageergebnisse
bereits vorlaufig ausgewertet werden. Wahrend zwei eintagigen
Behoérdenbesuchen im  Justizministerium und im  Kultusministerium®

°® Da die Zusténdigkeiten und Bezeichnungen der Ministerien in Baden-Wirttemberg in den vergangenen
Jahrzehnten héaufigen Verdnderungen unterlagen, wurde im vorliegenden Projektbericht zumeist nicht die
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untersuchte ich die Struktur der Haushaltsunterlagen in den Fachministerien.
SchlieBlich stellte ich mittels Recherchen in der Dienstregistratur des
Hauptstaatsarchivs Informationen tiber den Stand der Uberlieferungsbildung
und die bisherige Bewertungspraxis zusammen.

4. Ergebnisse der IST-Analyse

a) Quantitat, Aufbewahrung und Struktur der in den Landesministerien
verwahrten Haushaltsunterlagen

Die Untersuchungsergebnisse tiber den Umfang und die Struktur der in den
baden-wirttembergischen Landesministerien verwahrten Haushaltsunter-
lagen basieren zum gréRten Teil auf den Resultaten der erwahnten Frage-
bogenumfrage. Wie bereits dargestellt, habe ich nur im Finanzministerium die
Recherchen komplett selbst durchgefiihrt. Im Justizministerium und im
Kultusministerium Gberpriifte ich die Angaben der Registratoren Uber die
Struktur der Unterlagen durch eine Aktenautopsie. Das Ministerium fir
Umwelt und Verkehr, das sich an der Umfrage nicht beteiligt hat, bleibt im
Folgenden unberticksichtigt.

aa) Quantitat der Aktenuberlieferung

Alle Landesministerien, die den vom Hauptstaatsarchiv versandten
Fragebogen beantwortet haben, sind in ihrem Antwortschreiben auf die
Frage nach der Gesamtmenge der in der Registratur verwahrten
Haushaltsunterlagen eingegangen. Die Umfrage hat ergeben, dass der
Umfang der in den neun bericksichtigten Ministerien gelagerten
Haushaltsliberlieferung insgesamt knapp Gber 900 m betragt (errechneter
Wert: 904 m). Wie sich das Schriftgut auf die Ministerien verteilt, ist in
Grafik 1 dargestellt.

Die Grafik zeigt, dass der Umfang der Haushaltsakten in den einzelnen
Landesministerien sehr unterschiedlich ist. Insgesamt ca. 45% des gesamten
noch bei den Behorden befindlichen Schriftguts (ber Haushalts-
angelegenheiten verwahren zwei Ministerien, das Finanzministerium (220 m
= 25%) und das Wissenschaftsministerium (177 m = 20%). Deutlich
weniger Unterlagen befinden sich in den Registraturen des Ministeriums
Landlicher Raum (126 m = 14%), des Innenministeriums (115 m = 13%)

und des Kultusministeriums (100 m = 11%). Die Bestdnde des
Staatsministeriums (vermutlich 56 m = 6%), des Wirtschaftsministeriums
(41T m = 5%), des Sozialministeriums (26 m = 3%) und des Justizminis-
teriums (23 m = 3%) machen nur einen relativ kleinen Teil der vom

Hauptstaatsarchiv noch nicht bearbeiteten Uberlieferung aus.

derzeit aktuelle Bezeichnung der Ressorts verwendet, sondern eine allgemeine Titulierung, die die Ministerien
und ihre Kernzusténdigkeiten tber einen langen Zeitraum hinweg identifizierbar macht.
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Die von den Registratoren der Landesministerien Ubermittelten
Informationen zum Umfang der vorhandenen Haushaltsakten sind im
Einzelfall kritisch zu betrachten. Es ist nicht auszuschlieBen, dass den
Angaben der Registratoren eine jeweils verschiedene Interpretation des
Begriffs "Haushaltsunterlagen" zugrunde liegt. Aufféllig ist etwa, dass der
Umfang der im Zeitraum von 1980-1999 angefallenen Haushaltsakten im
Sozialministerium angeblich lediglich 26 m betragt. Auch logische
Widerspriiche sind in den Antworten enthalten. Etwa sollen im Staats-
ministerium insgesamt 24 m Haushaltsakten verwahrt sein, von denen
jedoch angeblich 56 m (sic!) aus der Zeit von 1970-1999 stammen.

Fir die trotz aller Ungenauigkeiten und Unsicherheiten feststellbaren
starken Unterschiede des Umfangs der Haushaltsiberlieferung in den
einzelnen Landesministerien sind vor allem zwei Griinde verantwortlich: Zum
einen wurden in einigen Ministerien, z.B. im Justizministerium und im
Wirtschaftsministerium, erst in den vergangenen Jahren umfangreiche
Aktenaussonderungen durchgefihrt. Zum anderen ist der jahrliche
Aktenzuwachs in den einzelnen Ministerien sehr unterschiedlich. So fallen
etwa im Finanzministerium mit 8 m, im Innenministerium mit 13 m und im
Wissenschaftsministerium mit 34 m pro Haushaltsperiode sehr viel mehr
Unterlagen an als in anderen Ministerien. Dort Uberschreitet der Umfang der
pro Haushaltsperiode entstehenden Akten den Umfang von 5 m nicht.

Insgesamt wenig ertragreich waren die Recherchen Uber eventuelle
Anderungen des pro Haushaltsjahr anfallenden Schriftguts. Von den acht
Ministerien, die auf die entsprechende Frage geantwortet haben bzw. in
deren Registraturen die Daten erhoben wurden, teilten vier mit, dass es keine
signifikante Veranderung der jahrlich anfallenden Schriftgutmenge gébe, drei
gingen von einer Verdoppelung des Aktenumfangs seit 1970 aus, die
Mitarbeiter der Abteilungsregistraturen des Innenministeriums machten
unterschiedliche Angaben. Der tatsachliche Aktenumfang pro Haushaltsjahr
ist wohl, wie ich im Finanzministerium erfuhr, nicht nur von der spezifischen
Art der Geschaftsbearbeitung und Aktenfliihrung, sondern vor allem auch von
der Finanzlage des Landes abhangig: Je mehr Geld zur Verfligung steht,
desto mehr Schriftgut wird produziert.

bb) Aufbewahrung und Struktur der Uberlieferung

Die Aufbewahrung der Haushaltsunterlagen erfolgt in Baden-Wirttemberg
derzeit zumeist entsprechend der Systematik des Landeseinheitlichen
Aktenplanes. Lediglich in  zwei  Ministerien sind abweichende
Ordnungsschemata in Gebrauch: Im Justizministerium werden die
Haushaltsakten nach der Systematik des Bundeseinheitlichen Aktenplanes
far die Justiz abgelegt. Im Wissenschaftsministerium findet sich eine
ebenfalls vom Landeseinheitlichen Aktenplan abweichende Ablage-
systematik, deren Herkunft nicht geklart werden konnte. Die Antworten der
Registratoren auf die durchgefiihrte Fragebogenumfrage sowie die
Durchsicht von alteren Ablieferungslisten in der Dienstregistratur des
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Hauptstaatsarchivs lassen erkennen, dass in friherer Zeit in den baden-
wirttembergischen Landesministerien offenbar haufig Aktenplédne verwendet
wurden, die vom heute gebrduchlichen Landeseinheitlichen Aktenplan
abweichen. Diese Beobachtung trifft etwa fir das Wirtschafts- und das
Innenministerium zu. Uber die Herkunft und die Gliederungsprinzipien der
alteren Aktenplane lassen sich an dieser Stelle keine naheren Angaben
machen.

Von besonderem Interesse ist die Verwendung der Aktenplane im
Finanzministerium. In diesem Ministerium gab es im Jahre 1996 eine
Anderung. In der Zeit vor dem 01.09.1996 wurden die allgemeinen
Haushaltsunterlagen nach der Systematik einer Version des 1980 vom
Bundesminister der Finanzen herausgegebenen Bundeseinheitlichen Akten-
planes fir die Finanzverwaltung aufbewahrt. Die Unterlagen der Einzelpléne
waren bereits zu dieser Zeit nach dem Landeseinheitlichen Aktenplan
geordnet. Seit 1996 wurden beide verwendete Ordnungsschemata in den
Landeseinheitlichen Aktenplan integriert. Dies hatte bei den allgemeinen
Unterlagen eine Neusystematisierung zur Folge. Die neue Ordnung ist durch
eine Konkordanz mit der &lteren verbunden. Die Akten, die im
Zusammenhang mit der Bearbeitung von Einzelplanen anfielen, blieben
dagegen in der herkdmmlichen Systematik. Hier mussten allerdings die
Signaturen der Unterlagen modifiziert werden. Im Folgenden wird in diesem
Bericht stets auf die vor 1996 im Finanzministerium gebrauchlichen
Aktenzeichen Bezug genommen, da die groRe Mehrzahl der vom
Hauptstaatsarchiv Stuttgart demnachst zu Gbernehmenden Unterlagen nach
dem élteren Ordnungsschema aufbewahrt ist.

Die im versandten Fragebogen enthaltene Frage nach der Zuordnung der
in den Registraturen der Landesministerien verwahrten Unterlagen zu
bestimmten  Verwaltungshandlungen brachte  sehr unterschiedliche
Ergebnisse (vgl. Grafiken 2-4). Auf die Frage antworteten insgesamt sieben
Ministerien. Sehr haufig konnten die Registratoren nur Naherungswerte Uber
die Zusammensetzung der Unterlagen angeben. Auch wenn die Ergebnisse
deshalb Fehler enthalten kdnnen, bieten sie doch einen ersten Anhaltspunkt
Uber die Struktur der Unterlagen in den Landesministerien und spiegeln einige
grundlegende Unterschiede wider.

Der Anteil der Akten, die im Kontext der Aufstellung des Staats-
haushaltsplanes in den baden-wirttembergischen Landesministerien
entstehen, schwankt nach den vorliegenden Angaben in dem sehr groRen
Bereich zwischen 60% (Justizministerium) und 20% (Ministerium Landlicher
Raum, Wirtschaftsministerium) der gesamten Haushaltsunterlagen. Bei den
meisten Ministerien liegt der Anteil des bei der Haushaltsaufstellung
anfallenden Schriftguts zwischen 20% und 35% der GesamtUlberlieferung.
Im Zusammenhang der Ausflihrung des Staatshaushaltsplanes entstehen in
den baden-wirttembergischen Landesministerien zwischen 40%
(Justizministerium) und 75% (Finanzministerium) der Haushaltsakten. Mit
Ausnahme der genannten beiden Ministerien umfassen die auf die
Haushaltsausfiihrung bezogenen Unterlagen stets zwischen 50% und 70%
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des gesamten Schriftguts. Die Registratoren einiger Ministerien gaben
darliber hinaus an, dass bestimmte Unterlagen sich eindeutig weder der
Aufstellung noch der Ausfihrung des Staatshaushaltsplanes zuzuordnen
lassen. Der Umfang dieser Akten schwankt im Sozialministerium in den
jeweiligen Haushaltsjahren. Im Wirtschaftsministerium, im Ministerium
Landlicher Raum sowie im Wissenschaftsministerium umfassen diese
Unterlagen ca. 10%, im Innenministerium n&herungsweise 25% der
gesamten Haushaltsakten.

Die strukturellen Unterschiede der in den baden-wirttembergischen
Landesministerien verwahrten Haushaltstberlieferung lassen sich nicht leicht
erklaren. Eine wichtige Rolle fir die unterschiedliche Zusammensetzung der
Unterlagen dirfte zum einen die Aufgabe des jeweiligen Ministeriums im
Gesamtprozess der Aufstellung und Ausfihrung des Staatshaushaltsplanes
spielen. Auf diese Weise begriindet sich etwa die gewisse Ausnahmestellung
des in der Haushaltspolitik federfihrenden Finanzministeriums. Zum anderen
ist auf Besonderheiten der jeweiligen Fachressorts zu verweisen. Vermutlich
haben die Zahl und die Kompetenzen der den Ministerien nachgeordneten
Behorden groRRen Einfluss auf die Struktur der Haushaltslberlieferung.
Ministerien, deren nachgeordnete Behoérden etwa haufig auf unvorhersehbare
politische Ereignisse reagieren muissen, dirften weit eher dazu neigen,
Antrage auf Gewahrung von auBerplanméaligen oder U(berplanmaRigen
Mitteln zu stellen. Auf diese Weise erklart sich ein hoher prozentualer Anteil
des Schriftguts, das sich auf die Ausflihrung des Landeshaushalts bezieht.
Genaueres kann jedoch zu diesem Problem auf der Basis des vorliegenden
Daten nicht gesagt werden.

Die Frage nach dem Vorhandensein von Mehrfachiberlieferung in der
Haushaltsliberlieferung wurde von den Registratoren der Landesministerien
sehr unterschiedlich beantwortet. Nach den vorliegenden Angaben befindet
sich in zwei Landesministerien (Ministerium Lé&ndlicher Raum, Kultus-
ministerium) nur wenig Mehrfachiberlieferung. Die Registratoren anderer
Ministerien gehen von ca. 10-30%  Mehrfachiberlieferung aus
(Wirtschaftsministerium, Sozialministerium, Staatsministerium). Auf etwa
25% belauft sich der Anteil der MehrfachUberlieferung bei den
Haushaltsunterlagen des Finanzministeriums. Keine genauen Angaben waren
im Justizministerium, im Innenministerium und im Wissenschaftsministerium
zu erhalten.

Insgesamt sind die Antworten der Registratoren auf die Frage nach dem
Vorhandensein von Mehrfachlberlieferung als wenig befriedigend zu bezeich-
nen. Die meisten Registraturmitarbeiter gaben entgegen meinen Winschen in
ihren  Antwortschreiben keine genauen Aktenzeichen der Mehr-
fachiberlieferung an. Somit werden die Kriterien, nach denen die
Registratoren Schriftgut als Mehrfachiberlieferung klassifizierten, nicht
transparent. Es ist zu vermuten, dass alle Ministerien mehrfach vorhandene
Uberlieferung in den Registraturen verwahren’. Der Umfang des Schriftguts,

7 Vgl. den Vorschlag zur Bewertung der Haushaltsunterlagen der Landesministerien in Kapitel 5.
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das auch in anderen Ministerien vorhanden ist, kann jedoch erst bei weiteren
Aktenaussonderungen genauer ermittelt werden.

b) Stand der Uberlieferungsbildung

Der Stand der Uberlieferungsbildung im Bereich der Haushaltsunterlagen der
baden-wiirttembergischen Landesministerien wurde im vorliegenden Projekt
auf drei Wegen untersucht. Den wichtigsten Anhaltspunkt boten erstens die
Antworten der Registratoren auf die Fragebogenumfrage. Zweitens befanden
sich in der Dienstregistratur des Hauptstaatsarchivs Stuttgart Unterlagen
Uber die Durchfihrung von Aktenaussonderungen. Drittens schlugen sich
Behordenkontakte im Falle einer Ubernahme von Akten ins Archiv in entspre-
chenden Eintrégen in der Bestédndelbersicht des Hauptstaatsarchivs nieder.

Als Ergebnis zeigte sich, dass die Erfassung, Bewertung und Ubernahme
der Haushaltsunterlagen bei den baden-wirttembergischen Landesministerien
sehr unterschiedlich weit fortgeschritten sind. Die Landesministerien lassen
sich hinsichtlich des Stands der Uberlieferungsbildung in drei Gruppen
einteilen (vgl. Grafik 5). Eine erste Gruppe von insgesamt drei Ministerien
(Finanzministerium, Kultusministerium, Innenministerium) verfiigt noch Uber
Unterlagen, die 30 Jahre und alter sind. Bei diesen Ministerien muss in sehr
kurzer Frist eine Aktenaussonderung stattfinden, um den Bestimmungen von
8 3 Abs. 1 des baden-wirttembergischen Landesarchivgesetzes Rechnung
zu tragen, in dem festgelegt ist, dass Unterlagen spatestens 30 Jahre nach
ihrem Entstehen dem zustandigen Staatsarchiv angeboten werden missen.
Eine zweite Gruppe von insgesamt finf Ministerien (Justizministerium,
Ministerium L&ndlicher Raum, Wirtschaftsministerium, Sozialministerium,
Wissenschaftsministerium) verwahrt noch Unterlagen, die bis in die Zeit von
1977-1980 zurlickreichen. Eine gewisse Sonderstellung nimmt das
Staatsministerium ein, in dessen Registratur sich nach eigenen Angaben
Haushaltsakten der Zeit von 1955 bis heute befinden.

c) Bisherige Bewertungspraxis

Fir die Bewertung von Haushaltsunterlagen der baden-wirttembergischen
Landesministerien liegt bislang - wie bereits erwahnt - kein schriftlich
fixiertes Bewertungsmodell vor. Die Bewertung wurde in der Vergangenheit
allein auf der Basis von miindlichen Absprachen der zustandigen Referenten
vorgenommen. Die getroffenen Bewertungsentscheidungen lassen sich mit
Hilfe der ins Archiv ibernommenen Akten sowie der in der Dienstregistratur
des Hauptstaatsarchivs verwahrten Unterlagen sehr gut analysieren. Die
Bewertungspraxis sah demzufolge wie folgt aus:

Eine zentrale Bedeutung bei der Ubernahme von Haushaltsunterlagen auf
der Ministerialebene nahm die Uberlieferung des in der Haushaltspolitik
federfiihrenden Finanzministeriums ein. Aus diesem Ministerium wurden im
Jahre 1990 Uber 30 m Haushaltsakten, die aus den Jahren von ca. 1952 bis
1975 stammen, ins Hauptstaatsarchiv Stuttgart UGbernommen. Die
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Bewertung der angebotenen Unterlagen erfolgte dabei nach folgendem
Schema®: Von den unter der Aktenplanposition "Allgemeines" abgelegten
Akten wurden alle Unterlagen, die die Durchfiihrung von Haushaltsreformen
und Veranderungen im Haushaltsrecht zum Gegenstand haben, sowie Akten
mit Vorgangen Uber die mittelfristige Finanzplanung des Bundeslandes
Baden-Wuirttemberg  aufbewahrt. Kassiert ~ wurden  hingegen alle
Druckschriften sowie alle Akten, die internationale Angelegenheiten bzw.
Geschéftsvorfalle Uber das Haushaltswesen des Bundes oder anderer
Bundeslander enthalten. Auch bei den unter der Aktenplanposition "Einzel-
und Haushaltsplane" verwahrten Unterlagen wurde eine Auswahl getroffen.
Aufbewahrt wurden alle Akten, die Uber die im Finanzministerium erfolgte
Aufstellung des Staatshaushaltsplanes Auskunft geben, sowie die Unterlagen
Uber die Aufstellung und Ausfiihrung der Einzelpldne 06 (Finanzministerium)
und 12 (Allgemeine Finanzverwaltung), die ebenfalls im Finanzministerium
bearbeitet werden. Die Aktenzeichen der letzteren Unterlagen — es handelt
sich vor allem um Akten, die im Zusammenhang mit groReren Bauvorhaben
entstanden sind - sind nicht eindeutig von denjenigen der in der
Haushaltsabteilung anfallenden Akten geschieden. Hingegen wurde das
Schriftgut Uber die Einzelplane aller anderen Ministerien komplett kassiert.
Von den Unterlagen, die unter der Aktenplanposition "Ausflihrung des
Haushaltsplans" abgelegt wurden, sind vor allem Unterlagen mit Vorgangen
Uber grundsatzliche Fragen der Bildung von Haushaltsresten, (ber staatliche
Liegenschaften sowie Uber Birgschaften aufbewahrt worden. Spezielles
Material etwa Uber die Bildung von Haushaltsresten in den einzelnen
Fachressorts blieb hingegen unberiicksichtigt.

Die in den Fachministerien entstehenden Haushaltsunterlagen wurden
bisher weitgehend vernichtet. Lediglich aus einigen dieser Ministerien
befindet sich Schriftgut Gber Haushaltsangelegenheiten im Hauptstaatsarchiv
Stuttgart. Insgesamt 12 m sind im Jahre 1987 - aus fachlich nicht
durchschaubaren Griinden - aus dem Kultusministerium UGbernommen
worden. Hierbei handelt es sich um Unterlagen, die im Kontext der
Haushaltsausfiuhrung der Jahre 1975/76 entstanden sind. Solche Unterlagen
sind in allen anderen Haushaltsjahren und in allen anderen Ministerien sonst
stets vernichtet worden. Kleinere Aktenmengen wurden darlber hinaus
aufgrund einer Bewertung anhand von Abgabelisten aus dem
Innenministerium, dem Justizministerium, dem Kultusministerium, dem
Wirtschaftsministerium und dem Staatsministerium {ibernommen®. Hierbei
handelte es sich stets um Schriftgut, das aufgrund spezieller Gegebenheiten
des jeweiligen Fachressorts von Interesse war.

Im Zusammenhang dieses Projekts ist auch darauf hinzuweisen, dass
ahnlich wie auf der Ebene der Fachministerien Haushaltsunterlagen in Baden-
Wirttemberg — soweit ersichtlich — auch bei den nachgeordneten Verwal-

8 Vgl. die als Findmittel dienende Ablieferungsliste im Repertoriensaal des Hauptstaatsarchivs Stuttgart.
® Diese Ubernahmen konnten durch die Durchsicht der Dienstregistratur des Hauptstaatsarchivs nachgewie-
sen werden.
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tungsbehorden kassiert wurden. Die Archivunwirdigkeit der bei den
Landesoberbehérden bzw. den mittleren und unteren Verwaltungsbehorden
entstehenden Haushaltsunterlagen stellten etwa jingst die Bearbeiter der
Projekte zur vertikalen und horizontalen Bewertung in Baden-Wirttemberg
fest'®.

Insgesamt ergibt sich somit in Bezug auf die bisherige Bewertungspraxis
ein weitgehend eindeutiges Bild: Die Ubernahme von Haushaltsunterlagen
konzentrierte sich bisher nahezu ausschlieBlich auf das in der
Haushaltspolitik federfiihrende Finanzministerium. Dieses Ministerium gab an
das Archiv sowohl den Grof3teil der allgemeinen Unterlagen ab, die im
Kontext der Aufstellung und Ausflihrung des Staatshaushaltsplanes
entstanden sind, als auch die Akten Uber die Einzelplane 06 und 12. Vom
Schriftgut der Ubrigen Landesministerien wurden nur ausgewahlte Akten
tibernommen. Diese Ubernahmen folgten in der Regel Kriterien, die in der
spezifischen Kompetenz der Ministerien zu suchen sind. Die Akten der den
Ministerien  nachgeordneten Landesbehérden sind - soweit die
Bewertungspraxis rekonstruiert werden kann — vernichtet worden.

Die bisherige Ubernahmepraxis in Baden-Wirttemberg zeigt eine spezi-
fische Anwendung des Prinzips der Federfiihrung. Im Unterschied zur Praxis
des Bundesarchivs, in dem Federfihrung und Beteiligung auf einzelne Vor-
génge bezogen werden'', wird das Prinzip der Federfiihrung im Fall der
Haushaltsliberlieferung in Baden-Wirttemberg auf eine umfassende Verwal-
tungsaufgabe angewandt, die Aufstellung und Ausfihrung des
Staatshaushaltsplanes. Die Federfiihrung des Finanzministeriums bei der
Wahrnehmung dieser Gesamtaufgabe bedingt eine spezifische
Uberlieferungsbildung, die sich weitgehend auf die Ubernahme von
Bestanden des Finanzministeriums beschrankt. Diese Art der Bewertung
weist in ihrer Begrindung und in ihren Konsequenzen eine groRe Néhe zum
Konzept der Elitenregistraturen, wie es von Georg Wilhelm Sante und
Wilhelm Rohr in den 1950er Jahren entwickelt wurde'?, auf.

5. Bewertungsmodell

Archivische Bewertung unterliegt mehreren grundlegenden Anforderungen,
die einerseits von der Archivwissenschaft formuliert, andererseits von der
Praxis eingefordert werden. Diese spezifischen Anforderungen bilden die
Grundlage sowohl fir die Beurteilung der bisherigen Bewertungspraxis im
Falle der Haushaltsunterlagen der baden-wirttembergischen Landes-
ministerien als auch fir die Ausarbeitung neuer Bewertungsstrategien. Im

'© Vgl. die Projektdokumentationen unter der Internetadresse http://www.lad-bw.de.

" Hans-Dieter KREIKAMP: Das Bewertungsmodell des Bundesarchivs — Federfiihrung als Bewertungskriterium,
in: Andrea WETTMANN (Hg.) Bilanz und Perspektiven archivischer Bewertung, Marburg 1994 (Verof-
fentlichungen der Archivschule Marburg 21), S. 83-87.

2 Georg Wilhelm SANTE: Archive und Verwaltung — historische Provenienz und Probleme der Gegenwart, in:
Der Archivar 10 (1957), Sp.7-16; DERS.: Behorden — Akten — Archive, alte Taktik und neue Strategie, in:
Archivalische Zeitschrift 54 (1958), S. 90-96; Wilhelm ROHR: Zur Problematik des modernen Archivwesens,
in: ebd., S. 74-89.
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Folgenden sollen zunachst die wichtigsten Anforderungen an die archivische
Bewertung kurz erlautert werden. AnschlieBend wird dann die bisherige
Bewertung der Haushaltsunterlagen auf der Ministerialebene in Baden-
Wirttemberg unter Bezugnahme auf diese Anforderungen beurteilt und das
neu erarbeitete Bewertungsmodell flir diese Unterlagen vorgestellt.

a) Anforderungen der Theorie an die archivische Bewertung

In der bisherigen archivischen Bewertungsdiskussion - auch in der
kontrovers gefiihrten Debatte der 1990er Jahre'® — sind grundlegende
Anforderungen an die archivische Bewertung formuliert worden. Uber diese
Kriterien besteht sowohl bei den Vertretern einer primar
"evidenzorientierten"'* als auch bei den Reprasentanten einer vor allem
"inhaltsorientierten"'® Bewertung weitgehender Konsens'®. Vor allem zwei
Anforderungen an die archivische Bewertung konnten herausgearbeitet
werden:

1. Die im Archiv verwahrte Uberlieferung soll fur méglichst viele
Nutzungszwecke offen sein. Ziel der archivischen Bewertung muss es
sein, aus dem Behordenschriftgut eine Auswahl zu treffen, die den
spezifischen Interessen aller denkbaren Nutzergruppen Rechnung tragt.

2. Archivgut soll eine komprimierte, ,verdichtete” Auswahl aus dem
Behdrdenschriftgut darstellen. Idealerweise soll mit einer mdglichst
geringen Ubernommenen Aktenmenge eine moglichst optimale
Aussagekraft der archivischen Uberlieferung gewahrleistet werden (Mini-
Max-Prinzip). Diese Forderung stiitzt sich nicht primar auf 6konomische
Grinde, die bei der Bewertung dezidiert keine Rolle spielen durfen.
Vielmehr erweist sich der Verzicht auf die Durchfihrung einer
archivischen Bewertung aus fachlichen Grinden als nicht sinnvoll. Die
Benutzung der Unterlagen wirde erheblich erschwert, wenn die

'3 vgl. KRETZSCHMAR, Neue archivische Bewertungsdiskussion. (vgl. Anm. 2)

' Vgl. besonders Bodo UHL: Der Wandel in der archivischen Bewertungsdiskussion, in: Der Archivar 43
(1990), Sp. 529-538, Wolfram WERNER: Quantitdt und Qualitdt moderner Sachakten, Erfahrungen aus dem
Bundesarchiv, in: Der Archivar 45 (1992), Sp. 39-48 sowie Angelika MENNE-HARITZ: Das Provenienzprinzip —
ein Bewertungssurrogat? Neue Fragen einer alten Diskussion, in: Der Archivar 47 (1994), Sp. 229-254.

" Vgl. z.B. Norbert REIMANN, Pflicht oder Kiir? Zum Verhéltnis von "archivischen Kernaufgaben" und
"Auswertungsauftrag” der Kommunalarchive, in: Archivpflege in Westfalen und Lippe, Heft 39 (1994), S. 1-
6 sowie Volker SCHOCKENHOFF: Nur keine falsche Bescheidenheit, Tendenzen und Perspektiven der
gegenwartigen archivischen Bewertungsdiskussion in der Bundesrepublik, in: Archivistica docet, Beitrage zur
Archivwissenschaft und ihres interdisziplinaren Umfelds, hg. von Friedrich BECK, Wolfgang HEMPEL und
Eckart HENNING (Potsdamer Studien 9), Potsdam 1999, S. 91-111.

'® Gegenpositionen nehmen etwa Hans Booms sowie die Vertreter der "documentation strategy" ein, die
jeweils versuchen, Dokumentationsziele bestimmter Institutionen in einem diskursiven Verfahren vor der
praktischen Durchfiihrung der Bewertung zu erarbeiten und festzuschreiben. Vgl. z.B. Hans Boowms:
Gesellschaftsordnung und Uberlieferungsbildung, zur Problematik archivarischer Quellenbewertung, in:
Archivalische Zeitschrift 68 (1972), S. 3-40; Helen Willa SAMUELS: Who controls the past?, in: American
Archivist 49 (1986), S. 109-124.
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Benutzer bei der Bearbeitung einer Fragestellung jeweils zahlreiche
Akten einsehen missten, die keine neuen Informationen enthielten.

b) Rationelle Aktenaussonderung als Anforderung der Praxis an die
archivische Bewertung

Die Praxis stellt an die archivische Bewertung vor allem die Forderung, dass
Aktenaussonderungen méglichst rationell durchfiihrbar sein miissen'. Im
Mittelpunkt des Handelns der Behdrden- und Archivmitarbeiter soll das Ziel
stehen, Arbeitsablaufe zu optimieren, um auf diese Weise Kosten zu senken.
In diesem Zusammenhang gilt es etwa, Bewertungsentscheidungen zu
treffen, die praktikabel und nachvollziehbar sind, Arbeitsablaufe bei der
Bewertung zu standardisieren, Bewertungsmodelle auszuarbeiten, Akten-
ablieferungen ohne das miihevolle Anfertigen von Aussonderungslisten zu
ermdglichen oder die Zahl der Behdérdenbesuche =zur Aktenautopsie
einzuschranken.

c) Beurteilung der bisherigen Bewertungspraxis in Baden-Wirttemberg

Die bisherige Praxis bei der Bewertung von Haushaltsunterlagen in Baden-
Wirttemberg tréagt den theoretischen und praktischen Anforderungen an die
archivische Bewertung auf unterschiedliche Weise Rechnung. Das Kriterium
einer méglichst komprimierten Uberlieferung ist weitgehend erfiillt. Da
Schriftgut fast ausschlieBlich vom Finanzministerium (ibernommen wird,
gelangen nur wenige redundante Unterlagen ins Archiv. Ein groReres Problem
stellt in diesem Zusammenhang lediglich die Ubernahme der Unterlagen tiber
die Einzelplane 06 und 12 dar. In diesen Akten, die im Unterschied zu den
Unterlagen Uber die Einzelplane der anderen Landesministerien aufbewahrt
werden, finden sich zum groRen Teil Vorgange, die auch in Akten der
allgemeinen Haushaltstberlieferung bzw. der Uberlieferung anderer
Verwaltungszweige, z.B. der Bauverwaltung, enthalten sind.

Nur mit groRen Einschrankungen erfillt ist das Kriterium einer offenen
Uberlieferung. Im Hinblick auf diesen Parameter stechen zwei massive
Nachteile der bisherigen Bewertungspraxis ins Auge: Erstens wird die
Nachvollziehbarkeit des finanzpolitischen Verwaltungshandelns, also seine
Evidenz, nur auf sehr ungenliigende Weise gewahrleistet. Da Schriftgut fast
ausschlieBlich aus dem Finanzministerium Ubernommen wird, ist die
Uberlieferungsbildung stark am Ergebnis des Verwaltungshandelns orientiert.
Mit Hilfe der im Hauptstaatsarchiv Stuttgart verwahrten Unterlagen lassen
sich - von wenigen Ausnahmen abgesehen - nur diejenigen
Entscheidungsprozesse rekonstruieren, die im Finanzministerium
stattgefunden haben. Haushaltspolitisches Handeln, das sich auf der Ebene

7 Vgl. Robert KRETZSCHMAR: Regeln und standardisierte Verfahren fiir die Uberlieferungsbildung? Zur Kom-
plexitat des Bewertungsvorgangs, in: Karsten UHDE (Hg.): Qualitatssicherung und Rationalisierungspotentiale
in der Archivarbeit, Marburg 1997 (= Verdffentlichungen der Archivschule Marburg 27), S. 181-194.
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der anderen Landesministerien bzw. der diesen nachgeordneten Behdrden
abgespielt hat, findet demgegenliiber keinen Niederschlag in der
Uberlieferung.

Die bisherige baden-wirttembergische Praxis ignoriert die Tatsache,
dass sich die komplexe Aufgabe der Aufstellung und Ausfiihrung des Staats-
haushaltsplanes in zahlreiche Teilaufgaben untergliedert und dass auch
innerhalb der Fachressorts und der nachgeordneten Behdrden, die bei der
Erfillung der Gesamtaufgabe der Haushaltsaufstellung und -ausfiihrung
mitwirken, Federfihrungskompetenzen wahrgenommen werden. Eine
Gesamtwirdigung des Verwaltungshandelns ist auf der Grundlage der
bisherigen Uberlieferungspraxis nicht méglich. Zum Beispiel werden politisch
unerwiinschte Antrage, die in Fachministerien abschlagig beschieden
werden, nicht dokumentiert. Die Nutzungsmaoglichkeiten des Archivguts sind
dementsprechend eingeschréankt.

Zweitens zielt die Bewertung der Haushaltsiberlieferung in Baden-
Woirttemberg derzeit fast ausschlieRlich auf die Dokumentation des
finanzpolitischen Entscheidungsprozesses ab. Diese Gewichtung hat zwar
insoweit ihre Berechtigung, als sich das gesamte staatliche Handeln firr einen
Archivbenutzer prinzipiell nicht aus einer Uberlieferungsart, sondern aus der
vergleichenden Analyse von Unterlagen, die in verschiedenen Behdrden
entstanden sind, erschlieBen soll. Die Frage ist jedoch, ob diese Art der
Uberlieferungsbildung den Spezifika der Haushaltstberlieferung Rechnung
tragt. Haushaltspolitik kann — wie bereits in der Einleitung angedeutet —
weniger als jeder andere Teilbereich der Politik als "isoliertes" Ph&nomen
betrachtet werden. Sie wirkt im Gegenteil stets auf alle anderen Politikfelder
zurlick, ja dient gegebenenfalls als Korrektiv anderer politischer
Entscheidungen. Da Begriindungszusammenhéange fir finanzpolitische
Entscheidungen nur in den Haushaltsunterlagen greifbar werden, sind diese
Akten nicht nur fir die Sicherung der Nachvollziehbarkeit finanzpolitischen
Verwaltungshandelns von Bedeutung, sondern stellen einen — in den Akten
der Fachabteilungen der Landesministerien bzw. der nachgeordneten
Behorden in dieser Form nicht greifbaren — Schliissel zum Verstandnis aller
Bereiche der Landespolitik dar.

Unter diesen Voraussetzungen erscheint es als nicht angemessen, dass
von den Haushaltsunterlagen als zentraler Uberlieferung fur das
landespolitische Handeln lediglich die Akten des federfiihrenden
Finanzministeriums archiviert werden. Vom Benutzer kdnnen auf diese Weise
Fragestellungen, die nicht finanzpolitisch motiviert sind, an die
Haushaltsunterlagen nur sehr bedingt herangetragen werden.

Im Vergleich zu den geschilderten Defiziten bei der Sicherung der
Nachvollziehbarkeit des Verwaltungshandelns wiegt der Verlust historischer
"Inhalte" (im Sinne einer an Inhalten interessierten Bewertung) durch die
bisherige starke Kassation von Haushaltsunterlagen eher gering. Die
Haushaltsunterlagen auf der Ministerialebene enthalten nur wenige
Informationen Uber einzelne Personen, Orte, Ereignisse etc., die nicht auch in
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anderen Unterlagen greifbar waren. Insofern macht eine Erhéhung der Uber-
nahmequote aus Griinden des historischen Informationswertes keinen Sinn.
Im Gegensatz zum Kriterium einer flir moglichst viele Auswer-
tungsmoglichkeiten offenen Uberlieferung tragt die bisherige Bewer-
tungspraxis in Baden-Wirttemberg der Anforderung einer maoglichst
rationellen Durchfiihrung von Aktenaussonderungen weitgehend Rechnung.
Zwar missen von den Registratoren der Landesministerien vollstandige
Abgabelisten erstellt werden, doch ist das Bewertungsverfahren weitgehend
standardisiert. Im Finanzministerium kdénnen die allgemeinen Haushaltsakten
im wesentlichen aufbewahrt, die Unterlagen Uber die Einzelpléane vernichtet
werden. In allen anderen Landesministerien werden in der Regel die
gesamten Haushaltsunterlagen vernichtet. Hier besteht lediglich das Problem,
dass im Einzelfall ressortspezifisch interessante Uberlieferung mit Hilfe von
Abgabelisten aus den gesamten angebotenen Unterlagen ausgesondert
werden muss.

d) Bewertungsvorschlag

Aufgrund der festgestellten Defizite der bisherigen Bewertungspraxis wurde
im Rahmen des vorliegenden Projekts ein neuer Bewertungsvorschlag fur die
Haushaltsunterlagen in den baden-wirttembergischen Landesministerien
ausgearbeitet. Dies geschah unter Bezugnahme auf die drei in den Landes-
ministerien verwendeten Aktenplane: dem im Finanzministerium bis 1996
verwendeten Aktenplan, dem Bundeseinheitlichen Aktenplan der Justiz-
verwaltung sowie dem Landeseinheitlichen Aktenplan, der in den meisten
baden-wirttembergischen Landesministerien verwendet wird.

Die  Bewertungsentscheidung orientierte sich im Falle des
Finanzministeriums an den im Dezember 1990 anlasslich der Ubernahme von
Haushaltsunterlagen der Jahre 1952-1975 von Dr. Roland Miiller
getroffenen Bewertungsentscheidungen, die im Einzelfall durch eigene
Aktenautopsien geprift und geringfligig modifiziert wurden. Bei der
Bewertung der nach dem Landeseinheitlichen Aktenplan sowie der nach dem
Bundeseinheitlichen Aktenplan der Justizverwaltung geordneten Unterlagen
dienten die Ergebnisse der Aktenautopsien im Kultus- und Justizministerium
als Entscheidungsgrundlage. Einige wenige Aktenzeichen konnten hier nicht
endglltig bewertet werden, weil sie versehentlich bei der Durchfiihrung der
Aktenautopsie nicht erfasst wurden.

Die vorliegenden Haushaltsunterlagen der baden-wiirttembergischen
Landesministerien sollen demzufolge wie folgt bewertet werden (A =
Archivwiirdig, B = Bewertung, V = Vernichtung):
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1. Finanzministerium:

Aktenplangruppe H 10 (Allgemeines Haushaltsrecht)
A: H 1000, H 1002, H 1003, H 1010, H 1012, H 1012/1, H 1025, H 1026,
H 1026/1, H 1080, H 1081, H 1082, H 1083, H 1099

V: H 1004, H 1005, H 1006, H 1007, H 1008, H 1030, H 1030/1, H
1032, H 1033

Aktenplangruppe H 11 (Aufstellung des Haushaltsplans)
A: H 1100/1, H 1104, H 1105, H 1108, H 1112, H 1114, H 1116, H 1118,
H1119,H1120/1, H 1199, H 1199/1

V:H 1100, H 1120, H 1125, H 1125/1, H 1125/2, H 1126

Aktenplangruppe H 12 (Ausfiihrung des Haushaltsplans)

A: H 1200/1, H 1200/10, H 1201, H 1214, H 1216, H 1218, H 1219, H
1220, H 1221, H 1222, H 1223, H 1224, H 1228, H 1230, H 1231, H
1232, H 1233, H 1234, H 1235, H 1240, H 1241, H 1242, H 1244, H
1245, H 1246, H 1250, H 1251, H 1252, H 1253, H 1260, H 1261, H
1262,H 1263, H 1264, H 1266, H 1267, H 1268, H 1270, H 1275, H
1299

V:H 1200, H 1200/2, H 1213

Aktenplangruppe H 13 (Sonstige Angelegenheiten des Haushaltswesens)

A: H 1306, H 1308, H 1309, H 1310, H 1311, H 1312, H 1313, H 1314, H
1315, H 1322, H 1323, H 1324, H 1326, H 1327, H 1329, H 1330, H
1339, H 1340, H 1342, H 1343, H 1344, H 1345, H 1346, H 1346/1-5, H
1350, H 1351, H 1352, H 1353, H 1354, H 1355, H 1360, H 1361, H
1362, H 1363, H 1364, H 1365, H 1366, H 1367, H 1371, H 1372, H
1373, H 1375, H 1380, H 1999

V:H 1307, H 1320, H 1348, H 1369

Aktenplangruppe H 14 (Mehrjahrige Finanzplanung)

A: H 1400/1, H 1405, H 1408, H 1412, H 1414, H 1416, H 1418, H 1419,
H 1419/01-15, H 1420, H 1422

V: H 1400, H 1400/2

Aktenplangruppe H 15  (Mittelfristige  Finanzplanung, langfristige
Finanzperspektive): nicht belegt
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Aktenplangruppe HL (Einzelpléne):

A: Einzelplane 06 und 12

V: Einzelplédne 01, 02, 03, 04, 05, 06, 07, 08, 09, 10, 11, 14, 16

2. Ministerien, deren Unterlagen nach dem Landeseinheitlichen Aktenplan
geordnet sind:

Aktenplangruppe 041 (Haushaltsrecht):
V: alle Aktenzeichen

Aktenplangruppe 042 (Finanz-, Haushalts- und Wirtschaftsplanung):
A: 0422.1-3
V: alle Gbrigen Aktenzeichen

Aktenplangruppe 043 (Ausfiihrung des Haushaltsplans)
A: 0430.3, 0430.4, 0430.5
B: 0430.6, 0430.7, 0430.8
V: alle Gbrigen Aktenzeichen

3. Justizministerium:

Aktenplangruppe 510 (Haushaltswesen im Allgemeinen, Haushaltsrecht)
V: alle Aktenzeichen

Aktenplangruppe 511  (Vorschriften der Justizverwaltung fir die
Bewirtschaftung der Haushaltsmittel)
A: Alle Aktenzeichen

Aktenplangruppe 512 (Jahrliche Haushaltsplane, Finanzplanung,
Investitionsprogramme)

A: 5121, 5121/L, 56122, 5123, 5126, 5127

V: 5120, 5120B, 5120/L

Aktenplangruppe 513 (Besondere Vermdgensmassen)
V: Alle Aktenzeichen

e) Begriindung des Bewertungsvorschlags:

Der Bewertungsvorschlag behalt die Grundkonzeption des bisherigen
Bewertung bei, versucht aber abweichend davon, die unter c) aufgefiihrten
Defizite der bisherigen Bewertungspraxis zu beheben. Grundséatzlich bleibt
das Schriftgut des Finanzministeriums im Zentrum der Uberlieferungsbildung.
Die Bewertungsstrategie bei den Unterlagen dieses Ministeriums wurde
prinzipiell nicht verdndert. Durch die Ubernahme des GroRteils der
allgemeinen Haushaltsakten wird die Wahrnehmung der Federfih-
rungskompetenz bei der Aufstellung und Ausfilhrung des Staats-
haushaltsplanes durch das Finanzministerium dokumentiert. Die Unterlagen
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des Finanzministeriums Uber die Einzelplane werden mit Ausnahme der
Einzelpldne 06 und 12 wie bisher kassiert, da sie gegenlber denjenigen
Akten, die in den anderen Landesministerien vorhanden sind, nur wenige
neue Informationen enthalten'®. Die Archivierung des im Kontext der
Aufstellung und Ausfiihrung der Einzelplane 06 und 12 anfallenden
Schriftguts, das vor allem aus Akten zu gréRReren Bauvorhaben besteht, stellt
wie bisher ein Zugestandnis an die spezifische Schriftgutverwaltung im
Finanzministerium dar. Wie bereits erwahnt, lassen sich die Unterlagen dieser
Einzelpldne nach den vorliegenden Informationen nicht sauber von den
anderen Haushaltsakten trennen. Falls zukiinftige Aktenaussonderungen
ergeben wirden, dass eine Trennung der Unterlagen mdglich ware, wére
vermutlich ein GroRteil des Schriftguts Uber die Einzelplane 06 und 12
kassabel.

Modifiziert wurde die Bewertung der Unterlagen der Ubrigen Landes-
ministerien. In diesen Behdérden sollen im Gegensatz zur bisherigen Praxis in
Zukunft diejenigen Unterlagen, die im Kontext der Aufstellung und
Ausfihrung der jeweiligen Einzelplane entstehen, aufbewahrt werden.
Analog zur bisherigen Vorgehensweise sollen dartiber hinaus, wie im Falle
der Aktenplangruppe 511 des Justizministeriums geschehen, auch
ressortspezifische Besonderheiten dokumentiert werden.

Durch diese Anderung der Bewertung, die eine Erhéhung der
Ubernahmequote zur Folge haben wird, soll vor allem die Nachvollziehbarkeit
des Verwaltungshandelns, also seine Evidenz, besser gesichert werden. Das
Verwaltungshandeln in der Haushaltspolitik auf der Ministerialebene ist — wie
bereits erwahnt — unter Einschluss der Begriindungszusammenhéange nur
durch Aufbewahrung des in den Haushaltsabteilungen der Landesministerien
entstehenden Schriftguts rekonstruierbar. Mit Hilfe der Unterlagen Uber die
Einzelpléne ist es moglich, Entscheidungsprozesse in den Landesministerien,
die sowohl die Finanzpolitik als auch andere Politikfelder betreffen, nachzu-
vollziehen. Die Haushaltstberlieferung wird durch die Aufbewahrung der
Haushaltsunterlagen der Fachressorts entsprechend dem zentralen
Stellenwert der Haushaltspolitik in der Landespolitik bei der Uberlieferungs-
bildung gewichtet.

Die Erh6hung des Anteils der als archivwirdig bewerteten Akten bei der
Ubernahme von Haushaltsunterlagen der Landesministerien ist vor dem
Hintergrund der Bewertung der gesamten in der baden-wirttembergischen
Landesverwaltung vorhandenen Haushaltsakten zu sehen. Die spezifische Art
des Verwaltungshandelns bei der Aufstellung und Ausfihrung des Staats-
haushaltsplanes bedingt, dass die in den Registraturen der Landesministerien
verwahrte Haushaltslberlieferung politisch Uberaus aussagekraftig und
deshalb von bleibendem Wert ist. Diese Uberlieferung zu sichern, muss das
vorrangige Ziel der staatlichen Archivverwaltung Baden-Wirttemberg sein,

'® Der Vorteil der unten vorgeschlagenen Ubernahme der Unterlagen (iber die Einzelplane aus den
Haushaltsabteilungen der Fachressorts liegt vor allem darin, dass diese Unterlagen mehr Uber die nicht
finanzpolitisch motivierten Beweggriinde haushaltspolitischer Entscheidungen aussagen.
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dafiir muss eine Uberdurchschnittlich hohe Ubernahmequote in Kauf
genommen werden. Hingegen kénnen die politisch weniger interessanten
Unterlagen der Landesoberbehdérden sowie der mittleren und nachgeordneten
Landesbehorden, deren Ubernahme in die Kompetenz der Staatsarchive in
Ludwigsburg, Karlsruhe, Freiburg und Sigmaringen fallt, wie bisher
vollstandig vernichtet werden.

6. Implementierung des Bewertungsmodells

Die Mdoglichkeiten zur Anwendung des neuen Bewertungsmodells sind
sowohl vom aktuellen Stand der Uberlieferungsbildung als auch von den
beabsichtigten Veranderungen bei der Bewertung der Unterlagen abhéangig.
Die Uberlieferungsbildung bei den Haushaltsunterlagen der baden-
wirttembergischen Landesministerien ist — wie bereits dargelegt — bei drei
Ministerien bis in die Zeit von 1966-1970, bei finf Ministerien bis in die Zeit
von 1977-1980 abgeschlossen. Das Staatsministerium verwahrt noch
Unterlagen, die bis in das Jahr 1955 zurlckreichen. Von den Veranderungen
der Bewertungsstrategie sind alle Ministerien der Landesverwaltung mit
Ausnahme des Finanzministeriums betroffen.

Unter Berlicksichtigung der vorliegenden Faktoren bietet sich folgende
Implementierungsstrategie fiir das Bewertungsmodell an: Bis zum Stichjahr
1980 wird weiterhin nach der bisherigen Strategie bewertet. Ab dem
Haushaltsjahr 1981 wird das neue Bewertungsmodell in allen
Landesministerien einheitlich angewandt. Die bisher bereits ins Archiv
Ubernommenen Unterlagen der Fachministerien verbleiben mit einer
Ausnahme dort: Die im Jahre 1987 aus dem Kultusministerium
Ubernommenen Akten aus den Jahren 1975/76, die aus nicht
nachvollziehbaren Grinden ins Archiv gelangten, sollten im Kontext
durchzuflhrender ErschlieBungsarbeiten nachkassiert werden.

Die vorgeschlagene Implementierungsstrategie tragt vor allem zwei
Faktoren Rechnung: Erstens wird fir alle Haushaltsjahre eine nach einer
identischen  strategischen  Vorgehensweise gebildete  Uberlieferung
geschaffen. Im Hinblick auf die Benutzung wird damit insbesondere
angestrebt, dass die Uberlieferungsbildung nachvollziehbar bleibt. Ohnehin
hatte das neue Bewertungsmodell in der Zeit vor 1980 nur bei zwei
Ministerien (Innenministerium und Kultusministerium) Anwendung finden
kénnen. Zweitens wird die bisherige Bewertungspraxis, sieht man von der
dargestellten Ausnahme ab, nicht nachtréglich korrigiert. Auf diese Weise
kann das Problem, dass Akten kassiert werden, die unter Umstanden bereits
benutzt wurden, umgangen werden.
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7. Ergebnisse des Projekts fiir die archivwissenschaftliche Bewertungs-
diskussion

Das vorliegende Projekt Uber die "Bewertung der Haushaltsunterlagen der
baden-wiirttembergischen Landesministerien" hat far die
archivwissenschaftliche Forschung mehrere Ergebnisse erbracht. Zwei
Resultate sind besonders hervorzuheben:

1. Im vorliegenden Projekt wurde erstmals versucht, ein Bewertungsmodell
far Haushaltsunterlagen einer Landesverwaltung zu erstellen. Damit
wurde ein Beitrag zur archivwissenschaftlichen Diskussion Uber die
Bewertung von Unterlagen der Finanzverwaltung geleistet. Diese
Diskussion ist bisher nur wenig intensiv gefiihrt worden. Es ist zu
hoffen, dass in den kommenden Jahren eine verstarkte
Auseinandersetzung mit dem Schriftgut der Finanzverwaltung erfolgt.
Auf diese Weise kénnten die Ergebnisse und die
archivwissenschaftlichen Methoden dieses Projekts im Kontext von
vergleichbaren Erfahrungen gepriift werden. Eine spannende Frage in
diesem Zusammenhang waére etwa, inwieweit sich die konkreten Bewer-
tungsvorschlage dieses Projekts auf die Bewertung von Haus-
haltsunterlagen anderer Bundeslander Ubertragen lassen.

2. Das vorliegende Projekt hat die archivwissenschaftliche Diskussion um
das Prinzip der Federfihrung aufgegriffen. Dabei zeigte sich, dass dieses
Prinzip in der archivischen Praxis auf sehr unterschiedliche Weise
angewandt wird. Im Gegensatz etwa zur Praxis im Bundesarchiv, in dem
Federfihrung und Beteiligung in der Regel auf einzelne Verwaltungs-
vorgidnge bezogen werden'®, wurde das Prinzip der Federfiihrung in
Baden-Wirttemberg auf eine umfassende Verwaltungsaufgabe
angewandt, die sich in zahlreiche Einzelaufgaben untergliedert. Es ergab
sich dadurch das Problem, dass nur die Federfiihrung auf der obersten
Verwaltungsebene beachtet wurde. Tatséachlich sind jedoch
FederfiUhrungskompetenzen bei der Aufstellung und Ausfiihrung des
Landeshaushaltes auf mehreren Ebenen angesiedelt. De facto wies die
bisherige baden-wirttembergische Uberlieferungsbildung eine gewisse
Nahe zum von Sante und Rohr entwickelten Konzept der
Eliteregistraturen auf’®°. Die Defizite dieser Praxis konnten durch das
vorliegende Projekt transparent gemacht werden. Es zeigte sich, dass
mit dem formalen Bewertungsprinzip der Federfliihrung nur dann sinnvoll
gearbeitet werden kann, wenn man der Komplexitat des
Verwaltungshandelns auf allen Ebenen der staatlichen Organisation in
angemessener Weise Rechnung tragt.

9 KREIKAMP, Bewertungsmodell des Bundesarchivs (vgl. Anm.11).
20 ygl. Anm. 12.
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Grafik 1: Gesamtuberlieferung der Akten zur Aufstellung und Ausfiihrung des
Staatshaushaltsplanes in Baden-Wirttemberg (Angaben in Metern)
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Grafik 2: Zuordnung der Unterlagen zu Verwaltungshandlungen:
Prozentualer Anteil der Unterlagen, die im Kontext der Aufstellung des
Staatshaushaltsplanes entstehen (Naherungswerte)
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Grafik 3: Zuordnung der Unterlagen zu Verwaltungshandlungen:
Prozentualer Anteil der Unterlagen, die im Kontext der Ausfiihrung des
Staatshaushaltsplans entstehen (Naherungswerte)
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Grafik 4: Zuordnung der Unterlagen zu Verwaltungshandlungen:
Prozentualer Anteil der Unterlagen, die weder der Aufstellung noch der Ausfiihrung
des Staatshaushaltsplanes zuzuordnen sind (Naherungswerte)
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Grafik 5: Uberlieferung von Haushaltsunterlagen in den
baden-wirttembergischen Landesministerien
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Die Uberlieferung des polizeilichen Staatsschutzes: Bewertung - ErschlieBung
- Benutzung

Von Matthias Meusch
Einleitung

Im Zugangsmagazin des nordrhein-westfélischen Staatsarchivs Mdunster
(StAMs) lagern Akten des fir den polizeilichen Staatsschutz zustandigen 14.
Kommissariats des Polizeiprasidiums Mdunster, die - abgesehen von zwei
Abgaben 1995 und 1998 - in den Jahren 1991 und 1992 an das Archiv
abgegeben wurden. Es handelte sich dabei jedoch nicht um eine geregelte
Aussonderung der Behodrde, sondern um eine durch einen Umzug und Platz-
not notwendig gewordene “Spontan-Abgabe”. Der Jahresbericht des Staats-
archivs Minster fir das Jahr 1991 vermerkt positiv, “dal® jetzt auch die
politischen Abteilungen der Polizeiprasidien die lange gelibte Zurlickhaltung
aufgegeben und sich von nicht mehr bendtigten Akten getrennt haben”." Die
Folge der Uberstlirzten Abgabe war allerdings, da® eine Bewertung damals
nicht stattfinden konnte und die Akten noch heute, nach Abgabeschichten
getrennt, unbewertet, unerschlossen und unbenutzbar im Magazin lagern.
Dieser Zustand ist aus mehreren Griinden unhaltbar. Die Akten enthalten
historisch wertvolles Schriftgut vorwiegend zur polizeilichen Uberwachung
links- und rechtsgerichteter Personen, Parteien und Vereinigungen sowie zu
den Studentenprotesten der sechziger und siebziger Jahre des 20. Jahrhun-
derts. Die allgemeine Schutzfrist von 30 Jahren (nach § 7 Abs. 2 des Geset-
zes Uber die Sicherung und Nutzung 6ffentlichen Archivguts im Lande Nord-
rhein-Westfalen (ArchivG NRW) vom 16. Mai 1989 (GV. NRW. 1989 S.
302)) lauft fur einen groRen Teil der Akten in diesen Jahren ab, gerade die
Akten Uber die zur Zeit vermehrt ins Blickfeld der zeitgeschichtlichen For-
schung geratenden sechziger Jahre sind bereits grof3tenteils frei (soweit sie
nicht personenbezogenes Schriftgut enthalten oder noch dem VS-Schutz
unterliegen). Vor allem aus regionalgeschichtlicher Sicht sind vor allem die
groBe Anzahl von Korperschaftsakten von groBem Interesse, die die Er-
kenntnisse der Staatsschilitzer Uber die Tatigkeit links- und rechtsextremer
Vereinigungen und Parteien, aber auch sonstiger Gruppierungen, etwa aus
der Friedensbewegung, im Bereich des Regierungsbezirks Miinster enthalten.
Die Sachakten weisen einen deutlichen inhaltlichen Schwerpunkt in der
Uberwachung der Universitat Minster wahrend der sechziger und siebziger
Jahre des vorigen Jahrhunderts auf. 1999 forderte Peter Dohms im “Archi-
var”, es habe nicht nur seine Berechtigung, sondern misse “mdglicherweise
auch geboten erscheinen, den 68er-Protest auch unter regionalen Gesichts-

' Vgl. Jahresbericht des NRW Staatsarchivs Miinster fiir das Jahr 1991, S. 2.
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punkten zu erforschen”.? In ihrer Einleitung zu einem neu erschienen Archiv-
fUhrer zur Geschichte der Studentenproteste schreiben Thomas P. Becker
und Ute Schroder, es sei absehbar, “dal3 sich in Zukunft viele wissenschaft-
liche und journalistische Projekte dieser politisch-gesellschaftlichen Um-
bruchszeit zuwenden werden”. Dabei wiirde nach Ablauf der 30-Jahres-Frist
nun auch mehr als bisher auf Archivgut zuriickgegriffen werden.?

Zwar verfligen die nordrhein-westfélischen Staatsarchive, das Stadtar-
chiv und das Universitatsarchiv Miinster in betrachtlichem MaRe Uber Flug-
schriften, Plakate oder Studentenzeitungen.* Einschlagiges Schriftgut staatli-
cher Provenienz existiert ausweislich dieses Archivfihrers in den nordrhein-
westfalischen Archiven bislang jedoch nur in geringem Umfang. Neben dem
Bestand des 14. Kommissariats des Polizeiprasidiums Bielefeld im Staatsar-
chiv Detmold (StADt) sind die Bestédnde “Innenministerium” und “Kultusmi-
nisterium” im Hauptstaatsarchiv Disseldorf (HSA) zu nennen, in denen sich
verstreut Unterlagen zu den Studentenprotesten befinden. Ermittlungs- und
ProzelRakten der rheinischen Staatsanwaltschaften und Polizeiprasidien sind
jedoch nach Angaben des Archivfiihrers bislang kaum in das Archiv gelangt.®
Die Abgaben des 14. Kommissariats der Polizei Miinster haben in ihrer Abge-
schlossenheit und vor allem in ihrem Umfang singularen Charakter.

Nicht nur wegen eines zu erwartenden vermehrten Benutzerinteresses an
diesem historisch wertvollen Schriftgut, sondern auch aus Griinden der Be-
standserhaltung sollten die Akten bald erschlossen und nach archivisch an-
gemessenen Mal3stében magaziniert und zuganglich gemacht werden. Die
Korperschaftsakten bestehen aus diinnen Pappordnern, die keine eigenstan-
dige Standfestigkeit aufweisen und zudem in vielen Fallen so Uberladen sind,
dalR der SchlieBmechanismus sich gedffnet hat und der Inhalt lose in den
Regalen liegt. Der gesamte Aktenbestand enthalt auRerdem in groRem Um-
fang Bilder (Positivabziige und Negative), gefaltete Plakate, eingeheftete
Flug- und Druckschriften sowie zahlreiche Telexe und Zeitungsartikel, die aus
dinnem, holzschliffhaltigem Papier bestehen. Verzeichnung und bestands-
erhalterisch notwendige MalBnahmen werden mit zunehmendem Zeitablauf
personell und materiell immer aufwendiger werden. AuBerdem ist die Tatsa-
che zu bericksichtigen, da? unbewertetes, also teilweise auch kassables
Schriftgut wertvollen Magazinraum in Anspruch nimmt und damit unter
Umstéanden - je nach Umfang - erhebliche, vermeidbare Kosten verursacht.

Eine baldige ErschlieBung des Bestandes erscheint also notwendig, wozu
diese Arbeit einen ersten Beitrag liefern mochte. |hr Ziel ist nicht die Ver-
zeichnung des Bestandes, wohl aber die Erstellung eines Bewertungs- und
Ordnungsvorschlages fiir diese Uberlieferung sowie die Erarbeitung von

2 Vgl. Peter Dohms, Studentenbewegung und Uberlieferungsvielfalt - das Beispiel Nordrhein-Westfalen. In:
Der Archivar, 1999, S. 225-233, S. 225.

® Vgl. Thomas P. Becker, Ute Schréder, Die Studentenproteste der 60er Jahre. Archivfiihrer, Chronik,
Bibliographie. KéIn, Weimar, Wien 2000, S. 11.

“Vgl. ebd., S. 66 ff., S. 72, S. 85.

°Vgl. ebd., S. 66 f.



Matthias Meusch: Die Uberlieferung des polizeilichen Staatsschutzes

Grundziigen eines Bewertungsmodells fur kiinftige Aktenabgaben der Staats-
schutzkommissariate. Darliber hinaus sollen ergdnzend Fragen der Benutzung
unter Berlicksichtigung archivrechtlicher Besonderheiten des Bestandes (VS-
Schutz), der Bestandserhaltung und des Umgangs mit elektronischen Unter-
lagen, die auch von dieser Stelle in Zukunft zu erwarten sein dirften, behan-
delt werden.

I. ErschlieBung des “Bestandes 14. Kommissariat” im Staatsarchiv Miinster

1. Beschreibung des Bestandes

Zunachst soll das Aktenmaterial, das im folgenden vereinfacht “Bestand 14.
K.” genannt wird, néher beschrieben werden. Der “Bestand” umfal3t ca. 30
Ifd. m. und besteht vorwiegend aus Stehordnern unterschiedlichen Umfangs.
Inhaltlich handelt es sich im wesentlichen um Sachakten, eine Sammlung
monatlicher Lageberichte, einige wenige personenbezogene Kriminalakten
sowie eine groRBe Zahl von sogenannten Korperschaftsakten. Der zeitliche
Horizont erstreckt sich von 1945 bis 1998, mit einem deutlichen Schwer-
punkt in den sechziger und siebziger Jahren. In den Ordnern finden sich
neben Schriftgut auch Bilder, Tontrager, Plakate und eine groRe Anzahl von
Druckschriften. Die Ordner sind beschriftet, teils mit Aktenzeichen und ei-
nem Betreff, teils nur mit Aktenzeichen (die Aktenplane der Polizeiverwal-
tung liegen vor).

Die hier zu behandelnde Uberlieferung kam mit insgesamt fiinf Abgaben
des Polizeiprésidiums Miuinster in den Jahren 1991/92 in das Staatsarchiv.
Die beigefigten Abgabelisten sind unterschiedlich ausfiihrlich gehalten. Zum
Teil geben sie genaueren Aufschluss Uber den Inhalt der einzelnen Ordner,
zum Teil wird nur das Aktenzeichen genannt.

Inhaltlich ist zum Aufgabenumfang und -charakter der abgebenden Be-
hérde folgendes auszufiihren: Die 14. Kommissariate der nordrhein-
westfalischen Polizeiprasidien (seit 1990: PB Il = Prasidialblro Il bzw. St =
Staatsschutz) sind fir den polizeilichen Staatsschutz zustandig und bilden im
Organisationsplan eine eigene Organisationseinheit unmittelbar dem Polizeidi-
rektor bzw. Polizeiprasidenten unterstellt.® Laut einem Geschaftsverteilungs-
plan vom 1. Juli 1969 - also zum Zeitpunkt der Entstehung eines Grof3teils
der Unterlagen - erstreckte sich das Aufgabengebiet des 14. Kommissariats
zusammengefalRt auf Folgendes: Aufklarung und Verhlitung von Straftaten
gegen die innere und auRere Sicherheit des Staates; Hoch- und Landesverrat
(Spionage, Sabotage); jede Art von Teilnahme an verfassungsfeindlichen
kriminellen und geheimen Vereinigungen; strafbare Agitation und Propagan-

® Vgl. Fritz Rietdorf, Gerd Heise, Dieter Béckenférde, Bert Strehlau, Ordnungs- und Polizeirecht in Nordrhein-
Westfalen. Kommentar. 2. Aufl. Stuttgart, Minchen, Hannover 1972, S. 479 f. Die Polizeidirektion Munster
wurde 1982 zu einem Polizeiprésidium. Vgl. 8 1 Satz 1 der Verordnung uber die Kreispolizeibehérden des
Landes Nordrhein-Westfalen vom 27.10.1982 (GV. NRW. 1982 S. 692).
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da; PaB3- und Ausweisfalschungen; Angriffe auf Leib oder Leben fiihrender
politischer Personen; Waffen- und Sprengstoffdelikte; Widerstand gegen
Vollstreckungsbeamte und Beamtenndétigung in staatsgefahrdender Absicht;
Aufruhr, Auflauf, schwerer Haus- und Landfriedensbruch; VerstoRe gegen
die Strafvorschriften des Versammlungsrechts; VerstofRe gegen das Samm-
lungsgesetz und presserechtliche Ordnungsvorschriften.’

Das Personal umfaldte zu diesem Zeitpunkt einen Kriminalhauptkommis-
sar als Leiter der Behorde, einen Kommissar als dessen Stellvertreter, acht
Kriminalhauptmeister und finf Kriminalobermeister im Ermittlungsdienst
sowie zwei Angestellte beziehungsweise Schreibkrafte. Als Zentralstelle war
das 14. Kommissariat auf dem Gebiet des Staatsschutzes mitzustandig fir
die Kreispolizeibezirke Ahaus, Beckum, Coesfeld, Lidinghausen, Mdinster-
Land, Miinster-Stadt, Steinfurt, Tecklenburg und Warendorf.®

2. Uberlieferungslage

Vom Polizeiprasidium Miuinster gibt es im Staatsarchiv Minster auRer den
hier zu behandelnden Unterlagen bislang nur einen kleinen Teilbestand der
3. Polizeiwache St. Mauritz. Die restliche Uberlieferung des Prasidiums aus
dieser Zeit mul3 nach Angaben des Archivs als bereits vernichtet angesehen
werden.

Uber das eventuell noch bei den anderen Kreispolizeibehorden des Regie-
rungsbezirks Minster lagernde Material lieR sich kein Bild gewinnen. Da es
sich hier um staatliches Archivgut handelt, muld eine Abgabe an das zustan-
dige Staatsarchiv erfolgen, eine Abgabe an die Kreisarchive ware rechtlich
nicht zuldssig. Von umfangreichem Aktenmaterial in diesem Bereich ist aber
nicht auszugehen, vor allem weil diese Behérden nur selten eigene Ermittlun-
gen im Bereich des Staatsschutzes durchfiihren beziehungsweise etwaige
gewonnene Erkenntnisse an das Staatsschutzkommissariat des zusténdigen
Polizeiprasidiums melden mussen.

Unterlagen zu dem hier behandelten Bereich sind auch bei der vorgesetz-
ten Behorde, der Bezirksregierung, zu erwarten. Zusténdig ist hier die Abtei-
lung 2 mit den Dezernaten 25 (Referat 3.3. - Polizeiliche Bekampfung verfas-
sungsfeindlicher Bestrebungen) und (seit einer Teilung des Dezernats Mitte
der achtziger Jahre) 26 (Referat 26.5 - Polizeilicher Staatsschutz). Fir die
Bezirksregierung Minster ist allerdings nach Aussage des Staatsarchivs

7 Vgl. Geschaftsverteilungsplan vom 1.7.1969, Az. 0358/3, in: Abgabe vom 29.11.1995, Tagebuch-Nr.
5995. Giinter Romelt unterscheidet drei Aufgabenbereiche: den “Personenschutz fir die Mitglieder der
obersten Staatsorgane, die Nachrichtensammlung und -Auswertung Uber verfassungsfeindliche und sicher-
heitsgefahrdende Bestrebungen politischer Personen und Gruppen und die polizeiliche Exekutive beim Betrei-
ben politischer Strafverfahren oder bei der Durchfihrung préaventivpolizeilicher MaRnahmen gegen Verfas-
sungsfeinde und gegen sicherheitsgefdhrdende Angriffe”. Vgl. Gunter Romelt: Geschichte und heutiger
Standort der Staatsschutzpolizei, in: Kriminalistik, 5/1977, S. 207-212, S. 208. Siehe auch die Geschéfts-
ordnung fur die Kreispolizeibehdrden des Landes Nordrhein-Westfalen, Rd.Erl. des Innenministers vom
9.7.1962 (MBI. NRW 1962 S. 1392).

8 Vgl. Geschéftsverteilungsplan vom 1.7.1969, Az. 0358/3, in: Abgabe vom 29.11.1995, Tagebuch-Nr.
5995.



Matthias Meusch: Die Uberlieferung des polizeilichen Staatsschutzes

Minster davon auszugehen, daR diese Uberlieferung zu groBen Teilen als
bereits durch die Behorde selbst vernichtet gelten mulR. Generell dirfte an-
gesichts der auch hier zu erwartenden weitgehenden “Brieftragerfunktion”
der Bezirksregierungen bzw. Regierungsprasidien fir den polizeilichen
Staatsschutz keine allzu aussagekraftige Uberlieferung zu erwarten sein.®

Eine umfangreichere Uberlieferung im Bereich des polizeilichen Staats-
schutzes ist im Hauptstaatsarchiv Disseldorf zu finden. Die Polizeiprasidien
Dusseldorf (Bestand BR 2073), Essen (Bestdande BR 1045 und BR 2048) und
Wouppertal (Bestande BR 2025 und BR 2046) haben 1988 und 1990 (Wup-
pertal), 1990 (Essen) und 1992 (Dusseldorf) Akten an das Archiv abgege-
ben, die unter anderem Schriftgut des Staatsschutzes enthalten.”® Leider
wurden bei der Bestandsbildung bzw. der Klassifikation diese Akten nicht
stringent von anderen Abteilungen der jeweiligen Polizeiprasidien getrennt.
Im Bestand des Polizeiprasidiums Disseldorf geht es bezliglich des Staats-
schutzes vorwiegend um die Einziehung von Vermdégen verbotener Vereini-
gungen und Parteien, hier vor allem der KPD. Mehr Ahnlichkeit zu dem in
Mdnster liegenden Schriftgut weisen die Abgaben aus Essen und Wuppertal
auf, die ebenfalls Koérperschaftsakten, kriminalpolizeiliche Personenakten und
Akten Uber die Uberwachung politischer Versammlungen und Demonstratio-
nen enthalten. Diese Abgaben sind jedoch vor allem im Umfang, aber auch in
der fehlenden Abgeschlossenheit nicht mit dem Minsteraner Bestand zu
vergleichen.

Nennenswerter ist der Disseldorfer Bestand des nordrhein-westfélischen
Innenministeriums. Anzufihren sind hier insbesondere die Akten des Referats
IV A 3, das die Dienstaufsicht tber die 14. Kommissariate fihrt. Die Bestan-
de umfassen im wesentlichen folgende Inhalte: Polizeieinsdtze zur Gewahr-
leistung der 6ffentlichen Sicherheit und des Staatsschutzes; Zustandigkeit
fur politisch motivierte und verfassungsfeindliche Straftaten und Bestrebun-
gen; Landesverrat, besonders zugunsten der DDR; antisemitische Ausschrei-
tungen; Streiks; Demonstrationen; Schutz von Staatsbesuchern vor politi-
schen Gegnern; Terrorismus, politisches Vereinswesen; Beobachtung links-
und rechtsextremistischer Gruppierungen sowie Vorgange zur EntfUhrung
Hans Martin Schleyers."

Eine ahnliche Inhaltsstruktur mit einem deutlichen Schwerpunkt auf der
organisatorischen Entwicklung einzelner Parteigruppierungen in Nordrhein-
Westfalen weist die Uberlieferung der Abteilung VII (seit 1981: Abt. VI) des
Innenministeriums auf, die seit 1954 die Bezeichnung “Landesamt flr Ver-
fassungsschutz” tragt und 1987 dem Hauptstaatsarchiv erstmals Akten aus
dem Zeitraum 1948 bis 1994 anbot und Ubergab, die nun verzeichnet wer-

9 Ahnlich auch der Vermerk StA Minster vom 2.7.1981, in: StAMs, Dienstregistratur, Az. 11.7.0.

'° Siehe auch: Die Bestiande des Nordrhein-Westfalischen Hauptstaatsarchivs. Kurzibersicht. 3. Aufl. Diissel-
dorf 1994, S. 158 ff.

"' Siehe HSA Dusseldorf, Findbuch 310.26. Es handelt sich um die Bestdande NRW 296, NRW 308, NRW
374, NRW408 und NRW 474. Vgl. auch Kurztbersicht HSA Dusseldorf, S. 306 f.
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den.'? Generell ist bei der Uberlieferung des Innenministeriums eher von einer
landesweiten und landesilibergreifenden Sichtweise auszugehen, die inhaltlich
nicht unbedingt der eher regionalen Perspektive der Unterlagen der Polizei-
prasidien entsprechen muf3.

Im Staatsarchiv Detmold findet sich eine Abgabe des Polizeiprasidiums
Bielefeld aus dem Bereich des dortigen Staatsschutzkommissariats. Es han-
delt sich um einen kleinen Bestand von 66 Archiveinheiten, die im Februar
1986 ins Archiv gelangten und durchaus Ahnlichkeit mit dem Miinsteraner
Bestand aufweisen. Das Schriftgut ist aber sehr viel weniger umfangreich
und weist vor allem einen anderen regionalen Schwerpunkt auf."

Weder bei den rheinischen noch im Detmolder Regierungsprasidium wur-
den bis heute Akten der flir den Staatsschutz zustandigen Dezernate archi-
viert. Auch das nordrhein-westfalische Landeskriminalamt hat bislang keiner-
lei Akten an das Hauptstaatsarchiv abgeliefert, so dal Giber dessen eventuell
noch vorhandene Altakten keine Aussagen gemacht werden kénnen. Zu
erwahnen bleibt schlieRlich die Uberlieferung der Justizbehorden, die eben-
falls Schriftgut zu Ermittlungen (Staatsanwaltschaften) und Verfahren (Ge-
richte) wegen Staatsschutzdelikten aufweist.

Die genannten Aktenlberlieferungen fir den Bereich Nordrhein-Westfalen
muissen bei der jetzt zu dokumentierenden Bewertungsentscheidung fir den
“Bestand 14. K.” im Staatsarchiv Milinster wie auch bei der Erarbeitung eines
allgemeinen Bewertungsmodells fliir Akten des polizeilichen Staatsschutzes
Berlicksichtigung finden. Im Folgenden werden fir die einzelnen Schriftgutarten
des “Bestandes 14. K.” Grundsatze erarbeitet, die bei der Bewertung durch das
Staatsarchiv behilflich sein konnen. Der Umfang des “Bestandes” verbietet hier
die Wiedergabe der detaillierten Bewertungsentscheidung fir jede einzelne Akte
dort, wo eine Einzelautopsie angezeigt erscheint. Es werden fir jeden Schrift-
guttyp aber Beispiele angefiihrt werden, die sich bei der tatsachlichen Bewer-
tung auf ahnliches Schriftgut extrapolieren lassen werden.

3. Bewertungsvorschlag fiir den Miinsteraner ,Bestand 14. K.”

3.1. Kérperschaftsakten

Die Korperschaftsakten bilden den bei weitem umfangreichsten Teil des
abgegebenen Schriftgutes (642 Ordner, ca. 19 Ifd. m.). Dabei handelt es
sich meist um diinne Pappordner, die fir eine bestimmte Koérperschaft, eine
links- oder rechtsextremistische Vereinigung oder Partei, eine Gruppe der
Friedensbewegung oder auch eine religiose Vereinigung angelegt wurden.
Far eine Korperschaft kann unter Umstanden nur ein einziger Vorgang vor-
handen sein. Das Kommissariat erhielt zum Beispiel von einer anderen Kreis-

2 pas Findbuch ist noch nicht veréffentlicht. Fiir einen Einblick danke ich Herrn Dr. Romeyk, HSA Dussel-
dorf. Siehe auch Kurziibersicht HSA Dusseldorf, S. 308.

'3 Vgl. StADt, Findbuch D2A, Bd. 1. Siehe auch: Die Bestidnde des Nordrhein-Westfalischen Staatsarchivs
Detmold und des Personenstandsarchivs Westfalen-Lippe. Kurzlibersicht. erw. Neubearbeitung Detmold
1994, S. 165.
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polizeibehoérde einen Hinweis Uber eine Veranstaltung einer linksgerichteten
Gruppe, woraufhin verfigt wurde, eine Koérperschaftsakte anzulegen. Es
kommt vor, daR danach keinerlei Unterlagen mehr zu dieser Gruppierung
anfielen. Am anderen Ende der Skala finden sich die groRRen Parteien NPD
und KPD, fir die jeweils eine groRe Menge von Schriftgut existiert.

Da die einzelnen Akten von sehr unterschiedlicher Aussagekraft sind,
kann bei der Bewertung nur im Wege einer aufwendigen Einzelautopsie durch
einen Facharchivar/eine Facharchivarin vorgegangen werden. Eine reine Lis-
tenbewertung anhand des Akten- oder Geschéaftsverteilungsplans verbietet
sich hier, da im Geschaftsbereich der Polizeiverwaltung ein Generalak-
tenplan' Verwendung findet, der auf alle Abteilungen und Bereiche ange-
wandt wird. Um Doppeliberlieferungen und Redundanzen zu vermeiden,
mul3 deshalb zunachst festgestellt werden, bei welcher Abteilung das zu
einem Aktenzeichen entstehende Schriftgut die groBte Aussagekraft tragt
(siehe dazu das nachste Kapitel).

Im Sinne einer rationellen Bewertungsarbeit sollte jedoch angesichts der
Zahl der Ordner das Risiko eingegangen werden, unter Umstanden auch
eigentlich kassables Schriftgut - in in diesem Fall insgesamt sicherlich gerin-
gem Umfang - zu archivieren. Dies gilt fir die hier zu bewertenden Abgaben
um so mehr, als fir Stadt und Regierungsbezirk Minster nicht von einer
Paralleltiberlieferung ausgegangen werden kann. Unter inhaltlichen wie ar-
beitsékonomischen Griinden ist in diesem Fall eine Totalarchivierung anzu-
streben. Allenfalls kann fir bestimmte Akten anhand der unten unter Punkt
1.2 beschriebenen Listenbewertung vorgegangen werden. Dann kdénnen
unter Beriicksichtigung der Uberlieferung des Landesamtes fiir Verfassungs-
schutz im Hauptstaatsarchiv Disseldorf eine geringe Anzahl der Miinsteraner
Akten, die vor allem Statuten, Programme oder Unterlagen mit landes- oder
bundesweitem Bezug enthalten, kassiert werden.

3.2. Sachakten

Die Sachakten (116 Leitzordner, ca. 9 Ifd. m.) entstammen groBtenteils der
Aktengruppe 61 - EinsatzmalRnahmen. Es geht um Aktivitaten des 14. Kom-
missariats im Zusammenhang mit Veranstaltungen, etwa im Rahmen von
Bundestags-, Landtags- und Kommunalwahlen (Az. 6110), anderen politi-
schen Veranstaltungen in geschlossenen Raumen (Az. 6142) oder unter
freiem Himmel (Az. 6143), Staatsbesuchen (Az. 6100) oder Personen-
schutzmalRnahmen (Az. 6109).

Einige der Akten enthalten hochinteressantes, vor allem regionalhistorisch
wichtiges Material. Genannt seien zum Beispiel zwei Ordner, von denen einer
die Demonstrationen anlaRlich der Verabschiedung der Notstandsgesetze im
Mai 1968, ein anderer eine Kundgebung der NPD in Minster im Jahr 1969

'* Aktenplan fir die Polizeibehérden und Polizeieinrichtungen des Landes Nordrhein-Westfalen, giiltig ab
1.1.1998. Fir die Uberlassung eines Exemplars danke ich Frau KieRling, StA Miinster.
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zum Thema hat. Sie enthalten Photographien, Presseausschnitte, Vermerke
des 14. Kommissariats und weiteren Schriftwechsel Uber die Vorgange in
Muinster. Herauszuheben sind aulRerdem mehrere Ordner zu Vorgangen an
der Universitdt Miinster zwischen 1959 und 1971 (Az. 6116)," die eine
gro3e Anzahl von Bildmappen enthalten und, auch dies sei hier vermerkt,
recht einfach zu verzeichnen sind, da sie zum Teil nach einzelnen Vorkomm-
nissen in Schaltakten vorsortiert sind. Eventuell wére hier an eine Binnenbe-
wertung zu denken, das heil3t, innerhalb der Ordner die einzelnen Schaltak-
ten gesondert zu bewerten, auch wenn dies die Erhaltung der Integritat der
urspringlichen Aktenfihrung beschadigen wiirde.

Viele der Akten, insbesondere diejenigen Uber konkrete Einsatze, enthal-
ten jedoch lediglich Einsatzplane, Fernschreiben anderer Polizeidienststellen,
Zeitungsausschnitte und nur vereinzelt Unterlagen des 14. Kommissariats
selbst, da im allgemeinen das Kommissariat S1 der Schutzpolizei federfiih-
rend war.'® Hier ist daran zu denken, nur einige wenige Akten zu archivieren,
um das Typische eines solchen Einsatzes, also die routinemaRige Tatigkeit
der Behorde, zu dokumentieren.'” Beriicksichtigt werden sollte aber die Tat-
sache, dal fir den Bereich des Polizeiprasidiums Minster davon ausgegan-
gen werden muB, daR die Uberlieferung der Schutzpolizei bereits durch die
Behorde vernichtet wurde. Die Akten des 14. Kommissariats kénnen hier als
wichtige Ersatziiberlieferung dienen.'®

Zu den ebenfalls umfangreichen Presseausschnittssammlungen in diesem
Bestand mul folgendes angemerkt werden. Auch wenn diese mitunter eine
einmalige Sammlung von Zeitungsausschnitten zu einem bestimmten Ereignis
darstellen, sind diese Unterlagen in diesem Fall als kassabel anzusehen. Das
hier enthaltene Pressematerial dirfte in Pressearchiven in ausreichendem
MaRe vorhanden sein.'® Problematisch ist in diesem Zusammenhang allen-
falls die mitunter fehlende Offentlichkeit von privaten Pressearchiven. Hier
mifRte seitens der Forschung, aber vielleicht auch seitens der staatlichen
Archive darauf hingewirkt werden, dal3 die Medien ihre Archive freier zu-
ganglich machen, als dies bislang meist der Fall ist. Dies wird zukunftstrach-

' Einen inhaltlichen Schwerpunkt (3 LO) bildet die turbulente Dekanatswahl im November 1969, die durch
studentische Aktionen massiv gestért worden war. Aus Grinden der Vollstandigkeit und der Erhaltung der
Integritat der Uberlieferung sollte in diesem Fall auch der in diesem Fall ansonsten kassable Presseordner, der
nur Zeitungsausschnitte zu diesem Vorfall enthalt, mitarchiviert werden.

'8 Als Beispiel mag ein Ordner mit der Aufschrift “Akte Meins” dienen, der eine Presseausschnittssammlung,
Fernrundschreiben und Sonderinformationen des Landeskriminalamts zum Tod des RAF-Terroristen Holger
Meins am 9. November 1974 und der Ermordung des Préasidenten des Berliner Kammergerichts Giinter von
Drenkmann einen Tag spater enthalt.

"7 Dabei muR betont werden, daR in diesem Fall auch die Unterlagen (ber die Vorbereitungen zu einem
Einsatz anlaRlich eines Besuchs des Bundeskanzlers in Mlnster im Méarz 1969 als routinemaRig angefallenes
Schriftgut anzusehen sind.

'® Ein Referent des StA Miinster erachtete neben der Aktenplan-Hauptgruppe 2, die beim 14. Kommissariat
vor allem in Form von Koérperschaftsakten anfallt, auch die Hauptgruppe 6 generell, also auch bei anderen
Abteilungen fur archivwirdig. Vgl. Vermerk StA Muinster vom 19.6.1981, in: StAMs, Dienstregistratur, Az.
11.7.0.

' Hier wére beispielsweise auch das Institut fir Zeitungsforschung in Dortmund eine Anlaufstelle.
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tiger und sinnvoller sein, als seitens der staatlichen Archive in groRem Mal3e
Doppelliberlieferungen anzuhaufen.

Einzelne der Sachakten sind als Sammelsachakten zu Dokumentations-
zwecken zu bezeichnen. Dazu gehort etwa eine Akte Uber Polizeieinsatze bei
gewalttatigen Demonstrationen, die einzelne Erfahrungsberichte von solchen
Demonstrationen, einschléagige Rundschreiben der Bezirksregierung bzw. des
Regierungspréasidenten, des nordrhein-westfalischen wie auch des Bundes-
innenministeriums, ein Gutachten des Bochumer Polizeiprasidenten, Unter-
lagen eines Bundestagshearings zur Reform bezliglich sogenannter Demonst-
rationsdelikte und weitere Bundestagsdrucksachen enthalt. Bei solchen Ak-
ten ist in Anlehnung an den Bewertungscode des Bundesarchivs danach zu
fragen, inwieweit es sich um eine “Materialsammlung einfacher Art” mit
vervielfaltigten Dokumenten aus leicht zuganglichen Quellen handelt oder
vielmehr um eine “Sammlung von Material in einmaliger Form”, die nicht
ohne weiteres in der vorliegenden Form zusammengetragen oder wiederher-
gestellt werden kann.? Dann lieRe sich eine Archivierung einer solchen Akte
nicht nur rechtfertigen, sondern bote sich sogar unbedingt an.

Archivwiirdig ist vor allem solches Schriftgut, das Uber Uberwachungs-
aktionen des Staatsschutzes Auskunft gibt, auch wenn dieses in dem Mins-
teraner “Bestand 14. K.”, abgesehen von den umfangreichen Kérperschafts-
akten, selten ist. Es existieren allerdings drei Ordner, die die sogenannte
“Aktion Nebel” sowie die “Aktion Sendepause” zum Inhalt haben, eine U-
berwachung illegaler Arbeit der KPD in den Jahren unmittelbar nach ihrem
Verbot 1956. Die Ordner enthalten Leumunds-, Untersuchungs- und Uber-
wachungsberichte, polizeiliche Vernehmungen sowie Personenbdgen zu den
Uberwachten Personen. Das Schriftgut unterliegt teilweise noch dem VS-
Schutz, der nicht fiir alle Teile der Abgabe bei der Ubergabe an das Archiv
aufgehoben wurde.?'

Zu den Sachakten zu zahlen ist auch eine Abgabe vom November 1995,
in der Unterlagen Uber die Entstehung der Polizei nach dem Krieg sowie Uber
Organisation und Dienstbetrieb des 14. Kommissariats enthalten sind. Dazu
gehoren zum Beispiel Dienstbesprechungen der Beamten der 14. Kommissa-
riate aus den Jahren 1954, 1956 und 1962 sowie Schriftgut tber Organi-
sationslberprifungen des Kommissariats in den Jahren 1960 bis 1968, aber
auch eine Akte zu Ausbildung und Lehrgéangen fir die Beamten. Es handelt
sich um eine Abgabe unterschiedlicher Provenienzen. So sind auch acht
Vorgéange des Kommissariats S1 aus den Jahren 1950 bis 1952 enthalten.
Wegen des vollkommenen Fehlens jeglicher Uberlieferung dieser Behorde in
Miinster sollten auch diese Vorgange archiviert, aber von der Uberlieferung
des 14. Kommissariats getrennt werden. Gleiches gilt fir 1995 durch das

20 vgl. dazu Wolfram Werner, Zur Uberlieferungsbildung im Bereich des staatlichen Schriftgutes der Bundes-
republik Deutschland. Versuch einer Zwischenbilanz. In: Klaus Oldenhage et al. (Hrsg.), Archiv und Geschich-
te. Festschrift fur Friedrich P. Kahlenberg. Dusseldorf 2000, S. 348-364, S. 355 ff.

2! Siehe dazu unten Kap. I. 6.
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Prasidialblro 1l abgegebene Unterlagen zur Organisation der Kreispolizei-
behérden nach der kommunalen Neugliederung der siebziger Jahre oder
Jahresberichte der Kriminalhauptstelle Minster ebenfalls aus den siebziger
Jahren. Zu dem zu bildenden “Bestand 14. K.” kann dagegen ein Ordner
genommen werden, der Unterlagen des Polizeisonderdienstes aus den Jahren
1949 bis 1959 enthélt. Da es sich um die Vorlauferorganisation der 14.
Kommissariate handelt, ist hier von einer Vorprovenienz auszugehen.??

SchlieBlich ware die Abgabe aus dem Jahr 1998 zu nennen. Hierbei han-
delt es sich zunachst um 40 Leitzordner (ca. 2 Ifd. m.) mit dem Aktenzei-
chen 6500 - Verletzungs- und Geféahrdungsdelikte, Allgemeines - sowie einen
“Sonderakte Trier” bezeichneten Leitzordner. Die Ordner enthalten die Mel-
dungen einzelner Kriminalkommissariate aus dem Kreis Uber fremdenfeindli-
che Straftaten, in den Jahren 1991 bis 1994 und 1998 (“Trier”). Zwar han-
delt es sich nur um Meldebdégen mit begrenztem Informationsgehalt. Die
Aggregierung der Information Uber fremdenfeindliche Straftaten in diesen
Jahren kurz nach der Wiedervereinigung, als die Kriminalitétsrate auf diesem
Gebiet kontinuierlich anstieg, 18Rt eine Archivierung dieser Unterlagen jedoch
angezeigt erscheinen. Gleiches gilt fir einen mit “Hess-Akte” beschrifteten
Schriftgutbehalter, der die Aktivitaten anlalich des Geburtstages von Rudolf
HeRR 1994 zum Thema hat. Der letzte Bestandteil dieser bislang jlingsten
Aktenabgabe des Polizeiprasidiums Mdinster ist ein Leitzordner, in dem die
Anmeldungen o6ffentlicher Versammlungen unter freiem Himmel (Az. 6143)
im Jahr 1994 dokumentiert sind. AuBer den Antragen und den routinemaRi-
gen Genehmigungen ist hier jedoch nichts weiteres enthalten, weshalb er
kassiert oder allenfalls im Rahmen der Dokumentierung der routineméaRigen
Tatigkeit der Behoérde archiviert werden kann.

3.3. Lageberichte

Die Aktenabgabe des Staatsschutzes enthélt eine groRe Anzahl monatlicher
Lageberichte des 14. Kommissariats an die Bezirksregierung in Minster, die
diese an das Landeskriminalamt weiterreichen sollte. Sie liegen vor fir die
Zeitraume September 1955 bis Dezember 1964 in Durchschrift, nach Jahren
geheftet und ansonsten lose in einer Kiste liegend (112 Berichte). Die Berich-
te der Jahre 1966 bis 1979 sind in Blcher (14 Blcher, 1 Buch/Jahr) einge-
bunden, die Berichte der Jahre 1980 bis 1990 sind in 3 Aktenordnern abge-
heftet (insgesamt ca. 1 Ifd. m.). Ungeachtet gewisser geringfiigiger Verénde-
rungen Uber die Jahre sind die Lageberichte nach folgendem Schema aufge-
baut:

22 \gl. Hans Wilhelm Fritsch, Staatsschutz der Polizei. Aus der Arbeit des 14. Kommissariats von Bonn. In:
Das Parlament vom 17.1.1976, S. 4.
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Diese monatlichen Lageberichte geben einen hervorragenden Uberblick
Uber das politische Geschehen im Regierungsbezirk Minster aus Sicht der
Polizei wie auch Uber deren Tatigkeit als solche. Zu beachten ist dabei, da®
sie Uber die Jahre hinweg in unterschiedlicher Ausfihrlichkeit berichten.
Mitunter finden sich Uber einzelne Ereignisse, zum Beispiel eine Demonstrati-
on, sehr detaillierte Zusammenfassungen des Geschehens, die - im Rahmen
eines allgemeinen Bewertungsmodells - auch geeignet sein kénnen, die Ar-
chivierung der dazugehodrigen Akte, etwa einer Korperschaftsakte der die
Demonstration veranstaltenden Partei oder Vereinigung, kassabel werden zu
lassen. Es kann aber vorkommen, daf sich im Bericht nur ein kurzer Hinweis
darauf findet, daRR die Demonstration zu einem gewissen Zeitpunkt an einem
bestimmten Ort stattgefunden hat. Der Uberblick und die Orientierung, die
die Berichte bieten, 1aRt es aber auf jeden Fall angezeigt erscheinen, sie
komplett zu archivieren.®

1992 wurden auch Lageberichte des Polizeiprasidiums Bielefeld der Mo-
nate Dezember 1986 bis Dezember 1988 durch das Polizeiprasidium Muinster
abgegeben. Es fand, wie sich am Verteiler der Minsteraner Lageberichte
ersehen laRt, ein Austausch dieser Berichte mit dem Polizeiprasidium Biele-

2% Dies ist, wie eine Durchsicht der Dienststellenakte “Polizeiprasidium Bielefeld” im Staatsarchiv Detmold
ergab, auch dort die Praxis. Vgl. StADt, Dienststellenakte Polizeiprésidium Bielefeld.
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feld statt. Fiir Mlnster sind sie als kassabel anzusehen. Eventuell konnten sie
bei dortigem Bedarf an das Staatsarchiv Detmold abgegeben werden.?*

3.4. Personenbezogene Kriminalakten

Der “Bestand 14. K.” im Staatsarchiv Minster enthalt auch zwolf personen-
bezogene Kriminalakten (ca. 1 Ifd. m.). Die Mehrzahl der Gbergebenen perso-
nenbezogenen Kriminalakten hat Personen zum Inhalt, denen Delikte im
Bereich des Staatsschutzes, wie zum Beispiel Spionage, vorgeworfen wur-
den. Uber solche Akten hat sich schon vor Jahrzehnten eine Diskussion
entsponnen, auf die hier kurz eingegangen werden soll.

In erster Linie ist in solchen Fallen die Uberlieferung der Justizbehérden
zu befragen. Sollten sich dort einschldgige Vorgénge zu diesen Féllen befin-
den, kann die Uberlieferung des 14. Kommissariats im allgemeinen als kas-
sabel betrachtet werden. Umstritten ist jedoch, ob solche Vorgénge als ar-
chivwirdig gelten kénnen, bei denen sich schon bei den Ermittlungen die
Verdachtsmomente als nicht ausreichend fiir eine Ubergabe des Falles an die
Justizbehorden erwiesen haben. So schrieb etwa das nordrhein-westfélische
Kultusministerium dem Staatsarchiv Minster am 19. Juli 1976, der Innenmi-
nister des Landes vertrete die Auffassung, die Archivierung von Kriminalak-
ten sei nicht zulassig. Die rechtliche Seite dieser Angelegenheit kann hier
zunachst aulRer Acht bleiben, da durch die Archivgesetzgebung inzwischen
eine vollig andere Rechtslage besteht. Davon unabhangig ist aber die Argu-
mentation des Innenministers zu wirdigen, der mitgeteilt habe, es “dirfte
dem o6ffentlichen Interesse an der Erhaltung historisch wertvoller Unterlagen
aus dem Kriminalbereich aber auch dadurch hinreichend Rechnung getragen
sein, dal die Ermittlungsdaten bedeutsamer Kriminalfadlle nach AbschluR des
jeweiligen Strafverfahrens von den Justizbehérden aufbewahrt werden”.?®

Gegen diese verbreitete, teils auch heute noch auch von Archivarsseite
vertretene Auffassung wandte sich am 23. Dezember 1981 die Generaldirek-
tion der Staatlichen Archive Bayerns in einem Schreiben an alle Archivrefe-
renten, in dem es unter anderem hiel3, die bisherigen Erfahrungen vor allem
des Staatsarchivs Minchen mit solchen Akten des Polizeiprasidiums Min-
chen widerlegten die Auffassung, daR die archivwiirdige KpS-Uberlieferung?®
Uiber Schriftgutabgaben der Justiz erfat werde. Bereits die Aufzahlung des
in KpS erfaldten Personenkreises in den ,Bayerischen Richtlinien fiir die Fih-
rung Kriminalpolizeilich personenbezogener Akten”?’ zeige, daR bei weitem

24 Scheut man vor einer solchen Durchbrechung des Provenienzprinzips zuriick, besteht die Mdglichkeit, die
Berichte im StA Muinster zu archivieren und zu verzeichnen und im StA Detmold einen entsprechenden
Verweis in das Findbuch aufzunehmen.

2 Vgl. Schreiben des nordrhein-westfalischen Kultusministeriums an die Staatsarchive vom 19.7.1976, in:
StAMs, Dienstregistratur, Az. 11.7.0.

26 KpS = Kriminalpolizeilich personenbezogene Sammlung

2’ In Anlage 1 dieser Richtlinien werden detailliert diverse Kategorien von Persénlichkeiten des &ffentlichen
Lebens (u.a. Politiker, herausragende Personlichkeiten aus Wirtschaft, Handel und Medien, bekannte Kinst-
ler, Spitzensportler oder héhere geistliche Wirdentréger) aufgezahlt, deren Personenakten als zeitgeschicht-
lich bedeutsam anzusehen seien.
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nicht Uber alle Personen auch Justizakten vorhanden sein mussten, Uber
viele gar keine vorhanden sein kénnten. Zudem hatten Vergleiche ergeben,
dal in den Gerichtsakten und in den staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsak-
ten nur ein Teil der in den entsprechenden Polizeiakten gesammelten Infor-
mationen erhalten sei, von denen die vor Gericht nicht verwertbaren nicht
selten die interessantesten seien.?® Das Argument, eine Kriminalakte, deren
Inhalt nicht zu einem gerichtlichen Verfahren gefiihrt habe, sei per se kassa-
bel, kann also nicht gelten gelassen werden. Auch hier hilft wiederum nur die
Einzelautopsie. Der Inhalt der einzelnen Akte und deren Aussagekraft ent-
scheiden Uber die Archivierung. Sind die Inhalte nicht archivwirdig und laRt
sich kein besonderer Fall finden, sollten zumindest ein oder zwei Akten ar-
chiviert werden, um das Vorgehen der Behdrde zu dokumentieren. In jedem
Falle archiviert werden sollten aber die Akten Uber Personen der Zeitge-
schichte. Dies gilt etwa fir zwei in der Abgabe enthaltene Akten Uber die
RAF-Terroristin Ulrike Meinhof und den KZ-Arzt Heinz Baumkétter.?°
Archivrechtlich stellt die Archivierung von kriminalpolizeilichen Personen-
akten kein Problem dar. Sie gehdéren wie alles andere Schriftgut zu dem von
der Behdrde den Archiven anzubietenden Schriftgut, die Persénlichkeitsrech-
te werden im Rahmen der Archivgesetzgebung ausreichend gewahrt. Die
vom Innenminister erlassenen Richtlinien fur die Fihrung Kriminalpolizeilicher
personenbezogener Sammlungen vom 10. Februar 1981 (MBI. NRW. 1981
S. 192) bestimmten unter Punkt 6.1, auszusondernde Unterlagen seien zu
vernichten, unter 6.3 wurde jedoch vorgeschrieben, vor der Vernichtung sei
zu Uberprifen, “ob die Unterlagen zeitgeschichtlich bedeutsam oder fur Lehr-
und Forschungszwecke geeignet sind”. Uber die weitere Behandlung sollte
allerdings die Dienststelle selbst entscheiden. Durch die Archivverwaltung
auf den hierin enthaltenen Widerspruch zu 8 14 Abs. 2 und 3 der Aktenord-
nung flr die Polizeibehérden und Polizeieinrichtungen des Landes Nordrhein-
Westfalen (AktOPol) vom 30. Dezember 1965 (MBI. NRW. 1966 S. 223)
hingewiesen®®, modifizierte der Innenminister in einem Runderla® vom 16.
Juni 1982 die alte Richtlinie dahingehend, dal3 die Entscheidung Uber die
Archivwirdigkeit von KpS-Unterlagen gemalR 8 14 Abs. 2 und 3 AktOPol,
also durch die Staatsarchive, zu erfolgen habe.®' Die aufgrund der neu erlas-
senen Datenschutzgesetze notwendig gewordene Neufassung des Polizeige-
setzes des Landes Nordrhein-Westfalen (PolG NRW) vom 24. Februar 1990
(GV. NRW. 1990 S. 70) wiederholt in 8 5 Satz 1 Nr. 3 die Bestimmung,
Unterlagen seien dann von der Vernichtung auszunehmen, wenn die Nutzung

2 \gl. Schreiben der Generaldirektion der Staatlichen Archive Bayerns an alle Archivreferenten vom
23.12.1981, in: StAMs, Dienstregistratur, Az. 11.7.0.

2° Siehe Abgabe vom 24.6.1992, Tagebuch-Nr. 3750, in: ebd.

% Vgl. ErlaR des NRW Kultusministeriums vom 31.1.1982 und Antwortschreiben StA Minster vom
24.2.1982, in: ebd.

3' 1984 wurde in § 14 Abs. 3 AktOPol der wichtige Zusatz aufgenommen, daR den Staatsarchiven auf
deren Wunsch hin alle auszusondernden Akten zur Einsichtnahme vorzulegen sind (Rd.Erl. des Innenministers
vom 25.9.1984, in: MBI. NRW. 1984 S. 1450).
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der Daten zu wissenschaftlichen Zwecken erforderlich sei,®? bestimmt aber
weitergehend in 8 32 Abs. 6 Datentrager oder Akten seien anstelle der Lo-
schung oder Vernichtung an ein Staatsarchiv abzugeben, “soweit archiv-
rechtliche Regelungen dies vorsehen”. 8 3 Abs. 1 und 2 ArchivG NRW ge-
hen dem Polizeigesetz als lex specialis vor, so dal3 eine generelle Anbie-
tungspflicht aller bei der Polizei entstehenden Unterlagen konstatiert werden
kann. Die Personlichkeitsrechte der betroffenen Personen werden durch § 7
Abs. 2 Satz 3 ArchivG NRW in Verbindung mit 8 7 Abs. 3 und 8§ 6 Abs. 4
der Verordnung Uber die Benutzung der staatlichen Archive des Landes Nord-
rhein-Westfalen (ArchivBO NRW) vom 27. September 1990 (GV. NRW.
1990 S. 25) geschitzt.

3.5. Fazit
Zusammenfassend kann bezliglich der Bewertung der Schriftgutabgaben des
14. Kommissariats des Polizeiprasidiums Minster folgendes festgehalten
werden: Korperschaftsakten und Lageberichte sollten komplett archiviert
werden. Bei den Korperschaftsakten trifft dies hier auch fiir Akten zu, die im
Normalfall, das heil3t, eine aussagekraftige Parallelliberlieferung anderer
Behorden vorausgesetzt, kassabel waren. Bei den Sachakten wie den Krimi-
nalakten muf3 eine Einzelautopsie Uber die Archivwirdigkeit entscheiden.
Aber auch hier ist zu erwarten, daR aufgrund der Singularitat der Uberliefe-
rung der groRte Teil des Schriftguts als archivwirdig anzusehen sein wird.

Der Bestand enthalt noch eine Anzahl von Akten, die sich nicht unter die
bislang aufgefihrten Kategorien einordnen lassen. Besonders die Abgabe
13/92 enthalt eine Anzahl von Unterlagen, die mit der unmittelbaren Aufga-
benerfiillung des Staatsschutzes keinen rechten Bezug zu haben scheinen.
Dazu gehoren beispielsweise Durchschlage staatsanwaltschaftlicher Ermitt-
lungsakten oder Urteilsabschriften, die als kassabel zu betrachten sind. Die
Uberlieferung ist bei der Justiz, bei der zustdndigen Staatsanwaltschaft als
aktenfihrender Behoérde zu erwarten. Es gibt hier allerdings eine Art Samm-
lung zu dem Fall eines Mlinsteraner Professors, der in den siebziger und
achtziger Jahren Aufsehen erregte und zu dem das 14. Kommissariat eine
kriminalpolizeiliche Personenakte anlegte und Presseartikel, eine Kopie der
Urteilsschrift, und anderes damit zusammenhangendes Material sammelte.
Auch hier ist, wie oben im Zusammenhang mit den Sachakten bereits er-
wahnt, nach der Einmaligkeit der Sammlung zu fragen, die hier bejaht wer-
den kann. Hinzu kommt der regionale Bezug, der dieses Schriftgut archiv-
wirdig werden laft.

Eventuell mit der Abgabe des Polizeiprasidiums Mdunster ins Archiv ge-
langt, aber auf keiner der Abgabelisten des 14. Kommissariats aufgefiihrt
sind diverse Unterlagen, die im Magazin zusammen mit dem Schriftgut des

32 § 5 Satz 3 verweist hier zusatzlich auf § 28 des Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten (Daten-
schutzgesetz Nordrhein-Westfalen - DSG NRW) vom 15.3.1988 (GV. NRW. 1988 S. 160), geédndert am
22.11.1994 (GV. NRW. 1994 S. 1065).
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14. Kommissariats lagern. Zu nennen waren ein Umschlag mit Asservatenbe-
legen von Beschlagnahmen bei einem Einsatz in Kalkar am 24. September
1977, Lageberichte des Bundeskriminalamts und eine Reihe von Unterlagen
zur Verkehrstiberwachungsbereitschaft (VUB), darunter auch ein Umschlag
mit Schriftverkehr der Bezirksregierung die Versteigerung sichergestellter
Gegensténde betreffend. Zu nennen ist schlieBlich Schriftgut, das offenbar
nicht aus Mlnster stammt, aber ebenfalls bei den Abgaben des 14. Kommis-
sariats lagert. Dazu gehéren etwa ein Ordner mit Dienstaufsichtsbeschwer-
den sowie zwei Einzelfallakten zur Wiedergutmachung von NS-Unrecht be-
ziehungsweise zur Durchfiihrung des Gesetzes zu Artikel 131 GG, die vom
Polizeiamt Hamm stammen sowie ein Vorgang vom Sozialgericht Dortmund.
Flr dieses Schriftgut ist die genaue Herkunft zu klaren, groRtenteils werden
sie allerdings als kassabel zu betrachten sein.

4. Ordnung und Klassifikation

Die verschiedenen, hier behandelten Abgaben des 14. Kommissariats geho-
ren zum Bestand “Polizeiprasidium Miinster” (Reg. 2340)%*, sollten aber
schon angesichts des Umfangs des Schriftguts zu einem eigenen Teilbestand
zusammengefal3t werden. Wurde fiir die Bewertung eine Unterscheidung in
die diversen Strukturtypen des Schriftguts vorgenommen, empfiehlt sich dies
fur die Ordnung des Bestandes, seine Klassifikation, nicht beziehungsweise
nur zum Teil. Die Klassifikation sollte sich grundsatzlich an der Aufgaben-
struktur orientieren, lediglich die alphabetisch geordneten personenbezoge-
nen Kriminalakten kénnen einen eigenen Klassifikationspunkt bilden. Im Fol-
genden sei ein Vorschlag fir eine Klassifikation des Bestandes genannt:

I. Organisation und Dienstbetrieb
1. Aufbauorganisation
2. Dienstbesprechungen
3. Monatliche Lageberichte
Il. Uberwachung linksextremistischer Gruppierungen
1. Linksextremistische Parteien
2. Linksextremistische Vereinigungen und Verbande
3. Terrorismus, RAF, RZ, 2. Juni
ll. Uberwachung rechtsextremistischer Gruppierungen
1. Rechtsextremistische Parteien
2. Rechtsextremistische Vereinigungen und Verbande
IV. Uberwachung sonstiger Parteien und Verbande
1. Friedensbewegung
2. Umweltschutzorganisationen und AKW-Gegner
3. Religiose und kirchliche Vereine

33 Vgl.: Die Bestande des Nordrhein-Westfélischen Staatsarchivs Minster. Kurziibersicht. Erw. Neubearbei-
tung Munster 1990, S. 198 f.
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4. Auslandervereine
5. Sonstige
V. Die Studentenbewegung und ihr Umfeld
1. Aligemeine Uberwachung und Aktionen in Kreis und Stadt Miinster
2. Aktionen an der Universitdt Minster
VI. Personenbezogene Kriminalakten
VII. Uberwachung von politischen Veranstaltungen (Wahlkampf), Personen-
schutz, Staatsbesuche
VIIl. Sammlungs -und Dokumentationsgut

Diese Klassifikation kann selbstverstéandlich in einigen Punkten noch wei-
ter untergliedert werden, indem man beispielsweise in den Gliederungspunk-
ten Il und Ill den Parteien KPD und NPD, Uber die eine betrachtliche Menge
von Schriftgut vorhanden ist, eigene Unterpunkte zugesteht. Dies ist hier
unterblieben, da zunachst durch eine genauere Autopsie der Akten geprift
werden muf}, inwieweit gerade im Falle der KPD deren Tochter- und Tarn-
organisationen von anderen linksextremistischen Vereinigungen eindeutig
abgegrenzt werden kénnen.

Eine noch weitaus ausflhrlichere Gliederung, die die groRe Anzahl von
Parteien, Verbadnden und Vereinigungen aufnimmt, wie dies beispielsweise
bei der Verzeichnung und Klassifikation des Landesamtes fiir Verfassungs-
schutz im Hauptstaatsarchiv Disseldorf gemacht wurde, fihrt meines Erach-
tens eher zur Unlbersichtlichkeit. Absolut notwendig ist aber die Aufnahme
der Namen aller bei der Verzeichnung identifizierten und genannten Organisa-
tionen in den Index. Durch die alphabetische Reihung werden sich hier alle
Parteien, Vereinigungen, etc. leicht finden lassen.

Unter Gliederungspunkt IV ist es noétig, einen ansonsten wenig be-
friedigenden Unterpunkt “Sonstige” einzufiigen fiir solche Vereine, die kei-
nem der anderen Unterpunkte zuzuordnen sind, aber aufgrund des geringen
Uber sie vorhandenen Schriftguts auch keinen eigenen Gliederungspunkt
rechtfertigen. Der Punkt “Studentenbewegung” soll nicht nur die studenti-
schen Aktionen im engeren Sinne umfassen, sondern auch das gesamte
Umfeld des Protests der Jahre 1967/68 ff., also beispielsweise auch die in
Minster stattgefundenen Aktionen gegen Fahrpreiserhéhungen der 6ffentli-
chen Verkehrsbetriebe oder die Demonstrationen gegen die “Springer”-
Presse nach dem Attentat auf Rudi Dutschke. Gliederungspunkt VII fal3t im
wesentlichen die Sachakten der Hauptgruppe 6 des Aktenplans zusammen.
Unter Punkt VIII kann Schriftgut subsumiert werden, das schon von der
Behorde als Dokumentationsgut angelegt wurde, also etwa die Sammlung
zum Fall des oben erwahnten Minsteraner Professors oder Sammelmappen
mit Plakaten oder Druckschriften, insofern diese nicht zu einer Sach- oder
Korperschaftsakte gehdren und Uberhaupt als archivwiirdig angesehen wer-
den kénnen.
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5. MaBnahmen der Bestandserhaltung

Es wurde bereits angedeutet, dal3 das Archivgut sich zum Teil schon in ei-
nem schlechten Erhaltungszustand befindet. Erste wirkungsvolle Abhilfe
kann durch die Entmetallisierung und Umbettung der Akten in Mappen und
Archivkartons geschaffen werden. Gerade bei den Hunderten von Korper-
schaftsakten wird dies einen relativ grofen Arbeitsaufwand darstellen. Da
bei einer Anzahl von Aktenordnern wegen der Uberfiillung bereits der
SchlieBmechanismus versagt und die Blatter mitunter lose in den Regalen
liegen, ist bei der Umbettung gegebenenfalls ein Archivar/eine Archivarin
hinzuzuziehen, um die richtige Ordnung soweit wie moglich wiederherzustel-
len.

AulBerdem ist im Einzelnen zu priifen, inwieweit die zahlreichen in den
Akten enthaltenen Druckschriften, Plakate, Bilder, etc. eventuell zu entneh-
men sind. Druckschriften und Flugblatter sollten in der Akte verbleiben. lhre
Entnahme ist zum einen aus bestandserhalterischen Griinden nicht notwen-
dig, zum anderen ware sie mit der dazugehoérigen Dokumentation und dem
Einfigen der Verweise angesichts der Masse der in den Akten enthaltenen
Schriften vom Arbeitsaufwand und vom Aspekt der Benutzbarkeit her gese-
hen nicht zu vertreten. Anders liegt der Fall bei den in den Akten eingehefte-
ten, meist gefalteten Plakaten. Diese sollten entnommen und plan gelegt
werden, da eine weitere gefaltete Aufbewahrung in den Akten sie auf Dauer
an den Falzstellen zerstéren wirde.

Die Aufbewahrung von Photographien ist problematischer als dies oft ge-
sehen wird. Es bestehen erhebliche Diskrepanzen zwischen optimalen und
akzeptablen Aufbewahrungsbedingungen. Einige Werte sind der folgenden
Tabelle zu entnehmen:3*

Temperatur in °C Relative Luftfeuchtigkeit in %
S/W-Papier ideal 5-8 25 - 30
akzeptabel 15 - 20 20 - 40
Kollodiumnegativ J ideal 6-8 35
akzeptabel 12 - 20 30 - 40
Farbpapier ideal 5-8 25 - 30
akzeptabel 13 - 15 20 - 40

Raumtemperaturen tber 20°C und eine relative Luftfeuchtigkeit Uber 60%
sind auf jeden Fall zu vermeiden.*® Eine héhere Luftfeuchtigkeit fordert unter
anderem die Oxidation des Bildsilbers und die Schadigung der Tréagermateria-
lien, Schimmel- und Bakterienbefall sowie Insektenfral®, eine geringere Luft-

34 Vgl. Marjen Schmidt, Fotografien in Museen, Archiven und Sammlungen. Konservieren, Archivieren,
Prasentieren. 2. verbesserte und aktualisierte Aufl. Minchen 1995, S. 74.

3% Vgl. Wolfgang Hesse, Marjen Schmidt, Faustregeln fiir die Fotoarchivierung. Sammeln, Bewahren, Er-
schlieRBen, Vermitteln. O. 0. 1994, S. 14. Schmidt nennt in einer anderen Verdffentlichung 50% als Ober-
grenze. Vgl. Schmidt, S. 71.
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feuchtigkeit als die oben als Untergrenze angegebene &Rt Gelatine und Pa-
pier briichig werden. Darlber hinaus sollten groRere Schwankungen bei
Temperatur (mehr als + 4° C pro Tag) und Luftfeuchtigkeit vermieden wer-
den. Sie kénnen etwa Haarrisse im Albuminpapier oder das Einrollen der
Photographien verursachen.®®

Legt man die akzeptablen Werte zu Grunde, kénnen die in den Akten
enthaltenen Photographien grundsatzlich in den Akten verbleiben, sollten
aber umgebettet werden. Meist handelt es sich um auf Papier aufgeklebte
Photos. Hier steht zu beflirchten, dal® die verwendeten Klebstoffe das Pho-
topapier auf lange Sicht hin beschadigen. Sie sollten deshalb von den Papie-
ren geldst und in Hillen verpackt werden, die der ISO-Norm 10217 entspre-
chen, das hei3t aus unbeschichtetem, weichmacherfreiem Polyester, Po-
lypropylen, Polyethylen oder Polycarbonat bestehen.®’

Flr die Langzeitarchivierung, die zeitlich unbegrenzte Erhaltung der Pho-
tographien, sollten jedoch ideale Bedingungen angestrebt werden. Die Pho-
tographien aus den Akten zu nehmen, um sie unter Idealbedingungen in
einem Kihlschrank einzulagern, ist unter benutzungstechnischen Gesichts-
punkten unginstig. Vor jeder Benutzung miRten sie vor der Vorlage im Le-
sesaal zunachst mindestens zwei Stunden in einem Schleusenraum unterge-
bracht werden, damit sie sich langsam an das veranderte Raumklima anpas-
sen kénnten.®® Am sinnvollsten erscheint es, die Photographien im Zuge der
Umbettung auf Mikrofilm aufzunehmen und diesen in einem Kuhlschrank
unter optimalen klimatischen Bedingungen zu lagern. Bei Verwendung des
heute bei der Schutzverfiimung Ublichen Silberhalogenid-Mikrofilms auf Poly-
esterbasis kann sogar von einer Lagerung im Kuhlschrank abgesehen wer-
den, da diese Filme bei unproblematischen Lagerungsbedingungen von 21°C
bei 50% relativer Luftfeuchtigkeit eine Haltbarkeit von 1000 Jahren errei-
chen sollen.*® Die Originale kénnen dann wieder in die Akten zuriickgelegt
werden.

Die Unterbringung in der Akte ist nicht nur klimatisch nicht optimal - in
den transparenten, luftundurchldssigen Hullen kann ein schadliches Mikro-
klima entstehen -,*°sondern auch mechanisch gesehen, da sie beim Blattern
mitunter einer starken Belastung ausgesetzt werden kénnen. Sollte sich der
Erhaltungszustand der Photographien verschlechtern, kénnen dann von den
Mikrofilmen neue Abzlige angefertigt und diese in die Akten eingefligt wer-
den. Kommt den Originalphotographien jedoch mdglicherweise ein besonde-

3¢ Fir Schadensbilder siehe ebd., S. 71 f.

37 Vgl. ebd., S. 77 sowie Hesse/Schmidt, S. 22 ff.

38 Vgl. Klaus B. Hendriks et al., Fundamentals of Photograph Conservation: A Study Guide. Toronto 1991, S.
415.

% Vgl. Hartmut Weber, Verfilmen oder Instandsetzen? Schutz- und Ersatzverfilmung im Dienste der Be-
standserhaltung. In: ders. (Hrsg.), Bestandserhaltung in Archiven und Bibliotheken. Stuttgart 1992, S. 91-
133, S. 118.

4% Vgl. Hesse/Schmidt, S. 22 und Schmidt, S. 77.
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rer intrinsischer Wert*' zu, etwa, wenn an ihnen Manipulationen vorgenom-
men worden waren, die nur am Original nachzuvollziehen sind, sind sofort
Arbeitskopien anzufertigen und auch die Originale unter Optimalbedingungen
zu lagern. In jedem Fall in einem Kuihlschrank aufzubewahren sind Farbnega-
tive oder -abzlige, da deren Stabilitat sehr viel geringer ist als bei Schwarz-
weiRaufnahmen. Langfristig sollten Farbaufnahmen bei maximal 2°C gela-
gert werden.*?

Aus den Akten entfernt werden, sollten die vereinzelt aufzufindenden
Magnettonbander. Sie kénnen zwar unter normalen Magazinbedingungen
(18-22°C, 35-45% relative Luftfeuchtigkeit) gelagert werden. Da sie aber
vom Nutzer ohne Hilfsmittel nicht angehoért werden kdénnen, und deshalb
schon von daher ein erhéhter Benutzungsaufwand besteht, kann die mecha-
nische Beanspruchung, denen sie bei einem Belassen in der Akte ausgesetzt
wéren, vermieden werden. Ein Verweis in der Akte auf eine neue Signatur
beziehungsweise den neuen Lagerungsort genligt. Im Sinne der Benutzer-
freundlichkeit ware auch an eine Umkopierung auf CD oder DVD zu denken,
insofern im Archiv entsprechende Abspielgerdte zur Verfligung stehen. Die
rechtliche Zulassigkeit vorausgesetzt konnten den Benutzern dann auch ohne
allzu groBen Aufwand Kopien zur Verfligung gestellt werden.

Auf langere Sicht hin problematisch sind die auf Papier aufgeklebten Zei-
tungsausschnitte und die zahlreichen Telexe aus schlechtem Papier, soweit
sie sich in als archivwirdig bewerteten Akten befinden. Hier sind zwei Vor-
gehensweisen denkbar: die Verfilmung oder die Digitalisierung. Man kénnte
entweder die Vorlagen abphotographieren und einen Abzug in die Akten
legen oder einen Scan durchfihren und einen Ausdruck in die Akten auf-
nehmen. Die zweite Methode dirfte die schnellere und glinstigere sein, zu-
mal in diesem Fall, insofern man alterungsbestandiges Papier fir den Aus-
druck verwendet, die Notwendigkeit einer Archivierung der Scan-Datei ent-
fallt. Ziel ist hier nicht die Digitalisierung an sich, sondern der Ersatz des
schlechten Papiers, dessen Erhaltungszustand zudem durch den eventuell
zusatzlich aufgebrachten Klebstoff gefahrdet ist, durch einen Neu-Abdruck
auf besserem Papier.

Zugegebenermal3en werden die ordnungsgemaélle Lagerung und die be-
standserhalterischen MaRnahmen sowohl Zeit in Anspruch nehmen als auch
nicht unerhebliche Kosten verursachen. Die Einzigartigkeit und die historische
Aussagekraft der Abgaben des Miinsteraner Staatsschutzes rechtfertigen
diesen Aufwand jedoch in jedem Fall, zumal zu berlcksichtigen ist, dal3 sich

4! “Der intrinsische Wert begriindet sich in bestimmten Aussagequalitaten von Bibliotheks- und Archivgut, die
die inhaltliche Aussage durch auRere, formale, haufig aus einer bestimmten Uberlieferungsgeschichte herriih-
renden Merkmale unterstiitzen oder erldutern.” “Intrinsischer Wert ist dann vorhanden, wenn die fir eine
Nutzung relevanten Aussagen einer Vorlage bei Konversion auf ein anderes Tragermaterial nicht vollstandig
erhalten bleiben. Intrinsischer Wert besteht also auf Grund von Merkmalen, deren Aussagekraft an die
vorliegende Form gebunden ist und die deshalb nicht konvertierbar sind.” Vgl. Angelika Menne-Haritz, Nils
Briibach, Der intrinsische Wert von Archiv- und Bibliotheksgut. Kriterienkatalog zur bildlichen und textlichen
Konversion bei der Bestandserhaltung. Ergebnisse eines DFG-Projekts. Marburg 1997, S. 27 und S. 41.

42 Vgl. Hendriks, S. 407 und S. 414 ff. Die bei Schmidt angegebenen Werte erscheinen etwas zu hoch.
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angesichts des steigenden Interesses an den sechziger und siebziger Jahren
der bundesrepublikanischen Geschichte eine rege Benutzung dieser Akten,
nicht nur durch die politologische, soziologische und =zeithistorische For-
schung, sondern eventuell auch durch Journalisten, Schiiler und Studenten
einstellen wird.

Ergaénzend sei an dieser Stelle auf ein weiteres, eventuell auch in Miinster
zuklnftig auftretendes Problem hingewiesen. 1997 (bergab das Polizeiprasi-
dium Bielefeld dem Staatsarchiv Detmold eine Sammlung von CDs, LPs und
Musik- und Videobandern mit Inhalten aus der rechten Szene.** Hier sind
ebenfalls besondere bestandserhalterische MalRnahmen notwendig. Im Falle
einer Archivierung waren etwa LPs umzukopieren, auch Musik- und Video-
bander kénnten auf die langer haltbaren CDs oder - besser und zukunfts-
trachtiger - auf DVDs Uberspielt werden. Auch eine besondere Lagerung in
feuerfesten Stahlschranken ist flir dieses Material vorzusehen.

Ebenfalls abgegeben wurden durch das Polizeiprasidium Bielefeld Texti-
lien diverser Art (Schiffchen der HJ, Uniformteile).** Hier wire etwa die
Qualitat der Stoffe zu priifen, gegebenenfalls kdnnten schon vor der Einlage-
rung in das Magazin stabilisierende Impragnierungen auf die Gewebe aufge-
bracht werden, um eine langere Haltbarkeit von vornherein zu gewahrleisten.
Die Ubernahme solcher Gegenstande in ein Archiv ist meist problematisch,
da ihre ordnungsgemafe Aufbewahrung in einem vorwiegend fir die Archi-
vierung von “zweidimensionalem” Archivgut (sog. Flachware) ausgelegten
Magazin oft nicht ohne weiteres moglich ist. Aus bestandserhalterischen
Gesichtspunkten ware die Abgabe an ein Museum vorzuziehen. Dies ist
jedoch aus rechtlichen Grinden nicht méglich. Zum einen handelt es sich in
diesem konkreten Fall um ehemals aus Griinden der Verfassungswidrigkeit
beschlagnahmtes Material, das in staatlicher Hand bleiben sollte. Zum ande-
ren wird das Material mit der Ubergabe zu staatlichem Archivgut, das gemaR
8 4 Abs. 1 ArchivG NRW in einem staatlichen Archiv aufbewahrt werden
muB und unverauBerlich ist.*® In jedem Fall sollte bei einer Ubernahme sol-
chen Archivguts in ein Archiv versucht werden, das dazugehérige Schriftgut
(Akte Uber den Beschlagnahmevorgang oder den ehemaligen Eigentiimer)
ebenfalls zu erhalten, um die Uberlieferung des Entstehungszusammenhangs
dieser amtlichen “Unterlagen” zu gewahrleisten, das hei3t nachvollziehbar zu
machen, wie diese Gegenstande in die Hande der Polizei und - dann als 6f-
fentliches Archivgut - in das Archiv gelangten.

4% Mitteilung Dr. Fleckenstein, StA Detmold vom 5.3.2001.

44 Denkbar wiren dariiber hinaus Fahnen, T-Shirts, etc.

% Nach den Absatzen 2 und 3 kann staatliches Archivgut nach Einholung einer Genehmigung des Kultusmi-
nisters allenfalls in ein anderes hauptamtlich fachlich betreutes Archiv gegeben werden, ohne daR freilich
dadurch das staatliche Eigentum an diesem aufgegeben wird.
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6. Rechtliche Aspekte der Benutzung

Die besondere Charakteristik des Bestandes und seiner Provenienz 1Rt ihn
zur Zeit noch nicht unumschrankt einsehbar werden, vielmehr sind gewisse
Benutzungsbeschrankungen zu beachten.

Grundsatzlich gilt die Schutzfrist des § 7 Abs. 2 ArchivG NRW von 30
Jahren nach SchlieBung der Akte. Bei personenbezogenem Schriftgut ist eine
dariber hinausgehende zuséatzliche Schutzfrist von 10 Jahren nach dem Tod
oder 90 Jahren nach Geburt der Person zu beachten. Fir das Schriftgut, das
VS-Schutz unterlag, gilt, dal3 dieses erst nach 60 Jahren frei werden wird.
Voraussetzung ist allerdings, da® der VS-Schutz aufgehoben wurde, da § 7
Abs. 2 Satz 2 im Prateritum formuliert ist: “Unterlag Archivgut einem Berufs-
oder besonderen Amtsgeheimnis oder besonderen Rechtsvorschriften Uber
Geheimhaltung (...)".*®

Das Hauptproblem des “Bestandes 14. K.” besteht darin, da® Teile des
Schriftguts noch dem VS-Schutz verschiedener Geheimhaltungsstufen
(“Streng geheim”, “Geheim”, “VS-Vertraulich”, “VS-NfD")*’ unterliegen, was
zunachst hinsichtlich der Benutzung Probleme mit sich bringt. So muR3 ge-
maR 8§ 7 Abs. 6 ArchivBO NRW vor der Benutzung Riickfrage bei der Behor-
de gehalten werden, ob die Akten vorgelegt werden dirfen. Auch die Behor-
de wird kaum daran interessiert sein, mit diesen Antragen behelligt zu wer-
den. Schon die alte VSA. NRW. vom 19. Oktober 1982 sah in den §§ 8
und 9 vor, dal® ein VS-Schutz nur von der Behoérde herabgestuft oder aufge-
hoben werden kann, die diesen Schutz urspriinglich verfliigt hat (Herausge-
berprinzip). Lediglich fir Unterlagen des Geheimhaltungsgrades VS-NfD galt
nach 8 9 Abs. 3, dal diese Einstufung automatisch nach 30 Jahren aufge-
hoben ist. Die Neuregelung vom 15. Juni 2001 hat hier nun zumindest fir
die Zukunft Abhilfe geschaffen. Nach § 9 Abs. 4 ist auch die VS-Einstufung
der drei héheren Geheimhaltungsgrade automatisch nach 30 Jahren aufge-
hoben, sofern nicht vorher ausdrticklich etwas anderes verfligt wird. Dies gilt
jedoch nach Satz 4 nur fir nach Inkrafttreten der neuen Anweisung entste-
hendes VS-Schriftgut. *°

Bezliglich der schon im Archiv lagernden VerschluBsachen sollte schnell-
stens in Absprache mit der Behorde eine Regelung gefunden werden, die
eigentlich nur in einer nachtraglichen Aufhebung des VS-Schutzes fur diese
Akten bestehen kann, zumindest fir das Schriftgut, das bereits alter als 30
Jahre ist. Sollten sich jedoch in dem Bestand auch noch aus Sicht der Be-
hérde sicherheitsempfindliche Altakten befinden, die sie nicht der Offentlich-

¢ Gleiches gilt nach § 7 Abs. 4 Satz 1 ArchivBO NRW.

47 Vgl. § 7 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen
zum materiellen und organisatorischen Schutz von VerschluRBsachen (VS-Anweisung - VSA) vom 9.4.2001
(MBI. NRW. Nr. 32 vom 15.6.2001, S. 666 ff.).

¢ Fir die Uberlassung eines Exemplars danke ich Herrrn Dr. Romeyk, HSA Diisseldorf.

% Es sei erganzend darauf hingewiesen, daR diese Regelungen nach § 9 Abs. 5 nicht fiir auslandische
VerschluRBsachen gelten, was bei der schon lange bestehenden, in Zukunft aber sicherlich noch zunehmen-
den internationalen Kooperation der Polizeibehérden ebenfalls problematisch werden kénnte.
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keit zugénglich gemacht wissen will, so sollte ihr dieses Zugesténdnis selbst-
verstandlich im Hinblick auf eine weitere vertrauensvolle Zusammenarbeit
ausnahmsweise gemacht werden.

Die Ubernahme von Schriftgut, das noch der Geheimhaltung unterliegt,
hat nicht nur fur die Benutzung, sondern auch fir die Aufbewahrung im
Archiv Folgen. Leider gibt es in Nordrhein-Westfalen bislang keine Richtlinien
fur die Archivierung von VS-Schriftgut. Auch die VSA. NRW. gibt keine
konkreten Hinweise auf die Archivierung von VS-Schriftgut (8 29). Aus § 7
Abs. 6 ArchivBO NRW kann jedoch geschlossen werden, dal® die Staatsar-
chive grundsétzlich auch zur Ubernahme von VS-Schriftgut verpflichtet sind
(sofern sie dessen Archivwiirdigkeit bejahen). Unter Heranziehung der 88 15
und 20 ff. VSA. NRW. kann auRerdem davon ausgegangen werden, dal
Akten mit VS-Schutz auch im Archiv unter standigem Verschlu® in einem
eigenen VS-Archiv gelagert werden missen, wobei nur Mitarbeiter Zugang
haben dirfen, die eine Sicherheitsliberpriifung gemaR dem Sicherheitsiber-
prifungsgesetz durchlaufen haben. Nach 8 3 Abs. 1 ist darliber hinaus in
jeder Landesmittelbehoérde, die mit als VS-Vertraulich oder hoher eingestuf-
ten VerschluRsachen zu tun hat, also auch in einem Staatsarchiv, das sol-
ches Schriftgut aufbewahrt, eigens ein Geheimschutzbeauftragter zu bestel-
len. Aus den beschriebenen benutzungstechnischen sowie aus arbeitsdko-
nomischen Griinden heraus sollte die Ubernahme von VS-Schriftgut in das
Archiv die Ausnahme bleiben.

Erlaubt sei an dieser Stelle ein Hinweis auf die VS-Archivrichtlinien des
Bundes (VS-ArchR) vom 20. Méarz 1991.% Diese schreiben schon in § 1 Abs.
3 vor, da Schriftgut der Geheimhaltungsstufe VS-NfD den fiir nicht einge-
stufte Unterlagen geltenden Regelungen, das hei8t auch Sperrfristen, unter-
liegt. § 4 Abs. 1 sieht bei Abgabe an das Archiv eine obligatorische Uberprii-
fung der VS-Einstufung auch des Schriftguts anderer Geheimhaltsungsgrade
durch die abgebende Behérde vor. Kann die Einstufung nicht sofort aufgeho-
ben werden, ist gemal Abs. 3 der Aufhebungszeitpunkt zu verfliigen oder
der Zeitpunkt der abschlieRenden Prifung anzugeben. Die Festlegung der
Zeitpunkte von Anbietung und Aufhebung einer Einstufung sollen einheitlich
je Aufbewahrungseinheit erfolgen, und die Entwidmung nicht mehr als 30
Jahre nach der Entstehung der jlingsten VerschluBsache erfolgen, wobei
insgesamt nicht mehr als 60 Jahre zwischen Entstehung und Aufhebung der
VS-Einstufung liegen sollen (8 4 Abs. 3 Satz 3 und 4 VS-ArchR). Die Richtli-
nie bestimmt abschlieRend in 8 11, da® fir vor ihrem Inkrafttreten abgege-
benes VS-Schriftgut die Aufhebung der VS-Einstufung durch die abgebende
oder deren Nachfolgebehorde “unverzliglich” nachzuholen ist. Diese fir
Schrift- und Archivgut des Bundes geltenden Regelungen konnten als Vorbild
fur eine fallige Regelung auch in Nordrhein-Westfalen dienen.

% Far die Uberlassung einer Kopie Herrn Dr. Rest, Bundesarchiv Koblenz, gedankt.
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Fir Schriftgut, das keinen Geheimhaltungsregelungen unterliegt, gelten
im Ubrigen die allgemeinen gesetzlichen Regelungen Uber Benutzung von
Archivgut durch Dritte gema 8 7 ArchivG NRW und Archiv BO NRW, die
Moglichkeiten einer Schutzfristverklirzung richten sich nach 8 7 Abs. 4 Ar-
chivG NRW sowie § 7 Abs. 5 ArchivBO NRW.

Il. Grundziige eines allgemeinen Bewertungsmodells

1. Allgemeine Uberlegungen

Bei dem zuvor beschriebenen Bewertungsvorschlag fiir den Miinsteraner Be-
stand ist von einer ungewodhnlich hohen Archivierungsquote auszugehen,
was mit der Besonderheit des Bestandes und dem Fehlen einer Paralleliiber-
lieferung beziehungsweise entsprechender Bestédnde anderer nordrhein-
westfalischer Behorden zusammenhéangt. Im Folgenden sollen Grundziige
eines allgemeinen Bewertungsmodells flir solche Akten entwickelt werden,
die den Idealfall einer optimalen Aussonderung, Bewertung und Archivierung
auch bei anderen Behérden voraussetzen.

Wie bereits oben kurz ausgefiihrt, existiert eine Reihe weiterer nordrhein-
westfalischer Behorden, bei denen Schriftgut aus dem Bereich des Staats-
schutzes anfallt. Hier waren zunéchst die Regierungsprasidien als direkte vor-
gesetzte Behorden der Polizeiprasidien zu nennen, bei denen sich zwei De-
zernate, die Dezernate 25 und 26 mit Polizeiangelegenheiten befassen. Der
polizeiliche Staatsschutz ist im Dezernat 26.5 angesiedelt. GemalR einem
neuen Bewertungsmodell fir die nordrhein-westfélischen Regierungsprasi-
dien, das zur Zeit von einer Arbeitsgruppe aus Archivaren der drei Staatsar-
chive erarbeitet wird, soll das Schriftgut des Sachgebiets 26.5 einer Totalar-
chivierung zugefiihrt werden.®' Generell ist, trotz der Entscheidung fiir eine
Totalarchivierung bei den Regierungsprasidien, davon auszugehen, daf3 die
Unterlagen der Polizeibehdérden durchweg das aussagekraftigere Material
enthalten, so da3 in jedem Fall dort eine Archivierung vorzusehen ist.

Uber die Uberlieferung des Landeskriminalamts kénnen hier keine Aussa-
gen gemacht werden, da diese Behoérde bislang noch keine Akten an das
Hauptstaatsarchiv abgegeben hat. Es ist hier aber mit umfangreichem
Schriftgut aus dem Bereich des Staatsschutzes zu rechnen, da dem Landes-
kriminalamt nach 8 13 des Gesetzes Uber die Organisation und die Zustan-
digkeit der Polizei im Lande Nordrhein-Westfalen - Polizeiorganisationsgesetz
(POG NRW) vom 13. Juli 1982 (GV. NRW. 1982 S. 339) eine Zusténdigkeit
als Nachrichtensammel- und -auswertungstelle mit Weisungsbefugnis gegen-

' Nach einer Mitteilung des HSA Diisseldorf geht diese Entscheidung vor allem auf die mangelnde Ge-
sprachsbereitschaft des Dezernats 26 der Regierung Koln zurlick. Totalarchivierung ist also in diesem Fall
dahingehend zu verstehen, dal® zunéchst das gesamte auszusondernde Schriftgut erst einmal an das Archiv
abgegeben bzw. dem Archiv angeboten werden soll, damit dann eine Bewertung erfolgen kann. Siehe dazu
auch: Ingeborg Schnelling-Reinicke, Archivierung von Unterlagen der Bezirksregierungen in Nordrhein-
Westfalen am Beispiel des Regierungsbezirks KolIn. In: Der Archivar, 1999, S. 213-216.
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Uber den Kreispolizeibehérden zukommt. Zukiinftige Abgaben dieser Behérde
werden sich eventuell eher auf die Bewertungsentscheidung bezlglich der
Regierungsprasidien - hier wird dann etwas groRzigiger kassiert werden
kénnen - als auf die Polizeibehérden auswirken.

Sehr bedeutsam ist die Uberlieferung des Landesamtes fir Verfassungs-
schutz, beziehungsweise der Abteilung VI des nordrhein-westfalischen Innen-
ministeriums, die bereits umfangreiche Aktenbestéande an das Hauptstaatsar-
chiv Diusseldorf abgegeben hat und dies nach Angabe des zustandigen Refe-
renten im Archiv auch weiterhin zu tun gedenkt. Die Uberlieferungsbildung
im Hauptstaatsarchiv erfolgt “vor allem unter dem Gesichtspunkt, das politi-
sche Geschehen im Lande nachvollziehbar zu machen”.?? Wie auch bei den
Polizeibehoérden liegt der Schwerpunkt auf der Dokumentierung der organisa-
torischen Entwicklung einzelner Parteien, Vereinigungen und Verbénde. Auch
das Material, aus dem die Akten bestehen, ist dhnlicher Natur: “Berichte von
V-Leuten, abgefangene oder durch V-Leute beschaffte oder bei Polizeiaktio-
nen beschlagnahmte Unterlagen, sonstiges gesammeltes Informations- und
Propagandamaterial, zu einem hohen Anteil aber auch Zeitungsausschnitte
oder anderes, im Grunde frei zugéngliches Material”.%*

Die Abgrenzung der Tatigkeiten von Verfassungsschutz und polizeilichem
Staatsschutz ist nicht unproblematisch.®* Beide operieren in einem gemein-
samen Arbeitsfeld, tun dies aber mit unterschiedlicher Zielsetzung und Be-
fugnis. “Polizeiliche Gefahrenabwehr und ‘nachrichtendienstliche Gefahr-
dungskontrolle’” seien, so Schwagerl, “zwei vollig verschiedene und vonein-
ander unabhéangige, nach Inhalt und Zweck sowie Ausmald zu differenzieren-
de Tatigkeiten”.%® BefaRt sich der Verfassungsschutz mit der Sammlung und
Auswertung von Informationen (iber verfassungsfeindliche Bestrebungen,®®
liegt - zumindest nach der ,reinen Lehre” - die Aufgabe des polizeilichen
Staatsschutzes in der praventiven und repressiven Gefahrenabwehr.%’ Erge-
ben sich hinreichende Verdachtsmomente, muld der Verfassungsschutz die
weitere polizeiliche und strafrechtliche Bearbeitung Polizei und Staatsanwalt-

2 Vgl. Entwurf eines Findbuchs 310.35 im HSA Diisseldorf, Vorwort, S. 1.

3 vgl. ebd.

% Siehe dazu etwa eine Auseinandersetzung in der Zeitschrift Kriminalistik in den siebziger Jahren, die
ausgelost wurde durch die Auffassung Heribert Hellenbroichs, dem Verfassungsschutz komme sowohl auf
Bundes- als auch auf Landesebene die alleinige Zusténdigkeit flr Vorfeldermittlungen zu, die Polizeibehdrden
kénnten erst in Aktion treten, wenn Anhaltspunkte fir den Verdacht einer strafbaren Handlung vorlagen. Vgl.
Heribert Hellenbroich, Abgrenzung der Zustandigkeit zwischen Polizei und Verfassungsschutz auf dem Gebiet
des praventiven Staatsschutzes. In: Kriminalistik, 9/1975, S. 394-396. Als Erwiderungen siehe Walter
Volmer, Abgrenzung der Zustandigkeit zwischen Polizei und Verfassungsschutz auf dem Gebiet des praventi-
ven Staatsschutzes - Eine Erwiderung. In: Kriminalistik, 1/1976, S. 12-14 und Joachim Schwagerl, Konkur-
rierende Zusténdigkeiten zwischen Polizei und nachrichtendienstlichem Verfassungsschutz? In: Kriminalistik,
7/1976, S. 301-303.

% Vgl. H. Joachim Schwagerl, Verfassungsschutz in der Bundesrepublik Deutschland. Heidelberg 1985, S.
127.

0 Vgl. ebd., S. 128 ff.

7 Vgl. Ralf Kriiger, Zusammenarbeit Polizei / Verfassungsschutz. In: Bundesamt fiir Verfassungsschutz
(Hrsg.), Verfassungsschutz in der Demokratie. Beitrdge aus Wissenschaft und Praxis. Kéln et al. 1990, S.
143-163, S. 146 f.
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schaft Uberlassen, da ihm gemaR 8§ 5 Abs. 5 des Verfassungsschutzgesetzes
Nordrhein-Westfalen (VSG. NRW.) vom 20. Dezember 1994 (GV. NRW.
1995 S. 28) polizeiliche oder Weisungsbefugnisse nicht zustehen, er die
Polizeibehérden auch nicht im Wege der Amtshilfe darum ersuchen darf.®® Er
ist aber gemaR § 5 Abs. 2 VSG. NRW. zur Anwendung nachrichtendienstli-
cher Mittel berechtigt. Der Verfassungsschutz sammelt Informationen und
Ubermittelt diese an die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehdrden, “wenn
tatsachliche Anhaltspunkte dafir bestehen, dal3 die Ubermittlung zur Verhin-
derung oder Verfolgung von Staatsschutzdelikten erforderlich ist”. Umge-
kehrt dirfen die Polizeibehdérden den Verfassungsschutz um die Uberlassung
entsprechender Informationen und Daten ersuchen (8 18 VSG. NRW.).

Dieter Walter und Rainer Engberding sprechen von einem “Wechselspiel
zwischen Aufgabenwahrnehmung durch die Polizei einerseits und den Ver-
fassungsschutz andererseits”.>® Dabei unterliegen die Informationen, und
damit auch das Schriftgut, mit dem diese Informationen Gibermittelt werden,
einem Funktionswechsel: “Wenn es bisher bei den Nachrichtendiensten
grundsatzlich auf Lageanalysen und die Bewertung von Gruppen ankommt,
so ist es jetzt umgekehrt, indem der Einzelne im Mittelpunkt der Betrachtung
steht.”® Trotz &hnlich gelagerter Zielsetzungen auf beiden Seiten, die eine
Paralleliberlieferung vermuten lassen kénnten, entstehen, zumindest auf der
Grundlage einer Analyse der Aufgabenverteilung und -wahrnehmung unter-
schiedliche Unterlagen. Hier mul3 also genau geprift werden, inwieweit
Akten der Verfassungsschutzbehorden und des polizeilichen Staatsschutzes,
die jeweils ahnliche oder gar gleiche Titel aufweisen und auf den ersten Blick
auch den gleichen Inhalt haben, nicht doch aufgrund der unterschiedlichen
Aufgaben und Zielsetzungen beider Behérden unterschiedliches Schriftgut
enthalten.

Tatséachlich scheint es jedoch so zu sein, dal3 die Praxis von der oben ge-
schilderten idealtypischen Aufgabenabgrenzung abweicht. So wies der Bon-
ner Polizeiprasident 1976 in einem Artikel Uber die Arbeit des polizeilichen
Staatsschutzes auf die Tatsache hin, dal3 der in das Blickfeld des Staats-
schutzes geratende Tater kriminologisch nur selten als Einzelperson handele,
sondern meistens Mitglied einer Organisation sei. Die kriminalpolizeiliche
Arbeit kénne sich darum auch nicht auf die Uberfilhrung des Téaters be-
schranken, “sondern zielt ab auf die Feststellung der aus dem Hintergrund
steuernden Organisationen”.®' Ralf Kriiger schreibt zur Zusammenarbeit von
Verfassungsschutz und Polizei und Uber das dabei entstehende Schriftgut

58 Vgl. ebd., S. 148 f. sowie Gerd-Dieter Schoen, Eckwerte des neuen Bundesverfassungsschutzrechts. In:
Bundesamt firr Verfassungsschutz (Hrsg.), Verfassungsschutz in der Demokratie. Beitrdge aus Wissenschaft
und Praxis. Koln et al. 1990, S. 125-142, S. 136 ff. Siehe auch Schwagerl, S. 110 f., S. 120 ff. Die strikte
Trennung von Polizei und Verfassungsschutz hat in der Bundesrepublik Verfassungsrang, da sie dem Prinzip
der Gewaltenteilung entspricht, hat aber durchaus auch historische Grinde. Vgl. ebd.

9 Vgl. Dieter Walter, Rainer Engberding, Polizei und Verfassungsschutz. In: Kriminalistik, 4/1988, S. 219-
222, 8. 222.

% Schwagerl, S. 217.

51 vgl. Fritsch, S. 4.
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aulRerdem, daR die “Komplikation des Informationsaustausches durch eine
Vielzahl spezieller Verwertungs- und Ubermittlungsverbote” dazu fiihre, daR
Polizei und Verfassungsschutz auch in den ihnen gleichermaRen obliegenden
Arbeitsfeldern statt einmaliger Erhebung und Ubermittlung von personenbe-
zogenen Daten zur parallelen Erhebung und Speicherung lbergehen mis-
sen”.%?

Hier wird also eine genaue Abgrenzung der polizeilichen Uberlieferung
zum Material des Verfassungsschutzes erfolgen missen, um Doppelliberlie-
ferungen in groRem Umfang zu vermeiden. Vor dem Hintergrund der Uberlie-
ferungsbildung aus Akten des Verfassungsschutzes kdnnen zum Beispiel bei
den Korperschaftsakten der Obergruppen 21 und 22 alle Aktengruppen mit
einer “0O” am Ende - Allgemeines - bei den Kreispolizeibehdrden als kassabel
angesehen werden. Zu archivieren sind auf der Ebene der Polizeibehérden
nur solche Akten, die regionalgeschichtlich aufschlu3reiches Material enthal-
ten, also etwa die Akten einzelner Kreis- und Ortsverbéande. Bei den Kreis-
verbdnden muf3 aber wiederum eine Absprache und Berlicksichtigung der
Uberlieferung des Verfassungsschutzes erfolgen, da schon dort entsprechen-
de Unterlagen archiviert werden. Hier mul3 geprift werden, inwieweit eine
Archivierung auf lokaler (Sprengel-)Ebene, also bei den Staatsarchiven, auf-
grund der gréReren Detailfille der Uberlieferung nicht sinnvoller wire.

Materialien zum Staatsschutz finden sich in gréRerem Umfang auch bei
der Uberlieferung der Justizbehoérden, bei Gerichten und vor allem den
Staatsanwaltschaften. Zur Justiz gelangen allerdings nur solche Sachen, die
strafrechtlich verfolgbar sind. Diese sind, zumal wenn sie von den Staatsan-
waltschaften dann auch noch vor den Gerichten zur Anklage kommen, in
groBem Umfang archivwiirdig. Dies sehen auch die neuen “Empfehlungen
zur Archivierung von Massenakten der Rechtspflege” so vor. Hinsichtlich der
bei der Bundesanwaltschaft anhédngig werdenden Staatsschutzsachen wer-
den sowohl die Akten zu Ermittlungsverfahren als auch zu tatsachlich einge-
leiteten Strafverfahren als archivwirdig erachtet. lhr Umfang dirfte aller-
dings relativ gering sein.®® Aber auch bei den Staatsanwaltschaften der Lan-
der gehen die Empfehlungen davon aus, dafl3 das Schriftgut der bei den meis-
ten Staatsanwaltschaften vorhandenen “politischen” Abteilungen einer be-
sonders intensiven Begutachtung unterzogen werden sollte.®*

Der UmkehrschluRR allerdings, daf3 alles, was nicht vor Gericht gelangt,
wo die Unterlagen also etwa bei den Polizeibehérden verbleiben, ohne histo-
rischen Wert sei, kann so pauschal, wie oben bereits dargelegt, nicht gezo-
gen werden. Hier sollte unterschieden werden zwischen den Personenakten
anderer Abteilungen der Schutz- und Kriminalpolizei, die oft nur wenig aus-

52 vgl. Kriiger, S. 162 f.

% Vgl. Empfehlungen zur Archivierung von Massenakten der Rechtspflege. AbschluBbericht der Bund-Lander-
Arbeitsgruppe zu Fragen der Bewertung und Archivierung von Massenakten der Justiz in Deutschland (Der
Archivar, Beiheft 2), Disseldorf 1999, S. 56.

5 vgl. ebd., S. 20 und S. 53



Matthias Meusch: Die Uberlieferung des polizeilichen Staatsschutzes

27

sagekraftiges oder gar historisch wertvolles Material enthalten, und den
Personenakten des Staatsschutzes, bei denen sich die anfanglichen Ver-
dachtsmomente, auch wenn sie sich nicht erhartet haben, dennoch immer
einen politischen Hintergrund haben. Durchschlage staatsanwaltschaftlicher
Ermittlungsakten oder Urteilsabschriften dagegen sind in jedem Fall der Kas-
sation zuzufihren.

Die Abgrenzung der Uberlieferung der Polizeiprasidien zu den einschla-
gigen Akten anderer Kreispolizeibehdrden dirfte kein groRes Problem darstel-
len, da die Staatsschutzabteilung des Prasidiums hier als Zentralstelle wirkt,
und von den anderen Kreispolizeibehdrden Uber deren Aktivitaten informiert
wird. Dies erweist sich auch an den Akten der hier behandelten Schriftgut-
abgaben des 14. Kommissariats in Mlnster. Generell ist bei den Kreispolizei-
behdrden keine umfangreiche Staatsschutziberlieferung zu erwarten.

Zusammenfassend 4Rt sich sagen, daR nach derzeitiger Kenntnis®® fir
den Bereich des Staatsschutzes die aussagekraftigste Uberlieferung im In-
nenministeriums/Landesamt fir Verfassungsschutz sowie bei den Polizeipra-
sidien zu erwarten ist. Die Regierungsprasidien fungieren auch in diesem
Bereich eher als Durchlaufstelle zwischen beiden Behorden. Eigene Ermitt-
lungen werden von dieser Seite nicht angestellt. Die Entscheidung der Total-
archivierung des Dezernats 26.5, wie sie das neue Bewertungsmodell der
nordrhein-westfalischen Staatsarchive vorsieht, sollte vor diesem Hinter-
grund noch einmal Uberpriift werden.®® Voraussetzung einer vielleicht zu
revidierenden Entscheidung ist allerdings, daR® sich die Polizeiprasidien als
zentrale Ermittlungsbehoérden auf diesem Gebiet landesweit zu regelmaRigen
und umfassenden Abgaben des bei ihnen nicht mehr bendtigten Aktenmate-
rials bereit finden. Solange dies nicht gewabhrleistet ist, wird sich eine befrie-
digende Uberlieferungsbildung im Bereich des polizeilichen Staatsschutzes
nicht einstellen kénnen.

2. Die Bewertung der Schriftguttypen im Einzelnen

Bei den Korperschaftsakten 1at sich grundsatzlich eine Listenbewertung
unter Heranziehung des Aktenplans vornehmen. Anzusprechen sind hier die
Obergruppen 21 - Parteien, Verbande, Vereinigungen - und 22 - Vereinswe-
sen. Die in Frage stehenden vierstelligen Aktenplankennzeichen sind:

% Das heit, daB die Uberlieferung des Landeskriminalamtes hier ohne Beriicksichtigung bleiben muf3.

% Nach Angabe von Dr. G. Fleckenstein, StA Detmold, geht die Entscheidung der Totalarchivierung in diesem
Fall auch auf die Uberlegung zuriick, daR in diesem Bereich von den Regierungsprasidien bislang nur sehr
wenig Material vorliegt, es vielmehr in der Behdrde bereits zu “wilden” Kassationen in gréRerem Umfang
gekommen war.
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Die Aktenplankennzeichen werden in vielen Fallen mit Ableitungen versehen.
Dies kann in der Weise geschehen, da? nach dem vierstelligen Kennzeichen
eine Ableitung in Form einer numerischen Durchzahlung folgt, wobei sich
eine Ziffer jeweils auf eine Korperschaft bezieht. Innerhalb dieser Kérper-
schaft werden dann unter Umstanden durch eine weitere Ableitung einzelne
Ortsgruppen oder auch Unterorganisationen voneinander abgegrenzt:

Bei Parteien gibt es darliber hinaus eine Reihe fester Ableitungen, die genau-
er Uber den Inhalt der Akte Auskunft geben. Die Bedeutung einzelner Ablei-
tungen erschlie3t sich etwa wie folgt:
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H1: Programme und Statuten = A2: Aktionen innerhalb

M1: Mitglieder 1B: Unterlagen auf Bundesebene
A1: Aktionen allgemein / au-
RBerhalb

Die Auslanderakten sind nach Staaten gegliedert, die einzelnen Ordner erhal-
ten allerdings keine festen L&nderableitungen, sondern werden numerisch
durchgezahlt und dann unter Umstanden mit weiteren Ableitungen versehen,
z B. in der folgenden Art und Weise:

2240/0: Auslander allge- 2240/3.1: Araber, Palastinenser
mein
2240/1: Tirken 2240/4: Libanon, Hizbollah
2240/2.1: Iraner, regimetreu 2240/6: Libyen
2240/2.2: Iraner oppositio- 2240/15: Sonstige
nell

Es ist fir den bewertenden Archivar/die Archivarin eine genaue Kenntnis der
teils recht komplizierten Ableitungspraxis vonnoéten. Dies gilt um so mehr, als
die Abgabelisten, zumindest ist dies fir die Abgaben zu Beginn der neunziger
Jahre zu konstatieren, diesbeziiglich mitunter Fehler aufweisen. Es dirfte
jedoch deutlich werden, da? bei konsequenter und genauer Anwendung
dieser Ableitungen durch die Behdrden und ebenso genauer Kenntnis seitens
des Archivars/der Archivarin eine Listenbewertung durchaus méglich ist.

Eine vorhandene Paralleliiberlieferung etwa beim Landesamt fir Ver-
fassungsschutz vorausgesetzt, dirften zum Beispiel im Bereich der Korper-
schaftsakten zu Parteien alle Akten mit den Ableitungen H1, 1B und 1L im
Staatsarchiv Minster als kassabel angesehen werden, wahrend die Unterla-
gen einzelner Ortsgruppen im allgemeinen aus regionalgeschichtlichen Erwa-
gungen heraus als archivwirdig gelten missen.

Far die Sachakten gelten im wesentlichen die bereits fiir das in MUnster
befindliche Schriftgut ausgefiihrten Kriterien. Eine aussagekraftige Uberliefe-
rung der anderen Dienststellen und Abteilungen der Miinsteraner Polizei
vorausgesetzt, kénnen groRe Teile dieser Akten, die in der Hauptsache oft
nur die Einsatzpldne des Kommissariats S1, Presseartikel und Fernschreiben
des LKA oder des Regierungsprésidenten enthalten, als kassabel angesehen
werden. Die jeweilige Entscheidung sollte auf einer Einzelautopsie beruhen,
was angesichts des im Vergleich zur Masse der Korperschaftsakten sehr viel
geringeren Anfalls von Schriftgut méglich erscheint.

Die monatlichen Lageberichte sollten bei einer der Behorden, bei denen
sie auflaufen, komplett archiviert werden, am sinnvollsten bei der Ur-
sprungsbehoérde selbst - zumal wenn sich in den Entwirfen ein umfangrei-



Archivierung und Zugang

30

cher Diskussionsproze3 um die letztgliltige Fassung des Berichts widerspie-
geln wirde - oder bei einer der vorgesetzten Behorden. Sollte etwa beim
Referat 26.5 der Regierungsprasidien tatsachlich eine Totalarchivierung
durchgefliihrt werden, wirden die monatlichen Lageberichte dort archiviert
werden, so dal} folgerichtig die Entwirfe in den Akten der Polizeibehérde
vernichtet werden konnten. Am wenigsten sinnvoll ware eine Archivierung
bei einer der gleichgeordneten Behdrden - zum Beispiel im Bestand des Poli-
zeiprasidiums Bielefeld, das eine Durchschrift der Miinsteraner Berichte er-
hielt -, da sie hier von Benutzerseite am wenigsten erwartet werden.

Die personenbezogenen Kriminalakten stellen von der inhaltlichen Bewer-
tung her gesehen vielleicht das groRte Problem dar, insbesondere, wenn sie
sich nicht auf Personen der Zeitgeschichte beziehen. Auch wenn in Zukunft,
wie dies bereits im Staatsarchiv Detmold geschieht, auch in Minster gréRere
Mengen dieses Aktentyps an das Archiv abgegeben werden sollten, so ist
der Gesamtumfang fiir eine sinnvolle Sample-Bildung bei weitem zu klein.
Von massenhaft gleichférmigem Schriftgut kann hier nicht gesprochen wer-
den. Solange, wie dies bislang in Minster der Fall ist, nur sehr wenig
Schriftgut anfallt, kann entweder auf der Grundlage einer Einzelautopsie eine
Auswahl besonders aussagekréftiger Akten getroffen werden (ca. 10%),
oder man entscheidet sich gleich fur eine Totalarchivierung, was aus Grin-
den der Arbeitsbkonomie sinnvoller sein dirfte. Ist zu erwarten, dal3 in Zu-
kunft doch Abgaben solcher Akten in der GréRenordnung mehrerer Hundert
Einheiten erfolgen werden, sollte unter Bildung einer madglichst grof3en
Grundgesamtheit - man sollte also einige Abgaben “auflaufen” lassen - eine
reprasentative Zufallsauswahl getroffen werden.®’ Ergdnzend sollten histo-
risch besonders wertvolle oder ungewdhnliche Falle gesondert archiviert
werden, was im Optimalfall unter Mithilfe der aussondernden Behorde -
ahnlich dem in der Justizverwaltung angewandten Verfahren - geschehen
sollte.

An dieser Stelle soll abschlieRend auf eine besondere Herausforderung an
die Archive hingewiesen werden. Bei den Polizeibehérden im allgemeinen und
auch beim polizeilichen Staatsschutz im besonderen dirfte gerade personen-
bezogenes Schriftgut in Zukunft in wachsendem Ausmal in digitaler Form
anfallen, welches nach Ablauf der Aufbewahrungs- beziehungsweise Spei-
cherungsfristen ebenso ausgesondert und gegebenenfalls von den Archiven
angenommen werden muf} wie analoges Aktenmaterial. Tatsachlich spricht §
32 Abs. 6 PolG NRW nicht nur von Akten, sondern auch von Datentragern,
die an die Archive abgegeben werden. Problematisch ist, da nach § 22
PolG NRW fir jeden einzelnen Datensatz bestimmte Fristen bestehen, nach
denen eine Uberpriifung zu erfolgen hat, ob die weitere Speicherung der
Daten flr die Aufgabenerfiillung der Behérde noch erforderlich ist. Wird dies

57 Vgl. dazu Matthias Buchholz, Mehr als nur Sampling - Ein Arbeitsbericht zur Bewertung von Sozialhilfeak-
ten. In: Ubernahme und Bewertung von kommunalem Schriftgut, Datenmanagement-Systeme. Munster
2000, S. 86-98, S. 88 ff.
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verneint, sind die Daten zu sperren und gema 8 32 Abs. 6 POG NRW in
Verbindung mit 8 3 Abs. 1 und 2 ArchivG NRW dem Archiv anzubieten. Es
kann jedoch nicht sein, daR den Archiven einzelne Datensatze zur Ubernah-
me angeboten werden.

Hier wére folgende Vorgehensweise denkbar. Ahnlich wie bei analogem
Schriftgut koénnte in den Behorden eine Art digitaler Altregistratur angelegt
werden, in der die gesperrten Daten zunachst gesammelt und dann in regel-
mafigen Abstanden dem Archiv angeboten werden. Die Bewertung kénnte
dann als ,virtuelle” Listenbewertung anhand der Aktenzeichen durchgefiihrt
werden, eine Bewertung einzelner Dateien durfte als Mdglichkeit ausschei-
den. Die Anbietung kénnte auch in der Weise erfolgen, daR dem Archiv ein
gesicherter online-Zugang auf die digitale Altregistratur gewahrt wird. Alter-
nativ kénnte die “Sammlung” der gesperrten und abgegebenen Daten im
Archiv erfolgen, wo es dann dem Archivar Uberlassen bliebe, in gewissen
Absténden eine Bewertung durchzufihren.

Auch fir das Problem der langfristigen Speicherung digitaler Unterlagen
missen die Archive Lésungen finden. Auf die verschiedenen in der Diskussi-
on stehenden Methoden und Vorgehensweisen kann an dieser Stelle nicht
naher eingegangen werden. Die anstehenden Fragen, ob Migration oder
Emulation zukunftstrichtiger sein wird,®® ob die Daten im eigenen Archiv,
einem zentralen Rechenzentrum oder gar bei der Behorde selbst gespeichert
werden,®® sind zur Zeit noch nicht letztgiiltig zu entscheiden. Fir die Staats-
archive sieht es danach aus, dall der momentan gangbarste Weg der der
Entwicklung eines tragfahigen Migrationskonzepts fiir die im eigenen Archiv
verwalteten und gespeicherten elektronischen Unterlagen ist.”®

3. Das Verhiltnis zur abgebenden Behérde (Behérdenbetreuung)

Mit nachrichtendienstlichen Methoden arbeitende Behérden wie der polizeili-
che Staatsschutz stehen allen Arten von Offentlichkeit grundsétzlich mit
groRer Skepsis gegenliber. So kann es nicht verwundern, da} auch die 14.
Kommissariate beziehungsweise der Staatsschutz bislang im allgemeinen nur
eine begrenzte Bereitschaft zur Abgabe ihres Schriftgutes an o6ffentliche
Archive gezeigt haben. Spatestens seit Entstehung der Archivgesetze mius-
sen nun auch diese Behorden die Verpflichtung zur Ablieferung ihres nicht
mehr bendtigten Altschriftguts an das fir sie zustandige Staatsarchiv akzep-

% vgl. Hartmut Weber, Langzeitspeicherung und Langzeitverfiigbarkeit digitaler Konversionsformen. In: ders.,
Gerald Maier (Hrsg.), Digitale Archive und Bibliotheken. Neue Zugangsmadglichkeiten und Nutzungsqualitaten.
Stuttgart 2000, S. 325-342, bes. S. 337 ff.

% Vgl. Michael Wettengel, Technische Infrastruktur fir die Archivierung von digitalen Datenbestanden -
Anforderungen und Verfahrensweisen; und Gudrun Fiedler, Effektives Management fiur elektronische Unterla-
gen am Beispiel des Landes Niedersachsen - Aufbau einer praktikablen und kostenglinstigen Infrastruktur.
Beides in: Vortrage und Ergebnisse des DLM-Forums uber elektronische Aufzeichnungen, Brissel, 18.-20.
Dezember 1996, INSAR Beilage Il, 1997, S. 190-198 und S. 199-203.

7% vgl. Frank M. Bischoff, Archivierung digitaler Unterlagen - Neue Anforderungen an die Archive. Vortrag auf
dem Hessischen Archivtag am 5. Juli 2000 in Frankfurt. Online veroffentlicht unter:
www.archive.nrw.de/dok/bischoffO1/hess-archivtag.html.
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tieren. Vor Verabschiedung dieser Gesetze war diese Verpflichtung, die nur
in einigen Verordnungen niedergelegt war, generell umstritten.

§ 14 AktOPol schreibt in Absatz 2 vor, dal fiir die Behdrde entbehrliches
Schriftgut dem Staatsarchiv anzuzeigen ist. Absatz 3 legt definitiv fest, daR
das Archiv Uber die Archivwiirdigkeit entscheidet (MBlI. NRW. 1966 S. 223).
1984 wurde auf Anregung der Archivverwaltung’' der Absatz 3 um die
wichtige Bestimmung erganzt, da® dem Staatsarchiv auf Wunsch Einsicht in
alle auszusondernden Akten zu gewahren ist (MBI. NRW. 1984 S. 1450).
Nach Verabschiedung des Archivgesetzes wurde dieser Paragraph durch
einen Runderla® des Innenministers vom 21. August 1995 unter Aufnahme
eines Verweises auf 8 3 ArchivG NRW angepal3t (MBI. NRW. 1995 S.
14086). Trotz dieser Regelungen und wiederholter Bemiihungen des Staatsar-
chivs Minster seit den siebziger Jahren, die Polizeibehérden zu Aussonde-
rungen zu bewegen, kam es erst 1991 zu der Spontan-Abgabe des vorlie-
genden Bestandes.

Ein Vermerk des Staatsarchivs Milnster vom 22. Juni 1976 macht die
damalige Haltung der Behorden deutlich. Grundsétzlich werde, so hatte sich
der Beamte des Polizeiprasidiums Miinster gegenliber dem Staatsarchiv ge-
auBert, “quasi samtliches dort vorhandenes Schriftgut fir den Geschéaftsbe-
trieb noch bendétigt”. Bei kiinftigen Aussonderungen werde das Archiv infor-
miert, dem Wunsch des Archivs nach Abgabe von Dubletten von Informati-
onsschriftgut gesellschaftlicher Gruppen und Parteien werde entsprochen
werden.”? Einen Monat spéter berichtet ein weiterer Vermerk von einem
Besuch des Leiters des 14. Kommissariats im Staatsarchiv auf dessen Einla-
dung hin. Der Hauptkommissar habe zugesagt, sich bei einer im DUsseldorfer
Innenministerium stattfindenden landesweiten Tagung der Leiter der 14 .
Kommissariate fir eine Abgabe von Unterlagen auch des Staatsschutzes an
die Staatsarchive auszusprechen. Auch er sicherte zu, sichergestelltes und
nicht mehr bendtigtes Propagandamaterial in unregelméaBigen Abstanden an
das Archiv abzugeben.”

Uber die dann am 3. Juni stattgefundene Tagung kann man aus einem
Entwurf eines Schreibens des Staatsarchivs an das Kultusministerium das
Folgende erfahren: Man sei in Disseldorf Gbereingekommen, nicht mehr fir
den laufenden Geschaftsbetrieb bendtigte Akten ausdricklich nicht an das
zustandige Archiv, sondern an das Innenministerium abzugeben, das diese
dann “zu gegebener Zeit” vernichten werde. Lediglich die Abgabe von ent-
behrlichem Propagandamaterial habe aus Sicht des Archivs befriedigend
geregelt werden kénnen. Seitens des Staatsarchivs wurde gegentber dem
Kultusministerium angeregt, sich angesichts des zweifellos historisch wert-
vollen Schriftguts beim Innenminister gegen eine solche Vorgehensweise zu

7" Vgl. Schreiben StA Minster an Kultusministerium NRW vom 4.4.1984, Az. 23-11.7.0-1523/84, in:
StAMs, Dienstregistratur, Az. 11.7.0.

72 Vgl. Vermerk StA Minster vom 22.4.1976, Tagebuch-Nr. 2307, in: StAMs, Dienstregistratur, Az. 11.7.0.
73 Vgl. Vermerk StA Minster vom 24.5.1976, Tagebuch-Nr. 2847, in: ebd.
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wenden.” Eine Anderung konnte jedoch zunachst nicht erreicht werden. Ein
Vermerk vom 7. Dezember beschreibt die eingeschlagene Praxis: Erstmals
seien Doppelstlicke beschlagnahmter Plakate, Flugschriften, Zeitungen, etc.
Ubergeben worden. Bezliglich der Ermittlungsakten habe der Beamte der
Polizeidirektion Munster sich dahingehend geéduRert, dal®3 “bereits umfangrei-
che Teile der in Minster erwachsenen Unterlagen durch die Polizeidirektion
vernichtet worden” seien.”®

Die nachste Kontaktaufnahme zur Minsteraner Polizei scheint nicht vor
1983 stattgefunden zu haben. Man vermutete seitens des Staatsarchivs,
dal} anlaRlich der Einfihrung eines neuen Aktenplans im Jahr 1984 es bei
den Polizeibehérden zur Aussonderung von Altakten kommen misse.”® Am
5. Dezember fand deshalb ein Besuch des zustéandigen Referenten im Polizei-
prasidium Minster statt. Zu den Gesprachsteilnehmern gehorte auch der
Leiter des 14. Kommissariats. Generell seien bislang keine Akten des Polizei-
prasidiums archiviert worden. Unterlagen aus der Zeit vor 1945 seien nicht
mehr vorhanden, wahrscheinlich auch kein Schriftgut mehr aus der Zeit von
1945 bis 1960. Da die Aktenlagerkapazitdten erschopft seien, solle Mitte
1984 eine Aktenaussonderung vorgenommen werden.”” Es kam dann aber
weder zur Aussonderung noch zur Abgabe von Akten an das Staatsarchiv.
Gleiches gilt tbrigens fiir die Polizeidirektion Hagen, wo bereits 1981 eine
umfangreiche Sichtung und Bewertung vorgenommen wurde, in die auch das
14. Kommissariat eingeschlossen war.”® Es kam zwar zu Abgaben anderer
Abteilungen, die Aussonderung beim 14. Kommissariat wurde jedoch offen-
bar nicht weiter verfolgt. Lediglich das Polizeiprasidium Dortmund gab 1982
einige wenige Akten des 14. Kommissariats aus den Jahren 1945-1980 ab
(10 Archiveinheiten), die jedoch wiederum gréRtenteils nur aus Propaganda-
material bestanden.”®

Es muR gewahrleistet werden, daR in Zukunft auch die Staats-
schutzkommissariate ihrer Verpflichtung zur Aussonderung und Anbietung
ihres Schriftgutes an die Staatsarchive nachkommen. Hier darf es nicht bei
sporadischen oder Spontanabgaben bleiben, sondern eine regelmaRige Uber-
nahme von Schriftgut mul3 angestrebt werden, um eine geordnete und sinn-
volle Bestandsbildung erreichen zu kénnen.

Im Rahmen einer Kontaktaufnahme zur Behérde, hier dem Staatsschutz,
sollten zwei Aspekte im Vordergrund stehen. Erstens mul3 den Verantwortli-
chen bewul3t gemacht werden, da® das Schriftgut ihrer Behoérde eventuell
bleibenden historischen Wert beanspruchen kann und sie nicht nur rechtlich,

7* Vgl. Entwurf StA Minster an Kultusministerium NRW vom 14.7.1976, Az. 11.7.1-3689/76, in: ebd.

5 Vgl. Vermerk StA Miinster vom 7.12.1976, Tagebuch-Nr. 6662, in: ebd. Noch im Juni 1981 sah sich der
Referent des Staatsarchivs anlaBlich eines Besuches bei der Polizeidirektion Hagen zu der Feststellung
veranlaf3t, die dortigen Gespréachspartner hatten “von der Institution StA so gut wie keine Kenntnis” gehabt.
Vgl. Vermerk StA Minster vom 19.6.1981, Tagebuch-Nr. 3047, in: ebd.

76 Vgl. Entwurf StA Miinster an Polizeiprasidium Miinster vom 21.11.1983, Az. 23-11-7-1-6086/83, in: ebd.
77 Vgl. Vermerk StA Minster vom 5.12.1983, Tagebuch-Nr. 6340, in: ebd.

78 Vgl. Vermerk StA Minster vom 4.12.1981, Tagebuch-Nr. 6208, in: ebd.

79 vgl. Vermerk StA Munster vom 17.12.1982, Tagebuch-Nr. 6449, in: ebd.
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sondern auch im Sinne des Kulturgutschutzes zu einer regelméaRigen Anbie-
tung verpflichtet sind. Zweitens muRR ihnen vermittelt werden, dalR das ar-
chivwirdige Schriftgut im Archiv zum einen professioneller aufbewahrt und
verwaltet werden kann und zum anderen auch dort auf lange Zeit hin stren-
gen Benutzungsbeschrénkungen unterliegt.®

Erfolgversprechend sind hier zwei Wege. Zum einen kdnnen Vertreter der
Behorde in das Archiv eingeladen werden, um sie mit dem Archiv, seiner
Arbeitsweise und seinen Einrichtungen vertraut zu machen. Wichtiger Be-
standteil eines solchen Behordentages ist vor allem die Diskussion zwischen
Archivaren und Behdrdenvertretern Gber die Behandlung des Schriftgutes im
Archiv. Es sollten sowohl die Bewertungskriterien, als auch die genauen
Benutzungsmodalitaten und rechtlichen Rahmenbedingungen vorgestellt
werden.®' Selbstverstandlich kénnen den Behdrdenvertretern solche Informa-
tionen auch in anderem Rahmen dargebracht werden. So nahm 1985 ein
Vertreter des Staatsarchivs Detmold an einer Dienststellenbesprechung im
Polizeiprasidium Bielefeld teil, auf der der Archivar tber “Fragen der Aufbe-
wahrung, Aussonderung und Archivierung von Schriftgut” referierte und mit
den Sachbearbeitern der Behérde Probleme und die Mdéglichkeit einer ein-
heitlichen Vorgehensweise der Behérde besprach.®?

Zum anderen kann es sehr hilfreich sein, wenn das Archiv in der Behoérde
einen zentralen Sachbearbeiter oder Registraturmitarbeiter als Ansprechpart-
ner flr alle Belange der Schriftgutverwaltung und Aktenaussonderung hat.
Auch dies war Mitte der achtziger Jahre im Polizeiprasidium Bielefeld ent-
sprechend geregelt worden. Der Erfolg war, da® die Aktenaussonderung und
-Ubernahme aufgrund der guten Vorbereitung durch den Archivbeauftragten
der Behorde reibungslos funktionierte.®® Uberaus vorteilhaft ist es auBerdem,
von seiten des Archivs ein gutes und vertrauensvolles Verhaltnis nicht nur zu
den Sachbearbeitern, sondern auch zum Behdrdenleiter, in diesem Fall also
dem Polizeiprasidenten, aufzubauen.®* Gerade beim Polizeiprasidium Bielefeld
hat sich, wie aus der Dienstregistratur hervorgeht, erwiesen, wie wichtig die
Aufgeschlossenheit des Polizeiprasidenten fiir archivische Fragen war.%®
Gerade bei einer stark ,zersplitterten Registraturlandschaft” mit Abteilungs-

8 Bei besonders sensiblem Schriftgut sollte der Behérde der im Normalfall kaum anzuwendende Vorschlag
gemacht werden, Uber Benutzungsantréage bis zum Ablauf der Schutzfristen, also tUber Schutzfristverkirzun-
gen selbst mitentscheiden zu dirfen, falls sie dies wiinscht. Wenn mdglich sollte dies, wie oben schon
erlautert, geschehen, ohne auf den Weg des VS-Schutzes zurtickgreifen zu missen.

81 Vgl. dazu Jirgen Treffeisen, Die Transparenz der Archivierung. Entscheidungsdokumentation bei der
archivischen Bewertung. In: Nils Bribach (Hrsg.), Der Zugang zu Verwaltungsinformationen. Transparenz als
archivische Dienstleistung. Beitrage des 5. Archivwissenschaftlichen Kolloquiums der Archivschule Marburg,
Marburg 2000, S. 177-197, S. 188 f. sowie ders., “Im Benehmen mit ...” - Formen der Kooperation bei
Bewertungsfragen mit den betroffenen Behdrden. Erfahrungen des Staatsarchiv Sigmaringen. In: Robert
Kretzschmar (Hrsg.), Historische Uberlieferung aus Verwaltungsunterlagen. Zur Praxis der archivischen
Bewertung in Baden-Wirttemberg. Stuttgart 1997, S. 73-101, S. 90 ff.

82 V/gl. Vermerk StA Detmold vom 7.5.1985, in: StADt, Dienststellenakte Polizeiprésidium Bielefeld.

8 vVgl. Schreiben Polizeiprasident Bielefeld an StA Detmold vom 19.12.1984 sowie Vermerk vom
8.11.1985, beides in: ebd.

84 vgl. Treffeisen, “Im Benehmen mit”, S. 81.

8 Vgl. etwa Vermerk StA Detmold vom 9.8.1985, in: StADt, Dienststellenakte Polizeiprésidium Bielefeld.
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oder gar Sachbearbeiterregistraturen, wie sie auch bei der Polizei vorzufinden
ist, erscheint dies um so wichtiger.

Fazit

In weitaus groRerem MalRe als bei anderen Polizeidienststellen entsteht bei
den Staatsschutzkommissariaten historisch wertvolles Schriftgut, das Uber
die politische Geschichte eines Landes oder auch nur einer Landschaft, vor
allem Uber politische Rand- und Basisgruppen sowie Uber deren Behandlung
und Beurteilung von staatlicher Seite detailliert Auskunft geben kann. Diese
Akten offenbaren umfassender und detaillierter als alles anderes staatliches
Schriftgut das Kaldeidoskop der politischen Gruppierungen und Strémungen
einer Region bis in kleinste Gruppierungen hinein. Auch alle Anderungen
dieses politischen Mikroklimas spiegeln sich in dieser Uberlieferung wider.

Der Minsteraner Bestand nimmt hier - insbesondere mit seinem umfang-
reichen Material Uber die Studentenproteste an der Universitat - noch einmal
eine Sonderstellung ein. Dies gilt vor allem vor dem Hintergrund der Tatsa-
che, dal3 andere heute bedeutende Universitdten der Region, wie Bochum
oder Bielefeld, erst spater gegriindet wurden, so dal3 sich hier kein Material
Uber die Aktivitaten der sogenannten 68er in Westfalen finden lasst. Deshalb
machen nicht nur bestandserhalterische Griinde eine baldige ErschlieRung
dieser Uberlieferung im Staatsarchiv Miinster notwendig, sondern vor allem
auch inhaltliche. Die Akten des Staatsschutzes des Polizeiprasidiums Miins-
ter muissen so schnell wie moglich der Forschung und der interessierten
Offentlichkeit zur Verfiigung gestellt werden.

Aber auch Uber diesen konkreten Bestand hinaus ist es aus den oben ge-
nannten Griinden unbedingt erforderlich, daR in Zukunft die Uberlieferung
des polizeilichen Staatsschutzes bewahrt und den Archiven zur fachgerech-
ten Bewertung und Ubernahme angeboten wird. Dazu ist ein kontinuierlicher
Kontakt zu den Behérden ebenso notwendig wie die Erarbeitung eines um-
fassenden Bewertungsmodells, das eine facharchivarische Bewertung ermog-
licht, solange die Akten noch bei der Behdrde weilen und bevor eigentlich
kassables Schriftgut in das Archiv gelangt. Erst dies schafft die Vorausset-
zung fur eine schnelle ErschlieBung tGbernommener Bestande. Aufgrund des
besonderen Charakters dieser polizeilichen Uberlieferung gegeniiber dem
Schriftgut anderer Abteilung der Polizeibehérden sollte schon bei der Aus-
sonderung und Ubernahme, aber erst recht bei der Ordnung und Verzeich-
nung darauf geachtet werden, dal3 mit diesen Akten eigenstédndige Teilbe-
stande innerhalb der Gesamtiberlieferung der Polizeibehdrden gebildet wer-
den. Nur so ist eine gezielte Recherche und Benutzung méglich.

Archivierung und Benutzung schlielich sollten nicht dadurch erschwert
werden, daf in groBem Umfang Schriftgut in die Archive gelangt, das noch
geheimschutzrechtlichen Bestimmungen unterliegt, die sich auf die alte VS-
Anweisung griinden, welche keine automatische Aufhebung des VS-
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Schutzes nach 30 Jahren vorsieht. Da diese gerade getroffene Neuregelung
sich nur auf neu unter VS-Schutz gestelltes Schriftgut bezieht, ist noch fir
einige Jahre mit diesem Problem zu rechnen. Auch hier ist es wichtig, im
Kontakt mit der Behoérde beziehungsweise den vorgesetzten Dienststellen zu
einer einvernehmlichen, sowohl die Interessen des Staates wie der For-
schung berlicksichtigenden Lésung zu gelangen.
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Zur Bewertung von Schriftgut aus der Wiedergutmachung im 6ffentlichen
Dienst, am Beispiel des Landes Nordrhein-Westfalen

von Klaus Nippert

1. Einleitung

Die Uberlieferungsbildung zur Wiedergutmachung nach dem "Gesetz zur
Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts fur
Angehorige des offentlichen Dienstes” ist durch eine ausgepragte Zer-
splitterung des entstandenen Behordenschriftguts behindert. Um Vor-
schlage zum Umgang mit dieser Situation zu erarbeiten, werden das Wie-
dergutmachungsverfahren, das entstandene Schriftgut und Beispiele fir
dessen Verteilung beschrieben. Dabei erscheinen die von den Betroffenen
vorgelegten Antragsunterlagen und die Akten der von den Anmelde-
behorden geleisteten Ermittlungen als wertvollster und zugleich unein-
heitlich lokalisierter Teil der Uberlieferung. Fur die Entwicklung der Lo-
sungsvorschlage sind vor allem zwei Voraussetzungen mafgeblich: zum
einen Forderungen nach einer vollstandigen Archivierung von Quellen zur
nationalsozialistischen Verfolgung, zum anderen die unregelméaiige Ver-
teilung und die starke Streuung des Schriftguts. In dieser Situation ergibt
sich als Bewertungsziel neben dem umfassenden Informationserhalt die
Sicherung des Uberblicks tber gréRBere Komplexe der Uberlieferung. We-
gen der Unklarheit Gber den Flu3 des Schriftguts erscheint es angezeigt,
Bewertungsentscheidungen nicht ohne weiteres pauschal fir bestimmte
Funktionstrager, sondern nach der Struktur des einzelnen Bestands zu
treffen. Fir die meisten der mdéglichen Strukturverhéltnisse wird die voll-
standige Archivierung gerechtfertigt und daneben erortert, unter welchen
Bedingungen Teil- und Vollkassationen angebracht sind. Vorschlage zur
Prazisierung des erarbeiteten Konzepts schlieRen die Untersuchung ab.

Hilfe und Ratschlage aus verschiedenen Archiven waren dieser Arbeit
sehr von Nutzen. Mein Dank gilt Dr. Frank M. Bischoff (Nordrhein-West-
falisches Staatsarchiv Munster) als Betreuer dieser Arbeit sowie Dr. Hel-
mut Franz (desgl.), Andreas Koch (Institut fir Stadtgeschichte Gelsenkir-
chen), Dr. Hannes Lambacher (Stadtarchiv Mdinster), Frauke Laufhitte
(Bundesarchiv, Koblenz), Dr. Kerstin Oldenhage (desgl. ), Dr. Horst Ro-
meyk (Nordrhein-Westfalisches Hauptstaatsarchiv Dusseldorf), Ursula
Schnorbus (Nordrhein-Westfélisches Staatsarchiv Minster) und Katharina
Tiemann (Westfalisches Archivamt Munster).

Die Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts fir Angehori-
ge des 6ffentlichen Dienstes (WG6D) wurde durch ein Bundesgesetz vom
11.05.1951 (BWGGD) geregelt. Vorangegangene Bemuihungen von Mili-
tar- und Landerregierungen erhielten damit eine fir die Bundesrepublik
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einheitliche Fassung'. Anspruch auf diese Wiedergutmachung konnten
Beamte, Angestellte, Arbeiter und Berufssoldaten erheben, die durch
nationalsozialistische Verfolgung aus politischen, rassischen, religiésen
oder weltanschaulichen Griinden in einem 6ffentlich-rechtlichen Dienst-
oder Arbeitsverhaltnis oder einer daraus herrihrenden Versorgung ge-
schadigt worden waren. Entsprechendes galt flr die versorgungsberech-
tigten Hinterbliebenen. Ebenfalls berechtigt waren seit der 1955 erfolgten
Novelle des BWGOD die Bediensteten jidischer Gemeinden und jtdischer
offentlicher Einrichtungen (8 31 d).

Der Begriff der Schadigung ist im BWGG6D genau bestimmt. Neben der
Entfernung aus dem Dienstverhaltnis gehéren dazu die Versetzung in den
Ruhe- oder Wartestand, in ein Amt mit niedrigerem Endgrundgehalt und
die unterbliebene Beférderung (8 5 Abs. 1). Freilich konnten nicht alle
Geschadigten den Sachverhalt so einfach nachweisen wie die Inhaber
einer Entlassungsurkunde nach dem 'Gesetz zur Wiederherstellung des
Berufsbeamtentums'. Oft muBte das Geschehen durch Zeugenaussagen
rekonstruiert und glaubhaft gemacht werden, dal3 ein bestimmtes Ver-
halten des Antragstellers der Anla3 fir eine Verfolgung gewesen war.
Der Bedarf nach entsprechend genauen Nachweisen fiihrte zu einer aus-
fahrlichen Dokumentation der nationalsozialistischen Verfolgung in den
Akten.

Die WGO6D hatte betrachtliche AusmalRe: Fir Nordrhein-Westfalen
wurde das Pensum 1952 auf rund 8.000 Schadigungsfélle geschéatzt?.
Die Bundesregierung bearbeitete bis zum 31.10.1954 rund 14.000 Fal-
le®. Gleichwohl machen diese Zahlen deutlich, daR die Uberlieferung zur
WG6D kein Mengenproblem darstellt wie etwa die Massenakten der
Rechtspflege. Schon von daher ist verstandlich, daR die WG6D weniger
bekannt ist als die umfangreichere Wiedergutmachung nach dem "Bun-

' Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts fir Angehérige des
offentlichen Dienstes vom 11.05. 1951, in: BGBI. | 1951 S. 291-296. Zur Einfuhrung: Georg Anders,
Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts fiir Angehérige des
offentlichen Dienstes, erlautert von dems., 2., unter Berlicksichtigung des Dritten Anderungsgesetzes
vollstandig neubearbeitete und wesentlich vermehrte Auflage, KéIn-Berlin 1956; Walter Schwarz, Die
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts durch die Bundesrepublik Deutschland, in: Ludolf
Herbst, Wiedergutmachung in der Bundesrepublik Deutschland, Minchen 1989 (= Schriftenreihe der
Vierteljahrshefte fir Zeitgeschichte, Sondernummer), S. 33-54; Constantin Goschler, Wiedergutma-
chung. Westdeutschland und die Verfolgten des Nationalsozialismus (1945-1954), Miinchen 1992 (=
Quellen und Darstellungen zur Zeitgeschichte 34), bes. S. 234-241.

2 Am Jahresende 1954 waren in dem mit der Fachaufsicht (iber das Wiedergutmachungsverfahren
betrauten Innenministerium (s. unten, S. 12) bereits rund 6.500 Félle durchgelaufen. Fir die Landes-
verwaltung wurde die Zahl der abschlieBend bearbeiteten Félle zum Jahresende 1954 auf 2.304 bezif-
fert und wie folgt aufgeschlusselt: Chef der Staatskanzlei 16 (0,7 %), Innenminister 710 (30,8 %),
Finanzminister 270 (11,7 %), Minister fir Wirtschaft und Verkehr 26 (1,1 %), Minister fur Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten 27 (1,2 %), Minister flr Arbeit und Soziales 32 (1,4 %), Kultusminister
732 (31,8 %), Minister fur Wiederaufbau 10 (0,4 %), Justizminister 481 (20,9 %). HStAD, NW 652,
Nr. 46.

3 HStAD, NW 652, Nr. 46.
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desgesetz zur Entschadigung der Opfer der nationalsozialistischen Verfol-
gung" (BEG)*.

An der WGOD waren Einrichtungen von Bund und Léandern sowie Kom-
munen und andere Korperschaften des 6ffentlichen Rechts beteiligt. Als
Dienststelle eines Geschadigten konnte nahezu jede 6ffentlich-rechtliche
Einrichtung fir einen wesentlichen Teil des Verfahrens zustandig sein.
Sehr oft waren mindestens zwei Behorden beteiligt. Diese Kompetenz-
verteilungen fihrten zu einer zersplitterten Aktenlage und entsprechen-
den Schwierigkeiten bei der Uberlieferungsbildung. Weitere Probleme
bereiten Unsicherheiten Uber den Fluld der Akten im Lauf des Wiedergut-
machungsverfahrens. Nicht immer kam das bei einer Behdrde entstan-
dene Schriftgut nach der Benutzung durch eine ebenfalls beteiligte Stelle
zurick. Teilweise wurden die Wiedergutmachungsakten auch vom
Schriftgutbildner an andere Stellen abgegeben. Beim ersten Blick auf
einen zu bewertenden Aktenbestand ist deshalb nur mit genaueren Vor-
kenntnissen zu ermessen, mit welchem Schriftgut zur WG6D gerechnet
werden kann und wo eine Paralleliberlieferung vorhanden sein dirfte.
Diese Schwierigkeiten kénnten der Sorge von Spezialisten Uberlassen
werden, wenn das Schriftgut nicht so stark gesplittert vorlage, dal3 sehr
viele Archivare einmal damit konfrontiert sein dirften. Von daher lohnt
sich der Entwurf einer Orientierungshilfe, die dem einzelnen die Einarbei-
tung in das Thema erspart.

Uber die Bewertung von Schriftgut zur Wiedergutmachung nationalsozia-
listischen Unrechts ist es in den letzten Jahren zu einer Meinungsbildung
gekommen, die im Koordinatensystem aktueller Bewertungskonzepte eine
Randposition einnimmt. Gerade wéahrend der jlingeren Bewertungsdis-
kussion - einer Phase kritischer Distanz gegenlber vorrangig inhaltlich
motivierten Bewertungsansatzen® - wurden Stimmen laut, die nach einer
Totalarchivierung von Schriftgut verlangen, in dem die NS-Zeit dokumen-
tiert ist®. Es geht vorrangig um den historischen Informationswert, wenn
es in diesem Zusammenhang heiRt: "Es gibt offensichtlich Uberlieferun-
gen zu historischen Vorgangen, die komplett fir jeden Ort erhalten wer-
den sollten"’. Dieser Tendenz folgte im Jahr 2000 die Bund-Lénder-
Arbeitsgruppe zur Bewertung und ErschlieBung von Wiedergutmachungs-
akten mit einem Entwurf far Empfehlungen zur Bewertung der Ent-
schédigungsiiberlieferung®. Indem hier fiir eine vollstandige Archivierung

4 Zur Abgrenzung der Geltungsbereiche: Anders (Anm. 1), S. 53-57.

5 Zusammenfassend: Robert Kretzschmar, Die "neue archivische Bewertungsdiskussion" und ihre
FuBnoten. Zur Standortbestimmung einer fast zehnjéhrigen Kontroverse, in: Archivalische Zeitschrift 82
(1999), S. 7-40.

°® Ders., Aussonderung und Bewertung der sogenannten Massenakten. Erfahrungen der staatlichen
Archivverwaltung Baden-Wiirttemberg, in: Historische Uberlieferung aus Verwaltungsunterlagen. Zur
Praxis der archivischen Bewertung in Baden-Wurttemberg, hg. v. dems., Stuttgart 1997, S. 103-118,
hier S. 110; ders., Bewertungsdiskussion (Anm. 5), S. 31f.

7 Kretzschmar, Aussonderung und Bewertung (Anm. 6), S. 110.

8 Der nicht verdffentlichte Entwurf wurde mir durch Dr. Frank M. Bischoff zuganglich gemacht.
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der als maRgeblich eingestuften Uberlieferungskomplexe pladiert wird,
ergibt sich eine grundlegende Vorgabe. Anstelle der vorherrschenden
Konzentration auf die Dokumentation behordlicher Aufgabenwahrneh-
mung anhand weniger pragnanter Beispiele ist in diesem Fall das Haupt-
interesse auf einen umfassenden Erhalt von Informationen zum Ver-
folgungsgeschehen gerichtet. Andere Bewertungskriterien® sind damit
aber nicht aufgehoben. Es hat lediglich eine Verschiebung grundsatzlicher
Prioritaten im Einzelfall stattgefunden.

Der Entwurf sieht vor, Unterlagen der Uber Wiedergutmachungsan-
trage entscheidenden Behdrden vollstandig zu archivieren. Fir die Unter-
lagen von Stellen, bei denen Geschadigte ihre Antrage auf Wiedergut-
machung anzumelden hatten, wird hingegen die vollstandige Kassation,
zumindest als Regelfall empfohlen. Damit ist dem Archivar ein denkbar
weites Feld abgesteckt'®. Nicht zuletzt die Zersplitterung des Schriftguts
und die UnregelmaRigkeiten der Aktenlage lassen in dieser Situation ei-
nen Orientierungsbedarf entstehen, den die grundséatzlich gehaltenen
Empfehlungen nicht vollstdndig decken kénnen. Die vorliegende Arbeit
setzt an diesem Punkt an. Es sollen Kriterien benannt werden, an denen
sich die praktische Arbeit bei der Bewertung von Akten zur WG6D orien-
tieren kann.

Die Grundlage der Ausfiihrungen ist eine Analyse des Problems. Dazu
werden zunachst die Bestimmungen zum Wiedergutmachungsverfahren
(2.1) dargestellt und die Struktur des bei der WGOD entstandenen
Schriftguts beschrieben (2.2). Hierauf folgt eine Untersuchung der Uber-
lieferungsstruktur fir verschiedene Stationen des Wiedergutmachungs-
verfahrens, angelehnt an das Prinzip der 'vertikalen Bewertung''' (2.3).
Anhand der Analyseergebnisse werden unter Anwendung allgemeiner
archivischer Bewertungskriterien Zielvorstellungen entwickelt (3.) und
Vorschlage zur Umsetzung formuliert (4.). Am SchluR stehen Uberlegun-
gen, wie die Ergebnisse auf ihre Tragfahigkeit hin Gberprift werden koén-
nen (5.).

Im Hinblick auf bundesrechtliche Bestimmungen, grundlegende Kom-
petenzbestimmungen der Lander und die Schriftgutstruktur gilt die Unter-
suchung der WG6D in der gesamten Bundesrepublik. Eine Zuspitzung auf
Nordrhein-Westfalen ergibt sich bei der Betrachtung spezieller Verwal-
tungsvorschriften und des Schriftgutflusses. Die Arbeit befal3t sich mit
Schriftgut, das von der Antragstellung bis zur Erteilung des Wiedergut-

® Zum Uberblick: Theodore R. Schellenberg, Die Bewertung modernen Verwaltungsschriftguts, tibers. u.
hg. v. Angelika Menne-Haritz, Marburg 1990 (= Veré&ffentlichungen der Archivschule Marburg 17), bes.
S. 31-64; Kretzschmar, Bewertungsdiskussion (Anm. 5), S. 36f.

' Ich beziehe mich hier auf Abschnitt 3.1 des Entwurfs.

" Friedrich P. Kahlenberg, Aufgaben und Probleme der Zusammenarbeit von Archiven verschiedener
Verwaltungsstufen und Dokumentationsbereiche in Bewertungsfragen, in: Der Archivar 15 (1972), Sp.
57-70, hier Sp. 59f.; Robert Kretzschmar, Vertikale und horizontale Bewertung. Ein Projekt der staatli-
chen Archivverwaltung Baden-Wirttemberg, in: Der Archivar 49 (1996), Sp. 257-260.
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machungsbescheids entstand. Nicht einbezogen sind die prozessuale
Uberlieferung der Justiz und die Unterlagen der fiir die Festsetzung und
Abwicklung von Versorgungsbeziigen zustédndigen Behérden.

2. Problemstellung

2.1 Das Wiedergutmachungsverfahren

Das BWGO6D bestimmt die Grundziige des Wiedergutmachungsverfahrens
(2.1.1). In den Bundeslandern werden diese Vorgaben durch Verordnun-
gen und Erlasse naher bestimmt (2.1.2-2.1.3). Dabei ergeben sich erheb-
liche Unterschiede in der Zuweisung von Kompetenzen.

2.1.1 Der bundesrechtliche Rahmen

Die einschlagigen Passagen des BWGOD sind die Zuweisung der Wieder-
gutmachungspflicht (8 22) und die Bestimmungen zum Wiedergutma-
chungsverfahren (88 24-26).

Die wesentlichen Verfahrensschritte finden bei einer Anmeldebehdrde
und einer entscheidenden Behoérde statt, die in einigen Fallen identisch
sind. Die Anmeldebeh6rde nimmt den Antrag auf Wiedergutmachung
entgegen. DarlUber hinaus ermittelt sie "alle fir die Entscheidung erheb-
lichen Tatsachen" (8 25 Abs. 1 Satz 1). Durch ein Rundschreiben des
Bundesinnenministers werden Anmeldebehdrden angehalten, "nicht klein-
lich zu verfahren" und beim "Fehlen von Beweisunterlagen zu priifen, ob
nicht die Umstéande des Falles und die vorhandenen Indizien zur Beweis-
fllhrung ausreichen"'2.

Nach Abschlul® der Ermittlungen legt die Anmeldebehdrde den Antrag
zusammen mit einer von ihr verfalRten Stellungnahme "der zustandigen
obersten Dienstbehérde oder Verwaltungsstelle des wiedergutmachungs-
pflichtigen Dienstherrn” vor (8 25 Abs. 1 Satz 2). Diese Stelle kann wie-
tere Ermittlungen zum Sachverhalt anstellen und hat dem Antragsteller
vor der Entscheidung Gelegenheit zu einer abschlieRenden AuRerung zu
geben.' Darauf erteilt sie den Wiedergutmachungsbescheid, in dem die
fur die Entscheidung maRRgeblichen Tatsachen und Beweismittel genannt
sind (8 26 Abs. 2 Satz 1).

Die Rollen der Anmeldebehérde und der entscheidenden Behérde sind
fir mehrere Gruppen von Antragstellern unterschiedlich verteilt. Im allge-
meinen gelten die folgenden Regeln (1.-5.):

1. Geschadigte, die nach wie vor im 6ffentlichen Dienst stehen, rei-
chen ihren Antrag "bei der Anstellungsbehodrde oder der dieser entspre-
chenden Verwaltungsstelle" (8 24 Abs. 2) ein. Der Antrag wird von der

2 Rundschreiben des Bundesinnenministers vom 12.10.1951 (iber die Durchfiihrung des Wiedergut-
machungsgesetzes vom 11.05.1951, bekanntgegeben durch RunderlaB des n.-w. Innenministers vom
24.10.1951, in: MBl. NW 1952 Sp. 182.

'3 Verwaltungsvorschriften zur Durchfiihrung des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung natio-
nalsozialistischen Unrechts fir Angehodrige des offentlichen Dienstes vom 31.10.1951, in: BAnz Nr.
214 vom 01.11.1951, S. 1f.
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obersten Dienstbehdrde des gegenwartigen Dienstherrn entschieden (8
22 Abs. 1 und 3). Bei den im Dienst von Kommunen Geschadigten sind
Anmeldebehorde und entscheidende Behorde also Teile derselben Kor-
perschaft, wenn die Betroffenen nach wie vor im Dienst der Kommune
stehen, bei der die Schadigung stattgefunden hat.

2. Geschadigte, die nach dem 08.05.1945 in den Ruhestand getreten
sind, reichen ihren Antrag "bei der fir den Wohnort zustandigen Anmel-
debehoérde"” (8 24 Abs. 2) ein. Der Antrag wird von der obersten Dienst-
behorde des letzten Dienstherrn entschieden (8 22 Abs. 3 i.V.m. § 24
Abs. 2).

3. Bis zum 08.05.1945 in den Ruhestand getretene Geschadigte (8
24 Abs. 3), deren Dienststelle nach wie vor besteht (8 24 Abs. 2 Satz
1), reichen ihren Antrag "bei der fir den Wohnort zustdndigen Anmelde-
behorde" (8 24 Abs. 2) ein. Der Antrag wird von der obersten Dienst-
behérde des Dienstherrn entschieden, "in dessen unmittelbarem Dienst-
bereich die Schadigung stattgefunden hat" (8 24 Abs. 1).

4. Bis zum 08.05.1945 in den Ruhestand getretene Geschadigte einer
"Dienststelle des Reichs" (8§ 22 Abs. 2 Satz 1), "deren Aufgaben von
Dienststellen bundeseigener Verwaltungen weitergefihrt werden" (8 25
Abs. 2 Satz 1), reichen ihren Antrag "bei der fir den Wohnort zustandi-
gen Anmeldebehoérde"” (8 24 Abs. 2) ein. Der Antrag wird durch "die ent-
sprechende Oberste Dienstbehérde” entschieden (8 25 Abs. 2 Satz 1).

5. Bis zum 08.05.1945 in den Ruhestand getretene Geschadigte einer
"Dienststelle des Reichs", deren "Aufgaben weder ganz noch Uberwie-
gend von einem Dienstherrn im Bundesgebiet weitergefuhrt" (8§ 22 Abs.
2 Satz 1-2) werden, oder "einer sonstigen Gebietskoérperschaft [...], die
seither weggefallen ist oder ihren Sitz auRerhalb des Bundesgebiets hat"
(8 22 Abs. 2 Satz 1), reichen ihren Antrag "bei der fir den Wohnort
zustéandigen Anmeldebehoérde” (8 24 Abs. 2) ein. Der Antrag wird durch
eine vom Bundesinnenminister zu bestimmende Behdrde (8 25 Abs. 2
Satz 2) entschieden. Bei Reichsbeamten ist dies "die Oberste Bundes-
behoérde des Verwaltungszweigs, dem der Geschadigte friher angehort
hat, bei Nichtgebietskérperschaften die Oberste Bundesbehoérde, deren
Geschaftsbereich dem der friheren Aufsichtsbehérde entspricht”, in den
Gibrigen Fallen entscheidet der Bundesminister des Innern'.

Darliber hinaus gelten Ausnahmen flr drei Gruppen von Antragstellern
(6.-8.):

6. Geschadigte "von Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des
offentlichen Rechts, die keine Gebietskorperschaften sind (Nichtgebiets-
koérperschaften), sowie von Verbanden von Gebietskérperschaften und
Nichtgebietskérperschaften” (8 2 Abs. 2), unterliegen zunachst den glei-

'* Anordnung des Bundesinnenministers zur Durchfiihrung des § 25 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung
der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts fiir Angehérige des 6ffentlichen Dienstes vom
25.05.1951, in: BGBI. | 1951 S. 174.
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chen Bestimmungen wie andere im 6ffentlichen Dienst Beschéaftigte. Das
Anderungsgesetz zum BWGO6D vom 19.08.1953 bestimmt ein abwei-
chendes Verfahren "nach dem Vierten Abschnitt des Bundeserganzungs-
gesetzes zur Entschadigung der Opfer der nationalsozialistischen Verfol-
gung mit Ausnahme der 8§ 82, 90, 91 und 95" (8 27a Satz 2)'5. Damit
werden als Anmeldebehérde und als entscheidende Behdrde die nach
dem BEG zustandigen Wiedergutmachungsbehérden eingesetzt'®. Unter
diese Sonderregelung fallen etwa die im Dienst der Provinzialverbande
Westfalen und Rheinland Geschéadigten.

7. Fur im Ausland lebende Geschadigte gilt ein besonderes Gesetz'’.
Danach beantragen diese Personen die Wiedergutmachung bei der fir
ihren Wohnsitz zustandigen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland,
falls es keine zustandige Vertretung gibt, direkt beim Auswartigen Amt
(8 6 Abs. 1). Diese Stellen leisten die noétigen Ermittlungen, soweit es
moglich ist. Darliber hinaus nétige Ermittlungen sind Sache der entschei-
denden Behérden'®. Ansonsten gelten die Regelungen des BWG&D fiir die
Zustandigkeit und das Verfahren der entscheidenden Behorden (8 1).

8. Fir die friheren Bediensteten jidischer Gemeinden und jidischer
offentlicher Einrichtungen wird 1956 die "Bundesstelle fir Verwaltungs-
angelegenheiten des Bundesministers des Innern — Entschadigung der
Bediensteten judischer Gemeinden" als Anmeldebehérde und als ent-
scheidende Behérde eingesetzt'®. Diese Funktionen tbernimmt 1960 das
Bundesverwaltungsamt in K&éIn?°,

Diese Regelungen bedingen, dal3 die Unterlagen zu einem Schadi-
gungsfall in rdumlicher und organisatorischer Entfernung vom Ort der
Schadigung entstehen. Neben der Zustandigkeit einer Dienststelle als
Anmeldebehoérde fir alle gegenwartigen Bediensteten (1.) wird dies durch
die Sammelkompetenz der fir Geschadigte im Ruhestand zustandigen
Anmeldebehdérden (2.-5.) bewirkt. Auch bei entscheidenden Behdrden
kénnen Félle unterschiedlicher rdaumlicher und ressortmalRiger Herkunft

5 Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozia-
listischen Unrechts fur Angehérige des o6ffentlichen Dienstes vom 19.08. 1953, in: BGBI. | 1953 S.
994-995. Vgl. die Anpassungen in den Novellen des BWG6D von 1961 und 1965. BGBI. | 1961 S.
1638; BGBI. | 1965 S. 2084.

' Dazu Anders (Anm. 1), S. 308.

7 Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts fir die im Ausland
lebenden Angehorigen des 6ffentlichen Dienstes vom 18.03.1952, in: BGBI. | 1952 S. 137f.

'8 Richtlinien des Bundesinnenministers tiber die Behandlung der Antrédge nach dem Gesetz zur Regelung
der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts fiir die im Ausland lebenden Angehérigen des
offentlichen Dienstes vom 18.03.1952, bekanntgegeben durch Runderlal® des n.-w. Innenministers vom
25.04.1952, in: MBl. NW 1952 Sp. 494-502.

' § 13 Abs. 2 der Verordnung zur Durchfiihrung des § 31 d des Gesetzes zur Regelung der Wieder-
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts fir Angehdrige des o6ffentlichen Dienstes vom
06.06.1956, in: BGBI. | 1956 S. 643-646.

20 Gesetz Uber die Errichtung des Bundesverwaltungsamtes vom 28.12.1959, in: BGBI. | 1959 S. 829;
8 12 Abs. 2-3 der Verordnung zur Durchflihrung des 8 31 d des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut-
machung nationalsozialistischen Unrechts fir Angehorige des 6ffentlichen Dienstes vom 02.04.1963,
in: BGBI. | 1963 S. 182-189.
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anfallen (1., 5.). Aufmerksamkeit verdient das Bundesinnenministerium
als Sammelstelle fur die Entscheidung Uber Schadigungsfalle bei Kommu-
nen in der DDR und den ehemaligen Ostgebieten (5.).

Im BWGOD ungeklart bleibt die Frage, welche Stellen als Anmelde-
behoérde fir die nicht mehr im 6ffentlichen Dienst befindlichen Geschadig-
ten zustandig sind. Der Entstehungsort fir einen gro3en Teil des anfallen-
den Schriftguts bleibt damit Detailregelungen in Bund und Landern Uber-
lassen.

2.1.2 Bestimmung der Anmeldebehdrden fiir Geschadigte im Ruhestand
Von den Landern wird die Zustandigkeit der Anmeldebehérden fir im
Ruhestand befindliche Geschéadigte vielfach territorial bestimmt. Daneben
gibt es ressortmaBige Einteilungen und landesweit konzentrierte Kompe-
tenzen. Nach einer 1956 ver6ffentlichen Bekanntmachung des Bundes-
innenministers gelten im einzelnen die folgenden Zustandigkeiten?':

Bund

Fir Geschéadigte im Bereich

der Bundespost die fir den Wohnsitz zustandige OPD
(Berlin: Senator fir Post- und Fernmel-
dewesen)

der Bundesbahn die fur den Wohnsitz zustédndige Eisen-
bahndirektion (Berlin: Eisenbahndirektion
Hamburg)

der WasserstraRenverwal- | die fir den Wohnsitz zustadndige Was-

tung ser- u. Schiffahrtsdirektion (Berlin: Sena-
tor fUr Inneres)

der Zollverwaltung die fir den Wohnsitz zustandige OFD
(Berlin: Prasident des Landesfinanz-
amtes)

der Monopolverwaltung fir |die fur den Wohnsitz zustandige OFD

Branntwein (Berlin: Prasident des Landesfinanz-
amtes)

des Auswartigen Dienstes das Auswartige Amt in Berlin

2! Bekanntmachung Uber die zustandigen Anmeldebehérden gemaR § 24 Abs. 2 des Gesetzes zur
Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts fir Angehorige des o6ffentlichen
Dienstes in der Neufassung des Gesetzes vom 23.12.1955 fir Geschadigte, die noch nicht wieder im
offentlichen Dienst beschéftigt sind, vom 16.02.1956, in: BAnz Nr. 40 vom 25.02.1956, S. 1f.
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Baden-Wiirttemberg

Fir Geschadigte mit Wohnsitz

im Regierungsbezirk

Hohenzollern

Stdbaden das Landesamt fir die Wiedergutma-
chung Freiburg

Nordbaden das Landesamt fir die Wiedergutma-
chung Karlsruhe

Nordwdrttemberg das Landesamt fiur die Wiedergutma-
chung Stuttgart

Sudwirttemberg- das Landesamt flir die Wiedergutma-

chung Tubingen

Bayern

Bei Anspriichen gegen den Bund

Fir Geschadigte der Wehrmacht mit Wohnsitz im Bezirk der

OFD Minchen

die Finanzmittelstelle Minchen

OFD Nurnberg

die Finanzmittelstelle Ansbach

Fir Geschadigte der Finanz-
verwaltung

die fir den Wohnsitz zustandige OFD

Fir Geschadigte der Justiz-

verwaltung

der fir den Wohnsitz zustandige Prasi-
dent des OLG

Fir Geschéadigte des Volks-
schullehrerdienstes einschl.
des Dienstes an Haupt- und
Blrgerschulen

die fur den Wohnsitz zustéandige Regie-
rung

Fir Geschadigte der Polizei

und Gendarmerie

die Finanzmittelstelle Minchen

Fir Sonstige

die fir den Wohnsitz zustandige Fi-
nanzmittelstelle

Bei Anspriichen gegen den bayerischen Staat, bayerische Gemeinden
und sonstige Koérperschaften des 6ffentlichen Rechts

"Die Anstellungsbehoérde, deren Ge-
schaftsbereich der Geschadigte im
Zeitpunkt der Schadigung angehoért hat
oder nach den derzeitigen staats- und
verwaltungsrechtlichen  Verhéaltnissen
angehort hatte.”

Berlin

Fir alle Geschéadigten der Senator fir Inneres




Archivierung und Zugang

10

Bremen

Fir Geschadigte mit Wohnsitz in

Bremen (Land und Stadt)

die Senatskommission flir das Perso-

nalwesen

Bremerhaven

der Magistrat der Stadt Bremerhaven

Hamburg

Fir die bei einer Dienststelle
im Stadtgebiet Geschadigten

der Senat, Personalamt

Fir Sonstige

die Sozialbehérde, Amt fliir Wiedergut-
machung

Hessen

dergutmachung

Fir alle Geschadigten das Landesinnenministerium, Abteilung fir Wie-

Niedersachsen

Fir Geschadigte der

Finanzverwaltung

die OFD Hannover

Justizverwaltung

der Prasident des fur den Wohnsitz
zustandigen OLG bzw. der fir den
Wohnsitz zustandige Generalstaatsan-
walt

Kultusverwaltung (Hoch-
schulen, Lehrerfortbildung)

der Kultusminister

Staatlichen héheren Schulen

die Staatliche Verwaltung der hoheren
Schulen Hannover

Fir Sonstige

die far den Wohnsitz zustandige Be-
zirksregierung

Rheinland-Pfalz

Fir Geschadigte der

Finanzverwaltung

die fir den Wohnsitz zustandige OFD

Justizverwaltung

der Prasident des fir den Wohnsitz
zustandigen OLG

Fir Sonstige

die fir den Wohnsitz zustédndige Bezirks-
regierung
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Schleswig-Holstein

Fir die bei Dienststellen im |die betreffende Dienststelle, sofern der
Landesgebiet Geschadigten Geschadigte seinen Wohnsitz am glei-
chen Ort hat.

Fir Sonstige die fur den Wohnsitz zustandige Verwal-
tung des Kreises oder der kreisfreien
Stadt

Nordrhein-Westfalen??
Fir Geschadigte der
Finanzverwaltung die fir den Wohnsitz zustéandige OFD
Justizverwaltung der Vorstandsbeamte des fiir den Wohn-

sitz zustandigen OLG (bzw. der fur den

Wohnsitz zustidndige Generalstaatsan-
walt)®

kommunalen und staatlichen | das fir den Wohnsitz zustandige Schul-

héheren Schulen kollegium (bzw. die Bezirksregierung

Detmold, Verwaltung der friheren Lippi-

schen hdheren Schulen)?

Hochschulen und Lehrerbil- | der Kultusminister

dungsanstalten
Reichsanstalt fliir Arbeits- | das Landesarbeitsamt

vermittlung und Arbeitslo-

senversicherung

Fiur Sonstige die fir den Wohnsitz zustandige Bezirks-

regierung

Bei der mehrfach ausgewiesenen Kategorie der 'sonstigen’ Geschadigten
ist zu beachten, dalR die zustédndigen Stellen Anmeldeadresse fiir einen
erheblichen Teil der Antragsteller sind. Sowohl im Dienst von Kommunen
Geschadigte als auch Personen aus der DDR und den ehemaligen Ost-
gebieten missen sich an diese Behérden wenden. Dies gilt regelmaRig
far die Bezirksregierungen in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und
Rheinland-Pfalz.

22 Verwaltungsverordnung (iber die Bestimmung der Anmeldebehérde im Sinne von § 24 Abs. 2 des
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts fur Angehorige des
o6ffentlichen Dienstes vom 03.07.1951, in: Gesetze und Verordnungen fir das Land Nordrhein-
Westfalen, Ausgabe A 1951 S. 90.

2 Angabe in Klammern nach einem Schreiben des n.-w. Kultusministers an den n.-w. Innenminister vom
02.10.1951. HStAD, NW 652, Nr. 406.

2% Angabe in Klammern nach einem Schreiben des n.-w. Justizministers an den n.-w. Innenminister vom
16.10.1951. HStAD, NW 652, Nr. 406.
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2.1.3 Verfahrensregeln in Nordrhein-Westfalen

In Nordrhein-Westfalen tbt der Innenminister (zumindest) bis 1955 eine
Fachaufsicht tGber die Wiedergutmachung aus. Daflir werden die von der
Anmeldebehérde bearbeiteten Antrage nach der Vorlage bei dem fir die
Entscheidung zustandigen Landesminister mit dessen Entscheidungsvor-
schlag dem Innenminister zugeleitet. Dieser kann in einer Stellungnahme
Bedenken &auRern. Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den Mini-
stern wird eine Stellungnahme des Kabinetts eingeholt®®.

Sofern der Antrag durch eine Bundesbehérde zu entscheiden ist, wer-
den die Vorgdnge von der Anmeldebehérde an den ressortmallig zustan-
digen Landesminister geschickt. Dieser erstellt ein Gutachten, das Uber
den Innenminister des Landes an die entscheidende Bundesbehdérde gelei-
tet wird?®.

Im Ausland lebende Geschadigte, die bei einer Wiedergutmachung
zurlickkehren wollen, kénnen ihren Antrag - in Abweichung von den bun-
desrechtlichen Bestimmungen - direkt an die Anmeldebehérde richten, die
fir den ins Auge gefaRBten Wohnsitz zustandig ist®’.

Eine wesentliche Vorgabe fiir die Uberlieferungsbildung sind die 1954
far nachgeordnete Behoérden des Innenministeriums und des Kultusmini-
steriums ergangenen Erlasse zur Aufbewahrung der Wiedergutmachungs-
akten. Den Wiedergutmachungsbehorden wird aufgetragen, das zu ein-
zelnen Antragen entstandene Schriftgut nach AbschluR des Verfahrens
an eine personalaktenfiihrende Stelle abzugeben, wo sie den Personal-
akten beigefligt werden sollen.?®

2.2 Das Schriftgut und seine Verwendung
Das zur WGG6D entstandene Schriftgut wurde anhand von Akten folgen-
der Behorden untersucht:
e Regierung Mdinster, Dezernat fir Wiedergutmachung (Anmelde-
behérde)?®
e Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen (entscheidende
Behérde, Fachaufsichtsbehérde)®°

2 RunderlaB des n.-w. Innenministers vom 15.09.1951 (ber die Bearbeitung der Antrage nach dem
Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts fir Angehdrige des
offentlichen Dienstes vom 11.05.1951 im Lande Nordrhein-Westfalen auf Grund des Beschlusses der
Landesregierung vom 11.09.1951, in: MBI. NW 1951 Sp. 1189; aufgehoben durch RunderlaR dess.
vom 29.11.1955 Uber die Bearbeitung der Antréage nach dem Gesetz zur Regelung der Wieder-
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts fir Angehorige des 6ffentlichen Dienstes vom 11.05.1951
im Lande Nordrhein-Westfalen, in: MBl. NW 1955 Sp. 2138.

26 RunderlaR des n.-w. Innenministers vom 11.08.1951 (ber die Zustandigkeit der Regierungs-
prasidenten als Antrags- und Bearbeitungsbehérden nach dem Gesetz zur Regelung der Wie-
dergutmachung vom 11.05.1951, in: MBI. NW 1952 Sp. 184.

27 RunderlaR des n.-w. Innenministers vom 17.08.1951 {ber die Durchfiihrung des Wiedergut-
machungsgesetzes vom 11.05.1951, in: MBI. NW 1952 Sp. 180f.

% HStAD, NW 652, Nr. 25 (RunderlaR des Innenministers an die Regierungspréasidenten vom
06.09.1954); HStAD, NW 19, Nr. 920 (RunderlaR des Kultusministers vom 16.12. 1954).

2% StAMS, unverzeichneter Bestand (Akzessionsnr. 106/91).

3 HStAD, NW 293.
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e Kultusministerium des Landes Nordrhein-Westfalen (entscheidende
Behorde)®'
e Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen (entscheidende
Behorde)®?

¢ Bundesinnenministerium (entscheidende Behérde)®®
Darlber hinaus wurden archivierte Personalakten zu Geschadigten heran-
gezogen. Es handelt sich jeweils um Personen, die in den beim Wieder-
gutmachungsdezernat der Regierung Minster entstandenen Akten als
Antragsteller erscheinen. Die Betreffenden waren vorwiegend Lehrer und
Polizisten, in einigen Fallen auch Bedienstete von Kommunen?®*.
Aus den Akten der Wiedergutmachungsbehérden sind die vorgeschrie-
benen Verfahrensschritte zu ersehen. Es ergeben sich jedoch auch dar-
Uber hinausgehende Beobachtungen. So gehen die vom Antragsteller ein-
gereichten Unterlagen oft weit (iber das gebrauchliche Formular®® hinaus.
Viele Schadigungen werden in frei formulierten Darstellungen, nicht sel-
ten mit subjektivem Einschlag beschrieben. Als Beweismittel sind Urkun-
den und aufgezeichnete Zeugenaussagen beigefiigt. Neben den zum
Antrag gehorigen Unterlagen enthalten die Akten Schriftstlicke, die in der
Anmeldebehérde bei weiteren Ermittlungen anfielen. Es handelt sich vor
allem um Ausklnfte anderer Behoérden und zusétzlich eingeholte Urkun-
den und Zeugenaussagen. Daneben findet sich nicht selten weiterer
Schriftwechsel mit dem Antragsteller, vor allem zur weiteren Aufklarung
des Sachverhalts. Zusammen mit den Antragsunterlagen bildet dieses
Material die Grundlage fir die von der Anmeldebehorde verfal3te Stel-
lungnahme. Die Stellungnahme kann ein stark formalisiertes Konzentrat
der far eine Entscheidung nach dem BWGG6D erheblichen Fakten sein,
aber auch eine ausfiihrlichere Darstellung der Schadigung enthalten®®. Da

3" HStAD, NW 118.

% HStAD, NW 238.

% Bundesarchiv, B 106.

3% StAMS, PA, | 686; PA, | 674; PA, | 2389; PA, | 2427; PA, | 2477; PA, | 2668; PA, | 2694; PA, |
3385; PA, |1 5054; PA, | 5149; PA, | 5165; PA, | 5192; PA, | 6927; PA, | 6945; PA, | 7029; PA, |
8041; PA, 1 9099; PA, Il 160; PA, Il 3155; PA, Il 6964; PA, Il 7959; PA, Il 4596; PA, Il 6960; PA, Il
7628; PA, 1 44; PA, 1 447; PA, 3 39; PA, 3 123; PA, 3 734; PA, 11 20; PA, 22 166; PA, 22 301;
PA, 22 319; PA, 22 345; PA, 26 G 123; PA, 28 F 48; PA, 28 H 309; PA, 28 H 703; PA, 28 W 408;
PA, 39 337; PA, A J 57; PA, A K 307; PA, B 98; PA, B 124; PA, B 179; PA, Regierung Arnsberg
Schulabteilung F 449; PA, Regierung Arnsberg Schulabteilung 1528; PA, Schulkollegium Munster A H
68; PA, Schulkollegium Munster A-K 198; Westfalisches Archivamt Munster, Archiv des Landschafts-
verbands Westfalen-Lippe, C 11b 2247, K 333, C 11a 1056; Institut fir Stadtgeschichte Gel-
senkirchen, Stadtarchiv, PA, B 198; PA, B 67; PA, K 66; PA, S 11; PA, Sch 9; PA, GE/O 4694; PA, U
2; PA, V-13; PA, W 130.

% Abgedruckt bei Anders (Anm. 1), S. 531-535.

3¢ Rundschreiben des Bundesinnenministers vom 24.11.1951 (iber das Wiedergutmachungsverfahren
nach dem Bundesgesetz vom 11.05.1951, soweit der Bund wiedergutmachungspflichtig ist, bekannt-
gegeben durch Runderla® des n.-w. Innenministers vom 21.12.1951, in: MBl. NW 1952 Sp. 182-184.
Abdruck des Formulars auch bei Anders (Anm. 1), S. 544f. Der nordrhein-westféalische Innenminister
erklart in seiner Bekanntgabe: "Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, da® es wenig zweckmaRig
ist, die Wiedergutmachungsantrédge formularmaRig zu bearbeiten. Ein Eingehen auf die Besonderheiten
jedes Falles und ein Herausstellen der Eigenheiten in der Vielfalt der Schicksale der Geschéadigten ist in
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die Antragsunterlagen eine wesentlich breitere Fille an Informationen
enthalten, kann die Stellungnahme die Antragsunterlagen nicht ersetzen,
wenn es um die Dokumentation nationalsozialistischer Verfolgung geht.
Der entscheidenden Behorde lag die gesamte bei der Anmeldebehdrde
entstandene Akte vor. Jedoch war dieses Material nicht die alleinige
Grundlage der Entscheidung. Teilweise stellte die entscheidende Behdrde
eigene Ermittlungen an. Indem die Antragsteller vor der Erteilung des
Wiedergutmachungsbescheids Gelegenheit zu einer abschlieBenden Au-
RBerung erhielten, ergab sich mitunter Anla zu weiteren Ermittlungen.
AuRerdem konnte die entscheidende Behorde die Stellungnahme einer
Fachbehorde einholen. Das Bundesinnenministerium befragte bei Antra-
gen ehemaliger Wehrmachtsangehoriger das Verteidigungsministerium.
Der schlieBlich erteilte Wiedergutmachungsbescheid ist in der Regel
mehrere Seiten lang und lehnt sich nicht selten an die Stellungnahme der
Anmeldebehérde an®’. Wie die Stellungnahme kann auch dieses Schrift-
stiick stark formalisiert sein®®. Fir die Darstellung des Verfolgungsge-
schehens gilt auch beim Wiedergutmachungsbescheid, dalR die enthalte-
nen Informationen wesentlich knapper sind als in den Antragsunterlagen.

2.3 Beispiele fiir die Verteilung des Schriftguts

2.3.1 SchriftgutfluB zwischen Anmeldebehérden und entscheidenden
Behorden

Die beschriebenen Elemente des Schriftguts kénnen in unterschiedlicher
Weise auf Anmeldebehérden und entscheidende Behdrden verteilt sein,
soweit diese Stellen nicht identisch sind. Die folgende Tabelle zeigt die
Haufigkeit des Vorhandenseins von Antragsunterlagen, Stellungnahmen
der Anmeldebehérde und Wiedergutmachungsbescheiden in den archi-
vierten Einzelfallakten der untersuchten Behoérden.

Uberlieferungsstelle Antrags- Stellung- Bescheide
unterlagen | nahmen

1) | Regierung Minster, 52 % 75 % 69 %
Dezernat fir
Wiedergutmachung

2) | Innenministerium NW 8 % 53 % (Sammlung)®®

3) | Kultusministerium NW 2 % 90 % 82 %

4) | Justizministerium NW 58 % 100 % 87 %

jedem Falle [...] erforderlich." Das vom Bundesinnenminister vorgeschlagene Formular wird demgegen-

Uber als "Mindestanforderung" bezeichnet.

%7 Vielfach kenntlich an der Markierung zu (ibernehmender Textabschnitte in der Stellungnahme der
Anmeldebehérde.

38 Abdruck eines Formulars bei Anders (Anm. 1), S. 546-559.

3% HStAD, NW 652, Nr. 1-19, 33, 34, 62-65. Die Bescheidesammlung besteht aus mehreren Serien. Die
Vollstandigkeit konnte nicht geprift werden.
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5) | Bundesinnenministerium | 0 % 94 % 98 %

Quellennachweise oben, S. 13. ProbengréRen: 1) 364, 2) 127, 3) 100, 4) 86, 5) 64. Die
Falle der Proben 2), 3) und 5) sind auch in 1) enthalten. Das Justizministerium (4) hatte
allein Uber Antrage zu entscheiden, die von Anmeldebehérden im eigenen Ressort vor-
gelegt wurden. Bei den Zahlen fir Bescheide ist zu beachten, dal® nicht jedes Verfahren
bis zu einem Wiedergutmachungsbescheid gefuhrt wurde.

Die dargestellten Haufigkeiten sind vor allem im Hinblick auf die Uberlie-
ferung der Antragsunterlagen aufféllig. Die geringe Haufigkeit bzw. das
Fehlen dieser Unterlagen in den Akten des Landesinnenministeriums, des
Kultusministeriums und des Bundesinnenministeriums lat davon aus-
gehen, dalR diese Behorden die von der Regierung Minster zur Entschei-
dung vorgelegten Akten fast immer bzw. immer zurlickgaben. Die Tat-
sache, dal®3 in den Akten der Regierung Munster die Antragsunterlagen
nur etwas mehr als zur Halfte enthalten sind, spricht nicht gegen diese
Folgerung, da es im nachhinein zu Abgaben an personalaktenfiihrende
Stellen kam.

Im Kontrast zu der beobachteten Praxis von Landesinnenministerium,
Kultusministerium und Bundesinnenministerium steht die Handhabung
des Schriftguts im Justizressort. Hier verblieben die Antragsunterlagen in
der knappen Mehrzahl der Falle bei der entscheidenden Behdrde. Zusam-
men machen diese Befunde deutlich, dal3 bei unterschiedlichen Verfah-
rensstrangen nicht ohne weiteres mit einem einheitlichen Flul3 der An-
tragsunterlagen gerechnet werden kann. Die weitgehend einheitliche
Praxis dreier Ministerien, darunter das Bundesinnenministerium, wirft
jedoch die Frage auf, ob die Rickgabe der Antragsunterlagen an die An-
meldebehdrden eher die Regel als die Ausnahme war.

Bei den Stellungnahmen und den Wiedergutmachungsbescheiden ist
das Bild einheitlicher. Mit relativ groBer Wahrscheinlichkeit sind diese
Unterlagen als Durchschlag sowohl bei der Anmeldebehdrde wie bei den
entscheidenden Behorden anzutreffen. Die jeweilige Haufigkeit ist jedoch
nicht groR genug, um von einer weitgehend identischen Uberlieferung zu
sprechen.

Beachtung verdient die Bescheidesammlung des nordrhein-westfali-
schen Innenministeriums. Die Sammlung umfal3t nicht allein die im eige-
nen Geschaftsbereich ergangene Bescheide, sondern auch die Entschei-
dungen anderer Ressorts sowie von Stadt- und Kreisverwaltungen. Damit
ist ein wichtiges Element der Uberlieferung an zentraler Stelle zusam-
menfal3t.

2.3.2 Abgaben zur Personalakte

In welchem MaRe die vom nordrhein-westfalischen Innen- und Kultus-
ministerium ergangenen Anweisungen zur Abgabe der Wiedergutma-
chungsakten an die personalaktenfliihrenden Stellen bei der Regierung
Mdunster befolgt wurden, liee sich nur nach einer eingehenden Betrach-
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tung der bearbeiteten Einzelfalle ausmachen. Auf jeden Fall ist damit zu
rechnen, dal® Unterlagen schon deshalb bei den Akten des Dezernats flr
Wiedergutmachung verblieben, weil zu einem im Ruhestand befindlichen
Antragsteller keine Personalakte vorhanden war. Zumindest bei Regie-
rungsbeamten, Polizisten und den Lehrern, die nicht an héheren Schulen
Dienst taten, war das Wiedergutmachungsdezernat jedoch auch fir die
noch im Dienst stehenden Geschadigten zustandig und somit zur Abgabe
von Akten verpflichtet. Eine Gegenprobe an Personalakten von Antrag-
stellern fiihrte zu folgendem Ergebnis*®: Nur bei sechs von 42 archivier-
ten Personalakten findet sich die vollstdndige Wiedergutmachungsakte,
zwei weitere enthalten zumindest die Antragsunterlagen. Ob dieser Be-
fund die Folge eines vorarchivischen Umgangs mit dem Schriftgut oder
aber das Ergebnis einer Kassation von Beiakten ist, konnte nicht geklart
werden.

Proben zu Antragstellern bei der Regierung Muinster, die im Kommu-
nalbereich tatig gewesen waren, ergaben ein uneinheitliches Bild. In sie-
ben der zu den neun ehemaligen Bediensteten der Stadt Gelsenkirchen
jeweils vorhandenen Personalakten finden sich die Antragsunterlagen und
weiteres Schriftgut zur WG6D. Im Stadtarchiv Minster sind nur zu vier
der zwolf Antragsteller Personalakten vorhanden. Die Wiedergut-
machungsunterlagen sind jeweils einschlieBlich des Antrags enthalten.
Bei den Bediensteten von Einrichtungen des Provinzialverbands Westfalen
sind Personalakten zu drei von insgesamt neun Personen archiviert. Nur
eine davon enthalt ein ausgefilltes Antragsformular®’.

Wie schon die Erlasse zur Aufbewahrung der Wiedergutmachungs-
akten zeigen auch die archivierten Personalakten, dal3 ein wichtiger Teil
des Schriftguts zur WGOD auf diesem Weg Uberliefert sein kann. Die eher
schmale Uberlieferung einschlagiger Unterlagen zeigt jedoch, daR nicht
von vornherein mit dieser Moglichkeit gerechnet werden sollte.

2.4 Fazit der Problemanalyse
Aus der Betrachtung des Wiedergutmachungsverfahrens und den Analy-
sen des Schriftguts und seiner Verteilung ergeben sich drei Folgerungen:

1. Die bei der Anmeldebehérde entstandenen Antrags- und Ermitt-
lungsunterlagen haben mit der ausfihrlichsten Darstellung der national-
sozialistischen Verfolgung besonderen Wert.

2. Eine regelmaRige Uberlieferung der bei der Anmeldebehérde ent-
standenen Unterlagen entweder durch die Anmeldebehérde oder durch
die entscheidende Behorde ist nicht von vornherein anzunehmen.

% |nsgesamt wurde zu 134 Personen das Vorhandensein einer archivierten Personalakte gepriift.

4! Einzelnachweise oben, Anm. 34, die Archivalien im Institut fiir Stadtgeschichte Gelsenkirchen und im
Westféalischen Archivamt. Der Befund aus dem Stadtarchiv Minster wurde ohne Angabe von Signaturen
Ubermittelt.
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3. Mit den Antrags- und Ermittlungsunterlagen kann der besonders
wertvolle Teil der Uberlieferung zu einer Personalakte des Betroffenen
gelangt sein.

3. Bewertungsziele

Die zersplitterte Uberlieferung und die Unsicherheit Gber deren Zusam-
mensetzung an den Uberlieferungsorten behindern nicht nur die Bewer-
tung, sondern auch die spatere Benutzung des Schriftguts zur WG6D.
Eine Recherche zu bestimmten Orten oder Personengruppen ist nicht
zuletzt dadurch erschwert, da® personliche Umstande des Geschéadigten
wie Dienststellenwechsel und Ruhestand die Lage des Schriftguts mitbe-
stimmten. Diese Details dirften oftmals nicht von vornherein bekannt
sein. Will man die Zugénglichkeit des Materials in diesem Punkt erleich-
tern, so ist bei der Bewertung neben dem inhaltlichen Motiv einer umfas-
senden Dokumentation der Schadigungsfalle die Anordnung der fir einen
Umgang mit der Gesamtuberlieferung wesentlichen Schlisselinformatio-
nen zu berlcksichtigen.

Setzt man diesen formalen Aspekt als zusatzliches Bewertungskrite-
rium an, so haben auch solche Bestidnde besonderen Wert, die das ei-
gentlich interessierende Verfolgungsgeschehen nicht so genau beschrei-
ben wie Antragsunterlagen, daflir aber Grunddaten fir einen grofRRen
Personenkreis enthalten. Diese Grunddaten sind neben Name, Lebens-
daten und Wohnort die Dienststellen und die am Wiedergutmachungs-
verfahren beteiligten Behorden. Wertvolle Zusammenstellungen dieser
Schlisselinformationen sind in den Unterlagen von entscheidenden Be-
hoérden zu erwarten, die fir eine gro3e Zahl von Anmeldebehérden und
viele Antragsteller zustandig waren.

Wihrend bei der Uberlieferung staatlicher Behérden die Benutzungs-
probleme durch die Ubernahme einer Vielfalt von Provenienzen in ver-
gleichsweise wenige Archive gemindert werden, besteht die rdumliche
Zersplitterung im kommunalen Bereich auch nach der Archivierung. Von
daher hat auch die staatliche Uberlieferung besonderes Gewicht, in der
die Wiedergutmachung bei den Kommunen Uberschaubar ist. Das kann
nicht nur bei Fachaufsichtsbehdrden, sondern auch bei Anmeldebehor-
den, hier jedoch nur fir Geschadigte im Ruhestand, der Fall sein.

Ein weiteres Argument fiir die vollstandige Archivierung eines Uber-
blick gewahrenden Bestandes ist die Unsicherheit Gber die allgemeine
Bewertungspraxis. Die Befunde anhand der Personalakten kénnen in die-
sem Zusammenhang als Beleg eines hohen Verlustrisikos flir einen erheb-
lichen Teil der Unterlagen gelten. Die Aussicht, Grundinformationen nicht
nur als Benutzungshilfe, sondern auch ersatzweise zu Uberliefern, spricht
hier fur die Inkaufnahme einer partiellen Paralleliberlieferung.
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4. Vorschlage zur Bewertungspraxis

Die Unklarheit Gber die Struktur des Schriftguts zur WG6D an den Pro-
venienzstellen 14t eine Orientierung im Einzelfall angezeigt erscheinen.
Mitunter kdnnen sich Bewertungsmotive auch aus einer vergleichenden
Stichprobe in einem bereits archivierten Parallelbestand ergeben. Da nur
bei den Anmeldebehdrden fir noch im Dienst befindliche Geschadigte die
Antrédge von einer einzigen Behodrde entschieden wurden, ist diese Mdg-
lichkeit jedoch aus praktischen Griinden eingeschrankt.

Im einzelnen kénnen sich folgende Ausgangsbefunde und Entschei-
dungen ergeben:

4.1 Trennung von Anmeldebehdrde und entscheidender Behorde

4.1.1 Anmeldebehdrde
1) Das Schriftgut enthalt regelmaRig die mit dem Antrag und bei seiner
Bearbeitung entstandenen Unterlagen.

Die Antrags- und Ermittlungsunterlagen rechtfertigen eine vollstandige
Archivierung.

2) Die einzelnen Akten bestehen nur aus Resten des gebildeten Schrift-
guts. Es finden sich etwa nur Abgabenachrichten oder Durchschlage der
Stellungnahme.

Dieser Befund wird zumeist die vollstdandige Kassation rechtfertigen.
Der Abgleich mit einem archivierten Parallelbestand kann dabei sicher-
stellen, daR kein Grund zur Bildung einer Ersatziiberlieferung besteht.
Sofern sich herausstellt, da bei der Anmeldebehérde entstandene Unter-
lagen durch die entscheidende Behérde Uberliefert sind, entfallt selbst die
Dokumentation behordlicher Aufgabenwahrnehmung als mogliches Be-
wertungsmotiv.

3) Das Schriftgut enthalt die mit dem Antrag und bei seiner Bearbeitung
entstandenen Unterlagen teilweise.

Hier ist zu klaren, ob die Akten ohne Antrags- und Ermittlungs-
unterlagen ausgesondert werden kénnen oder sollen. Sofern die Bewer-
tung einzelner Akten mdglich ist, kann ein Abgleich mit einem Parallel-
bestand kléren, ob mit der vollstandigen Archivierung ansonsten verlo-
rene Grundlageninformationen gesichert wirden.

4.1.2 Entscheidende Behérde
1) Das bei einer entscheidenden Behorde entstandene Schriftgut und die
bei den Anmeldebehérden angefallenen Antrags- und Ermittlungsunter-
lagen liegen zusammen vor.

Die Antrags- und Ermittlungsunterlagen rechtfertigen eine vollstédndige
Archivierung.

2) Elemente des Schriftguts sind zu einer Sammlung zusammengefal3t.
Das kann vor allem bei Wiedergutmachungsbescheiden der Fall sein.
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Der Uberblickswert und die Kompaktheit des Materials rechtfertigen
eine vollstandige Archivierung.

3) Das bei der entscheidenden Behorde entstandene Schriftgut findet
sich in deren Uberlieferung, die bei der Arbeit verwendeten Antrags- und
Ermittlungsunterlagen jedoch nicht.

Der Uberblickswert des Schriftguts kann eine vollstandige Archivie-
rung rechtfertigen. Jedoch ist zu klaren, wie diese Funktion am besten
erflllt wird. Wenn eine parallele Bescheidesammlung vorliegt, verdient
diese wegen ihrer Kompaktheit den Vorzug. Jedoch sollte hinreichende
GewiRheit Gber die Vollstéandigkeit der Sammlung bestehen. Sofern keine
Einschatzung vom Umfang her mdglich ist, hilft ein stichprobenartiger
Vergleich mit den Einzelfallakten. Ist die Bescheidesammlung zuverlassig,
kann bei den Einzelfallakten eine Auswahlarchivierung zur Dokumentation
der behordlichen Aufgabenwahrnehmung gentigen.

4) Das bei der entscheidenden Behorde entstandene Schriftgut befin-
det sich einheitlich in deren Uberlieferung, die bei der Arbeit verwendeten
Antrags- und Ermittlungsunterlagen jedoch nur teilweise.

Hier ist zu klaren, ob die Akten ohne Antrags- und Ermittlungsunter-
lagen ausgesondert werden kénnen oder sollen. Ist eine zuverldssige
Bescheidesammlung vorhanden, kénnen diese Akten kassiert werden.
Ansonsten spricht der Uberblickswert fiir eine vollstandige Archivierung.

4.2 |dentitdt von Anmeldebehdrde und entscheidender Behorde
Eine ldentitdt bzw. eine enge organisatorische Verknipfung von Anmel-
debehdrde und entscheidender Behdrde kann einerseits bei Antragstellern
im Dienst der Kommunen und andererseits, bis zur Novelle des BWGG6D
von 1953, bei Personen im Dienst von Nichtgebietskérperschaften und
Verbanden von Gebietskorperschaften und Nichtgebietskorperschaften
bestehen. Fiir die Folgezeit ist die Uberlieferung zur zweiten Gruppe bei
den vom BEG vorgesehenen Wiedergutmachungsbehérden zu suchen®?.
Die Bewertung der Unterlagen kann sich wie bei Schriftgut der nur
entscheidenden Behorden sowohl am Vorkommen der Antrags- und Er-
mittlungsunterlagen wie am Uberblickswert der sonstigen Unterlagen
orientieren, so dal3 oft eine vollstandige Archivierung gerechtfertigt sein
wird.

4.3 Gezielte Uberlieferungsbildung mit Personalakten?

Die im nordrhein-westfalischen Innen- und im Kultusressort ergangenen
Vorschriften zur Aufbewahrung der Wiedergutmachungsakten und die
Befunde anhand des archivierten Schriftguts haben die Mdglichkeit auf-
gezeigt, daR ein Teil der wertvollen Uberlieferung zur WG6D bei den Per-
sonalakten liegt. Gleichzeitig wurde deutlich, dal3 von dieser Mdglichkeit
nicht ohne weiteres auszugehen ist. Sollte sich jedoch herausstellen, dal®

“2'S. oben.
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ein bestimmter Personalaktenbestand einen wertvollen Teil der Uberliefe-
rung, insbesondere Antragsunterlagen regelmalRig enthalt, mag eine ge-
zielte Auslese und Archivierung dieser Akten wiinschenswert erscheinen.

In der Praxis dirften einer solchen Uberlieferungsbildung mit Zeit-
knappheit und dem Fehlen von Abgabelisten erhebliche Hindernisse ent-
gegenstehen. Bei manchen personalaktenfiihrenden Stellen wird es Uber-
dies fraglich sein, ob der Sonderaufwand vertretbar ist, wenn bereits eine
Paralleliberlieferung, etwa eine Bescheideserie vorliegt. Fir Nordrhein-
Westfalen kann fir die Ressorts Inneres, Justiz und Kultus vermutet
werden, daBR die bereits gebildete Uberlieferung einen groRen Teil der
Schadigungsfalle (iberschaubar macht®.

Auf jeden Fall zu berlicksichtigen sind die ansonsten bei der Bewer-
tung von Personalakten geltenden Grundsatze. Wenn in der NS-Zeit ge-
fihrte Personalakten ohnehin vollstandig archiviert werden, dirfte ein
Teil der Schadigungsfalle damit bereits erfalt werden. Allerdings ist eine
Uberlieferung von Schriftgut zur WG6D auch in Personalakten méglich,
die erst nach 1945 angelegt wurden.

Eine glinstige Voraussetzung fir die gezielte Uberlieferungsbildung auf
der Grundlage von Personalakten ist die Verzeichnung der in einem Para-
llelbestand bezeugten Antragsteller mit Name, Geburtsdatum, Dienst-
und Anmeldebehérde. Bei der ErschlieBung durch eine Datenbank lassen
sich auf den fraglichen Personalaktenbestand zugeschnittene Auszlige in
Form von Namenslisten erstellen. Sofern ein Aktenverzeichnis des zu
bewertenden Bestands vorliegt, ist ein Abgleich der beiden Hilfsmittel mit
vertretbarem Zeitaufwand maoglich. In Nordrhein-Westfalen steht einem
solchen Verfahren entgegen, dal® die archivierten Einzelfallakten aus den
Landesministerien nur zu einem geringen Teil und die Bescheideserien gar
nicht namentlich erschlossen sind.

Unter diesen Gesichtspunkten erscheint eine Uberlieferungsbildung
anhand von Personalakten als aufwendiger Ausweg, der nur in besonde-
ren Situationen sinnvoll und auch dann nur bei einem Zusammentreffen
glinstiger Voraussetzungen zu rechtfertigen ist.

5. Evaluationsmadéglichkeiten

Die vorliegende Untersuchung enthalt Befunde zur Uberlieferung der Res-
sorts Inneres, Justiz und Kultus in Nordrhein-Westfalen. Damit liegen
exemplarische Ergebnisse zu Gber 80 % der im Bereich der Landesver-
waltung entschiedenen Wiedergutmachungsfalle vor**. Hinzu kommen
eine Stichprobe in den Wiedergutmachungsakten des Bundesinnen-
ministeriums und einige kleinere Proben aus kommunaler Uberlieferung.
Damit wird nur ein Teil der Gesamtuberlieferung zur WGG6D Uber-

**'S. oben, Abschnitt 2.3.1.
“S. oben, Anm. 2, die Zahlen zum Gesamtumfang der WG&D in Nordrhein-Westfalen.
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schaubar. Es ist deshalb mit der Mdglichkeit zu rechnen, dal3 sich zu
nennenswerten Teilen der Uberlieferung abweichende Befunde ergeben.
Das bundeseinheitlich geregelte Verfahren der WG6D 1at in seinen we-
sentlichen Ziigen, abgesehen von der Zustandigkeit fir Antragsteller im
Ruhestand, keine Abweichungen erwarten. Bei der von den allgemeinen
Verfahrensvorschriften nicht erfaten Handhabung des Schriftguts ist
jedoch mit Unterschieden zu rechnen. Die hier aus Beispielen flr den
Schriftgutflul® gezogene Folgerung, dal3 bei der Bewertung von Schriftgut
zur WGOD eine Strukturaufklarung am einzelnen Bestand sinnvoll sei, ist
daher als Variable zu verstehen.

Wenn sich fur bestimmte Bereiche herausstellt, daR es dort einen
regelmaRigen Schriftgutflul gab, konnen pauschale Bewertungsempfeh-
lungen fir die Akten bei Anmeldebehérden und entscheidenden Behorden
den Vorschlag der Bestandsanalyse partiell ersetzen. Das Ziel solcher
Korrekturen ware die moglichst genaue Eingrenzung des Bereichs, in dem
der Aufwand einer Bestandsanalyse angezeigt ist.

Versuche einer solchen Eingrenzung lohnen vor allem dort, wo Zustan-
digkeiten fir die WGO6D stark konzentriert waren. Das trifft in erster Linie
auf Landes- und Bundesministerien in ihrer Eigenschaft als entscheidende
oberste Dienstbehdrden zu. Darlber hinaus besteht bei manchen Anmel-
debehérden fiir Geschadigte im Ruhestand*® die Chance, mit begrenzten
Stichproben Erkenntnisse Uber grol3e Verfahrensbereiche zu gewinnen.
Das gilt vor allem fiur die vier baden-wirttembergischen Landesamter fir
Wiedergutmachung und fir das hessische Innenministerium.

6. Quellen, Literatur und Abkiirzungen

Quellen in Archiven (Bestédnde)

. Nordrhein-Westfalisches Hauptstaatsarchiv Dasseldorf: NW 19, NW
118, NW 238, NW 293, NW 652

. Institut flr Stadtgeschichte Gelsenkirchen: Stadtarchiv: Personalak-
ten
Bundesarchiv Koblenz: B 106

e  Westfalisches Archivamt Miinster: Archiv des Landschaftsverbands
Westfalen-Lippe: Personalakten

e Nordrhein-Westfalisches Staatsarchiv Minster: unverzeichneter Be-
stand (Akzessionsnr. 106/91), Personalaktenbestande*®

Gedruckte Rechtsquellen in zeitlicher Folge

Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un-
rechts fir Angehorige des oOffentlichen Dienstes vom
11.05.1951, in: BGBI. 1 1951 S. 291-296.

*'S. oben, Abschnitt 2.1.2.
46 3. im einzelnen oben, Anm. 34.
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Anordnung des Bundesinnenministers zur Durchfihrung des 8 25 Abs. 2
des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozia-
listischen Unrechts fir Angehorige des o6ffentlichen Dienstes
vom 25.05.1951, in: BGBI. | 1951 S. 174.

Verwaltungsverordnung Uber die Bestimmung der Anmeldebehdrde im
Sinne von § 24 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der Wieder-
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts fir Angehorige des
o6ffentlichen Dienstes vom 03.07.1951, in: Gesetze und Verord-
nungen fir das Land Nordrhein-Westfalen, Ausgabe A 1951 S.
90.

Runderlal3 des n.-w. Innenministers vom 11.08.1951 Uber die Zustandig-
keit der Regierungsprasidenten als Antrags- und Bearbeitungsbe-
hoérden nach dem Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung
vom 11.05.1951, in: MBI. NW 1952 Sp. 184.

Runderlal3 des n.-w. Innenministers vom 17.08.1951 Uber die Durchfiih-
rung des Wiedergutmachungsgesetzes vom 11.05.1951, in:
MBI. NW 1952 Sp. 180f.

Runderlal3 des n.-w. Innenministers vom 15.09.1951 {ber die Bearbei-
tung der Antrage nach dem Gesetz zur Regelung der Wiedergut-
machung nationalsozialistischen Unrechts fir Angehorige des 6f-
fentlichen Dienstes vom 11.05.1951 im Lande Nordrhein-
Westfalen auf Grund des Beschlusses der Landesregierung vom
11.09.1951, in: MBI. NW 1951 Sp. 1189.

Rundschreiben des Bundesinnenministers vom 12.10.1951 {ber die
Durchfihrung des Wiedergutmachungsgesetzes vom
11.05.1951, in Nordrhein-Westfalen, bekanntgegeben durch
Runderla3 des n.-w. Innenministers vom 24.10.1951, in: MBI.
NW 1951 Sp. 182.

Verwaltungsvorschriften zur Durchfihrung des Gesetzes zur Regelung
der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts fir An-
gehorige des offentlichen Dienstes vom 31.10.1951, in: BAnz
Nr. 214 vom 01.11.1951, S. 1f.

Rundschreiben des Bundesinnenministers vom 24.11.1951 Uber das Wie-
dergutmachungsverfahren nach dem Bundesgesetz vom
11.05.1951, soweit der Bund wiedergutmachungspflichtig ist,
bekanntgegeben durch Runderlal® des n.-w. Innenministers vom
21.12.1951, in: MBI. NW 1952 Sp. 182-184.

Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un-
rechts fiur die im Ausland lebenden Angehdrigen des 6ffentlichen
Dienstes vom 18.03.1952, in: BGBI. | 1952 S. 137f.

Richtlinien des Bundesinnenministers Uber die Behandlung der Antrage
nach dem Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung national-
sozialistischen Unrechts fir die im Ausland lebenden Angehori-
gen des o6ffentlichen Dienstes vom 18.03.1952, bekanntgege-
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ben durch Runderlal3 des n.-w. Innenministers vom 25.04.1952,
in: MBI. NW 1952 Sp. 494-502.

Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut-
machung nationalsozialistischen Unrechts fir Angehorige des 6f-
fentlichen Dienstes vom 19.08.1953, in: BGBI. | 1953 S. 994-
995.

Runderlal3 des n.-w. Innenministers vom 29.11.1955 Uber die Bearbei-
tung der Antrage nach dem Gesetz zur Regelung der Wiedergut-
machung nationalsozialistischen Unrechts fir Angehorige des 6f-
fentlichen Dienstes vom 11.05.1951 im Lande Nordrhein-West-
falen, in: MBI. NW 1955 Sp. 2138.

Drittes Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut-
machung nationalsozialistischen Unrechts fir Angehorige des 6f-
fentlichen Dienstes vom 23.12.1955, in: BGBI. | 1955 S. 820-
834.

Bekanntmachung Uber die zustdndigen Anmeldebehérden gemall & 24
Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung natio-
nalsozialistischen Unrechts fir Angehorige des 6ffentlichen Dien-
stes in der Neufassung des Gesetzes vom 23.12.1955 fir Ge-
schadigte die noch nicht wieder im 6ffentlichen Dienst beschaf-
tigt sind, vom 16.02.1956, in: BAnz Nr. 40 vom 25.02.19586,
S. 1f.

Verordnung zur Durchfiihrung des &8 31 d des Gesetzes zur Regelung der
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts fiir Angeho-
rige des oOffentlichen Dienstes vom 06.07.1956, in: BGBI. |
1956 S. 643-646.

Gesetz Uber die Errichtung des Bundesverwaltungsamtes vom 28.12.
1959, in: BGBI. | 1959 S. 829.

Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un-
rechts flir Angehdrige des 6ffentlichen Dienstes in der Fassung
vom 24.08.1961, in: BGBI. | 1961 S. 1628-1646.

Verordnung zur Durchfihrung des 8 31 d des Gesetzes zur Regelung der
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts fiir Angeho-
rige des 6ffentlichen Dienstes in der Fassung vom 02.04.1963,
in: BGBI. 1 S. 183-189.

Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un-
rechts flir Angehorige des offentlichen Dienstes in der Fassung
vom 15.12.1965, in: BGBI. | 1965 S. 2074-2090.
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Die Uberlieferung des 'Wissenschaftlichen' und 'Staatlichen' Priifungsamtes
(fir Erste Staatspriifungen fiir das Lehramt an Schulen) im Nordrhein -
Westfilischen Staatsarchiv Miinster - Ein Archivierungsmodell’

Von Kathrin Pilger

1. Einleitung

In den letzten Jahren hat die Beschéaftigung mit der Geschichte von
Erziehung und Wissenschaft deutlich an Intensitédt gewonnen. Es scheint, als
habe ein altes Thema mit dem gegenwartigen Umbau von der Industrie- zur
Wissensgesellschaft neues und verstarktes Interesse gefunden. Womit sich
vormals nur einige Padagogen und vielleicht noch Historiker beschaftigten,
das ist heute ein beliebter Forschungsgegenstand in fast samtlichen Einzel-
disziplinen. Viel ist inzwischen erreicht worden. Gesamtdarstellungen wie
das juingst abgeschlossene Handbuch der Bildungsgeschichte oder Helmut
Heibers volumindse Geschichte der Universitaten im Dritten Reich legen
Zeugnis davon ab. Je weiter aber die Landkarte der Bildungs- und
Wissenschaftsgeschichte sich fillt und verfeinert, desto enger ricken
zugleich die einzelnen Teile zusammen und stellen den Forscher vor die
Frage, wo und in welcher Weise es Austausch und wechselseitige
Beeinflussung gegeben hat. In diesem Sinne lenkt z.B. die Geschichte und
Theorie einzelner Disziplinen seit geraumer Zeit ihre Aufmerksamkeit
verstarkt auf den gesellschaftlichen Leistungsbezug von Wissenschaft, der
nicht zuletzt im Bereich von Schule und Erziehung liegt. Umgekehrt sieht sich
die Schulforschung ihrerseits in der Erklarung unterrichtsgeschichtlicher und
-theoretischer Phdnomene auf die Universitdten und Akademien verwiesen,
an denen die Lehrer nicht nur ihr Wissen erworben haben, sondern auch -
mit allen Werten und Normen - akademisch sozialisiert wurden. Es werden
also in wachsendem Male BerlGhrungspunkte bildungsgeschichtlicher
Forschungszweige erkennbar und mit diesen Berlhrungspunkten auch neue
Quellen. Eine dieser neuen Quellen sind die Akten der Lehrerprifungen.

Wie keine andere Quellengruppe geben Prifungsakten Aufschlul? Gber die
Vermittlung wissenschaftlichen Wissens an das Erziehungssystem sowie
umgekehrt Uber den Umgang der Wissenschaft mit dem schulischen
Anspruch auf eine vor allem praxisorientierte Lehrerausbildung. Fir die
Bildungsgeschichte des 19. Jahrhunderts spielen diese Wechselwirkungen
eine zentrale Rolle. Die Ausdifferenzierung und der Aufstieg der grofRen
geisteswissenschaftlichen Disziplinen, der Geschichtswissenschaft wie der
Nationalphilologien, verdankt sich namlich in betréachtlichem MalRe gerade
der Nachfrage durch die Lehrerausbildung. Folglich konnten auf Dauer auch
die inhaltliche Ausrichtung dieser Facher, ihr Theorie-, Methoden- und

' Aus Platzgriinden musste die vorliegende Arbeit bedauerlicherweise um einige Anhénge gekiirzt werden. N.B.
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Themengeflige, nicht unbeeinflult bleiben von den Bedirfnissen des
Lehrerberufs. Diese Feststellung gilt im Prinzip bis weit in die Nachkriegszeit
hinein. Noch die '68er-Bewegung' formulierte ihre Kritik an der
Weltabgewandtheit (Autonomie) der Wissenschaft und am elitéren
Traditionalismus der Ordinarienuniversitat in weiten Teilen als Forderung
nach einer zeitgemaBen Lehrerbildung, die gegenwartsorientiert und (im
Sinne eines wie auch immer verstandenen 'Sozialismus') "gesellschaftlich
niitzlich" sein soll.> Welche damals bestehende Praxis diese Forderung
motivierte, vor allem aber: ob und welche Konsequenzen sie letztlich zeitigte,
&Rt sich fundiert fast nur anhand von Prifungsakten klaren. Die Archive
sollten deshalb mit diesen Akten sorgfaltig umgehen. Denn daR sie als Quelle
bislang noch keine groRere Beachtung gefunden haben, hangt nicht zuletzt
damit zusammen, dal3 sie vielfach von den Archiven (z.B. in
Bestandelibersichten) nur unzureichend bekannt gemacht wurden, zudem
oftmals schlecht verzeichnet sind und dariber hinaus auch die rechtliche
Grundlage ihrer Benutzung unklar ist. Einige Forscher haben trotzdem
inzwischen mit der Auswertung der Prifungsakten begonnen. In Mdinster
z.B. hat schon im Jahr 1982 der Mathematikhistoriker und Bildungsforscher
Gert Schubring Prifungsakten benutzt und in diesem Zusammenhang
(anlaBlich einer damals geplanten umfangreichen Kassation) auch darauf
hingewiesen, dal3 der Bestand, bei dem es sich "um den einzigen [...] der
sieben altpreuRischen Prifungsamter handelt, der noch geschlossen einem
Archiv zur Aufbewahrung Ubergeben worden war", in jedem Fall "erhal-
tenswiirdig" sei.® Unterstiitzt wurde Schubring in dieser Einschatzung damals
von dem Bildungshistoriker Manfred Heinemann, der ebenfalls den "Wert"
des Aktenbestandes fir "unbestreitbar" hielt und deshalb forderte, "die
Akten des Wissenschaftlichen Prifungsamtes Minster auf Dauer zu
erhalten."® Am Ende konnte sich weder Schubring noch Heinemann mit
seinem Pladoyer durchsetzen. Die Priifungsakten, auch die altesten aus der
Zeit um 1900, wurden Mitte der 90er Jahre endglltig kassiert. Diese
Kassation ist um so bedauerlicher, als mittlerweile auch andere
Bildungsforscher wie z. B. der Oldenburger Germanist Uwe Meves den Weg
in die Archive gefunden haben, um hier der Geschichte der Lehrerausbildung
mit Hilfe von Prifungsunterlagen genauer nachzugehen.® Fir das 19. und
fr0he 20. Jahrhundert bleiben ihnen dabei als Quelle fast Gberall nur die
zusammenfassenden Kandidatenlisten, die heute im Geheimen Staatsarchiv
in Berlin lagern.® Fir die Nachkriegszeit hingegen sind (allein schon wegen

2 Diese Formulierungen (der sich dutzende &hnliche aus der Zeit um 1970 zur Seite stellen lieBen) stammt
aus einem Flugblatt der Roten Zellen Germanistik (in Minster) vom Wintersemester 1971/72.

3 Ich danke Herrn Dr. Gert Schubring, daR er mir eine Kopie seines Briefes an das Staatsarchiv Miinster
Uberlassen hat. Das Original ist in der Dienstregistratur des Archivs nicht mehr vorhanden.

4 Manfred Heinemann an das Staatsarchiv Miinster, 22.12.1982. STAMS, Dienstregistratur C Nr. 743.

° Vgl. Uwe Meves: "Wir armen Germanisten...". Das Fach deutsche Sprache und Literatur auf dem Weg zur
Brotwissenschaft. In: Wissenschaft und Nation. Studien zur Entstehungsgeschichte der deutschen
Literaturwissenschaft. Hg. v. Jirgen Fohrmann und Wilhelm VoRRkamp. Miinchen 1991, S. 165-193.

° Vgl. unten Kap. 4.1.
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der gesetzlich festgelegten Aufbewahrungsfristen) auch die Akten selbst
noch weitgehend vorhanden. I|hnen droht allerdings ebenfalls eine
fortschreitende Ausdiinnung bzw. Vernichtung, sei es in der Behorde oder in
den Archiven. Vor diesem Hintergrund erscheint es dringend ratsam, sich
moglichst bald in grundlegender Weise Uber den Wert und die zukinftige
Behandlung von Prifungsakten zu verstédndigen. Die vorliegende Arbeit
versteht sich als Beitrag dazu.

2. Akten der ersten Staatspriifung fiir das Lehramt im Staatsarchiv Miinster

2.1 Lehrerpriifungen in PreuBen, in Nordrhein-Westfalen und speziell in
Miinster

Nach dem Ende des 2. Weltkriegs wurde in Nordrhein-Westfalen, dhnlich wie
auch in anderen Bundesldandern, die Gymnasiallehrerausbildung als
notwendige Revision der 'Ordnung der Prifung fir das Lehramt an H6heren
Schulen im Deutschen Reich' von 1940 neu geregelt. Diese
Umstrukturierung erfolgte im Jahr 1948 durch die 'Neuordnung der Wis-
senschaftlichen Priifung fir das Lehramt an Hoheren Schulen im Lande
NRW'.” Danach lag die Zustandigkeit fir die Durchfiihrung der
Gymnasiallehrerpriifungen beim 'Wissenschaftlichen Prifungsamt', der
direkten Nachfolgeorganisation der in Miinster erstmals 1816 eingerichteten
Priifungskommission,® die seit 1917 - wie Uberall in PreuRen — die
Bezeichnung 'Priifungsamt’ fiihrte.’

Die Ausbildung der Volksschullehrer (seit 1968 Grund- und Haupt-
schullehrer'®) fand nach dem Krieg vorerst weiterhin an den Padagogischen
Akademien (seit Beginn der 60er Jahre Padagogischen Hochschulen) statt.
Hatten vor 1945 diese Einrichtungen nur in Dortmund fiir Westfalen und in
Bonn fir das Rheinland bestanden, so kam es in der 50er Jahren auch in
Minster zur Grindung zunéachst einer katholischen, 1960 dann auch einer
evangelischen Akademie, von denen jede ein eigenes Prifungsamt
unterhielt."” Mitte der 60er Jahre wurden die beiden selbsténdigen
Akademien umgewandelt in Abteilungen (Minster | und Il) der PH Westfalen-

7 ABIL.LKM.NW 1949, S. 24-30. Die Priifungsordnung wurde 1962 nochmals revidiert, vgl. AB1.KM.NW
1962, S. 112-132.

® Vgl. Karl-Ernst Jeismann: Das preuRische Gymnasium in Staat und Gesellschaft. Bd. 1: Die Entstehung des
Gymnasiums als Schule des Staates und der Gebildeten 1787-1817. 2., vollstandig Uberarbeitete Auflage.
Stuttgart 1996 (=Industrielle Welt 15), S. 374, sowie Meves, "Wir armen Germanisten...", S. 172.

? Das 'Wissenschaftliche Priifungsamt' hatte in Miinster seinen Sitz zun&chst gemeinsam mit dem Provinzial-
Schulkollegium in einem Birogebaude am SchloBplatz. Seit 1951 waren beide Einrichtungen gemeinsam an
der SchlaunstraRe untergebracht. Ab 1960 besal das Prifungsamt erstmals eigene Rdumlichkeiten am Alten
Steinweg; im Jahr 1966 erfolgte ein erneuter Umzug in die MoltkestraRRe.

© AB1.KM.NW 1968, S. 65-75.

" AB1.KM.NW 1961, S. 208.
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Lippe, deren Rektorat seinen Sitz in Minster hatte. Im Jahr 1969 schlieRlich
kam es zu einer Zusammenlegung der Abteilungen Miinster | und I1."?

An den Akademien bzw. Padagogischen Hochschulen wurden lange Zeit
auch die Realschullehrer ausgebildet. Im Zuge der fortschreitenden
Verwissenschaftlichung der Lehrerbildung erfolgte jedoch zu Beginn der 60er
Jahre ein Ubergang der Realschullehrerausbildung an die Universitat,’® was
zugleich einen Wechsel der Zustandigkeit hinsichtlich der Prifungen
bedeutete. Die Reallschullehrerpriifungen wurden fortan wie die Priifungen
fir Gymnasiallehrer vor dem 'Wissenschaftlichen Priifungsamt' abgelegt, das
seit 1968 im Vorlesungsverzeichnis der Westféalischen Wilhelms-Universitat
folgerichtig als "Wissenschaftliches Prifungsamt fiir das Lehramt an Hoheren
Schulen und an Realschulen' bezeichnet wurde.™

Mit der Umstellung von der schulform- zur stufenbezogenen Lehrer-
ausbildung'® kam es im Jahr 1976 in NRW zu einer vélligen Neuordnung
samtlicher Lehramtsstudiengdnge und damit auch zu einer grundlegenden
Revision der Lehramtspriifungsordnung, die sich nunmehr in drei Teile
gliederte: 1. in die 'Ordnung fiir das Lehramt fiir die Primarstufe',’® 2. in die
'Ordnung der Ersten Staatspriifung fiir das Lehramt fir die Sekundarstufe I'
und 3. in die 'Ordnung der Ersten Staatspriifung fiir das Lehramt fir die
Sekundarstufe IlI'. Entsprechend dieser Neufassung der (ersten gesamten)
Lehrerpriifungsordnung’ erfuhren auch die Prifungsbehdrden eine
weitreichende Umstrukturierung: Noch 1976 wurde ein neues 'Staatliches
Priifungsamt fiir Erste Staatspriifungen fiir Lehramter an Schulen' errichtet's,
das bis heute flir die Abnahme der stufenbezogenen Lehrerprifungen
zustandig ist. Parallel zu dieser neuen Behérde blieben die alten
Prifungsamter bis zum Auslaufen der schulformbezogenen Ersten
Staatspriifung weiter bestehen' und wurden erst mit dem offiziellen

2 Vgl. dazu Karl-Ernst Jeismann: Die Bildungsinstitutionen der Stadt Minster seit 1945. In: Geschichte der
Stadt Munster. Hg. v. Franz-Josef Jakobi. Bd. 3. Munster 1993, S. 177-220, hier S. 198, sowie Wilhelm
Ribhegge: Geschichte der Universitat Minster. Europa in Westfalen. Minster 1985, S. 230f.

'3 Vgl. die erste 'Ausbildungs- und Priifungsordnung fiir das Lehramt an Realschulen' von 1961 in
AB1.KM.NW 1961, S. 2-12.

'* Die Raumlichkeiten dieses Priifungsamts befanden sich seit 1970 in der KénigsstraRe.

'® Vgl. Rainer Bélling: Sozialgeschichte der deutschen Lehrer. Goéttingen 1983, S. 161f.

'® Das Studium der Grundschullehrer fand zunachst wohl weiter an der PH statt; nach deren Auflésung in
den Jahren 1980/82 erfolgte der Ubergang an die Universitat - vgl. GAB1.NW 1978, S. 650-654 sowie
Jeismann, Bildungsinstitutionen der Stadt Minster, S. 203.

'” Die Lehrerpriifungsordnung von 1976 wurde am 22.7.1981 noch einmal grundsatzlich revidiert. Vgl.
GAB1.NW 1981, S. 275-288. Danach folgten (vor allem in den facherspezifischen Ausfihrungen) insgesamt
neun Anderungsverordnungen: (1.) GAB1.NW | 1985, S. 124-152; (2.) ebd., S. 341-346; (3.) ebd., S. 613-
616; (4.) 1990, S. 314-318; (5.) [grundlegende Anderung vom 20.12.1990] 1991, S. 42-114; (6.) 1992,
S. 11f.; (7.) 1994, S. 195-204; (8. von 1996) 1997, S. 24-53; (9.) 2000, S. 647-650.

'8 GAB1.NW 1976, S. 356f.; zur Geschaftsordnung vgl. GAB1.NW 1978, S. 392-398. - Das 'Staatliche
Prifungsamt' hat bis heute in Miinster seinen Sitz am Bispinghof.

' Das 'Wissenschaftliche Priifungsamt' bestand weiter am Ort der Dienststelle 'Sekundarstufe | und II' des
neuen Prifungsamts (fur Erste Staatsprifungen fur Lehramter an Schulen) am Bispinghof, das 'Prifungsamt
fur die Erste Staatspriifung fur das Lehramt an der Grund- und Hauptschule' am Platz der WeiRen Rose, wo
sich auch (bis 1996) die Dienststelle 'Primarstufe’ des neuen 'Staatlichen Prifungsamts flar Erste
Staatsprifungen fur Lehramter an Schulen' befand.
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AuflésungserlaR des Jahres 1983 aufgehoben.?® Die bislang letzte, Miinster
allerdings nur am Rande betreffende Neuordnung der 'Staatlichen
Priifungsamter fir Erste Staatspriifungen fir Lehramter an Schulen' stammt
aus dem Jahr 1987, als einige vormals selbstéandige Prifungsbehérden
organisatorisch an (einige wenige) zentrale Prifungsédmter angegliedert
wurden,?' die ihrerseits anschlieRend auch eine neue Geschéaftsordnung
erhielten.

2.2 Zur Ausgangslage: Lehramtspriifungsakten im Staatsarchiv Miinster

Die 1990 erschienene, neubearbeitete dritte Auflage der Kurzlibersicht Die
Besténde des Nordrhein-Westfélischen Staatsarchivs Miinster subsumiert
unter der Bestandsbezeichnung "Staatliche Prifungsamter” (B 129) sowohl
die Akten des Prifungsamts Minster als auch diejenigen der
Priifungsbehérden in Bochum und Dortmund.?? Aufgrund dieser Zu-
sammenziehung werden drei verschiedene Provenienzen — die Prifungsédmter
sind als eigenstandige Verwaltungseinheiten jeweils unterschiedlichen
Universitaten zugeordnet — unzuldssigerweise miteinander vermengt. Auch
die Angaben zu Laufzeit, Umfang und Inhalt des so gebildeten und fir die
Benutzung gesperrten Gemeinschaftsbestands entsprechen nicht den
Anspriichen einer differenzierten Uberlieferungsbildung: 12460 Akten (1935
Kartons) 1928-1973, 2420 Priifungsarbeiten, Karteien und Abgabelisten. An
diesem Provisorium der Bestandsbildung und -ordnung hat sich auch
zwischenzeitlich nur wenig geéandert.?®

Um fir das vorliegende Projekt die Ausgangslage préaziser als bisher zu
bestimmen, wurde erstmals sowohl im Staatsarchiv als auch im Staatlichen
Prifungsamt eine Bestandsaufnahme des tatsachlich Vorhandenen
durchgefihrt, die zu folgenden Ergebnissen geflihrt hat (vgl. die Tabelle im
Anhang):?*
- Fur den Zeitraum 1871-1944 sind in einer vom Prifungsamt angelegten

Kandidatenkartei, die zusammen mit den Akten an das Staatsarchiv

abgegeben wurde,?® 5893 Priifungsakten vermerkt.?® Davon existieren

20 GAB1.NW | 1983, S. 78.

' Ebd. 1988, S. 2 sowie 1989, S. 226f.

22 Die Bestande des Nordrhein-Westfilischen Staatsarchivs Miinster. Kurziibersicht. Hg. v. Nordrhein-
WestfalischenStaatsarchiv Minster. Erweiterte Neubearbeitung. 3. Auflage. Miinster 1990, S. 241f.

2 Auch der Jahresbericht des NW Staatsarchivs Miinster fiir 1999 weist unter der Rubrik "unverzeichnete
jungere Zugange" noch immer die Staatlichen Prifungsamter Minster und Bochum mit "13983 Akten" aus,
fur die eine Laufzeit von 1896-1976 angegeben wird. Dartiber hinaus werden fir die Prifungséamter Bochum,
Dortmund und Minster 2754 Examensarbeiten mit einer Laufzeit von 1930-1988 aufgefihrt.

24 Die erhobenen Zahlen geben Stand vom 31.12.2000 wider. Ich danke Herrn Regierungsamtsrat Jansen fir
seine bereitwillige Hilfe beim aufwendigen Auszédhlen der Durchschlage der jahrlich fur das Statistische
Landesamt angefertigten Meldebdgen Uber die jeweils abgelegten Examina.

* Die Akten gelangten in zwei Ablieferungen (1942 und 1965) in das Staatsarchiv. Vgl. STAMS,
Dienstregistratur C Nr. 743.
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gegenwartig noch 515; zum einen 13 zuféllig Gberlieferte Akten aus der
Zeit vor 1900, zum anderen die der Stichjahre 1906, 1916, 1926 und
1936. Alle anderen Akten wurden (von zufédlligen Ausnahmen
abgesehen) kassiert.?’

- Fur die Zeit von 1945 bis 1999 existieren noch (vor allem wegen der
gesetzlich vorgeschriebenen Aufbewahrungsfrist von 45 Jahren)
insgesamt 48.866 Prifungsakten, die an drei verschiedenen Orten
gelagert werden: im Magazin des Staatsarchivs Mdinster, im
AuRBenmagazin des Staatsarchivs in Nottuln sowie in der Altregistratur
des Staatlichen Priiffungsamts am Bispinghof.?® AuBerdem hat das
Staatsarchiv. noch ca. 2800 Prufungsarbeiten aufgrund ihres
landesgeschichtlichen Bezugs (jedoch ohne die zugehoérige Akte)
Ubernommen. Im letzten Jahr schlieBlich wurden vom Prifungsamt drei
umfangreiche Kandidatenkarteien, die der Behorde als
Registraturhilfsmittel gedient hatten, an das Staatsarchiv abgegeben.?

Die Prifungsakten stammen allem Anschein nach aus zwei unterschiedlichen

Provenienzstellen, und zwar sowohl aus dem (1983 aufgeldsten) '"Wissen-

schaftlichen Prifungsamt' als auch aus dem (1976 gegriindeten)

'Staatlichen  Prifungsamt', das offenbar die (Alt-)Registratur der

Vorgangerbehérde (ibernommen und mit den eigenen Akten vermischt hat.®

Das bedeutet, da sich unter den weder physisch noch durch genaue

Signaturen bzw. Kennzeichnungen in den Abgabelisten voneinander

getrennten Akten sowohl schulform- als auch stufenbezogene Erste

Lehramtspriifungen befinden — eine Vermutung, die sich bei der Ziehung von

26 Die Kandidatenkartei reicht eigentlich bis in die 50er Jahre, doch wurden zur leichteren Separierung der
‘alteren Schicht' nur die Akten der bis einschlieBlich 1944 abgelegten Lehramtsprifungen bei der Z&hlung
berlicksichtigt.

?7 Der Zeitpunkt der Kassation ist nicht mehr genau festzustellen, da keine schriftlichen Aufzeichnungen
dartiber angefertigt wurden. Aus dem Studium der Dienstregistratur ergeben sich jedoch Anhaltspunkte
dafir, daR die Aktion in der zweiten Halfte der 1990er Jahre stattgefunden haben muB. Die kassierten Akten
konnten nur noch mit Hilfe der Kandidatenkartei, in der man die aufzubewahrenden Jahrgéange mit der Ziffer
6 am Ende hochgestellt hatte, in ihrer Gesamtzahl und in ihrer urspriinglichen Verteilung auf die Jahrgange
nachgewiesen und rekonstruiert werden.

28 Die Akten, die jeweils aus unterschiedlichen Ablieferungen stammen (1965, 1975, 1985, 1991-1995
jeweils jahrlich, und 1997) verteilen sich wie folgt auf die drei Lagerungsorte: Magazin des Staatsarchivs
(Bohlweg): Akten der Jahrgéange 1945-1958 komplett, danach nur noch die Jahrgdnge 1966, 1976 und
1986; AuRenmagazin des Staatsarchivs (Nottuln): Akten der Jahrgange 1959-1965 sowie 1967-1975,
Altregistratur des Prifungsamts (Bispinghof): Akten der Jahrgange 1977-1985 und 1987ff.

 Die erste Kartei (Karton 1-5) enthalt in alphabetischer Ordnung Erfasssungskarten von Lehramtskandidaten
aus den Jahren 1930-1959, ausschlieBlich Gymnasiallehrerpriifungen (Provenienz: 'Wissenschaftliches
Prifungsamt'); die zweite Kartei (Karton 6-17) hat eine Laufzeit von Anfang der 60er bis zum Anfang der
80er Jahre und umfaldt die schulformbezogenen Abschliisse Gymnasial- und Realschullehrerpriifung
(Provenienz: 'Wissenschaftliches Prifungsamt'); die dritte Kartei beginnt in den 70er Jahren und endet Mitte
der 90er Jahre, wahrscheinlich im Zusammenhang mit der Einfihrung der elektronischen Registratur im
Prufungsamt; sie verwaltet die Karteikarten der stufenbezogenen Lehramtsprifungen (Provenienz:
'Staatliches Priifungsamt’).

30 Offensichtlich sind auch noch PH-Akten (iber Volksschul- bzw. Grund- und Hauptschullehrerpriifungen
vorhanden (zumindest werden diese im Staatsarchiv mit den Akten aus den beiden anderen Prifungsamtern
gemeinsam gelagert), die aber durch die mitgelieferten Karteien nicht zugeordnet werden und auch bei den
vorgestellten Zahlen keine Berlicksichtigung finden konnten. Es ist aber dringend nétig, diese PH-Akten aus
dem Bestand herauszufiltern und mit ihnen einen eignen Bestand 'Priifungséamter der PH' zu bilden!
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Stichproben aus dem Bestand auch bestatigt hat. Daher ist allenfalls eine
vage zeitliche Abgrenzung im Bemiihen um eine Zuordnung der Prifungs-
akten zu den beiden Bestanden moglich (vgl. die Tabelle im Anhang): 1945-
1960: 2967 Akten, nur Gymnasiallehrer (Provenienz: '"Wissenschaftliches
Prifungsamt'); 1961-1975: 8531 Akten Gymnasiallehrerprifungen sowie
6393 Akten Realschullehrerpriifungen (gemeinsame Provenienz:
'Wissenschaftliches Priifungsamt'); 1976-1983%": 7463 Akten, die sowohl
noch Gymnasiallehrerprifungen als auch schon Lehramtsprifungen fiir die

Sekundarstufe Il umfassen, sowie 4260 Akten, die sowohl noch
Realschullehrerprifungen, als auch schon Prifungen fir das Lehramt der
Sekundarstufe | beinhalten koénnen (Provenienz: 'Wissenschaftliches

Prifungsamt’ und 'Staatliches Prifungsamt'); 1978ff.: 7296 Prifungsakten
fir das Lehramt der Primarstufe (Provenienz: 'Staatliches Prifungsamt');
1984-1999: 8931 Priifungsakten flir das Lehramt der Sekundarstufe Il sowie
3025 Akten der Sekundarstufe I.

Angesichts der bestehenden Vermischung verschiedener Provenienzen ist
es geboten, im Sinne einer nachtraglichen Bereinigung zwe/ unterschiedliche
Bestdnde zu bilden. Der erste mit der Bezeichnung 'Wissenschaftliches
Prifungsamt Mdinster' ist ein abgeschlossener Bestand (Laufzeit: 1871-
1983), der die Priafungsakten fliir das Lehramt an Hoheren Schulen sowie
seit 1961 (mit dem Ubergang der Realschullehrerausbildung an die Univer-
sitdt) auch die Prifungen fir das Lehramt an Realschulen enthalt. Dieser
Gesamtbestand ist der besseren Ubersicht halber (nochmals) zu unterteilen
bzw. in einem spéter zu erstellenden Findbuch getrennt auszuweisen: a) als
(bereits bewerteter und durchkassierter) Altbestand aus der Zeit vor 1945
und b) als (noch vollstdandig erhaltener, wenn auch an unterschiedlichen
Orten lagernder) Neubestand aus der Zeit nach 1945, der (jeweils nach
Ablauf der Aufbewahrungsfristen) nach dem hier zu entwickelnden Modell
bewertet werden kann. Der zweite Bestand mit dem Titel 'Staatliches
Priifungsamt flr Erste Staatspriifungen fir Lehramter an Schulen' ist ein
gegenwartig noch zuwachsender; er umfaldt ab 1976 die seit der Einfihrung
des Stufenlehrers entstandenen Prifungsakten fir das Lehramt der Sekun-
darstufen | und Il sowie der Primarstufe; bei der Bewertung sollte im Sinne
einer gleichmaRigen Uberlieferung nach demselben Modell wie im Falle des
ersten, abgeschlossenen Bestands vorgegangen werden.

3. Entwurf eines Bewertungsmodells

3.1 Kritische Betrachtung der gegenwartigen Praxis
Die am Altbestand der Prifungsakten bereits vollzogene Bewertungs-
malRnahme, die mit der Endziffer "6" jeden zehnten Jahrgang vollstédndig

31 Angegeben ist der maximal mogliche Zeitraum fir Uberschneidungen. In der Realitat wird es noch 1976-
1978 kaum stufenbezogene Abschlisse gegeben haben; nach 1980 hingegen, mit dem Auslaufen des
schulformbezogenen Abschlusses, diirfte ihre Zahl immer stérker gestiegen sein.
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archiviert, hingegen alle anderen Akten - mit Ausname weniger
landesgeschichtlicher Arbeiten — vernichtet, soll nach den bisherigen Planen
auch auf die jungere Uberlieferung ab 1945 weiter Anwendung finden.®? Bei
dieser (mechanischen) Sampling-Methode geht man offenbar von einer
relativen Gleichformigkeit der Akten Uber lange Zeitraume hinweg aus; man
unterstellt mithin eine hohe Redundanz in vertikaler Hinsicht. DaR} diese
Annahme ein Irrtum ist, beweist schon der Blick auf die einzelnen
Priifungsordnungen, die sich vor allem im Zuge der Bildungsexpansion in den
60er und 70er Jahren in rascher Folge grundlegend verandern.®® Fir eine
groRe vertikale Varietat der Akten spricht zudem auch die rasante
Entwicklung in den Inhalten und Methoden der einzelnen wissenschaftlichen
Disziplinen.

Trotz seiner offensichtlichen Mangel steht das Miinstersche Bewertungs-
verfahren in der archivischen Praxis keineswegs singulér da, sondern reiht
sich ein in den Kontext einer gegenwartigen Bewertungstendenz, wie sie vor
allem in Baden-Wirttemberg unter den Aspekten von
Verfahrensrationalisierung und Wirtschaftlichkeit vorangetrieben wird.** So
geht das in Baden-Wirttemberg entwickelte "Bewertungsmodell der
Staatlichen Archivverwaltung Baden-Wiirttemberg fiir die im Rahmen der 1.
und 2. Dienstprifung fir das Lehramt an Gymnasien, Grund-, Haupt-, Real-
und Sonderschulen und beruflichen Schulen entstehenden Unterlagen"®®
ebenfalls, wie das Miuinstersche Modell, von der Annahme vertikaler
Redundanzen aus, nimmt darliber hinaus aber auch noch innerhalb der (aller-
dings fiir verschiedene Staatsarchive jeweils mit versetzten Endziffern®®
archivierten) Zehn-Jahres-Samples eine zusatzliche Auswahl in horizontaler
Perspektive vor: nur die Akten derjenigen Kandidaten, deren Familiennamen
mit den Buchstaben D, O und T beginnen®’, werden {berhaupt (ibernommen.
Die Absicht dieser, auf der Annahme vertikaler wnd horizontaler
Gleichfoérmigkeit basierenden Auswahl zielt auf die Bewahrung eines
vermeintlich 'reprédsentativen' Ausschnitts der Grundgesamtheit, in dem alle
vorkommenden Falle musterhaft dokumentiert, gleichzeitig aber die durch die

32 Dafiir spricht die Tatsache, daR bereits MaRnahmen eingeleitet wurden, alle bisher im Staatsarchiv be-
findlichen Akten, die nicht zu den 6er-Jahrgédngen gehoéren, in das AuRenmagazin nach Nottuln zu verlagern.
Hinzu kommt, daR vom Prufungsamt keine Akten aus anderen Jahrgdngen mehr an das Staatsarchiv
abgegeben werden.

3 vgl. oben Kap. 2.1.

34 vgl. die Beitrage in: Historische Uberlieferung aus Verwaltungsunterlagen. Zur Praxis der archivischen
Bewertung in Baden-Wdirttemberg. Hg. v. Robert Kretzschmar. Stuttgart 1997.

% Ich danke Herrn Dr. Jiirgen Treffeisen von der Landesarchivdirektion in Stuttgart, daR er mir das baden-
wirttembergische Bewertungsmodell flr Lehrerpriifungsakten zur Verfligung gestellt hat.

% Das Staatsarchiv Ludwigsburg archiviert Priifungsakten aus Jahrgéngen mit der Endziffer "0", das Ge-
nerallandesarchiv Karlsruhe mit der Endziffer "2", das Staatsarchiv Freiburg mit der Endziffer "5" und das
Staatsarchiv Sigmaringen mit der Endziffer "8".

%7 Diese Buchstabenauswahl wird in Baden-Wiirttemberg auf einen sehr groRen Teil von personenbezogenen
Einzelfallakten (Personalakten, Akten der Gesundheitsédmter usw.) angewendet. Zur Erklarung fir die
Auswahl gerade der Buchstaben D, O, T vgl. Robert Kretzschmar: Aussonderung und Bewertung von
sogenannten Massenakten. Erfahrungen der staatlichen Archivverwaltung Baden-Wirttemberg. In:
Historische Uberlieferung aus Verwaltungsunterlagen, S. 103-118, hier S. 113.
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Gleichférmigkeit des Verfahrens entstehenden Redundanzen beseitigt sind.
Dieses Ziel kann bei genauerer Betrachtung jedoch weder durch das baden-
wirttembergische noch durch das minstersche Bewertungsverfahren
wirklich erreicht werden. Beide Vorgehensweisen tilgen namlich in erster
Linie die Varianzen des Prifungsverfahrens: Die Vielfalt der Féacher, die
Verschiedenheit der Prifer und das breite Spektrum von Themen und
Methoden werden nicht tberliefert. Dafiir bleiben in der Uberlieferung immer
noch groRe Redundanzen erhalten durch die Archivierung gleichartiger
Akten, die alle aus einem Entstehungsjahr stammen. Der Hauptgrund fir die
Untauglichkeit dieser zufélligen mechanischen Sampling-Methode liegt darin,
daB sie die Spezifik des Priifungsverfahrens und mehr noch: die Vielfalt und
Verschiedenartigkeit von  Verwaltungsverfahren generell weitgehend
ignoriert. Anders namlich als im Falle von hochformalisierten Verfahren, in
denen die Verwaltung ihre Umwelt rigide vorstrukturiert auf ein festes Gerist
von Daten, die nach weitgehend einheitlichen Regeln weiterverarbeitet
werden, wodurch im Endergebnis hohe Redundanzen und typische Félle
entstehen,®® besitzt das Verfahren der Ersten Staatspriifung fiir das Lehramt
nur einen relativ schwachen Grad an Formalisierung. Anders gesagt: Es
besteht im Prifungsverfahren ein hohes MalR an Offenheit fir eine Vielzahl
von Fallen (verschiedene Facher und Prifer, unterschiedliche Themen und
Methoden usw.), die je individuell bearbeitet werden.*® Diese grundlegende
Feststellung lalRt sich mit Hilfe einer Verfahrensanalyse belegen, die im
folgenden vorgestellt wird.

3.2 Verfahrensanalyse
GemaR der 'Ordnung der Ersten Staatspriifung fiir Lehramter an Schulen'®
(LPO) soll durch das Priifungsverfahren "festgestellt werden, ob das Studium
erfolgreich verlaufen ist und die erziehungswissenschaftlichen, die
fachwissenschaftlichen und fachdidaktischen Kenntnisse und Fahigkeiten
erworben worden sind, die in dem betreffenden Lehramt fir die Austibung
des Lehrerberufs erforderlich sind."” (8 3 Abs. 2 LPO) Das zu diesem Zweck
etablierte Verfahren wird in seinem &uReren Ablauf durch folgende
Programmskizze bestimmt:

Der Lehramtskandidat stellt beim zustandigen Staatlichen Prifungsamt (8
10 Abs. 1 LPO) einen Antrag auf Zulassung zur Ersten Staatspriifung (8 14

% Als Beispiele kénnen hier die KFZ-Anmeldung oder die Befreiung von der Rundfunk-Gebiihr das hoch-
formalisierte und weitgehend automatisierte Verwaltungsverfahren veranschaulichen.

3 Priifungen besitzen deshalb auch in rechtlicher Hinsicht eine gewisse Sonderstellung unter den Verwal-
tungsverfahren — vgl. Verwaltungsverfahrensgesetz (VwV{G). Erlautert v. Ferdinand O. Kopp. 3., wesentlich
Uberarbeitete Auflage. MUnchen 1983, S. 69-73 (8 2, 54-57) u. 586-590 (8§ 40, 24f.); Norbert Niehues:
Schul- und Prifungsrecht. Bd. 2: Prifungsrecht. 3., neubearbeitete Auflage. Minchen 1994 (= NJW-
Schriftenreihe 27/2), S. 219-226.

“° Den folgenden Ausfiihrungen liegt die zur Zeit geltende 'Ordnung der Ersten Staatspriifung fiir Lehramter
an Schulen (Lehramtsprifungsordnung - LPO)' in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. August 1994
(GV.NW. S. 754, 1995 S. 166), geandert durch Verordnung vom 19. November 1996 (GV.NW. S. 524),
zugrunde.
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LPO). Das Prifungsamt entscheidet (ber die Zulassung zur Prifung (8 15
LPO). Es beauftragt einen vom Kandidaten vorgeschlagenen Hochschullehrer
mit der Themenstellung fir die schriftliche Hausarbeit (8 17 Abs. 2 LPO).
Der Hochschullehrer erstellt ein Gutachten und gibt eine Note (8 17 Abs. 6
LPO), die von einem vom Priifungsamt benannten Zweitgutachter entweder
bestatigt oder (gegebenenfalls unter Einbeziehung eines Drittgutachters)
revidiert wird (8 17 Abs. 7 LPO). Der Prifling schreibt mehrere schriftliche
Arbeiten unter Aufsicht (8 18 LPO), fur die jeweils eine die Note
begriindende Beurteilung von einem Erstgutachter abgefal3t und von einem
Zweitgutachter wiederum bestdtigt oder korrigiert wird. Der Kandidat
absolviert daraufhin mehrere mindliche Priifungen (8 20 LPO), die vor einem
vom Prifungsamt berufenen Ausschul’ stattfinden und Uber die jeweils
schriftliche Protokolle mit Angabe einer Endnote angefertigt werden. Das
Prifungsamt ermittelt aus den Beurteilungen der schriftlichen Hausarbeit, der
Klausuren und der mindlichen Prifungen Einzelnoten fir die in den je-
weiligen Fachern erbrachten Prifungsleistungen (8 25 LPO) sowie eine
Gesamtnote fiir die Erste Staatspriifung (§ 26 LPO). Uber die bestandene
Erste Staatspriifung wird ein Zeugnis, Uber die nicht bestandene Priifung
eine Bescheinigung ausgestellt (8§ 29 Abs. 1 LPO). Darliber hinaus kann eine
Erweiterungsprifung (8 28 LPO) in einem zuséatzlichen Fach angeschlossen
sowie bei Nichtbestehen die Prifung wiederholt werden (§ 27 LPO).

Das gesamte Verfahren findet seinen schriftlichen Niederschlag in der
Priifungsakte, die fir jeden Lehramtskandidaten angelegt wird und im
wesentlichen folgende Bestandteile enthalt: 1. vor Beginn des Verfahrens
entstandene Unterlagen: einen (mehrseitigen) Anmeldebogen*’ mit
personlichen Daten, einen Lebenslauf (meistens fortlaufend, z. T. auch
tabellarisch), dazu den sogenannten 'akademischen' Lebenslauf (Ubersicht
Uber besuchte Hochschulen und Zusammenstellung der
Lehrveranstaltungen), Leistungsnachweise und eine Kopie des
Abiturzeugnisses; 2. wahrend des Verfahrens entstehende Unterlagen: die
schriftliche Hausarbeit mit Gutachten, mehrere Klausuren mit Gutachten,
Protokolle der mindlichen Prifungen, Kopie des Zeugnisses Uber die bestan-
dene Staatspriifung bzw. der Bescheinigung Uber das Nichtbestehen; 3.
(gegebenenfalls) Sonstiges: Korrespondenz zwischen dem Kandidaten und
dem Prifungsamt (betrifft zumeist Terminverschiebungen wegen Krankheit,
Einreichung &rztlicher Atteste, Bitte um Verlangerung der Bearbeitungszeit
fur die Hausarbeit usw.) bzw. zwischen dem Prifungsamt und einzelnen
Prifern (meistens im Zusammenhang mit Terminen und mit der Erstellung
der verschiedenen Gutachten).

Das gesamte Prifungsverfahren enthalt Bestimmungen und Begriffe, die
in unterschiedlich hohem Grade formalisiert sind und nach denen sich die

4! Ein vorgerasterter Anmeldebogen zur Datenerfassung wird seit Beginn der 70er Jahre im Priifungsamt
verwendet, ohne daR die Einflihrung dieses Formulars in den Prifungsordnungen selbst Erwahnung findet. In
der Zeit davor haben die Kandidaten das Gesuch um Zulassung zur Prifung selbst formuliert.
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Bestandteile der Prifungsakte ebenfalls untergliedern lassen:
Hochformalisiert sind die im Zulassungsantrag erhobenen Daten (Name,
Adresse, Geburtsdatum usw.). Alles, was vom Prifling hier anzugeben ist,
wird im vorhinein genau bezeichnet und es besteht aufgrund der Rasterung
des Formulars auch keine Interpretationsmdglichkeit. So kann — um auf eine
vermeintlich triviale, fir die Bewertungsfrage gleichwohl bedeutsame
Tatsache hinzuweisen — die Frage nach dem Wohnort beispielsweise nicht
anders als mit einer Ortsbezeichnung beantwortet werden, die Frage nach
dem Geburtsdatum nicht anders als mit einer (fest definierten)
Zahlenkombination. Einzige Ausnahme bildet der Inhalt des Lebenslaufs, der
in der Regel eine gewisse individuelle Pragung aufweist, wenngleich auch
hier bestimmte Elemente (z.B. Bildungsgang) immer wiederkehren und so zur
Ausbildung von festen Konventionen der Lebensdarstellung fiihren. Ungleich
detaillierter freilich als durch solche Konventionen ist im Verfahren
festgelegt, welche Unterlagen dem Antrag beizufiigen sind: Das Abitur-
zeugnis kann nicht durch den Fihrerschein ersetzt werden, die Leistungs-
nachweise nicht durch einfache Teilnahmescheine; und auch die Zeugnisse
und Bescheinigungen selbst enthalten ihrerseits wiederum fest umrissene
Angaben (Namen, Noten, Daten usw.). Alles in allem stellt sich somit gerade
derjenige Teil des Prifungsverfahrens, der sich mit den
Zulassungsvoraussetzungen befaldt, als ein weitgehend formalisierter
Verfahrensabschnitt dar, der die Vielfalt der Situationen von vornherein strikt
auf bestimmte Typen beschrankt und auf diese Weise in der Gesamtheit
auch hohe Redundanzen produziert.

Anders verhdlt es sich mit den schwach oder Uberhaupt nicht
formalisierten Komponenten des Prifungsverfahrens: Die Varianzen beginnen
hier schon mit der Bildung von Priifungsausschiissen, die fir jede einzelne
Priifung personell unterschiedlich zusammengesetzt sind (8 11 LPO). Vielfalt
besteht dann - trotz vorgegebener, aber weit gefal3ter
Rahmenbestimmungen — auch bei der Auswahl der Themen sowohl fur die
schriftliche Hausarbeit und die Klausuren, als auch fir die mindliche
Prifung. Fast unbegrenzt ist schlieBlich die Gestaltungsfreiheit bei der
inhaltlichen Ausfulllung dieser Themen, der jeweiligen Akzentsetzung, der zur
Anwendung gelangenden Methoden und Interpretationen.*? Die Priifungs-
ordnung selbst macht in diesen Punkten kaum Vorgaben. Trotzdem gibt es
auch hier gewisse RegelmaRigkeiten, bestimmte Muster der Selektivitat. Fir
diese Muster verantwortlich ist vor allem der jeweilige Prifer als der aktiv
Gestaltende  des  Verfahrens. Durch  den Prifer  und seine
Arbeitsschwerpunkte ist die Zahl der Themen, die der Prifling wahlen kann,
von Anfang an mehr oder weniger stark eingeschrankt;** der Prifer ist es

%2 So wird z. B. ein Vertreter der 'politischen Geschichte' eine Priifung anders akzentuieren als ein Anhanger
der 'Sozial- und Wirtschaftsgeschichte'.

*® Viele Prifer wirken schon vor der Anmeldung zur Priifung darauf hin, daR der Kandidat mit seinen
Vorschlagen innerhalb eines vorgegebenen thematischen Rahmens bleibt.
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auch, der im Rahmen der schriftlichen und vor allem der mindlichen Priifung
die Fragen zu den Themen vorstrukturiert und dabei methodisch nuanciert.
Diese Feststellung bedeutet im Umkehrschlu nattrlich, da ein und derselbe
Priifer, bedingt durch seine jeweils individuellen fachlichen Praferenzen jede
Prifung - freilich auf einer abstrakten Ebene des Vergleichs — &hnlich
gestaltet, und zwar weitgehend unabhangig von der Personlichkeit des
jeweiligen Priiflings. Diese Ahnlichkeit verschiedener Prifungen wird noch
groRer, je enger der zeitliche Abstand zwischen ihnen ist. So wird vermutlich
ein und derselbe Priifer, der an einem Tag mehrere Prifungen (womdglich zu
gleichen  Themenschwerpunkten) abhéalt, seine Fragen ‘'adhnlicher’
formulieren, als er dies bei thematisch vergleichbaren Prifungen im Abstand
von mehreren Jahren tun wirde.

Individuelle, zeitbedingte Gewohnheiten und Standards betreffen nicht
zuletzt die Form der Benotung, deren Kriterien auf der Ebene der
Prifungsordnung ebenso wie die Ausgestaltung der einzelnen Themen nur
grob festgelegt sind. Auf diese Weise, d.h. durch die
Interpretationsbedirftigkeit unbestimmter Wert- bzw. Notenbegriffe (eine
"gute" Leistung z.B. ist in der Prifungsordnung ziemlich dehnbar definiert als
eine solche, die "erheblich Uber den durchschnittlichen Anforderungen”
liegt), ergeben sich im Kern des Verfahrens z.T. betrachtliche
Subsumtionsprobleme. Um sie zu I6sen, steht den einzelnen Prifern ein recht
grof3er Beurteilungs- und Ermessensspielraum zur Verfigung; der Prifer, der,
wie bereits erlautert, die Themen, die methodische Ausrichtung der Fragen
usw. selbst bestimmt, kann also ebenso individuell, d.h. in je spezifischer Art
und Weise, Uber die MaRstabe der Benotung entscheiden. Greifbar werden
solche Unterschiede unter anderem in der Beobachtung, da® manche Prifer
bei den Studenten in dem Ruf stehen, 'streng' oder 'hart' zu benoten,
wahrend andere als 'mildere' oder weniger anspruchsvolle Prifer gelten. Die
Benotungsweise, die zwar nach individuellen, bei ein und demselben Prifer
jedoch meist nach immer ahnlichen Kriterien erfolgt, trégt also nicht
unerheblich dazu bei, da® es auch in den Bereichen, in denen die LPO selbst
auf Formalisierungen verzichtet, auf der Ebene der informellen Struktur zu
einer gewissen partiellen Gleichformigkeit kommt. Das bedeutet, da® es in
der vom Programm zunachst offen gehaltenen Informationsverarbeitung
trotzdem eine gewisse RegelmaRigkeit und folglich auch Redundanzen gibt.
Aus dieser Feststellung heraus laRt sich das im folgenden vorgestellte
Bewertungsmodell entwickeln.

3.3 Das Bewertungsmodell

Das Grundprinzip des neu entwickelten Bewertungsmodells basiert (mit dem
Ziel einer Abkehr von den derzeit auf die Ubernahme ganzer Jahrgénge bzw.
ausgewahlter Buchstaben konzentrierten Auswahlverfahren) auf einer
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Orientierung am einzelnen Prifer. Aufgrund der pro Priifer entstehenden
partiellen Redundanzen - jeder Prifer vertritt ein bestimmtes Fach, prift
zudem ausgewidhlte Themen und Schwerpunkte immer dhnlich ab, hat ein
bestimmtes System der individuellen Benotung, das er auf jeden Kandidaten
in etwa gleich anwenden wird — ist es sinnvoll, Akten eines jeden Prtifers ins
Archiv zu Gbernehmen. Bewahrt man auch nur eine Akte eines jeden Priifers
auf, so kann man schon von dieser einen Akte aus mit mehr als zufalliger
Wahrscheinlichkeit auf die Beschaffenheit der anderen Akten desselben
Priifers zuriickschlieBen. Anders gesagt: Ergebnisse, die spater von einem
Historiker oder einem anderen Forscher aus der Analyse der einen Akte des
Priifers gewonnen werden, lassen sich (wenn auch nur mit einem relativen
Grad an Sicherheit) verallgemeinern. Allerdings erweist sich ein solcher
RuckschluR von einer auf die anderen Akten unter zwei Bedingungen als
problematisch: a) wenn es sich um Prifungen fir unterschiedliche
Schulformen bzw. -stufen handelt, d. h. wenn andere Bestimmungen der
LPO zur Anwendung gelangen. Daraus folgt konsequenterweise, dal} jeweils
eine (zufallig ausgewahlte) Akte eines bestimmten Prifers flir jede Schulform
bzw. -stufe archiviert werden mul3; b) wenn der zeitliche Abstand zwischen
zwei Ubernommenen Akten zu grol3 wird, so dald sich zwischenzeitlich auf
der Ebene des einzelnen Prifers individuelle oder fachlich bedingte
Verschiebungen (z.B. Schwerpunktverlagerungen oder methodische
Weiterentwicklungen) vollzogen haben kénnten. Um die gerade daraus sich
ergebende Gefahr einer Verzerrung der Uberlieferung so gut es geht zu
kontrollieren, muissen die zeitlichen Schnitte zwischen den zu
Ubernehmenden Akten mdglichst dicht ausfallen. Mit Ricksicht auf die im
Staatsarchiv Miunster fir Bestdnde vom Rang der Prafungséamter zur
Verfliigung stehenden Magazinkapazitaten** erscheint es vertretbar, fir die
Archivierung nur jedes 3. Jahr zu veranschlagen, dabei aber zur Optimierung
des Verfahrens das 3. Jahr jeweils pro Priifer zu rechnen, immer beginnend
mit der Ernennung des jeweiligen Hochschullehrers zum Mitglied der
Priifungskommission.*® Dieses System der Ubernahme fiihrt dhnlich wie beim

4 Die Ubernahmequote aus dem 'Wissenschaftlichen' bzw. 'Staatlichen Priifungsamt Miinster' wiirde bei
Anwendung des hier vorgestellten Bewertungsmodells (fir den Zeitraum 1945-2000) im Mittelwert etwa
123 Akten pro Jahr betragen. Rechnet man fiir einen Archivkarton ein Fassungsvermdgen von mindestens
10 Akten (diese Zahl dirfte angesichts der im Klausurenteil stark ausgedinnten Priifungsakten, in denen
auBerdem die Hausarbeiten meistens fehlen, eher zu hoch als zu niedrig veranschlagt sein!), so fielen jahrlich
ca. 12 Kartons zur Archivierung an. Fur den gesamten Zeitraum von 1945 bis 2000 ergébe sich damit eine
Menge von ca. 6765 Akten bzw. 677 Archivkartons. Gemessen an der gesamten Magazinkapazitat des
Staatsarchivs Miunster, die in der Bestandszéhlung von 1999 mit 335.612 Archivkartons bzw. 30.171
Regalmetern angegeben ist, fiele der mit Minsterschen Prifungsakten belegte Magazinraum nicht erheblich
ins Gewicht. Er lage bei ca. 61 Regalmetern, was ungeféhr 0,2% der gesamten Magazinflache ausmacht. -
Ich danke Herrn Udo Raben dafiir, daR® er mir die Ergebnisse der "Bestandszahlung NW Staatsarchiv Miinster
1999" zugénglich gemacht und mich dariliber hinaus bei meinen Recherchen zu den Priifungsakten in groRem
MaRe unterstltzt hat!

% Sollten, wie es hier vorgeschlagen wird, alle Registraturhilfsmittel (Karteien) des Priifungsamtes in einer
gemeinsamen Datenbank zusammengefaRt sein, durfte es kein groReres Problem mehr darstellen, fur die
Ermittlung der zu Ubernehmenden Akten eine kombinierte Abfrageroutine zur programmieren, die auch in
Zukunft fortlaufend automatisch die archivwirdigen Akten aus der Gesamtheit aussortiert.
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Baden-Wirttemberger Modell zu einer zeitlich 'versetzten' Archivierung von
Prifungsakten, durch die im Regelfall (pro Fach) jedes Jahr mindestens ein-
mal vertreten ist. Die dabei produzierte Archivierungsquote halt sich in einem
relativ konstanten Rahmen (knapp 15% im Mittelwert), wie die Probe anhand
von zufallig ausgewahlten Jahren zeigt:

Jahr | Anzahl der Prifer* Gesamtzahl der | Ubernahme
Prifungsakten
1949 | 46 94 14,1% (15)
1958 | 98 246 13,4% (33)
1965 | 139 694 13,2% (92)
1976 | 372 1562 15,0% (148)
1986 | 659 1268 17,1% (219)
1998 | 696 1402 16,5% (232)

+jeweils ermittelt aus den Vorlesungsverzeichnissen der Westféa-
lischen Wilhelms-Universitat

Die Auswahl durch das hier vorgestellte Bewertungsmodell — die empirische
Sozialforschung spricht von einer ‘'disproportional geschichteten'
Stichprobe®® — kann und will keine Reprasentativitat im statistischen Sinne*’

%€ Bei einer disproportional geschichteten Stichprobe wird die Grundgesamtheit (hier: alle Priifungsakten)
zunachst in verschieden groBe Schichte (hier: Akten eines jeden Prifers) aufgeteilt und anschlieBend aus
jeder der unterschiedlich groRen Schichten jeweils (nach dem Zufallsprinzip) die gleiche Zahl an Elementen
(hier: eine Akte eines jeden Prifers) gezogen — vgl. Rainer Schnell, Paul B. Hill und Elke Esser: Methoden der
empirischen Sozialforschung. 6., vollig Gberarbeitete u. erweiterte Auflage. Minchen 1999, S. 261f., sowie
bezogen auf die Archivtauglichkeit der verschiedenen Auswahlverfahren Arnd Kluge: Stichprobenverfahren
zur archivischen Auswahl massenhaft gleichférmiger Einzelfallakten. In. Der Archivar 46 (1993), Sp. 541-
556, hier Sp. 549.

%7 In der Statistik besagt der Begriff der 'Reprasentativitat' nichts anderes, als daR jedes Element der
Grundgesamtheit die gleiche Wahrscheinlichkeit besitzt, in die Stichprobe aufgenommen zu werden. Von den
Archivaren wird allerdings mit der Stichprobenbildung meist etwas ganz anderes intendiert, namlich eine Art
'Abbildtreue’: Die Stichprobe soll in verdichteter Weise die in der Grundgesamtheit enthaltenen Informationen
widerspiegeln (vgl. Schnell, Hill u. Esser, Methoden der empirischen Sozialforschung, S. 284f.). Nur bei
Akten aus hochformalisierten Verfahren (z.B. bei Sozialhilfeakten, wie sie Matthias Buchholz bearbeitet hat —
vgl. Matthias Buchholz: Mehr als nur Sampling — Ein Arbeitsbericht zur Bewertung von Sozialhilfeakten. In:
Ubernahme und Bewertung von kommunalem Schriftgut, Datenmanagement-Systeme. Hg. v. Rickmer
KieRling. Munster 2000, S.86-98, hier bes. S.93-95) wird dieses Ziel tatsachlich (wegen der hohen und
gleichméRig verteilten Redundanzen) mit einer im statistischen Sinne reprasentativen, d. h. zufalligen
Stichprobe zu erreichen sein; in schwach formalisierten Verfahren hingegen muR der Archivar selbst das
'Muster' erkennen, nach dem sich im Bestand die geringen Redundanzen strukturieren; er muf3 mithin, um
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anstreben. Dennoch ist sie im vorliegenden Fall die sinnvollste aller
Moglichkeiten, vor allem da sich neben den einzelnen Akten auch noch die
an friherer Stelle bereits vorgestellten und in jedem Fall vollstandig zu
archivierenden drei Karteien der Lehramtskandidaten erhalten haben, die im
Rahmen des Bewertungsmodells als Erganzungsdokumentation des
urspriinglichen Gesamtbestands dienen sollen. Auf den Karteikarten finden
sich in aggregierter Form alle Angaben aus den hochformalisierten
Verfahrensteilen wieder: die personlichen Daten des Kandidaten (auf den
alteren Karteikarten sogar Konfession und Vaterberuf), Art und Termin der
Prifung (schulform- bzw. stufenbezogene Angabe), der Name des Prifers,
alle Prufungsfacher, Thema und Note der Hausarbeit (mit Abgabedatum),
Noten der Klausuren und mundlichen Prifungen, Endnoten fir die jeweiligen
Facher, Gesamtnote der Prifung, Vermerke Uber Unterbrechungen,
Versdaumnisse oder Rulcktritte und gegebenenfalls Note der Wiederholungs-
oder Erweiterungspriifung. Damit erweisen sich die Karteien (einschlieRlich
der seit 1994 vom Prifungsamt elektronisch geflihrten
Kandidatenverwaltung), die zur besseren Ubersicht und Recherche in eine
gemeinsame Datenbank Uberfihrt werden miRten, in zweierlei Hinsicht als
wertvolle Zusatzquelle: Zum einen lassen sich mit ihrer Hilfe Ergebnisse aus
der Analyse der in Auswahl zu archivierenden Prifungsakten auch bei einer
disproportional geschichteten Stichprobe noch angemessen gewichten; zum
anderen ermoglichen sie gerade fir die im hochformalisierten Teil des
Priifungsverfahrens  erhobenen Daten zuséatzlich eine  quantitative
Auswertung, wie sie maRgeblich in den Empfehlungen fiir die Archivierung
statistischen und anderen behérdlichen Quellenmaterials unter so-
zialwissenschaftlichen Aspekten (sogenanntes Déll-Gutachten)*® gefordert
wird.

Ein Aspekt allerdings verdient nochmals besonders betont zu werden: Bei
den Ahnlichkeiten, die zwischen Akten ein und desselben Priifers bestehen
und die sich aus dessen individuellem 'Prifungsstil' herleiten, handelt es sich
immer nur um sozusagen partielle Redundanzen; die RegelmaRigkeiten des
individuellen Prifungsstils besitzen nicht die gleiche Rigiditat und Selektivitat
wie die vollstdndige Programmierung hochformalisierter Verfahren:
bestimmte Themen und Methoden werden von einem bestimmten Prifer
lediglich bevorzugt, bestimmte Kriterien in der Bewertung nur generell starker
gewichtet als andere, ohne dal3 diese Konventionen den Charakter von
'GesetzmalRigkeiten’ annehmen. Genau wegen dieser, trotz der partiell
entstehenden Redundanzen doch zugleich vorhandenen Individualitdt und
Andersartigkeit eines jedes Falles, stellt sich bei den Prifungsakten — wie

Informationen zu verdichten, eine mehr oder weniger bewulBte Auswahl treffen, die nie reprasentativ sein
kann.

%8 Auszugsweise abgedruckt in: Sozialforschung und Verwaltungsdaten. Hg. v. Wolfgang Bick, Reinhard
Mann u. Paul J. Mdller. Stuttgart 1984 (= Historisch-Sozialwissenschaftliche Forschungen 17), S.301-328.



Archivierung und Zugang

16

auch bei anderen Akten schwach formalisierter Verfahren - stets das
Problem der 'besonderen’, d. h. 'individuellen' Einzelfélle.

3.4. Das Problem der 'besonderen’ Einzelfille

Die Relevanz und damit die Archivwirdigkeit von besonderen Einzelfallen
laRkt sich nicht Gber formale Regeln ermitteln, wie sie bislang mit Blick auf die
Gesamtheit des Bestandes unter Berlicksichtigung informationstheoretischer
Uberlegungen zum Verhaltnis von Redundanz und Varietit erarbeitet und
dem Bewertungsmodell einer disproportional geschichteten Stichprobe
zugrunde gelegt wurden. Die Wichtigkeit von besonderen Einzelfallen bemif3t
sich vielmehr nach /nhaltlichen Kriterien, die abhangig vom jeweiligen Be-
obachterstandpunkt bzw. Erkenntnisinteresse variieren. Damit stellt sich far
die Bewertung ein Perspektivismus-Problem, das objektiv letztlich unlésbar
ist und einzig durch die Integration diskursiver Elemente in das
Bewertungsverfahren, also gewissermal3en intersubjektiv Uberwunden
werden kann. Nur ein (relativ offener) Meinungsaustausch der potentiellen
Nutzer ist geeignet, um im Hinblick auf zu bewahrende Einzelfélle die
Verallgemeinerbarkeit von Bewertungskriterien oder die Akzeptabilitat von
Partikularinteressen*® zu priifen.

Unter dem Aspekt der Verallgemeinerbarkeit lassen sich vor allem
folgende Kriterien zur Auswahl von Einzelfallen diskutieren, die deshalb so
oder &dhnlich wiederholt auch bereits bei der Archivierung von
Lehrerprifungsakten zur Anwendung gelangt sind:

a) Landesgeschichtliche bzw. -kundliche Arbeiten:*° Ein breiter Konsens ist
offenbar in bezug auf eine zuséatzliche Archivierung von
landesgeschichtlichen Arbeiten zu erzielen. Nicht nur die Archivare
selbst, sondern beispielsweise auch Reprasentanten von Politik und
Offentlichkeit sehen eine wichtige Aufgabe der Archive darin, landesge-
schichtliche Forschung zu férdern.®’ Allein die Ubernahme
entsprechender Staatsexamensarbeiten reicht freilich zu diesem Zweck
nicht aus. Es mul} zugleich auch die Nutzung solcher Arbeiten fir die
interessierte Forschung neu geregelt werden.%?

% Denkbar wire z. B. eine Auslagerung von speziellen Akten (z. B. spezielle Facher), deren Archivierung nur
von einer kleinen Minderheit gewilinscht wird, an Fachinstitute (wobei die Lagerungsbedingungen jeweils
genau zu prifen waren), wo sie unter den Bedingungen des Landesarchivgesetzes benutzt werden kénnten.
0 Dieses Kriterium wird beispielsweise in Baden-Wirttemberg sowie in allen Staatsarchiven in NRW
angewendet.

' So zum Beispiel die ehemalige Ministerin fiir Arbeit, Soziales und Stadtentwicklung, Kultur und Sport des
Landes Nordrhein-Westfalen, llse Brusis, 1998 in ihrem Geleitwort fur die 2. Auflage der Informationsschrift:
Die staatlichen Archive des Landes Nordrhein-Westfalen. Disseldorf, Mlnster, Detmold, Brihl. Hg. von den
staatlichen Archiven des Landes Nordrhein-Westfalen im Auftrag des Ministeriums fur Arbeit, Soziales und
Stadtentwicklung, Kultur und Sport. 2., aktualisierte Auflage Dusseldorf 1998 (=Veroffentlichungen der
staatlichen Archive des Landes Nordrhein-Westfalen Reihe B: Archivfiihrer und Kurzibersichten, Heft 7),
S. 2.

2 vgl. Kap. 4.4 zu den rechtlichen Grundlagen der Benutzung.
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Sonderfélle: Unter dieser Bezeichnung sind alle Falle zu fassen, in denen
es Probleme bzw. Abweichungen im Programmablauf gegeben hat und
diese Probleme mdglicherweise sogar mit ausschlaggebend waren fir
etwaige verwaltungsinterne Programmaéanderungen. Akten, die solche
Falle dokumentieren, lieRen sich wahrscheinlich am besten durch die
Behorde selbst benennen, wie dies z. B. bei Justizakten bereits versucht
wird.®® lhre Archivierung wére im Sinne eines 'Gedachtnisses' der
Behorde zu verstehen, als ein Hilfsmittel der kontinuierlichen
'Selbstbeobachtung'.  Ein  weniger  geeignetes  Kriterium  der
Sonderfallarchivierung scheint dagegen die Note des Examens zu sein.
Im baden-wirttembergischen Modell beispielsweise werden in diesem
Sinne "Prifungsakten und Zulassungs- bzw. Prifungsarbeiten der
Kandidaten, die alle Prifungsteile (wissenschaftliche Arbeit und Endnote
der beiden Hauptféacher, ohne Erweiterungspriifung) mit der Note 1,0
abgelegt haben",*® als archivierungswiirdig eingeschatzt. Abgesehen
von der Tatsache, dal3 solche Examina extrem selten abgelegt werden,
so dall die Vermutung naheliegt, ihre Archivierung sei vorrangig als
MaRnahme gegen hohe Ubernahmequoten gedacht, stellt sich hier vor
allem die Frage, fiur wen letztlich die im Sinne einer 'positiven
Wertauslese' betriebene Archivierung dieser Akten Uberhaupt von
Interesse sein konnte. Zwar wirde aus Sicht z.B. der Einzeldisziplinen
die  Archivierung herausragender Arbeiten flr eine spatere
wissenschaftliche Auswertung durchaus Sinn machen; die allgemeine
Bildungsforschung hingegen, die ebenfalls Prifungsakten als Quelle
benutzt, brauchte flir ihre Forschungen sicherlich zusatzlich auch die
Akten von besonders schlechten Prifungen. Was als archivisch wertvoll
gelten kann, ist also eine Frage der Perspektive; die sehr gute Note
allein gibt kein sicheres Kriterium.

Prominente Persénlichkeiten: Ein wirklich operationalisierbares Kriterium
far 'Prominenz’ wird generell schwer festzulegen sein, zumal wenn der
zeitliche Abstand zwischen dem Ablegen der Prifung und der
Ubernahme der Akte ins Archiv nicht allzu groR ist. Kandidaten, die
spater bekannte Wissenschaftler, Politiker, Kiinstler o. &. geworden
sind, haben diese Karriere wohl in den meisten Fallen erst Jahre nach
dem Bestehen der Lehramtspriifung gemacht; oftmals wird auch die
Bedeutung einer Personlichkeit erst aus groRerer zeitlicher Distanz
heraus offensichtlich. Wenn sich also ein Diskurs Uber die Kriterien von
'Prominenz’ nur schwer fiihren 1aRt und objektive Mdglichkeiten einer
Standardisierung nicht existieren, ware es immerhin winschenswert,
wenn der Archivar sich wenigstens im Ruckgriff auf eine Form von
'kondensierter'  Offentlichkeit (z. B. durch Heranziehung von

%% vgl. z. B. Nicole Bickhoff: Zur Bewertung der Unterlagen der Amtsgerichte in Baden Wirttemberg. In:
Historische Uberlieferung aus Verwaltungsunterlagen, S. 311-323, hier S. 312f.
54 Vgl. das "Bewertungsmodell der Staatlichen Archivverwaltung Baden-Wiirttemberg".
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Medienberichten oder biographischen Nachschlagewerken) versichern
wiurde, dald nicht nur er allein eine Person als bedeutend einstuft. Falls
dennoch der Archivar allein - was héaufig der Praxis entspricht —
Prominente ohne ausweisbare Kriterien in einem Bestand ausmacht, so
sollte er diese Auswahl namentlich als seine persoénliche kennzeichnen.
Dies ist allerdings kaum mehr als eine Notldsung. Alles in allem sind die
Schwierigkeiten in der Einschatzung von Prominenz so gravierend, dal}
fir das in dieser Arbeit entwickelte Bewertungsmodell diese Kategorie
von besonderen Einzelféallen keine weitere Berlicksichtigung findet.

4. Die Archivierungsstrategie

4.1 Der Umgang mit dem bereits bewerteten Altbestand der Priifungsakten
(aus der Zeit vor 1945)

Im Sinne einer Art 'Schadensbegrenzung' in dem nach Sechser-Jahrgangen
bereits durchkassierten und somit weitgehend zerstérten Altbestand des
'Wissenschaftlichen Prifungsamts' (aus der Zeit von 1900 bis 1944) sollten
erganzend folgende Schritte unternommen werden: Zunachst mul die alte,
vom Prifungsamt gefiihrte Kartei (Laufzeit 1930-1959) mit séamtlichen auf
den Karten enthaltenen Angaben in eine Datenbank eingegeben werden.
Damit kann wenigstens ein Teil der urspringlich im Prifungsverfahren
entstandenen und durch die Kassation der Akten vernichteten Informationen
(das sind fast alle Daten, die im hochformalisierten Verfahrensabschnitt
erhoben wurden) fir die Zeit nach 1930 rekonstruiert werden. Zusatzlich
sollte der im Staatsarchiv als 'Generalregistratur WPA' bezeichnete, kinstlich
gebildete Kleinbestand von vorwiegend Organisations- und Verwaltungsakten
aus dem Prifungsamt®®, die bei der ErschlieBung unbedingt zu
berlicksichtigen und in ein Findmittel mit aufzunehmen sind, noch einmal
genau auf Material auch zu einzelnen Prifungen in der ersten Jahrhundert-
halfte (vor allem aus der Zeit vor dem Einsetzen der Karteikarten) untersucht
werden. Wie eine erste Durchsicht ergeben hat, finden sich hier zumindest
Kandidatenlisten, die Angaben zu den Prifungen bis weit in das 19.
Jahrhundert hinein beinhalten.’® AuRerdem sind diesem Bestand ver-
sehentlich eigenstandige Prifungsakten zugeordnet worden, bei denen es
sich mit Sicherheit nicht um Generalakten handelt und die daher in den
Altbestand auf der Ebene der Einzelfallakten eingegliedert werden miiRten.®’

% STAMS, Generalregistratur WPA, Nr. 1-60. Die Akten betreffen u. a. die Zusammensetzung der Pri-
fungskommission (Nr. 27f.), speziell die Ernennung von Professoren, die Abrechnung von Priifungsgebiihren
(Nr. 39) usw.

6 Ebd., Nr. 39-60. Dabei handelt es sich um die vom Priifungsamt gefiihrten Kandidatenverzeichnisse aus
dem Zeitraum 1817-1920 mit Namen, Fachern, Noten, und z. T. detaillierten Angaben zum Lebenslauf. Das
Material ist auch geeignet, um Informationen aus den kassierten Akten im Rahmen einer elektronischen
Datenerfassung wiederherzustellen.

7 So findet sich beispielsweise fir den Zeitraum 1915-1923 unter der Titelbildung "Priifungen fir das
Lehramt an héheren Schulen" (ebd. Nr. 39) eine kleinere Anzahl von Prifungsakten mit Anmelde- und
Zeugnisunterlagen, Lebenslaufen, schriftlichen Hausarbeiten, Protokollen und Gutachten sowie Korre-
spondenzen zwischen den Kandidaten und dem Prifungsamt in diesem Bestand.
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Um schlieRlich die zerstérte Uberlieferung in Miinster soweit wie eben
moglich wieder zu vervollstandigen, waére es ratsam, im Rahmen einer
erganzenden Dokumentation (zu der nicht zuletzt die Datenbank mit den
eingegeben Karteikarten zahlt) auch auf die 'Gegenlberlieferung' der
ehemaligen preuBischen Prifungskommissionen im 'Geheimen Staatsarchiv
PreuBischer Kulturbesitz' in Berlin hinzuweisen.%®

4.2 Der Umgang mit dem noch weitgehend vollstindig erhaltenen
Neubestand der Priifungsakten (aus der Zeit nach 1945)

Auf die zwischen 1945 und der Auflésung des Wissenschaftlichen
Prifungsamts im Jahr 1983 entstandenen Prifungsakten, die in enger
Orientierung am archivischen Provenienzprinzip®® unter EinschluR des
gesondert auszuweisenden Altbestands einen abgeschlossenen Bestand
("Wissenschaftliches Prifungsamt') bilden werden, soll — im eigentlichen
Sinne - das hier entwickelte, an den einzelnen Prifern orientierte
Bewertungsmodell Anwendung finden. Davon getrennt soll ab dem Stichjahr
1976 der zur Zeit noch standig zuwachsende Bestand 'Staatliches
Priifungsamt flir Erste Staatsprifungen fir Lehramter an Schulen' gebildet
werden, der ebenfalls gemal dem neuen Modell nach Schulstufen gesondert
bewertet werden kann. Dabei ist allerdings folgendes Problem anzumerken:
Im Jahr 1981 wurden im Land NRW die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen
fur Prifungsakten neu geregelt. In einem Rundschreiben unterrichtete damals
(am 13. Marz 1981) der Kultusminister die Staatlichen Prifungsémter in
NRW (Uber die "Richtlinien fur die Aufbewahrung, Aussonderung und
Vernichtung von Akten bei Behoérden und Einrichtungen” in seinem
Geschéftsbereich.®® Durch diesen ErlaB, der bis heute giltig ist, wird fir die
"Akten Uber Lehramtsprifungen” die Aufbewahrungspflicht in zwei
Bereichen unterschieden. Wahrend die "Entwilrfe von Zeugnissen und
Bescheinigungen sowie die Niederschriften Uber die Notenbildung aufgrund
mehrerer Prifungsleistungen™ nach ihrer Entstehung noch 45 Jahre
aufzubewahren sind,®' gilt fiir den "Ubrige[n] Inhalt der Priifungsakten”, also
hauptsachlich fir die Hausarbeit und die Klausuren, eine verkirzte Frist von
lediglich 5 Jahren. Sémtliche Akten, bei denen diese Aufbewahrungsfrist

8 Es handelt sich vor allem um die Akten Rep. 76 VI Sekt. 1 x Nr. 3 (Wissenschaftliche Prifungskommis-
sionen), Bd. 1-18 (1816-1906), mit unterschiedlich ausfiihrlichen Prifungstbersichten der verschiedenen
preuRischen Kommissionen, darunter auch Munster. Vgl. Johanna Weiser: Das preuRische Schulwesen im
19. und 20. Jahrhundert. Ein Quellenbericht aus dem Geheimen Staatsarchiv Stiftung PreuBischer
Kulturbesitz. Kéln, Weimar u. Wien 1996, S. 20 u. 35.

° Zum archivischen Provenienzprinzip vgl. ausfiihrlich Johannes Papritz: Archivwissenschaft. Bd. 3.
Nachdruck der 2. durchgesehenen Auflage. Marburg 1998 (=Verdffentlichungen der Archivschule Mar-
burg 28), S. 8-22.

% vgl. STAMS Dienstregistratur 11.5.31 (Priifungsamt).

" Nach dem zuvor geltenden KultusministererlaR aus dem Jahr 1956 lag die Aufbewahrungsfrist fiir Pri-
fungsakten (und zwar einschlieBlich der Prifungsarbeiten- und -protokolle sowie der Zeugnisse) bei 60
Jahren. Danach waren sie entweder dem zustandigen Staatsarchiv anzubieten oder, wenn letzteres die Akten
fur nicht archivwirdig hielt, zu vernichten. Vgl. STAMS Dienstregistratur C, Nr. 743.



Archivierung und Zugang

20

abgelaufen ist und auf deren Ubernahme das Staatsarchiv "generell oder im
Einzelfall" verzichtet hat, kobnnen in der Behdrde vernichtet werden. Diesen
Erlal hat das Staatliche Priifungsamt in Minster bisher folgendermal3en
umgesetzt®®: Es vernichtet selbst seit einiger Zeit alle Hausarbeiten aus den
Priifungsakten, die vom Staatsarchiv nicht zur Ubernahme vorgesehen sind,
und nimmt an diesen Akten darlber hinaus sogenannte 'Ausdiinnungen’ vor.
Gemeint ist damit die vollstdndige Vernichtung aller Klausureninhalte, was in
jedem Fall eine Verletzung der Integritdt der Akte und somit auch einen
Verlust von Evidenz®® zur Folge hat; in den Klausuren finden sich namlich
oftmals Randbemerkungen und Kommentare des Gutachters, die
Rickschlisse auf die Notenbildung zulassen. Erhalten bleiben nur noch das
Deckblatt der jeweiligen Klausur mit der Themenstellung und der Bewertung
des Prifers, das Gutachten fir die Hausarbeit, die Protokolle der mindlichen
Priifungen sowie die Anmeldebdgen und die Zeugniskopien.

Dieses Ausdinnungsverfahren wurde glicklicherweise bisher allein auf
die zwischen 1987 und 1993 entstandenen Priifungsakten angewendet; die
Klausuren in den Akten aus der Zeit davor sind noch erhalten. Die
schriftlichen Hausarbeiten hingegen, ausgenommen die vom Staatsarchiv als
landesgeschichtlich wertvoll qualifizierten und daher fir die Archivierung
vorgesehenen, wurden bereits rickwirkend bis weit in die 1960er Jahre
hinein vollstdndig vernichtet.®® Dieser Umstand ist bedauerlich, da die
Hausarbeiten ebenfalls wie die Klausuren einen integralen Bestandteil der
Prifungsakte bilden und nun in den nach dem neuen Bewertungsmodell far
die dauerhafte Archivierung in Frage kommenden Akten Uber einen langen
Zeitraum hinweg fehlen werden. Um die noch weitere Zerstérung von
Schriftgut vor jeglicher archivischer Bewertung zu verhindern, mii3te die
behordeninterne  Vernichtungsaktion von nun an folgendermalden
eingeschrankt werden: Die fur die Archivierung vorgesehenen Akten, die
gleich bei ihrer Entstehung gekennzeichnet werden sollten, muiRten
vollstandig erhalten bleiben. Das bedeutet streng genommen, dal3 im
Moment, d. h. vor der Identifizierung der archivwirdigen Prifungsakten
mittels der in die Datenbank eingegebenen Karteien, keine weiteren
'Ausdiinnungen’ stattfinden koénnen. Vor allem die Vernichtung der
Hausarbeiten, die gegenwartig immerhin noch riickwirkend bis zum Jahr
1995 im Prifungsamt erhalten sind, miRte sofort unterbrochen werden, um
gegebenenfalls eine Archivierung der vollstandigen Prifungsakten zu
ermdglichen.

%2 Die Praxis der Aktenausdiinnung wurde mir bei meinem ersten Besuch im Staatlichen Priifungsamt am
4.10.1999 von Herrn Regierungsamtsrat Jansen genau erlautert.

% vgl. die Erlauterungen zu den Begriffen 'Evidenz' und 'Evidenzwert von Verwaltungsschriftgut' bei
Angelika Menne-Haritz: Schlusselbegriffe der Archivterminologie. Lehrmaterialien fur das fach Archi-
vwissenschaft. 3., durchgesehene Auflage. Marburg 2000 (= Veréffentlichungen der Archivschule Marburg -
Institut fir Archivwissenschaft 20), S. 65f.

5 Allerdings sind die Gutachten zu den Hausarbeiten aufgrund der gesetzlichen Vorschriften erhalten
geblieben.
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Zu beiden Bestéanden 'Wissenschaftliches Prifungsamt' und 'Staatliches
Prifungsamt flr Erste Staatsprifungen flr Lehrdmter an Schulen' mf3te,
wie oben angedeutet, in einem gesonderten Arbeitsschritt eine
Begleitdokumentation angelegt werden. Zu diesem Zweck waren zunachst —
mit Blick auf die Gewichtungsproblematik und die quantitativ auswertbaren
Daten - die beiden jingeren Karteien aus den Priifungsédmtern ebenfalls
(d. h. zusammen mit der alteren Kartei, die den Zeitraum von 1930-1959
abdeckt) in eine Datenbank einzugeben. Dann waére es, da im Prifungsamt
selbst nur relativ wenige 'Generalakten' entstehen, die einen Einblick in die
innere Organisation und Arbeit der Behérde bieten,®® auch hilfreich, im
Rahmen des Findmittels auf die im nordrhein-westfalischen
Kultusministerium entstandene Kontextlberlieferung zu verweisen, die heute
im Hauptstaatsarchiv Disseldorf lagert. Von besonderem Interesse sind in
diesem Zusammenhang beispielsweise die Akten zur Reform von Studien-
und Prifungsordnungen im Bestand NW 19 (Kultusministerium, Abt. Il E 3
Hoéhere Schulen), wo sich reichlich Material u. a. zur Neuordnung der
wissenschaftlichen Prifung in den Jahren 1947-1949 findet; ebenfalls
wichtig sind der Bestand NW 578 (Kultusministerium, Abt. Il C
Lehrerausbildung), anhand dessen sich Hintergriinde zu den veranderten
Lehramtsprifungen im Zeitraum 1974 bis 1985 erforschen lassen, sowie
einige weitere Akten des Kultusministeriums, in denen neben grundsétzlichen
Fragen vor allem das Priifungsamt Miinster selbst eine Rolle spielt.®®

Als eine sinnvolle Ergdnzung zu den Bestédnden des Staatsarchivs
Minster waéare zu guter Letzt auch eine Ubersichtliche Dokumentation der
rechtlichen Grundlagen der Lehrerpriifung wiinschenswert. Ohne weiteren
Aufwand koénnten die jeweils per Kultusministererla@ im Amtsblatt
erscheinenden neuen Prifungsordnungen oder Bestimmungen Uber
Umstrukturierungen von Prifungséamtern fiir Benutzer in Kopie in einem
Ordner zusammengestellt oder — das gilt fir die neueren Prifungsordnungen
— im Intra- bzw. Internet gemeinsam verfligbar gemacht werden.

4.3 ErschlieBung und Aufbereitung

Die ErschlieBung der Priifungsakten sollte so einfach wie mdglich erfolgen:
Als Grundlage konnen bereits die Karteikarten dienen, die, wie schon
mehrfach angemerkt, ohnehin zur SchlieBung der durch die Kassation in den

% Nach Aussage des Registrators entstehen beim Staatlichen Priifungsamt kaum Sonderakten; der
Schriftwechsel findet hauptsachlich in den Prifungsakten selbst seinen Niederschlag. Dennoch haben sich
einige wenige Akten, die die Arbeit der Behérde dokumentieren, erhalten. Sie beginnen gréRtenteils in den
1970er Jahren und betreffen u. a. die rdumliche Ausstattung, Korrespondenzen des Prifungsamts mit der
Bezirksregierung oder dem Ministerium, Studienordnungen sowie Dienstaufsichtsbeschwerden.

% So z. B. in einer Akte mit dem Titel "Angelegenheiten der wissenschaftlichen Priifungsamter Kéln, Bonn
und Minster, hier insbesondere Berichte Uber abgelegte Prifungen und Berufung von Mitgliedern des
Prifungsamtes”. Diese Akte enthalt u. a. einen Bericht Uber die Tatigkeit des Wissenschaftlichen
Prifungsamts Miinster im Zeitraum 1945-1948, sowie ein Verzeichnis der Mitglieder des Wissenschaftlichen
Prifungsamts Minster im Jahr 1947. Vgl. HSAD NW 19 - 1322. - Akten dieser Art lassen sich auch fur den
nachfolgenden Zeitraum ausmachen, z. B. NW 19 - 1323 bis1325 (1948-1955).
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Altbestand gerissenen Licken und zur leichteren Identifizierung der zu
Ubernehmenden Einzelakten (eines jeden Prifer) in eine Datenbank (z. B.
Access) eingegeben werden sollten. Bei dieser Eingabe waren u. a. folgende
Daten (iber eine Maske zu erfassen:®’
(personliche Daten des Priiflings:) Name, Vorname, Geburtsdatum,
Geburtsort; (Schulbildung:) Tag der Reifeprifung, Schule, Ort der
Schule; (Studium:) Hochschule und Ort, Semester, 1. Fach, 2.
Fach; (Priifung:) Datum, Themensteller der Hausarbeit, Thema der
Hausarbeit, Note der Hausarbeit, Fach mit Hausarbeit (Ge-
samtnote, Note der 1. Klausur, Note der 2. Klausur, Note der
miindlichen Prifung), Fach ohne Hausarbeit (Gesamtnote, Note der
1. Klausur, Note der 2. Klausur, Note der miindlichen Prifung),
Erziehungswissenschaften (Gesamtnote, Note der Klausur, Note
der miuindlichen Prifung), Wahlfeld Wiederholungsprifung, Ge-
samtnote der Priifung Sekundarstufe | bzw. Il, Wahlfeld fir die
integrierte Prifung fir die Sekundarstufe | im Rahmen der Sek. II-
Prifung (jeweils die Einzelnoten flr die Facher und flir das Fach
Erziehungswissenschaft sowie das Gesamtpradikat), Wahlfelder fir
Vermerke Uber Erweiterungspriifungen, Versdumnisse und
Rucktritte.
Seit dem Jahr 1994 wurde im Prifungsamt mit der Umstellung der
Kandidatenverwaltung auf ein elektronisches Registratursystem® begonnen;
die alten Karteikarten zur Erfassung der Priflinge fallen damit weg. Die an
ihre Stelle tretende (zur Zeit noch im Aufbau befindliche) Datenbank des
Prifungsamtes, in die ein Modul zur sofortigen Kennzeichnung
archivwirdiger Akten schon bei ihrem Entstehen eingefligt werden kénnte,
sollte vom Staatsarchiv (jeweils nach bestimmten zeitlichen Einschnitten fir
die Abgabe) komplett mit Gbernommen werden. Aus ihr la3t sich ohne
weiteren Aufwand eine Dokumentation der Grundgesamtheit an
Prifungsakten erstellen. Wenn zudem die alten Karteien ebenfalls in eine
moderne Datenbank Uberfihrt werden, so bietet die dann verfligbare
Gesamtdatenbank, wie eingangs schon bemerkt, eine grol3e
Arbeitsentlastung hinsichtlich der Verzeichnung der Akten. Aus den
Datenbanken kénnen namlich die tatsachlich archivierten Akten
herausgezogen und ohne weiteren Verzeichnungsaufwand in ein Findbuch
Ubertragen werden. Dieses Findbuch, das natlrlich in elektronischer und
zugleich onlineféahiger Version angelegt werden sollte, miRte allerdings —

%7 Der Anlage der Felder liegt der neuere Karteikartentyp aus den 80er/90er Jahren zugrunde. Fir die alteren
Karteikarten muRten die Prifungsarten nach Schulformen aufgenommen und ein Feld fur die obligatorische
Philosophiepriifung eingerichtet werden; fir die ganz alten Karteikarten miiBten zudem die Felder mit den
personlichen Daten des Priflings erweitert werden, da z. B. Vaterberuf und Konfession noch mit angegeben
wurden.

%8 Dabei handelt es sich um eine in Zusammenarbeit mit den nordrhein-westfalischen Priifungsdmtern beim
Landesamt fir Datenverarbeitung und Statistik NRW (in Disseldorf) entwickelte Software-Lésung, basierend
auf Microsoft Access.
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jedenfalls innerhalb der gesetzlichen Sperrfristen - aufgrund des
bestehenden Datenschutzes gewisse Bereiche fiir die Einsicht durch Dritte
gesperrt halten. Die fiir den Benutzer einzusehenden Bereiche wiirden sich
daher auf die Facher, die Jahre und gegebenenfalls die Priifer (soweit ihr
jeweiliges Todesdatum bekannt ist) beschranken, womdéglich insbesondere
bei Priifungsakten, die landesgeschichtliche Arbeiten enthalten, noch das
genaue Thema der Arbeit angeben. Die Kandidatennamen hingegen dirften
bei einer vom Benutzer selbst durchgefiihrten Datenbankrecherche nicht
freigegeben werden.®® Diese Einschrénkung erscheint um so vertretbarer, als
der Bestand sich aufgrund des auf die Prifer bezogenen Bewertungsmodells
sowieso nicht besonders gut fir rein individualbiographische Forschungen zu
Lehramtskandidaten eignet, deren Uberlieferung ja weitenteils rein zufallig
erfolgt.

4.4 Grundlagen der Benutzung

Was die Benutzung von Prifungsakten betrifft, so liegt aufgrund der langen
Sperrfristen eine schwierige datenschutzrechtliche Situation vor. GemaR § 7
Abs. 2 ArchivG NW darf Archivut, das "sich nach seiner Zweckbestimmung
oder nach seinem wesentlichen Inhalt auf eine natirliche Person" bezieht,
frhestens 10 Jahre nach dem Tod der Person durch Dritte eingesehen
werden; falls das Todesdatum dem Archiv nicht bekannt ist, endet die
Sperrfrist 90 Jahre nach der Geburt. Allerdings kénnen nach 8 7 Abs. 4
ArchivG NW die Sperrfristen verklrzt werden, wenn a) die Betroffenen, im
Falle ihres Todes deren Rechtsnachfolger, in die Nutzung eingewilligt haben
oder b) das Archivgut zu benannten wissenschaftlichen Zwecken genutzt
wird, wobei stets sicherzustellen ist, dal3 schutzwiirdige Belange Betroffener
nicht beeintrachtigt werden. Letzteres lieRe sich im Falle der Prifungsakten
durchaus realisieren. Der Benutzer kénnte Uber das elektronische Findbuch
nach den Akten, die ihn interessieren recherchieren (z. B. nach bestimmten
Fachern, Abschlissen, Jahren, moéglicherweise auch Prifern) und Uber das
Staatsarchiv beim zustdndigen Ministerium einen Freigabeantrag unter
Darlegung seiner wissenschaftlichen Interessen stellen. Bei der
anschlieRenden Benutzung miuifRten dann geeignete Malnahmen gefunden
werden, um die schutzwirdigen Belange zu sichern. So kénnte dem Forscher
beispielsweise die Auflage gemacht werden, samtliche Namen von Priflingen
in seiner wissenschaftlichen Arbeit zu anonymisieren. Wenn nur fir wenige
Akten die Einsichtnahme beantragt wird, kénnten diese von den zustéandigen
Archivaren auch so prapariert werden, daf® die Namen fir den Benutzer nicht
ersichtlich sind.

% Eine Ausnahme wiirden natlirlich die sogenannten prominenten Einzelfalle bilden (wenn man sie denn
beriicksichtigt); hier miRte unter allen Umstanden der Name der Person mit verzeichnet und generell auch
zuganglich gemacht werden. Sollte es sich allerdings bei den vermeintlich Prominenten nicht eindeutig um
absolute "Personen der Zeitgeschichte" (nach §8 5 Abs. 5 BArchG) handeln, so mURten die Findmittel die
Namen bis zum Ablauf der gesetzlichen Schutzfrist unter Verschlu®® halten.
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Ein seit langem von den Archiven diskutiertes und bisher nicht
zufriedenstellend geldstes Problem” stellt die Benutzungsméglichkeit von
Hausarbeiten mit landesgeschichtlichen bzw. landeskundlichen Themen dar,
deren Archivierung ja gerade unter dem Aspekt betrieben wird, die landes-
historische Forschung durch die Erkenntnisse in diesen Arbeiten zu férdern.

Schon im Rahmen einer bundesweiten Umfrage, die die bayerische
Archivverwaltung 1981 zur Archivierung von Lehramtsprifungsakten
durchgefihrt hat, wurde der rechtliche Umgang mit Zulassungs- bzw. Haus-
arbeiten aus den Prifungsakten und die daraus resultierende Praxis in den
einzelnen Archiven thematisiert. Gefragt wurde danach, ob die "Zu-
lassungsarbeiten im Archiv als Archivgut im strengen Sinn oder eher als
Bibliotheksgut behandelt” werden.”’ Zwei der befragten Archivverwaltungen
(Bremen und Niedersachsen) gaben an, die Hausarbeiten eindeutig als
Bibliotheksgut aufzufassen, in Rheinland Pfalz wurde (berdies eine
"bibliotheksmaRige Bearbeitung” angestrebt, doch verwies man zugleich auf
die damit verbundenen "Rechtsfragen"; die Mehrzahl der Lander, darunter
auch Nordrhein Westfalen mit den Staatsarchiven Disseldorf, Minster und
Detmold, behandelte damals die Hausarbeiten - rechtlich korrekt - als
Archivgut.

Das Problem der offenbar unklaren rechtlichen Grundlagen fir die
Benutzung der Hausarbeiten ist im Staatsarchiv Mdunster in der
Vergangenheit immer wieder thematisiert worden. So hatte man sich bereits
1977 mit der Frage an das Prifungsamt gewandt, "ob nicht die Mdoglichkeit
besteht, die an das Staatsarchiv abgelieferten und hier inzwischen in einem
alphabetischen Katalog erfalten [...] maschinenschriftlichen Prifungs-
arbeiten der Benutzung zuganglich zu machen."’? Die bis dahin zugunsten
des Benutzungsverbots immer wieder angeflhrte Feststellung, "daR die
Arbeiten Randvermerke kritischen und oft tadelnden Inhalts seitens der
Prifer" enthielten, erachtete man "gegenlber dem allgemeinen Interesse,
wertvolle Arbeiten der Forschung zur Verfligung zu stellen”, fir nicht ge-

wichtig genug, denn - so das Hauptargument - "gedruckte Arbeiten”
unterlagen ja auch "o6ffentlicher Kritik durch Rezensionen". Im Falle der
Examensarbeiten  kénnten "die  berichtigenden und ergénzenden

Bemerkungen des Prifers [...] die fehlende Rezensionskritik” ersetzen und
dartiber hinaus "fir den Leser von erheblichem Wert sein." Zusammen-
fassend wurde deshalb die Bitte formuliert, "in Abwé&gung zwischen

’° Das Problem der Benutzung der schriftlichen Hausarbeiten zieht sich wie ein roter Faden auch durch die
Jahresberichte des Staatsarchivs Minster. Noch 1993 beklagte der zustandige Referent, daR "die Benutzung
der regionalgeschichtlichen und landeskundlichen Arbeiten, in denen oft eine Fille von Material
zusammengetragen ist, Schwierigkeiten" bereite, "da die Rechte sowohl der Verfasser wie der Prifer
gewahrt werden sollen." Die "Uberaus langen Sperrfristen” behinderten "eine sinnvolle Auswertung."

7' Vgl. Frage 4 auf dem Umfragebogen der bayerischen Archivverwaltung "Archivierung von Priifungsakten
der Lehramtsprifungen, hier: schriftliche Hausarbeiten fur die Zulassung zur Prifung (Zulassungsarbeiten)”,
STAMS Dienstregistratur 11.5.31 (Prifungsamt).

72 Schreiben des Staatsarchivdirektors Dr. Leesch an das Wissenschaftliche Prifungsamt vom 4.3.1977.
Ebd.
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Personlichkeitsrechten und Allgemeininteresse einen Weg zu suchen, die
Arbeiten so friih wie moglich fiir allgemeine Benutzung freizugeben". Das
Gesuch blieb ohne Erfolg. Es wurde, da es in wesentlichen Punkten an den
geltenden personenschutzrechtlichen Vorschriften vorbei argumentierte,
erwartungsgemald abschlégig beschieden. Nach Ricksprache mit dem zu-
stéandigen Referenten im Kultusministerium erhielt das Staatsarchiv Miinster
vom Leiter des Wissenschaftlichen Prifungsamts die erklarende Antwort:
Man habe "davon auszugehen, daRR die Hausarbeit Bestandteil der
Priifungsakte" sei.”*> Nach AbschluR der Priifung habe "lediglich der
Priifungskandidat einen Anspruch auf Einsichtnahme, nicht einmal ohne
seine Zustimmung Mitglieder des Prifungsausschusses und schon gar nicht,
selbst mit seiner Zustimmung, ein Personenkreis, der an der Prifung nicht
beteiligt" gewesen sei. So seien "bei Abwéagung der Rechtsgliter sowohl die
Rechte des Priflings zu berlicksichtigen als auch die Unabhéngigkeit des
Korrektors der Arbeit", der "einen Anspruch darauf" habe, "dal seine
Randvermerke und seine Beurteilung der Arbeit, die kritische Bemerkungen
enthalten” kénne, "nicht gelesen” wirden. Deshalb sei "der Kultusminister
der Ansicht, daR es bei der bisherigen Praxis bleiben” misse, die
"Prafungsarbeiten [...] nicht fir die allgemeine Benutzung" freizugeben. Die
rechtliche Grundlage war damit zunachst geklart.

Mitte der 1980er Jahre wurde die Debatte um Einsichtnahme in die
Hausarbeiten erneut aufgenommen. Anlal3 waren die 1985 neu erlassenen
"Richtlinien fiar die Aufbewahrung, Aussonderung und Vernichtung von
Akten bei Behoérden und Einrichtungen im Geschéaftsbereich des
Kultusministers". In seiner Stellungnahme zu einer Anfrage des Staatsarchivs
Minster beim Prifungsamt Dortmund, ob eine Einsichtnahme in die
schriftlichen Hausarbeiten unter bestimmten Bedingungen ermdglicht werden
kénne, fuhrte diesmal der Referent des Kultusministers gegen eine pauschale
Freigabe die Bestimmungen des Urheberrechts ins Feld. GemalR &8 40 des
Urheberrechtsgesetzes, so das Argument, erldsche das Urheberrecht des
Verfassers der jeweiligen Hausarbeit erst 70 Jahre nach dessen Tod.”* Da
die Arbeiten dadurch bei strenger Einhaltung des Gesetzes fiir lange Zeit
unbenutzbar waren, schlug der Referent als Kompromi3 ein Verfahren vor,
das unter bestimmten Auflagen auch eine vorzeitige Einsichtnahme
ermdglicht: Bei bereits archivierten Hausarbeiten misse demnach mit
Ricksichtnahme auf den Schutz des geistigen Eigentums die Zustimmung
zur Einsichtnahme vom Verfasser eingeholt werden. Die aktuelle Anschrift
solle mit Hilfe der Einwohnermeldedmter herausgefunden werden. Falls eine
Hausarbeit mit Vermerken bzw. Korrekturen des Prifers versehen sei, so
kénne sie nur dann zur Einsichtnahme zur Verfligung gestellt werden, wenn
auf Kosten des Benutzers eine Kopie hergestellt werde, die keine Vermerke

7® Schreiben des Leiters des Wissenschaftlichen Priifungsamts, Leitender Regierungsdirektor Dr. Junker, an
das Staatsarchiv Minster vom 18.4.1977. Ebd.
% Schreiben des Referenten des Kultusministers NRW an das Staatsarchiv Miinster vom 20.9.1985. Ebd.
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und Korrekturen mehr enthalte. SchlieBlich solle fir kiinftig zu archivierende
Hausarbeiten von vornherein durch das Prifungsamt eine Einverstandnis-
erklarung des Verfassers eingeholt werden, um die spatere Benutzbarkeit der
Prifungsakten auf gesicherter rechtlicher Grundlage zu gewahrleisten. Vom
Staatsarchiv wurde dieser Vorschlag einer vom Verfasser im vorhinein
abzugebenden Einverstandniserklarung als gute Loésung empfunden; die
Einholung der Anschriften von den Autoren élterer Arbeiten bei den
Einwohnermeldedmtern hielt man dagegen fiir "undurchfiihrbar".’”® Statt
dessen versuchte man den Vertreter des Kultusministers davon zu
Uiberzeugen, dal sich auf die alteren Prifungsakten die in den §8 24 und 51
des Urheberrechtsgesetzes festgelegten Bestimmungen anwenden lieRen,
nach denen "Erleichterungen im Interesse von Kunst und Wissenschaft"
zuldssig seien, wenn "durch die freie Benutzung eines Werkes neue
selbstandige Schopfungen hervorgebracht werden und dabei der geistig
Schaffende auf den Leistungen anderer aufbauen” konne. Diese
"Bestimmungen Uber die Entlehnungsfreiheit" lieRen sogar die "Ubernahme
ganzer Werke oder Teile davon in gebotenem Umfang zur Unterstitzung
eigener Ausfiihrungen oder zum Zweck der Auseinandersetzung mit fremden
Gedanken zu." Trotzdem konnte sich das Kultusministerium nicht zu einer
Freigabe der Prifungsarbeiten durchringen. In seinem abschlieRenden
Bescheid sah der zustadndige Referent "keine Madoglichkeit, interessierten
Wissenschaftlern in den Fallen, in denen sie wegen Loschung der Daten den
Verfasser nicht ermitteln koénnen, die Einsichtnahme in schriftliche
Hausarbeiten zu erméglichen."”®

Der Hauptgrund dafir, dal3 die Frage der Einsichtnahme in die
Staatsexamensarbeiten bis heute so umstritten ist, liegt wohl darin, dalR es
sich bei diesen Arbeiten keinesfalls (wie in der bayerischen Umfrage von
einigen Archiven angegeben wurde) um Bibliotheks- sondern eindeutig um
Archivgut handelt.”” Die schriftliche Hausarbeit ist Teil der Priifungsakte und
unterliegt laut Archivgesetz im Hinblick auf eine Nutzung durch Dritte einer
besonders langen Sperrfrist (Nutzung frihestens 10 Jahre nach dem Tod
bzw. 90 Jahre nach Geburt des Kandidaten), da es sich um
personenbezogenes Schriftgut im engsten Sinne handelt. Die Lésung, fir die
neueren Hausarbeiten durch das Prifungsamt eine Einverstandniserklarung
der Verfasser einziehen zu lassen, erscheint gerade vor diesem Hintergrund
als sehr sinnvoll. Rechtlich gesehen wére es tatsachlich die einzige
Moglichkeit, um die Arbeiten vor Ablauf der Sperrfrist zuganglich zu machen.
Gemal &8 7 Abs. 4 a) ArchivG NW kénnen namlich die Sperrfristen dann

’® Schreiben des Staatsarchivs Minster an das Kultusministerium NRW vom 31.10.1985. Ebd.

76 Schreiben des Kultusministeriums NRW an das Staatsarchiv Miinster vom 30.11.1985. Ebd.

7 Die in § 2 Abs. ArchivG NW gegebene Definition faRt unter den Begriff 'Archivgut' "alle im Archiv
befindlichen Unterlagen"”, die bei den Behérden des Landes (vgl. 8 1 Abs. 1) entstanden sind. Dazu zahlen
"Akten, Schriftstlicke, Drucksachen, Karteien, Dateien, Karten, Plane, Plakate, Siegel, Bild-, Film- und
Tondokumente sowie sonstige Informationstrager und die auf ihnen Uberlieferten Informationen einschlieR3lich
der zu ihrer Auswertung erforderlichen Programme oder vergleichbarer Hilfsmittel."



Kathrin Pilger: Archivierungsmodell fiir Akten der Priifungsémter

27

verkiirzt werden, wenn "die Betroffenen [...] in die Nutzung eingewilligt
haben".”®

Bei der archivischen bzw. bibliothekarischen Erfassung von Hausarbeiten
sollte auf jeden Fall eine sachthematische Zugangsweise gewahlt werden
(Verschlag- und Verstichwortung der Titel), da schon der Name des Autors
zu schitzen ist, solange keine Einverstandniserklarung vorliegt. Im Falle der
alteren Hausarbeiten, fir die keine Nutzungsgenehmigungen der Verfasser
mehr zu erlangen sind, ware folgendes Verfahren als Lésung denkbar: Die
Titel miRten ebenfalls in eine Datenbank (Bibliothekssoftware, z. B. Allegro)
aufgenommen und soweit mdglich auch verschlag- und verstichwortet
werden. Dem Benutzer ware bei der Recherche der Bereich der
Verfassernamen unzugéanglich zu halten. Er konnte aber flir die Arbeiten, die
ihn thematisch im Rahmen seiner eigenen Forschungen interessieren, gemaf
8 7 Abs. 4 b) ArchivG NW unter Darlegung seines wissenschaftlichen
Interesses einen Antrag auf Verkirzung der Sperrfristen stellen, der im
Einzelfall natirlich sorgfaltig zu prifen ware. Da all diese Mdglichkeiten
keinen wirklich unvertretbaren Aufwand fiir das jeweilige Archiv darstellen,
sollte im Prinzip die Verfligbarkeit der Hausarbeiten mit
landesgeschichtlichen bzw. -kundlichen Schwerpunkten fiir die Forschung
kinftig kein Problem mehr darstellen.

5. Uberlieferungsbildung im Kontext

5.1 Die Archivierung von Priifungsakten in den anderen NW Staatsarchiven
Neben dem Staatsarchiv Miinster haben die beiden anderen staatlichen
Archive im Land Nordrhein-Westfalen, das Hauptstaatsarchiv Disseldorf und
das Staatsarchiv Detmold, jeweils eigene Archivierungmodelle fiir die Akten
der Ersten Lehramtsprifungen entwickelt, die in vielen Punkten von der
Minsterschen Praxis abweichen.

Im Hauptstaatsarchiv Disseldorf, das die zu seinem Sprengel gehérenden
Prifungsamter Kéln (mit den AuRenstellen Bonn und Aachen) sowie Essen’®
(mit den AufBenstellen Disseldorf, Duisburg und Wuppertal) betreut, wird
seit Beginn der 1990er Jahre nach den folgenden Grundsatzen verfahren:®

8 In der Praxis ist von der Méglichkeit einer Einverstandniserklarung der Verfasser bislang kaum Gebrauch
gemacht worden. Es gab wohl entsprechende Versuche beim Prifungsamt Bielefeld; allerdings hat hier im
Jahr 1996 der fur die Prufungsamter zustéandige Referent im nordrhein-westfalischen Staatsarchiv Detmold
darauf hingewirkt, "daR® [...] kinftig auf die bisherigen Erklarungen der Examenskandidaten hinsichtlich
Abgabe der Hausarbeiten an das Staatsarchiv und die Nutzung durch Dritte verzichtet" werde. Als Grund
dafir wurde angegeben, daR die Nutzung von Archivgut in den 88 5-7 des Landesarchivgesetzes "eindeutig
geregelt" sei und die Erklarungen der Examenskandidaten dem Archivgesetz zuwiderliefen. Vgl. das
Schreiben des zusténdigen Referenten im NW Staatsarchiv Detmold an das Prifungsamt Bielefeld vom
18.1.1996. STAD Dienstregistratur AZ 52.40.1.

7% Aus dem Priifungsamt Essen allerdings haben bisher keine Ubernahmen stattgefunden, was natiirlich auch
damit zusammenhangt, dal die dem Priifungsamt zugeordneten Universitaten allesamt noch verhéltnisméaRig
jung sind (Dusseldorf gegriindet 1966, Wuppertal, Duisburg und Essen 1972).

8 |ch danke Frau Staatsarchivoberratin Dr. Schnelling-Reinicke dafiir, daR sie mir das 1991 von Dr. Stahl-
schmidt u. a. entworfene Modell zur "Bewertung von Akten tber Prifungen (Staatsexamina) fur das Lehramt
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1. Generell archivwirdig sind alle Akten aus der Zeit vor 1945. 2. Aus der
Zeit nach 1945 kommen Uberhaupt nur Erste Staatsexamensprifungen fir
das Lehramt an Gymnasien bzw. fir die Sekundarstufe [l fur eine
Archivierung in Frage. Zuséatzlich sind (als Einzelfalle) archivierungswirdig 3.
alle Hausarbeiten mit landesgeschichtlichen und -kundlichen Themen, d. h.
Themen aller Facher mit regionalem und lokalem Bezug sowie 4. Akten von
Prominenten. 5. Darlber hinaus wird eine Auswahlarchivierung betrieben,
und zwar nur fir das Prifungsamt Koln, d.h. Akten der anderen beiden
Universitaten Bonn und Aachen werden (sofern sie nicht die unter die Punkte
1 und 3 gefaBten Ausnahmen betreffen) gar nicht Uberliefert. Von den an
der Universitat Koéln abgelegten Lehramtsprifungen der Sekundarstufe Il
werden pro Jahr zwei (nach dem Zufallsprinzip ausgewahlte) Akten fir jedes
Fach als Beispiele archiviert.

Das Verfahren insgesamt ist in mehrfacher Hinsicht kritisierbar. Falsch ist
sicherlich die Beschrédnkung auf nur einen Abschlul3typ des Lehrerexamens,
namlich auf den Typ Gymnasiallehrer bzw. Lehrer fiir die Sekundarstufe Il.
Diese 'Elitenauslese’, die die Uberlieferung des Lehrerexamens fiir die
anderen Schulform- bzw. Stufentypen vollig abschneidet, 1aRt sich in keiner
Weise rechtfertigen. Nicht nur, daR die Ausbildung der Grund- und
Hauptschul- bzw. Primarstufen- und Sek. I-Lehrer nach oftmals génzlich
anderen Prifungsordnungen erfolgt als die der Gymnasiallehrer und schon
deswegen aus rein verwaltungs- bzw. organisationsgeschichtlichen
Uberlegungen mit (iberliefert werden muR. Auch der Blick auf die
Bildungsgeschichte in NRW legt eine solche gleichberechtigte Uberlieferung
nahe. Denn gerade die Ausbildung der Volksschullehrer (danach Lehrer fir
die Grund- und Hauptschule, spater getrennt nach Primarstufe bzw.
Sekundarstufe 1) und der Realschullehrer (spater Sekundarstufe I) wurde hier
in der Nachkriegszeit besonders starken Veranderungen und Reformen
unterworfen® — man denke nur an die seit den 60er Jahren vorangetriebene
Akademisierung der Volksschullehrerbildung durch die Einrichtung von
Padagogischen Hochschulen (statt der vorherigen Akademien), die
anschlieBende Auflésung und Eingliederung der Lehrerausbildung in die
Universitaten (um 1980), die schon in den 70er Jahren erfolgte Einflihrung
des Stufenlehrers, eng verbunden mit den ersten Pilotprojekten zur
integrierten Gesamtschule usw.

Erscheint also schon die Beschrankung auf einen Abschlul3typ bei der
Archivierung als problematisch, so gilt das erst recht fir die Beschrankung
auf nur eine einzige Hochschule, die Universitat Kéln, wéhrend die anderen,
ebenfalls dem Koélner Priifungsamt zugeordneten Universitaten Bonn und
Aachen von der Uberlieferungsbildung véllig ausgeschlossen werden. Der
Grund fir eine derartig zugespitzte Form der 'Beispielarchivierung' durfte

an Schulen" zur Verfagung gestellt und dartber hinaus alle Fragen in einem personlichen Gesprach geklart
hat.
81 Vgl. u. a. Walter Peters: Lehrerausbildung in Nordrhein-Westfalen 1955-1980. Frankfurt am Main 1996.
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aller Wahrscheinlichkeit nach in  der Annahme liegen, dal die
Lehramtsprifungen (weil sie auf einer einheitlichen, fir das gesamte Land
NRW geltenden Ordnung basieren) an allen Universitaten gleich oder
zumindest ahnlich ablaufen. Diese Annahme trifft allerdings nicht zu. lhr liegt
eine allzu formalistische Auffassung vom Wesen des Priifungsverfahrens
zugrunde,®? die einseitig auf den &uReren, vorprogrammierten Ablauf der
Prifung fixiert ist und deshalb Uberall mehr Redundanzen sieht, als
tatsachlich existieren. Zudem werden bei der Beispielarchivierung nur einer
Universitat  regionale  bzw. lokale  Unterschiede zwischen den
Hochschulstandorten (z. B. die unterschiedliche Sozialstruktur der Stadte)
und strukturelle Verschiedenheiten, d. h. unterschiedliche Profile der
einzelnen Universitaten® (Bonn als rheinische 'Traditionsuniversitat' mit
Uberwiegender Orientierung am klassischen Facherkanon, Aachen als eine
der altesten Technischen Hochschulen aus preuRBischer Zeit) auRBer Acht
gelassen. Die Beispielarchivierung der Universitat Koln bewahrt mithin nur
einen relativ willklrlich gebildeten Ausschnitt aus den Lehrerprifungen, nicht
aber eine echte Verdichtung mit der Méglichkeit, vom Uberlieferten auch auf
das nicht Uberlieferte zuriickzuschlieRen.

Was schlieBlich die Auswahl der sogenannten 'besonderen' Falle
anbelangt, so folgt das Disseldorfer Archivierungsmodell zum einen
denselben Vorstellungen, wie sie auch in Mdinster vertreten werden, dalR
namlich Hausarbeiten zur Landesgeschichte oder Landeskunde in jedem Fall
archiviert werden sollten; zum anderen wird die 'Prominenz' einer Person
zum Kriterium der Archivwirdigkeit gemacht, was allerdings, wie oben
diskutiert, aulerst fragwirdig und auch nur schwer operationalisierbar
scheint. An der Praxis des Hauptstaatsarchivs DUsseldorf ist zusatzlich das
inkonsistente Verfahren der Auswahl zu kritisieren. Wahrend fir das Koélner
Prifungsamt die Akten immerhin von den Archivaren selbst nach
Prominenten durchgeschaut werden, verlaBt man sich im Falle der
AuBenstellen Bonn und Aachen allein auf entsprechende Hinweise des
Prifungsamts selbst, dem allerdings eine professionelle
Uberlieferungsbildung weder zuzutrauen noch zuzumuten ist.

Die wohl ausgewogenste Archivierung von Lehramtsprifungsakten
innerhalb der nordrhein-westfélischen Staatsarchive wird derzeit vom
Staatsarchiv Detmold betrieben. Der Auswahl der archivwirdigen Akten
liegen hier folgende Prinzipien zugrunde: 1. Jedes Jahr werden je zwei
Prifungsakten pro Fach archiviert, und zwar flr alle zum Sprengel geho-
renden Hochschulen (Gesamthochschule Paderborn, Universitat Bielefeld und
Musikhochschule Detmold); dabei werden die Examina aller Schulformen
bzw. —stufen gesondert berlcksichtigt. 2. Es werden samtliche Hausarbeiten

82 V/gl. oben Kap. 3.1 u. 3.2.

8 vgl. zur Vielschichtigkeit und Differenziertheit der Hochschullandschaft in NRW den Ausstellungskatalog
des Wissenschaftministeriums: Gaudeamus... Das Hochschulland wird 50. Hg. vom Ministerium fir
Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen. Dusseldorf 1996.
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archiviert, die "irgendeinen Bezug zum ostwestfalischen Raum haben".®* An
diesem Archivierungsmodell gibt es, im Vergleich zu allen bisher
vorgestellten, die wenigsten Kritikpunkte: Die Lehrerprifungsakten aller
Universitaten, und hier nochmals differenziert nach den jeweiligen schulform-
bzw. -stufenbezogenen Abschlissen, werden in gleicher Anzahl und
gleichberechtigt nebeneinander Uberliefert. Auf die 'besonderen' Falle findet
das einzig konsensfahige und operationalisierbare Kriterium  der
Landesgeschichte und Landeskunde Anwendung; alle nur subjektiven
WertmalRstabe ('Prominenz’, 'Einserexamen') bleiben auRen vor. Verbesse-
rungsfahig erscheint allein die zur Zeit betriebene jahrliche Archivierung von
zwei Priifungsakten pro Fach. Aufgrund der chronologischen RegelmaRigkeit
der Ubernahme besteht zwar eine gewisse Wahrscheinlichkeit, viele
Varianten des Prifungsverfahrens zu dokumentieren. Doch birgt diese
Auswahl die Gefahr, nicht alle Priifer (z. B. solche, die seltener von den
Kandidaten gewahlt werden) mit zu erfassen — eine Schwache, die mit der
Anwendung des im Rahmen dieser Arbeit in enger Orientierung an der
Person des Prifers entwickelten Auswahlverfahrens leicht behoben werden
kénnte.

5.2 Perspektiven fiir eine kiinftige Vereinheitlichung

Im Hinblick auf eine gemeinsame Bewertungs- und Archivierungsstrategie,
wie sie derzeit von den nordrhein-westfalischen Staatsarchiven fir andere
Bestandegruppen bereits konkret vorbereitet wird,® scheint es geboten,
auch die Uberlieferung der Staatlichen Priifungsamter recht bald umfassend
zu koordinieren. Dies ist vor allem deshalb notwendig, da durch den Ablauf
von Aufbewahrungsfristen (in der Regel 45 Jahre nach Ablegung der
Prifung) die Verzerrungen, die sich in der Uberlieferung der nordrhein-
westfalischen Lehramtspriifungen sowohl in regionaler als auch in
struktureller Hinsicht (z. B. im Hinblick auf die unterschiedlichen
Lehramtsabschliisse) bislang ergeben haben, schon bald irreversibel zu
werden drohen. Wie grol3 gerade zur Zeit (noch) die Differenzen in der
Ubernahme- und Archivierungspraxis (und damit auch die Gefahren einer auf
Dauer inhomogenen Uberlieferungsbildung) sind, vermag die folgende Tabelle
zu illustrieren, die fur jedes der nordrhein-westfalischen Prifungsédmter (mit
ihren AulRenstellen) die bislang ins Archiv gelangten Akten auffiihrt.

Von insgesamt 15 nordrhein-westfalischen Hochschulen sind gegenwartig
gerade einmal 7 mit Lehramtspriifungsakten Uberliefert, davon nur 3 in einer
sinnvollen, flir die Forschung nutzbaren Art und Weise; die Qualitat
schwankt also neben der Quantist der Uberlieferung erheblich. Wahrend z. B.
die Lehrerprifungen an einer Neugrindung wie der Gesamthochschule

8 vgl. die Vorbemerkung zur Archivierungspraxis im Findbuch zum Bestand D 12 'Staatliches Priifungsamt
fur Erste Staatsprifungen fiir Lehramter an Schulen (Sekretariate Bielefeld und Paderborn)'.

8 vgl. die Ergebnisse des Fachgesprichs "Archivierungsmodelle”, das am 24.1.2001 im Staatsarchiv
Mdunster unter Beteiligung von Vertretern aller nordrhein-westfélischen Staatsarchive stattgefunden hat.
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Paderborn von Beginn an sorgfaltig und gleichmaRig Gberliefert wurden, so
ist die Lehrerausbildung an einer der nordrhein-westfalischen
'Traditionsuniversitdten', der Universitdt Bonn, zumindest fir die
Nachkriegszeit gar nicht dokumentiert. Dies widerspricht zum einen dem
Auftrag der staatlichen Archive, Quellen fir die landesgeschichtliche For-
schung zu sichern, zum andern lauft es den gegenwartigen Forschungstrends
der in starkem MaRe auch komparatistisch arbeitenden Bildungsgeschichte
véllig zuwider.5®

Eine solch unzuldngliche Archivierungssituation muR durch eine
kooperative und arbeitsteilige Vorgehensweise von den Archiven
schrittweise in Richtung auf eine ausgewogene Uberlieferung verbessert
werden: Zunachst sollte zu diesem Zweck der Kontakt zu den
Priifungsamtern intensiviert werden, um sich mit Hilfe der Behorden ein Bild
Uber das Gesamtvolumen an (Alt-)Akten zu machen, vor allem aber auch um
festzustellen, welche Prifungsakten (bzw. Teile von Akten) bereits
vernichtet sind. AnschlieBend mif3ten bei sdmtlichen Priifungsamtern nach
einem einheitlichen Auswahlmodell - das im Rahmen dieser Arbeit
entwickelte kénnte als Muster dienen — die archivwirdigen Priifungsakten
identifiziert und in das jeweilige Staatsarchiv tUbernommen werden. Dort
mifRte auch die Verzeichnung mdglichst koordiniert erfolgen, d. h. innerhalb
eines einheitlichen, modglichst einfachen Schemas und mit Hilfe einer
onlinefahigen Verzeichnungssoftware. Das Fernziel sollte darin bestehen, alle
in  nordrhein-westfalischen  Archiven  vorhandenen Bestande von
Priifungsakten®” virtuell im Internet gemeinsam zu prasentieren, um
interessierten Forschern weitreichende Recherchen zu ermdéglichen, aber
auch um generell auf die Existenz der Priifungsakten in den Staatsarchiven
o6ffentlich aufmerksam zu machen.

Zuletzt und im Hinblick auf das Volumen insbesondere der zukiinftig zu
Ubernehmenden Aktenmenge darf der Hinweis nicht fehlen, daRR die
Prifungsakten - anders als das in anderen Zweigen der Verwaltung
entstehende Schriftgut — wohl noch auf unabsehbare Zeit in Papierform
produziert werden. Jedenfalls zeigt die derzeitige Durchfihrung des Pri-
fungsverfahrens mit der Hausarbeit, die als papierner (Computer-)Ausdruck
abgegeben wird, den unter Aufsicht (von Hand) zu schreibenden Klausuren

8 Vgl. z. B. den (bereits zitierten) Aufsatz von Uwe Meves Uber die Deutschlehrerausbildung im 19. Jahr-
hundert, der anhand einer vergleichenden Betrachtung der Quellen im 'Geheimen Staatsarchiv PreuRischer
Kulturbesitz' Gemeinsamkeiten und Unterschiede von Examina an verschiedenen Universitdten und
Prifungsédmtern herausarbeitet.

7 Dazu z&hlen auch die Akten von Diplom-, Magister- und Promotionspriifungen in den Universitatsarchiven.
Die Archivierung dieser Akten wirft, wie ein Gesprach mit Herrn Robert Giesler vom Universitatsarchiv
Muinster deutlich gezeigt hat, im Prinzip die gleichen Probleme auf wie die Archivierung der
Staatsexamensakten in den Staatsarchiven. Schon aus diesem Grund scheint eine Abstimmung und ein
kontinuierlicher Erfahrungsaustausch angeraten zu sein. Hinzu kommt, daR auch bei Besténden, deren
Archivierung strittig ist (wie z. B. im Falle der Lehrerprifungsakten der PH) oder die aus pragmatischen
Griinden (wie in Bonn) an zwei Orten lagern (im Staatsarchiv und im Universitdtsarchiv) eine gemeinsame
Archivierungslinie fur Prifungsakten entwickelt werden muf3.
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auf Papierbogen des Prifungsamts und den ebenfalls von Hand
geschriebenen Protokollen, kaum Moglichkeiten und Anséatze zu einer
Umstellung auf elektronische Aktenflhrung. Es ist z. B. nicht geplant (und
wahrscheinlich in naherer Zukunft auch nicht sinnvoll), von der
Examensarbeit eine Disketten- oder CD-ROM-Version einzufordern oder die
Priifungsprotokolle, was vielleicht noch denkbar ware, gleich (mit einem
Notebook) in elektronischer Form zu erstellen. Der fir die Prifungsakten
bendtigte Magazinraum in den Staatsarchiven wird also auch in naherer
Zukunft kaum geringer zu veranschlagen sein. Dennoch deuten einige
Entwicklungen in der nordrhein-westfélischen Lehrerbildung darauf hin, daf3
wenigstens die Zahl der zu archivierenden Akten kurz- bzw. mittelfristig
leicht rlcklaufig sein kdnnte. So schwacht sich die in den 90er Jahren steil
angestiegene Kurve der Lehramtsstudenten in der letzten Zeit deutlich ab;
gleichzeitig (und davon nicht Ilosgelost) 1aBt sich im Zuge wis-
senschaftspolitischer Akzentverlagerungen besonders in den groRen
lehrerbildenden Facher der Geisteswissenschaften ein z. T. betrachtlicher
Stellenabbau beobachten, mit dem sich ebenfalls und vor allem bei der
Anwendung des hier vorgestellten, am einzelnen Prifer orientierten
Bewertungsmodell sofort die Zahl der zu archivierenden Akten vermindern
wirde.

6. SchluBbemerkungen: Lehrerbildung in NRW im Umbruch

Langfristig wird sich die gesamte Lehrerausbildung in Nordrhein-Westfalen
grundlegend verandern. Die Richtung dieser Verdnderung hat ein von der
Landesregierung einberufener 'Expertenrat im Rahmen des Qualitatspakts' in
seinem AbschluRbericht bereits deutlich markiert.®® So soll das
Lehramtsstudium flexibel in die Einfihrung der gestuften Bachelor-
/Magisterabschlisse einbezogen werden. Ziel ist es, "die lehramtspezifische
Bildung in Form eines postgradualen Studiums [...] zu organisieren, das auf
ein mit einem BA Grad [...] abgeschlossenes berufsqualifizierendes Studium
aufbaut"; das Lehramtsstudium soll also "konsekutiv strukturiert” werden.®®
Zugunsten eines attraktiveren Facherangebots flir die neuen BA- und MA-
Studiengdnge, das die einzelnen Universitdten vor allem auch durch eine
starkere individuelle Profilierung gewahrleisten sollen, werden dariber hinaus
die  "klGnftigen Standorte der Ilehramtsspezifischen Bildung" den
Empfehlungen des Expertenrats gemal neu bestimmt und dabei zugleich in
einem erheblichen MaRe konzentriert. So soll die Lehrerausbildung in vollem
Umfang (d. h. mit allen stufenbezogenen Abschlliissen) nur noch an den
Universitdten Dortmund, Koéln, Mdinster, Bielefeld (hier fir den gesamten

88 \Vgl. die Empfehlungen zur Lehrerbildung im AbschluRbericht des 'Expertenrats im Rahmen des Quali-
tatspakts' (vom 20. Februar 2001), www.mswf.nrw.de/miak/aktuell/top-thema/Expertenrat/Abschlussbe-
richt.html.

8 Epd., S. 115f.
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ostwestfalischen Raum in enger, facherweise sich erganzender Kooperation
mit der Gesamthochschule Paderborn) und an der Gesamthochschule Essen
bestehen bleiben.?® Firr die Gesamthochschule Duisburg und die RWTH
Aachen gehen die Empfehlungen dahin, die Lehramtsstudiengédnge
ausschlieRlich auf die Berufsschullehrerausbildung zu beschréanken, wobei
sich am Standort Aachen "unter der Leitidee 'Faszination Technik' die
Lehrerbildung" Uberhaupt "ganz wesentlich von der an anderen Orten in
Nordrhein-Westfalen unterscheiden" soll. An den Universitdten Bonn und
Disseldorf soll die Lehrerbildung in Zukunft ganz wegfallen; auch die
Universitat Bochum dirfte nach den Vorstellungen der Expertenkommission
in Zukunft keine "eigenstadndige Lehrerbildung" mehr anbieten, sondern
mifRte eine Kooperation mit der Universitdt Dortmund eingehen, um die
ganze fachliche Breite gewaéhrleisten zu koénnen. Noch unklar ist die
Entwicklung an den Gesamthochschulen Siegen und Wuppertal. Zwar
erkennt der Expertenrat in diesen Fallen die lehramtsspezifische Bildung als
"Existenz sichernden Bestandteil" der "Ausbildungskapazitat" der beiden
Hochschulen und als "Chance zur Profilbildung"” an; die dauerhafte
Perspektive bleibt wegen der "insgesamt bescheiden[en]"” Anfangerzahlen
(wenn auch durch den Wegfall Disseldorfs zumindest Wuppertal zuséatzliche
Studenten anziehen dirfte) vorerst unklar.

Sicherlich wird es eine Zeitlang dauern, bis die neuen Vorschlage
endgliltig umgesetzt sind; vermutlich werden dabei verschiedene
Einzelpunkten auch noch revidiert. Fest steht jedoch, insbesondere nach den
Erfahrungen der zuletzt vorgenommenen Stellenstreichungen an den
nordrhein-westfalischen Universitaten, daR Anderungen schon in absehbarer
Zukunft kommen werden. Von diesen Modifizierungen werden die
Staatsarchive unmittelbar betroffen sein. Denn mit der Neuordnung der
Lehrerausbildung wird sich auch die Organisationsstruktur der Prifungsamter
grundlegend umbilden; die regionale Konzentration wird sogar zur Auflésung
ganzer Prifungsbehoérden bzw. ihrer AuRenstellen fihren. Als Folge dieser
Entwicklungen dirften den zustandigen Staatsarchiven, zumal wenn oft Giber
Jahrzehnte keine regelméafRige Abgabe von Prifungsunterlagen erfolgt ist, mit
einem Mal recht groRe Aktenmengen zur Ubernahme ins Haus stehen. Will
man dieser Situation nicht unvorbereitet gegenliberstehen, so bedarf die im
Rahmen des Fachgespréachs "Archivierungsmodelle” geaullerte Ansicht, die
Entwicklung von Archivierungsmodellen fiir die Lehramtspriifungsakten sei
zwar "notwendig”, aber "nicht vorrangig", dringend einer Korrektur.

% Ebd., S. 120.
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Eine Strategie zur Bewertung und ErschlieBung von Personalakten im Sachsi-
schen Hauptstaatsarchiv Dresden

Von Birgit Rehse

Einleitung

Das Thema dieser Arbeit stammt aus der archivischen Praxis: Wie kann die
Archivierung den Erfordernissen des modernen Massenschriftguts gerecht
werden? Wie ist ein solcher Bestand zu bewerten, ohne dass Nutzungen
wissenschaftlicher, behordlicher oder privater Natur EinbufRen erleiden und
ohne die Lagerkapazitdten und damit das angemessene Kostenlimit im Archiv
zu Uberschreiten? Ziel der Arbeit ist es, eine Strategie zur Bewertung und
ErschlieBung von Personalakten aus bereits vorhandenen Fonds sowie fir
zukiinftige Ubernahmen fiir das HStA Dresden zu entwickeln. Im konkreten
Fall 16st ein umfangreicher, nicht erschlossener Mischfonds aus
Personalakten,  Gehaltsunterlagen und anderen personenbezogenen
Unterlagen beim HStA Handlungsdruck aus.'

Zunéchst ist der Mischfonds im Hinblick auf den vorgefundenen Zustand
zu untersuchen (Kap. 1.). Bevor das Schriftgut seinem Sekundarzweck?
zugefuhrt wird, muss jedoch gewahrleistet sein, dass die rechtlichen
Vorschriften bspw. zu Aufbewahrungs- und Schutzfristen sowie zum
Datenschutz berilcksichtigt werden, die es hier aufzufiihren und zu erlautern
gilt (Kap. 2.). Sodann ist flr die Beurteilung der Archivwirdigkeit eine
Strukturanalyse der Personalakten® bzgl. des Entstehungszwecks und der
Kompositionsform unerldsslich (Kap. 3.; Anlage 3). Uber diesen
Problemaufriss hinaus tangiert die Arbeit archivarische Grundsatzfragen der
Bestandsbildung (Kap. 4.). Es gilt zu entscheiden, ob der Aktenpool als ein
Personalaktensammelbestand zu flihren oder ob eine provenienzmaRige
Zuordnung der Akten zu den Bestanden der jeweiligen Behdrden zu
favorisieren ist. Darliber hinaus widmet sich die Arbeit der Bewertungspraxis
von Personalakten (Kap. 6.). Im Vordergrund steht dabei die Frage, wie
gebrauchliche statistische Stichprobenverfahren aus archivischer Sicht zu
beurteilen und durchzufiihren sind (Kap. 5.). Die Aufgabenstellung stellt
insofern eine Herausforderung dar, als eine stereotype Anwendung eines
monistischen Bewertungsmodells ausgeschlossen ist; vielmehr ist hier eine

' Der Mischfonds wurde fiir Recherchen bereits stark frequentiert: Behérden, Privatpersonen und vor allem
Versicherungstrager benétigten Beschéaftigungsnachweise zur Berechnung der Versorgungsansprtche.

2 Theodore R. Schellenberg unterscheidet zwischen dem Priméarzweck des Schriftguts, den es im Rahmen der
Aufgabenerledigung in der Behorde erfillt, und seinem Sekundarzweck, den es erst mit der Deklaration als
Archivgut fur die Forschung, fur Behérden und fir private Nutzer einldst; vgl. ders., Die Bewertung modernen
Verwaltungsschriftguts, Marburg 1990 (Ubersetzt und hrsg. von Angelika Menne-Haritz), hier S. 27.

3 Die Studie richtet ihren Fokus allein auf die Personalakten und ignoriert bewusst die im Mischfonds dariiber
hinaus enthaltenen sonstigen personenbezogenen Unterlagen.
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an den vielfaltigen Anforderungen der Praxis orientierte, variantenreiche
Strategie angeraten (Kap. 7.; Anlage 4).

1. Analyse des Mischfonds

Schwerpunkt dieses Kapitels bildet die Analyse des im Archiv formierten
Mischfonds®, der hier zum einen als konkrete Untersuchungsgrundlage fiir
die Entwicklung eines generellen Bewertungsmodells dient und der zum
anderen das Versuchsobjekt darstellt, an dem das Bewertungsmodell in der
Praxis erprobt wird. Im Folgenden wird die Analyse der ebenfalls im
Mischfonds enthaltenen Gehaltsunterlagen und anderen personenbezogenen
Unterlagen bewusst ignoriert, da es diese entweder zu kassieren (Kap. 7.3.)
oder aber auszusondern (Kap. 7.4.) gilt.

1.1. Provenienzen, Laufzeit und Umfang
Der Grof3teil der Akten wurde 1952 im Zuge der Auflésung der
Landerstruktur und Einrichtung der Bezirke von den aufgel6sten sachsischen
Landesbehérden an das damalige Landeshauptarchiv Dresden sowie an das
1951 gegriindete Landesarchiv Glauchau abgegeben.® Die (brigen Akten
kamen mit darauf folgenden Ubernahmen sukzessive ins Haus.®

Bei der Feststellung der Provenienz muss bedacht werden, dass
Personalakten theoretisch den beruflichen Werdegang im Staatsdienst des
Beschaftigten durch alle Dienststellen hindurch begleiten. Dies bedeutet,
dass eine Personalakte von unterschiedlichen Behoérden angelegt,
weitergeflihrt, abgelegt und ausgesondert werden kann. Daher muss
zunachst die Provenienz definiert werden - hier verstanden als die letzte
aktenfiihrende Stelle.” So zeigt sich, dass die Findmittel des Mischfonds
meist die Abgabeprovenienz ausweisen, die allerdings nicht unbedingt mit
der aktenflihrenden Stelle identisch sein muss. Keinesfalls darf die
Provenienz jedoch mit der Dienststelle verwechselt werden, auch wenn diese

4 Als Mischfonds oder auch Mischbestand bezeichnet man einen kiinstlich geformten Bestand, der Archivgut
unterschiedlicher Herkunftsgemeinschaften beinhaltet; vgl. Angelika Menne-Haritz, Schlisselbegriffe der
Archivterminologie. Lehrmaterialen fur das Fach Archivwissenschaft. Marburg 1999, 2. Uberarbeitete Aufl.,
hier S. 79; vgl. Heinrich Otto Meisner/Wolfgang Leesch, Grundzlige einer deutschen Archivterminologie; in:
Archivmitteilungen 4 (1960), S. 134-152, hier S. 136. Zu Varianten des Mischfonds vgl. Johannes Papritz,
Archivwissenschaft, 4 Bde., Marburg 1976, hier 3. Bd., Teil lll.1, S. 29-49.

® Der GroRteil der Ubernahmen datiert auf den Juli 1952; vgl. Abgabeprotokoll des Mdl des Landes Sachsen/
HA Personal vom 16. Juli 1952.

® Das in der Kanzlei gefilhrte Verzeichnis (iber Akteneingidnge gibt neben dem Zugangsbuch des
Magazinleiters Aufschluss (iber weitere Ubernahmen: Darin ist bspw. am 8. April 1965 eine umfangreiche
Abgabe von Personalunterlagen der Laden und Gaststatten der Handelsorganisationen mit einer Laufzeit von
1949-1952 vermerkt. Je Abgabeprovenienz liegen mitunter mehrere Abgaben vor, die durch verschiedene
Zeitschnitte, Zuschnitte nach Abteilungen oder alphabethische Aufteilung (z.B. Justizministerium 1-VI)
gebildet wurden.

7 Mit Provenienz im Sinne der letzten aktenfiihrenden Stelle ist gemeint: Bei der Zuordnung z&hlt lediglich der
letzte Geschéftsvorfall in der Akte, nicht aber die frihere aktenfiihrende Stelle, welche die Akte anlegte,
noch die Dienststelle, die diese weiter bearbeitete oder die Behérde, welche die Akten aussonderte und dem
Archiv zur Ubernahme anbot (soweit diese nicht mit der letzten aktenfiinrenden Stelle Ubereinstimmen
sollte).
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im Mischfonds mitunter als Provenienz angegeben ist: Im Depot Kamenz
lagern z.B. Personalakten aus ca. 134 ,Provenienzen”, womit in diesem Fall
aktenfiihrende Stellen oder auch Dienststellen bezeichnet sind. Die Angabe
der Provenienzen des in Dresden archivierten Teils ist im Rahmen dieser
Arbeit nicht zu leisten, da die Findkartei nicht nach Provenienzen strukturiert
ist, sondern nach einigen hundert Sachgruppen bzw. Dienststellen.

Die im Mischfonds enthaltenen Akten stammen einer Stichprobe zufolge
aus der Zeit von Ende des 19. Jahrhunderts bis 1952 bzw. vereinzelt bis in
die 1960er Jahre. Dabei bildet die Zeitschicht 1933-1945 den
Schwerpunkt. Im 19. Jahrhundert gefiihrte Akten finden sich hingegen nur
vereinzelt. Der Umfang des Sammelbestands an Personalakten betragt
insgesamt 1.486 Ifm. Die Messungen ergaben 488 Ifm im Magazinraum Uc
des HStA Dresden und 998 Ifm in den Raumen 10 bis 13 des Depots
Kamenz.

1.2. Findmittel

Als Findmittel liegen rund zwei Regalmeter revisionsbedurftiger Karteien und
Abgabelisten vor; fur rund ein Drittel der im Depot Kamenz lagernden
Aktenmenge existiert kein Findmittel.® Die Abgabelisten sind in der Regel von
der aussondernden Behoérde erstellt. Gegliedert sind sie alphabetisch nach
den Familiennamen der Beschéftigten. Zu entnehmen sind lediglich
Vornamen und evtl. Geburtsdaten, nicht aber die Dienststellen. Zuweilen
finden sich archivische Vermerke Uber Verlustmeldungen oder sonstige
Ergédnzungen darin. Neben den Listen existiert eine im Archiv angelegte
Kartei der Gehaltsunterlagen, geordnet nach Dienststellen (z.B. Arbeitsamter)
bzw. Sachgruppen (z.B. Lehrgénge). Eine weitere Kartei gibt Aufschluss tber
die Ubernahme vom Rat des Kreises Aue. Zudem steht im Magazinraum Ue
eine umfangreiche Kartei Gber das Personal an Kindergarten und Schulen, mit
deren Hilfe man die im Magazin Uc gelagerten Gehaltsunterlagen auffindet.

1.3. Erhaltungszustand

Die Akten sind trotz der haufigen Benutzung insgesamt in einem stabilen
Erhaltungszustand und lediglich durch Staub stark verschmutzt. Stichproben
brachten keinerlei Kontaminierung durch Bakterien oder Schimmelpilze zu
Tage. TintenfraR ist &auRerst selten zu beobachten. Einige Falle von
Papierzerfall aufgrund ligninhaltiger Papiersorten liegen allerdings vor. Auch
sind einzelne Zersetzungserscheinungen durch Rost an Passfotos und an
besonders fragilen Papiersorten (z.B. Durchschlagpapier) zu konstatieren.
Eine Entmetallisierung — insbesondere der Aktendeckel — ist daher zu einem
baldigen Zeitpunkt in Angriff zu nehmen. Zudem sind einige mechanische

® Offensichtlich wurden bei diesen Abgaben die in der DDR den Registraturbildnern verordneten Prinzipien der
Aktenaussonderung ignoriert; vgl. dazu Grundregeln fiir die Erfassung und Ubernahme von Schriftgut aus den
aktenflihrenden Stellen durch die Verwaltungsarchive, hrsg. vom Ministerrat der Deutschen Demokratischen
Republik und dem Ministerium des Innern/Staatliche Archivverwaltung, Potsdam 1966.
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Schaden wie Risse, Knicke, lose Blattsammlungen durch fehlende
Aktendeckel festzustellen.

1.4. Arbeitsstand

Seit der Ubernahme der Personalakten ins Archiv wurden diese mehrfach
bewegt: 1993 wurden aus magazintechnischen Grinden ca. 230 Ifm
innerhalb des Magazins des HStA umgelagert; mit der SchlieRBung des
Landesarchivs Glauchau 1994 wurde ein Umzug von rund 1.000 Ifm Akten
in das Depot Kamenz unumganglich. Derzeit werden die Akten im Depot
einer Revision unterzogen: Vorhandene Findmittel werden mit den
vorgefundenen Akteneinheiten abgeglichen, gegebenenfalls korrigiert und
vervollstandigt; die Akten werden sodann in Archivgutbehalter eingelagert;
eine Entmetallisierung steht jedoch noch aus.

Die Sachsischen Staatsarchive Leipzig und Chemnitz haben 1999 im
Rahmen der Bestandsbereinigung auch Anspriiche auf Personalakten
angemeldet, die von Behdrden mit Sitz in der Region Leipzig bzw. Chemnitz
gefiihrt wurden.' Geplant ist eine baldige ErschlieBung der Personalakten
des Ministeriums fir Volksbildung mit rund 25.000 Akteneinheiten durch
Fremdkrafte.

2. Rechtliche Implikationen

2.1. Rechtliche Grundsatze zur Fiihrung von Personalakten: Der Zeitraum vor

1990
Bis zum BeschluR des Ministerrates vom 22. August 1977'" (ber
Personalakten sprach man in der DDR offiziell von ,Kaderakten”. Die
Aktenfihrung sowie das Einsichtsrecht lagen allein beim Leiter des Organs
oder des Betriebes bzw. beim Nomenklaturvorgesetzten; dem Werktatigen
hingegen durfte nur Auskunft, aber nicht Einsicht gewahrt werden (Kap. Il
Art. 2a Ordnung v. 22.8.1977).

Personalakten, die 1990 noch in einer Behérde lagerten, miissen vom
Archiv eingehend auf ihre Vollstandigkeit Gberprift werden. Denn hier muss
mit einer Beeintrdchtigung ihrer Authentizitdt gerechnet werden. Die
Modrow-Regierung gab namlich am 22. Februar 1990 eine Verordnung (VO)
zur Bereinigung der Personalakten heraus.'? Danach sollte den Werktatigen
nunmehr gestattet sein, ihre Personalakten einzusehen. Darlber hinaus sollte
gemal § 3 Abs. 6 VO v. 22.2.1990 die aktenfiihrenden Stellen ,nicht mehr
aktuelle Dokumente” aus der Akte entfernen (z.B. Unterlagen zu
DisziplinarmaBnahmen, Nachweise Uber Parteischulungen und staatliche Aus-

9 Vgl. handschriftlicher Zusatz auf dem Aktenvermerk vom 28. Oktober 1999, Az. 7511.00/6.99.

'© Vgl. Aktenvermerk vom 28. Oktober 1999, Az. 7511.00/6.99.

" Vgl. auch im Folgenden: Ordnung zur Fiihrung von Personalakten. BeschluB des Ministerrates der
Deutschen Demokratischen Republik vom 22. August 1977; ab 1. Januar 1978 in Kraft.

2 Vgl. Verordnung zur Arbeit mit Personalakten des Ministerrates der Deutschen Demokratischen Republik
vom 22. Februar 1990; in: Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik I, Nr. 11 (2. Méarz) 1990, S.
84-85; ab 1. Marz 1990 in Kraft.
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zeichnungen, Beurteilungen etc.) und dem Werktatigen aushéndigen.
AuBBerdem sah 8 3 Abs. 2 VO v. 22.2.1990 nach Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses die Aushandigung der Personalakten an die Werktéatigen
»zur personlichen Verwendung” vor. Eine derartige Sauberung von politisch
belastenden wie entlastenden Dokumenten hat zur Folge, dass das
Verhéltnis des Staates zu seinen Blrgern in den Personalakten verschleiert
und neutralisiert wird."”® Der Aussagewert dieser bereinigten Personalakten
ist wegen nicht gegebener Integritdt und Vollstéandigkeit begrenzt und ihre
Archivwirdigkeit ist somit fraglich.

Wie viele Akten tatséchlich manipuliert wurden, bleibt indes unklar.
Massenhafte Eingriffe konnen kaum vorgenommen worden sein, denn bereits
am 8. Marz 1990 erging ein Beschluss zur Sicherung des behdordlichen
Schriftguts:'* Uber das Schriftgut der in Auflésung begriffenen Staatsorgane
bzw. sonstigen Einrichtungen wurde ein Kassationsstopp verhangt; die
Entscheidung Uber Aufbewahrung oder Kassation lag nun allein in der
Kompetenz der Archive.

Zeitraum nach 1990:
Eine Schllsselstellung bzgl. der rechtssichernden und rechtsférmigen
Flhrung von Personalakten nimmt das Beamtenrechtsrahmengesetz (88 56,
56 a-f BRRG) ein. Diesbezlgliche Regelungen werden namlich von
entsprechenden Verordnungen der Bundeslander ibernommen und analog
auf Beamte, Angestellte, Arbeiter und Auszubildende angewandt. Auch die
Verwaltungsvorschriften des Freistaates Sachsen'® (iber die Fiihrung von
Personalakten lehnen sich in Génze an das BRRG an.

Das BRRG'® gebietet den Behérden die Fiihrung einer Personalakte fiir
jeden einzelnen Beamten.'” Samtliche in der Akte enthaltenen Dokumente
dienen ausschlieRBlich dem Zweck der Personalverwaltung und Personal-

'® So auch die Einschatzung von Ingrid Grohmann, vgl. dies., Die ,Bereinigung” der Personalakten in der
friiheren DDR; in: Archivmitteilungen 41 (1991) 2, S. 78-79.

' Vgl. BeschluB des Ministerrates der Deutschen Demokratischen Republik zur Durchfiihrung von
SofortmaRnahmen auf dem Gebiet des staatlichen Archivwesens vom 8. Méarz 1990; mit sofortiger Wirkung
in Kraft.

'® Fir sachsische Behérden sind in erster Linie die sachsischen Verwaltungsvorschriften rechtlich relevant.
Jedoch orientiert sich die folgende Darstellung mit Riicksicht auf die Ubersichtlichkeit der Darstellung primar
am BRRG und verweist sodann auf einzelne Verwaltungsvorschriften; vgl. Verwaltungsvorschrift des
Séachsischen Staatsministeriums des Innern Uber die Fihrung und Verwaltung von Personalakten der Beamten
vom 11. Dezember 1998; in: Sachsisches Amtsblatt; Nr. 2 (14. Januar) 1999, S. 10-15 und vgl.
Gemeinsame Verwaltungsvorschrift der Séchsischen Staatskanzlei und der Sachsischen Staatsministerien zur
Fihrung und Verwaltung von Personalakten fir Angestellte, Arbeiter und die zu ihrer Ausbildung
Beschéftigten im 6ffentlichen Dienst des Freistaates Sachsen vom 3. Dezember 1996; in: Sé&chsisches
Amtsblatt, Nr. 6 (6. Februar) 1997, S. 145, geandert durch die Gemeinsame Verwaltungsvorschrift ders.
vom 20. Juli 1999; in: Sachsisches Amtsblatt, Nr. 42 (21. Okt.) 1999, S. 866; vgl. Verwaltungsvorschrift
des Séachsischen Staatsministeriums des Innern Uber die Fiihrung und Verwaltung von Personalakten vom 4.
November 1993; in: Sachsisches Amtsblatt, Nr. 55 (16. Dezember) 1993, S. 1337-1338.

'8 Analog zum Beamtenrecht regelt § 13 Bundesangestelltentarifvertrag (BAT) die Fiihrung von Personalakten
fur Angestellte.

7 Vgl. § 56 Abs. 1 Satz 1, 1. Halbsatz BRRG.
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wirtschaft.”® Auch die innere Gliederung einer Personalakte wird festgelegt,
so wird bspw. die Aufteilung einer Personalakte in Haupt- oder Grundakte
sowie Neben- und Teilakte zugelassen.'® Die Personalakte ist vertraulich zu
behandeln und daher ist ihre Weitergabe bzw. sind Auskilinfte daraus an
andere Behoérden, Arzte oder Dritte strikt beschrankt.?® Zudem werden die
Rechte der beschéaftigten Person, etwa das Einsichts- und Anhérungsrecht
sowie die Aufnahme von AuRerungen des Betroffenen zu den Akten fixiert.?'
SchlieBlich werden die Félle benannt, in denen bestimmte Dokumente der
Personalakte nach Einhaltung der Fristen durch die Behorde vernichtet
werden durfen bzw. muissen: Negative Beurteilungen kénnen bspw. auf
Antrag des Betroffenen nach drei Jahren entfernt werden.?

2.2. Aufbewahrungsfristen der Behorden
Zeitraum vor 1990:
Vorangestellt sei ein Exkurs zu den behérdlichen Aufbewahrungsfristen in
der DDR: Die mit der Fihrung der Kader- bzw. Personalakten betraute Kader-
abteilung hatte die Akte des ,Werktatigen” nach dessen Ausscheiden aus
dem Dienst noch finf Jahre aufzubewahren; dann erfolgte die Abgabe an
das Verwaltungsarchiv. Eine Kassation durfte laut Rahmenverzeichnis fir die
vereinfachte Kassation allerdings erst nach Ablauf der flinfzehnjahrigen
Aufbewahrungsfrist vorgenommen werden.*® Zur dauerhaften Archivierung
wurden explizit Personalakten von Abgeordneten der Volksvertretungen,
besonderen Personlichkeiten, Werktatigen in Leitungsfunktionen oder mit
hohen staatlichen Auszeichnungen vorgesehen.?*

Fir den staatlichen Arbeitgeber der DDR hat gemal dem
Einigungsvertrag u.a. der Freistaat Sachsen die Rechtsnachfolge
angetreten.?”® So féllt laut Archivgesetz fir den Freistaat Sachsen

® Vgl. §§ 56 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4; 56 f BRRG; vgl. Teil A Kap. I Nr. 2 VS v. 11.12.1998 i.V.m. § 117
Sachsisches Beamtengesetz (SachsBG).

' Vgl. 88 56 Abs. 2, 56 a BRRG. Beziiglich der Termini sind in Sachsen allerdings andere im Gebrauch: Hier
wird unterschieden zwischen einer Grundakte fir Unterlagen wie z.B. dem Personalbogen, der Teilakte fur
Vorgénge bzgl. der Besoldung, des Urlaubs etc. sowie Nebenakten, die lediglich Dokumente aus der Grund-
und Teilakte in Kopie aufnehmen und von der Beschaftigungsbehdrde gefuhrt werden kénnen, falls diese
nicht mit der personalverwaltenden Behorde identisch sein sollte; vgl. Teil A Kap. | Nr. 2 bis 4 VS v.
11.12.1998.

20 Vgl. §8 56 Abs. 1 Satz 1, 2. Halbsatz und 56 d BRRG; vgl. Teil E Kap. I-ll VS v. 11.12.1998 i.V.m. §§
119, 120 SachsBG.

2! Vgl. § 56 b-c BRRG; vgl. Teile C-D VS v. 11.12.1998 i.V.m. §§ 119, 120 S&chsBG.

22 Vgl. § 56 e BRRG; vgl. Teil F Kap. I-Il VS v. 11.12.1998 i.V.m. § 122 S&chsBG.

23 Vgl. Position 611 des Rahmenverzeichnisses fiir die vereinfachte Kassation typischer Schriftgutkategorien
vom 1.2.1973, hrsg. vom Ministerrat der Deutschen Demokratischen Republik und dem Ministerium des
Innern/Staatliche Archivverwaltung, Potsdam 1973, hier S. 32.

24 vgl. Kap. Il Art. 3c Ordnung v. 22.8.1977; vgl. Richtlinie Gber die Aufbewahrung und Kassation von
Schrift-, Bild- und Tonschriftgut (einschlieBlich bautechnischer Projektierungsunterlagen im Bereich der
Bauindustrie) vom 30.7.1970, hrsg. vom Ministerium des Innern der Deutschen Demokratischen
Republik/Staatliche Archivverwaltung, Potsdam 1970, hier S. 30f; vgl. Rahmenverzeichnis 1973, S. 32.

2 Vgl. Kap. Ill Art. 8 und 9 Einigungsvertragsgesetz vom 23. September 1990; in: BGBI. I, S. 885-1245,
hier S. 892 i.V.m. Art. 1 88 1 und 2 Rechtsbereinigungsgesetz des Freistaates Sachsen vom 17. April 1998;
in: Sachsisches Gesetz- und Verordnungsblatt, Nr. 6 (30. April) 1998, S. 151-152. Zur Rechtslage nach der
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(SachsArchivG) das gesamte Schriftgut der Rechts- und Funktionsvorganger
des Freistaates Sachsen in die Zustandigkeit der Staatsarchive.?® Im Zuge
des Neuaufbaus der sachsischen Verwaltung wurde Schriftgut der friiheren
DDR-Behorden bereits vor Ablauf der Aufbewahrungsfristen an die
zustandigen Archive abgegeben, um es vor Vernichtungen zu bewahren.?’
Dies trifft auch auf den Mischfonds von Personalakten und
Gehaltsunterlagen zu. In einem solchen Fall werden gemal? 8 5 Abs. 6 Satz
2 SachsArchivG die Archive verpflichtet, die in den Rechts- und
Verwaltungsvorschriften festgelegten Aufbewahrungsfristen einzuhalten.

Die Rechtsgrundlage zur Aufbewahrung der Lohnunterlagen in Ost-
deutschland findet sich im Sozialgesetzbuch IV (SGB).*?® GemaR § 15 b SGB
IV wird dem Arbeitgeber vorgeschrieben, die am 31. Dezember 1991
vorhandenen Lohnunterlagen mindestens bis zum 31. Dezember 2006
aufzubewahren. Allerdings ist dort nur von Lohnunterlagen die Rede. In
Bezug auf den Mischfonds bedeutet dies, dass die Regelung explizit nur auf
die vorhandenen Lohnunterlagen wie bspw. Gehaltszettel zu beziehen ist.
Der Grof3teil des Sammelbestands besteht jedoch aus Personalakten. Um
festzustellen, ob diese auch der oben genannten Frist zu unterwerfen sind,
muss die Absicht des Gesetzgebers in diesem Fall gepriift werden: GemaR §
15 b Satz 2 SGB IV obliegt es dem Arbeitgeber, die Lohnunterlagen der
betroffenen Person auszuhandigen bzw. im Wege einer vereinfachten
Beitragsfeststellung eine Bescheinigung mit den fir die Rentenversicherung
erforderlichen Daten auszustellen. Folglich ist mit dieser Regelung
beabsichtigt, dass Arbeitnehmer mit Hilfe dieser Unterlagen ihre Anspriiche
auf Versorgungsbezlige bei der Rentenversicherung belegen kénnen. Bedingt
durch den Untergang der DDR sind nach 1990 allerdings Vviele
Lohnunterlagen der friiheren DDR-Behérden und Staatsbetriebe vernichtet
worden, so dass der ehemalige Arbeitgeber seinen Nachweispflichten nicht
nachkommen kann, wie dies 8 28 f Abs. 1 SGB IV vorsieht. In diesem Fall
lasst der Gesetzgeber gemaRR § 28 f Abs. 2 SGB IV eine vereinfachte

Wiedervereinigung vgl. Reiner Gross, Rechtliche Probleme des Archivwesens in den Léndern der ehemaligen
DDR; in: Rainer Polley (Hg.), Archivgesetzgebung in Deutschland. Beitrdge eines Symposiums, Marburg
1991, S. 48-60.

%6 Vgl. § 4 Abs. 2 Satze 2 und 3 Archivgesetz fir den Freistaat Sachsen (SachsArchivG) vom 17. Mai 1993
und Anderung vom 20. Marz 1998 und Anderung vom 22. April 1999; in: Siachsisches Gesetz- und
Verordnungsblatt, Nr. 24 (14. Juni) 1993, S. 449-452 und ebd., Nr. 6 (30. April) 1998, S. 152 und ebd. Nr.
14 (16. Juli) 1999, S. 398.

27 Vgl. § 5 Abs. 6 Satz 1 SachsArchivG. Fir den Zeitraum vor dem 3. Oktober 1990 bzw. vor Inkrafttreten
des SachsArchivG vgl. Verordnung Uber das staatliche Archivwesen vom 11. Marz 1976; in: Gesetzblatt der
Deutschen Demokratischen Republik I, Nr. 10 (31. Marz) 1976, S. 165-171; vgl. auch BeschluR des
Ministerrates der Deutschen Demokratischen Republik zur Durchfihrung von SofortmaRBnahmen auf dem
Gebiet des staatlichen Archivwesens vom 8. Marz 1990; mit sofortiger Wirkung in Kraft.

% So auch der Hinweis auf das SGB in: Gemeinsame Verwaltungsvorschrift der Sachsischen Staatskanzlei
und der Sachsischen Staatsministerien zur Fihrung und Verwaltung von Personalakten fur Angestellte,
Arbeiter und die zu ihrer Ausbildung Beschéftigten im 6ffentlichen Dienst des Freistaates Sachsen vom 3.
Dezember 1996; in: Sachsisches Amtsblatt, Nr. 6 (6. Februar) 1997, S. 145, geandert durch die
Gemeinsame Verwaltungsvorschrift ders. vom 20. Juli 1999; in: Sachsisches Amtsblatt, Nr. 42 (21. Okt.)
1999, S. 866.
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Beitragsfeststellung zu. Hinzu kommt, dass der zu DDR-Zeiten ausgestellte
Beschaftigungsnachweis von den Versicherungstrédgern heutzutage nicht als
ausreichende Grundlage zur Berechnung der Versorgungsbezlige angesehen
wird. Eine Chance fir ostdeutsche Arbeitnehmer besteht nunmehr darin, in
Personalakten Belege Uber ihre Anstellungsverhaltnisse zu finden. Daher
sollte nicht zuletzt im Interesse der Betroffenen die Aufbewahrungsfrist bis
zum 31. Dezember 2006 auch auf Personalakten ausgedehnt werden.

Dem wird auch 8 15 SGB | gerecht, der den staatlichen Archiven eine
generelle  Auskunftspflicht Uber alle far die Leistungsbewilligung
bedeutsamen Sach- und Rechtsfragen auferlegt. Diese Auskunftspflicht
macht erst dann Sinn, wenn die relevanten Unterlagen in Gé&nze einer
einheitlichen Aufbewahrungsfrist unterliegen. Im Hinblick auf den oben
ausgefiihrten gesetzgeberischen Willen und Zweck (ratio legis) bleibt zu
konstatieren, dass eine Subsumtion der Personalakten unter die Vorschrift
des § 15 b SGB IV in diesem Fall angemessen ist. Folglich bedeutet dies,
dass beim Mischfonds bis Anfang 2007 keine Kassationen vorgenommen
werden dirfen.?

Zeitraum nach 1990:

Eine Orientierung fir die Aufbewahrungsfristen von Personalakten, die seit
dem 3. Oktober 1990 angelegt wurden, bietet § 90 f Bundesbeamtengesetz
(BBG).*° Zwar bezieht sich das BBG auf Personalakten von Beamten, jedoch
gelten diese Regelungen analog auch fiur Akten der in anderweitigen
Arbeitsverhaltnissen stehenden Beschaftigten im 6ffentlichen Dienst.
Generell wird vorgeschrieben, dass die aktenfihrende Behdrde Personalakten
nach ihrem Abschluss fiinf Jahre aufzubewahren hat. Als abgeschlossen gilt
eine Personalakte, wenn der Beamte (bzw. andere Beschaftigte) mit
Vollendung des 65. Lebensjahres ohne Versorgungsanspriiche aus dem
offentlichen Dienst ausgeschieden ist oder nach Ablauf des Todesjahres,
soweit keine versorgungsberechtigten Hinterbliebenen vorhanden sind bzw.
sobald die letzte Versorgungsverpflichtung erloschen ist (8§ 90 f Abs. 1
BBG). Die funfjahrige Aufbewahrungsfrist gilt auch flir sogenannte Teil- oder
Beiakten mit Unterlagen bzgl. Beihilfe, Unterstitzungen, Urlaub, Reisekosten
etc. (8§ 90 f Abs. 2 BBG). Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sollen die
Personalakten vernichtet werden, soweit sie nicht vom zustdndigen Archiv
Ubernommen werden (8 90 f Abs. 4 BBG).

29 Allerdings beinhaltet der Mischfonds auch &ltere Personalunterlagen mit Laufzeiten bis Ende des 19. Jh.
oder mit abgelaufener Schutzfrist, die im Prinzip der Bewertung und der Benutzung offen stehen. Jedoch
handelt es sich hierbei um marginale Anteile des Mischfonds, so dass von einer gesonderten Behandlung
dieser Akten aus pragmatischen Griinden abgesehen wird.

% Vgl. § 90 f Bundesbeamtengesetz (BBG) i.d.F.d. neunten Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher
Vorschriften vom 11. Juni 1992; in: BGBI. I, S. 1030. Eine Ubersicht bietet auch: Kommunale
Gemeinschaftsstelle (KGSt) (Hg.), Kommunale Schriftgutverwaltung: Aufbewahrungsfristen. Anhang zum
KGSt-Bericht Nr. 16/ 1900, i.d.F.v. Dezember 1995, hier S. 27f. Dartber hinaus pladiert die KGSt bei
Dienstausweisen, Unterlagen zu Dienstjubilden, Uber Wahlbeamte und leitende Angestellte sowie
Dienstaufsichtsbeschwerden fir eine dauernde Aufbewahrung.
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Die im BBG festgelegten Aufbewahrungsfristen werden in den
Verwaltungsvorschriften des Freistaates Sachsen®' (ber die Fiihrung von
Personalakten Ubernommen. Demnach sind Nebenakten zu vernichten,
sobald sie von der Behorde nicht mehr bendtigt werden. Hingegen wird fir
Grund- und Teilakten grundsatzlich eine finfjahrige Aufbewahrungsfrist
vorgesehen. Sodann sind sie dem zusténdigen Archiv anzubieten.®?

2.3. Archivische Schutzfristen

Das Séachsische Archivgesetz unterwirft personenbezogenes Archivgut in §
10 Abs. 1 Satze 3 und 4 SachsArchivG generell einer Schutzfrist von zehn
Jahren nach dem Tod bzw. 100 Jahren nach der Geburt der betroffenen
Person.

Der Gesetzgeber hat beschlossen, das vom 8. Mai 1945 bis zum 2.
Oktober 1990 in der Sowjetischen Besatzungszone bzw. in der DDR
erwachsene Archivgut der Benutzung zur Verfligung zu stellen und generell
auf Schutzfristen zu verzichten (8 10 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. 8 4 Abs. 2 Séatze
2 und 3 SéachsArchivG). Dies gilt auch fir Archivgut Gber Mitarbeiter von
ehemaligen staatlichen oder wirtschaftlichen Organen, Kombinaten,
Betrieben, Genossenschaften, sonstigen Einrichtungen sowie von Parteien,
gesellschaftlichen Organisationen und juristischen Personen (8 10 Abs. 2
Satz 3 Nr. 2 i.V.m. §8 4 Abs. 2 Satze 2 und 3 SachsArchivG). Da sich die
Freigabe jedoch nur auf Unterlagen bezieht, die im Rahmen der
Amtsausibung entstanden sind, fallen Personalakten nicht unter diese
Regelung, da sie das Dienstverhaltnis, nicht aber die Amtsauslibung
dokumentieren. Die Benutzung personenbezogener Unterlagen unterliegt
stets den datenschutzrechtlichen Auflagen.

2.4. Datenschutz und Benutzung

Die Datenschutzgesetze (DSG) auf Bundesebene®® sowie fiir den Freistaat
Sachsen® (SachsDSG) schiitzen den Einzelnen vor Beeintrachtigung seines
Personlichkeitsrechts und seines Rechts auf informationelle

3 Zur Definition der Aktentypen im Freistaat Sachsen vgl. Anm. 19. Vgl. Verwaltungsvorschrift des
Séachsischen Staatsministeriums des Innern Uber die Fihrung und Verwaltung von Personalakten der Beamten
vom 11. Dezember 1998; in: Sachsisches Amtsblatt, Nr. 2 (4. Januar) 1999, S. 10-15 und vgl. Gemeinsame
Verwaltungsvorschrift der Sachsischen Staatskanzlei und der Sachsischen Staatsministerien zur Fiihrung und
Verwaltung von Personalakten fir Angestellte, Arbeiter und die zu ihrer Ausbildung Beschéftigten im
offentlichen Dienst des Freistaates Sachsen vom 3. Dezember 1996; in: Sachsisches Amtsblatt, Nr. 6 (6.
Februar) 1997, S. 145, geédndert durch die Gemeinsame Verwaltungsvorschrift ders. vom 20. Juli 1999; in:
Sachsisches Amtsblatt, Nr. 42 (21. Okt.) 1999, S. 866; vgl. Verwaltungsvorschrift des Séachsischen
Staatsministeriums des Innern Uber die Fiihrung und Verwaltung von Personalakten vom 4. November 1993;
in: Sachsisches Amtsblatt, Nr. 55 (16. Dezember) 1993, S. 1337-1338.

32 Vgl. beispielhaft die aktuelle Verwaltungsvorschrift des Sachsischen Staatsministeriums des Innern lber
die Fihrung und Verwaltung von Personalakten der Beamten vom 11. Dezember 1998; in: Sachsisches
Amtsblatt, Nr. 2 (14. Januar) 1999, S. 14, G l und Il.

3 Vgl. Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) vom 20. Dezember 1990.

34 Vgl. Gesetz zum Schutz der informationellen Selbstbestimmung im Freistaat Sachsen (Séchsisches
Datenschutzgesetz - SachsDSG) vom 11. Dezember 1991; in: Séachsisches Gesetz- und Verordnungsblatt,
Nr. 32 (13. Dezember) 1991, S. 401-408.
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Selbstbestimmung. In Personalakten finden sich personenbezogene Daten
Uber personliche Verhaltnisse der betroffenen Personen. Folglich muss das
Datenschutzgesetz auch beim Umgang mit Personalakten im Archiv
theoretisch beriicksichtigt werden.?® Da aber die datenschutzrechtlichen
Implikationen, welche die archivischen Belange betreffen, Eingang in das
Sachsische Archivgesetz gefunden haben, bildet letzteres die fiir das Archiv
relevante Rechtsgrundlage flir Fragen der Benutzung von personenbezogenen
Unterlagen.

Das Archiv kann dem Benutzer die Einsichtnahme in eine Personalakte
genehmigen, wenn die Schutzfristen fir personenbezogene Unterlagen
abgelaufen sind (Kap. 2.3.) und soweit nicht andere Versagungsgriinde
gegeben sind (z.B. schlechter Erhaltungszustand). Im Fall einer noch
andauernden Schutzfrist ist das Archiv gehalten, eine Benutzung von
Personalakten generell zu versagen, da dies schutzwirdigen Belangen Dritter
entgegensteht. Einen Antrag auf Schutzfristenverkiirzung bzgl. Personalakten
kann das Archiv jedoch nur bewilligen, wenn dies flr einen konkreten
Forschungszweck erforderlich ist (8§ 10 Abs. 4 Satz 2, 1. Halbsatz
SachsArchivG). Dabei muss ausgeschlossen werden, dass dadurch
schutzwirdige Belange der betroffenen Person oder Dritter beeintrachtigt
werden. Ansonsten muss das 6ffentliche Interesse an den zu erwartenden
Forschungsergebnissen gegenilber den schutzwirdigen Belangen deutlich
Uberwiegen. Der Benutzer ist explizit darauf hinzuweisen, dass er die Daten
nur zum Zweck des von ihm im Antrag auf Schutzfristenverklrzung
genannten Forschungsprojekts verarbeiten darf.*® Im gegebenen Fall kann
das Archiv die Einwilligung der betroffenen Person (bzw. im Fall ihres Todes
die Einwilligung von Seiten der Angehdrigen) sowie Auflagen bei einer
Veroffentlichung (z.B. eine Anonymisierung der Daten) verlangen (8 10 Abs.
4 Satz 2. 2. Halbsatz und Satz 3 SachsArchivG).*’

3. Strukturanalyse von Personalakten

3.1. Entstehungszweck und Inhalt einer Personalakte

Eine Personalakte ist definiert als eine Sammlung von Urkunden, die im
unmittelbaren, inneren Zusammenhang mit dem konkreten Beschaftigungs-
verhéltnis steht. Fir jeden einzelnen Beschéftigten, sei es ein Beamter,
Angestellter, Arbeiter oder Auszubildender, wird eine gesonderte Akte
angelegt. Sie beinhaltet Vorgange, welche die Rechtsstellung und die

3% Zur Diskussion (ber die Benutzung personenbezogener Unterlagen vgl. Hermann Bannasch (Hg.),
Zeitgeschichte in den Schranken des Archivrechts. Beitrdge eines Symposiums zu Ehren von Prof. Dr. Gregor
Richter am 29. und 30. Januar 1992 in Stuttgart, Stuttgart 1995, hier S. 52, 54, 59, 87-89.

3¢ Auch das Datenschutzgesetz betont die Zweckgebundenheit der Nutzung; vgl. § 15 Abs. 4 SachsDSG.

37 Auch das Datenschutzgesetz sieht vor, bei der Ubermittlung von personenbezogenen Daten an nicht-
offentliche Stellen Auflagen zu erteilen; vgl. 8 15 Abs. 5 SachsDSG.
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dienstliche Verwendung des Beschaftigten zum Gegenstand haben.®®
Darunter fallen Daten, die zur Begriindung des Beschéaftigungsverhéltnisses
(z.B. Arbeitsvertrag) und zur Durchfiihrung (z.B. Beurlaubung, Versetzung
etc.), Beendigung (z.B. Entlassung, Ruhestandsversetzung) sowie
Abwicklung (z.B. Besoldung) des Dienstverhéltnisses dienen (vgl. Anlage 3:
Dokumente einer Personalakte). Der Gesetzgeber beschrankt den
Entstehungszweck von Personalakten explizit auf die Personalverwaltung
und Personalwirtschaft (§ 56 Abs. 1 Satz 3 BRRG; Kap. 2.1.) und untersagt
ausdrlcklich die Aufnahme von Unterlagen, die {ber diesen Zweck
hinausgehen. Eine Personalakte soll demnach ein mdglichst vollstandiges Bild
Uber den beruflichen Werdegang abgeben und nur insoweit Auskunft Uber
die Personlichkeit des Beschaftigten erteilen, wie es flr eine effektive
Personalplanung, etwa flir den sachgemaRen Personaleinsatz, als notwendig
erachtet wird.?® Bei einem Wechsel der Dienststelle wandert die Personalakte
zu der aktenfUhrenden Stelle der Personalverwaltung, die fir die neue
Dienststelle zustandig ist, mit.

Die Personalaktenfiihrung in der DDR gestaltete sich weitgehend analog
dazu.*”® So waren die staatlichen Organe sowie die volkseigenen Betriebe und
Kombinate angehalten, fir jeden einzelnen ,Werktatigen” eine gesonderte
Personalakte zu fiihren. Sie diente dem Zweck, die ,Kaderarbeit” zu
organisieren, also (ber Auswahl und Einsatz zu entscheiden und die
Kenntnisse, Fahigkeiten und Eigenschaften der Arbeitskrafte zu beurteilen.
Der entscheidende Unterschied zur heutigen Praxis besteht darin, dass
Personalakten in der DDR auch die politischen Qualifikationen und
sogenannte ErziehungsmalBnahmen dokumentieren sollten (Kap. | Art. 1
Ordnung v. 22.8.1977).

3.2. Komposition von Personalakten in ihrem Registraturverband

Generell weisen Personalakten eine typische Struktur von modernen
Massenakten*' auf: Es handelt sich um Serien von gleichférmigen, parallel
strukturierten Einzelfallakten zu einem bestimmten, genau abgrenzbaren Ge-
schaftsvorfall, die sich lediglich durch den individuellen Bezug unterscheiden.
Demnach sind die vorgefundenen Personalakten zu definieren als massenhaft

% Vgl. § 56 Abs. 1 Satz 2 BRRG; vgl. Klaus Kessler, Personalaktenrecht. Fiihrung von Personalakten im
offentlichen Dienst, Neuwied, Kriftel, Berlin 1997, hier S. 5; vgl. Menne-Haritz 1999, S. 82 und vgl.
Meisner/Leesch 1960, S. 143.

% vgl. Bundestags-Drucksache 12/544, hier S. 11.

%0 vgl. Ordnung zur Fiihrung von Personalakten, BeschluR des Ministerrates der Deutschen Demokratischen
Republik vom 22. August 1977; ab 1. Januar 1978 in Kraft.

41 Zur Definition von Massenakten bzw. Parallelakten vgl. Menne-Haritz 1999, S. 78, 81f. Im Lexikon
Archivwesen der DDR weist die Begriffsdefinition von Massenschriftgut auf die Notwendigkeit hin,
angesichts des hohen Aktenanfalls konsequent Bewertungsmodelle anzuwenden. Dieser Ansatz wird hier an
sich beflirwortet, jedoch werden die dort in diesem Zusammenhang empfohlenen Vorgehensweisen geman
den Bewertungshilfsmittel der DDR (z.B. Schriftgutbewertungsverzeichnissen und das vereinfachte
Kassationsverfahren) als zu schematisch und dem historischen Wert des Schriftguts nicht angemessen
betrachtet; vgl. Lexikon Archivwesen der DDR, hrsg. vom Ministerium des Innern der Deutschen
Demokratischen Republik/Staatliche Archivverwaltung, Berlin 1977, hier S. 191.
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anfallende, gleichférmige Einzelfallakten (bzw. Betreffsakten) einer
alphabethisch nach Familiennamen*? komponierten Fallaktenserie, die im
Bereich der Querschnittsaufgaben der jeweiligen Behorde das
Beschaftigungsverhaltnis der dort Beschéftigten dokumentiert.*®> Johannes
Papritz nennt diese Erscheinungsform auch ,Parallelismus membrorum*“**, da
die einzelnen Membra autark sind und verbindungslos nebeneinander stehen:
.hre Gemeinschaft (Parallelakten; BR) stellt eine Addition gleicher
eigenstandiger Einheiten dar, die sich gegenseitig nicht erganzen.”*® Daher
ist es nicht moglich, die Membra zu systematisieren oder zu hierarchisieren;
sie sind vielmehr als gleichrangig und gleichwertig zu begreifen.

Es muss damit gerechnet werden, dass neben den Generalakten auch
Personalteilakten im Mischfonds vereinzelt enthalten sind bzw. dass solche
bei kinftigen Aussonderungen in sachsischen Behérden dem Archiv
angeboten werden. Hierbei handelt es sich um eine Kompositionsform von
Personalakten, bei der Urlaubsantrdge, Fehlzeiten, Krankmeldungen,
Beihilfeunterlagen, monatliche Lohnabrechnungen u.a. in gesonderten Akten
gefuhrt werden (Kap. 2.1.).

Jede Personalakte bildet eine einzelne physische Einheit, die hier als
Hangemappe bzw. Aktenheft vorliegt. Auf dem Aktendeckel sind Nachname,
Vorname, zum Teil Geburtsdatum und evtl. die aktenfihrende Behdrde
vermerkt. Eine typische Akte umfasst im Durchschnitt ca. 1 bis 2 cm.

4. Prinzipien der Bestandsbildung: Provenienz versus Sammelbestand

Der Mischfonds personenbezogener Akten besteht aus einer Vielzahl von
unterschiedlichen Provenienzen. Da die vorarchivische Ordnung zerstort ist,
steht nun bei der ErschlieBung die Entscheidung an: Sollen die Personalakten
und Gehaltsunterlagen ihren Charakter als Pool beibehalten oder soll die
vormalige Ordnung rekonstruiert werden, was bedeuten wirde, die Akten
nach ihrer letzten aktenfiihrenden Stelle in den jeweiligen Bestand

42 Bevor historisch gesehen zur alphabetischen Reihung der Personalakten iibergegangen wurde, waren sie in
einer Ordnung nach Numerus currens abgelegt, die wiederum einen alphabetischen Index der Familiennamen
notwendig machte; zu finden sind zuweilen auch Planstellenakten Gber die im jeweiligen Strukturteil der
Behorde Beschaftigen; vgl. Papritz, 1976, 2. Bd., Teil 1.2, S. 437-444. Die zuletzt genannten Strukturtypen
sind bei dem vorliegenden Mischfonds nicht vertreten.

4% Zur Definition von Personalakten vgl. Menne-Haritz 1999, S. 82. Das Lexikon Archivwesen der DDR
verweist unter dem Eintrag Personalakte auf den Begriff der Betreffsakte; vgl. ebd., S. 218, 92f und vgl.
Ordnungs- und Verzeichnungsgrundsatze fiur die staatlichen Archive der Deutschen Demokratischen Republik
(OVG), hrsg. vom Ministerium des Innern der Deutschen Demokratischen Republik/Staatliche
Archivverwaltung, Potsdam 1964, hier § 75, S. 38f. Die Bezeichnung Betreffsakte stellt den Personenbezug
und damit die alphabethische Ordnung der Akten stérker in den Vordergrund, als es der Begriff Einzelfallakte
andeutet. Aus der Perspektive des Registraturbildners liegt jedoch letzterer naher, da alle die zu einer Person
anfallenden Dokumente und Vorgénge der Personalverwaltung als ein Einzelfall angesehen werden. Daher
wird hier der Begriff Einzelfallakte verwendet, wobei aber die Definition der Personalakte als Betreffsakte
ebenfalls als zutreffend betrachtet wird.

4 Vgl. Papritz 1976, 2. Bd., Teil I1.2, S. 429-433.

4 Johannes Papritz, Methodik der archivischen Auslese und Kassation bei zwei Strukturtypen der
Massenakten; in: Der Archivar 18 (1965) 2, Sp. 117-132, hier Sp. 125 und vgl. ders. 1976, 2. Bd., Teil 1.2,
S. 432.



Birgit Rehse: Bewertung und ErschlieBung von Personalakten

13

einzugliedern. Kurz: es geht um die Prinzipien ,Provenienz*® versus
Sammelbestand” - eingedenk Papritz® Mahnung: ,Das Provenienzprinzip
darf nicht zum Dogma werden.“*’

Es stellt sich nun die Frage, welcher Erkenntniswert der Provenienz bei
Personalakten zukommt. Die einzelnen Membra eines ,Parallelismus membro-
rum” dokumentieren nicht in gegenseitiger Abhangigkeit, sondern
eigenstandig ihren Entstehungszweck (Kap. 3.2.). Die Ursache ihres
Entstehens ist in einer begrenzten, kleinteiligen und klar umrissenen
Kompetenz begriindet. Beide Umstadnde legen nahe, den aus dem
Provenienzprinzip zu ziehenden Erkenntnisgewinn als gering zu
veranschlagen.*®

Dieser Befund I6st wiederum die Frage nach anderen Mdéglichkeiten der
Bestandsbildung aus. So argumentiert Papritz: ,Die Autarkie der Membra hat
auch eine mangelnde Bindung an die Provenienz zur Folge. Insbesondere
lassen sich gleichartige Membra mehrerer Provenienzen miteinander zu einer
Gesamtmasse vereinen, ohne daR irgendwelcher Schaden entsteht (...)."*°
Daraus folgert Papritz: ,Es steht dem Archivar frei, Mischfonds zu bilden,
wenn das Vorteile verspricht gegenliber einer Beibehaltung der
Provenienzen.“®® Auch die Ordnungs- und Verzeichnungsgrundsitze fiir die
staatlichen Archive der DDR (OVG) sehen in Ausnahmeféllen ein Abweichen
vom Provenienzprinzip bei der Bestandsbildung vor: In diesem Fall empfiehlt
die OVG, Bestande nacheinander oder nebeneinander bestehender
Registraturbildner zusammenzufassen.® Zudem sprechen Erfahrungen aus
der archivischen Praxis ebenfalls fir das Modell der Poolbildung: Sowohl im
Nordrhein-Westfélischen Staatsarchiv Minster als auch im Stadtarchiv
Frankfurt a.M. werden Personalaktensammelbesténde gefiihrt.®?

Allerdings ist die archivische Bildung eines Mischfonds an die Bedingung
geknlipft, dass die Strukturen der einzelnen Teilfonds untereinander
vereinbar sind.*®* Im vorliegenden Fall weisen jene in der Tat parallele
Strukturen auf, da es sich durchweg um nach Familiennamen geordnete
Personalakten bzw. Gehaltsunterlagen handelt. Des weiteren wird dabei die

“ Das Provenienzprinzip bezeichnet den Grundsatz, die Entstehungszusammenhange (Herkunft) von

Schriftgut bei der Archivierung zu wahren; es hat Einfluss auf die Bestandeabgrenzung, die innere Ordnung
der Besténde, auf Bewertungsentscheidungen und Verzeichnung; vgl. Menne-Haritz 1999, S. 84 und vgl.
Papritz 1976, 3. Bd., Teil lll.1, S. 8-23 und vgl. Meisner/Leesch 1960, S. 138 und vgl. Lexikon Archivwesen
1977, S. 222f und vgl. OVG 1964, 8§ 19-21, S. 19f.

*7 Papritz 1976, 3. Bd., Teil lll.1, S. 16.

“8 So auch Papritz* Einschatzung; vgl. ders. 1965, Sp. 125.

*® Papritz 1976, 2. Bd., Teil 1.2, S. 432.

%0 papritz 1965, Sp. 131; vgl. auch ders. 1976, 3. Bd., Teil lll.1, S. 44.

* Vgl. OVG 1964, §§ 21, 29, S. 20, 23f.

°2 Der Personalaktensammelbestand im NW StA Miinster fiihrt laut Dr. Helmut Franz derzeit rund 280.000
Datensatze, zu denen ca. 800 jahrlich hinzukommen; alle Verzeichnungselemente sind recherchierbar. Nach
Auskunft von Dr. Konrad Schneider umfasst der Pool des Stadtarchivs Frankfurt a.M. etwa 3.000
Personalakten mit einer Laufzeit ab 1950. Die zur Zeit in Ubertragung in eine Datenbank begriffene
Generalkartei erlaubt eine Recherche nach Namen und Provenienz.

%3 Zur Vereinbarkeit der Strukturen und der Kompetenzen vgl. Papritz 1976, 3. Bd., Teil lll.1, S. 45 und vgl.
OVG 1964, § 21, S. 20.
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durch rechtliche Vorschriften vorgegebene Einheitlichkeit von Form,
Gegenstand und Bearbeitungsziel der Akten vorausgesetzt.®* Auch diese
Vorgabe |0st der vorliegende Mischfonds ein, da er ausschlieBlich die
Kompetenzen der Personalverwaltung im Hinblick auf das Dienstverhéltnis
der Beschaftigten dokumentiert (Kap. 3.). Insofern stiinde der Beibehaltung
des Mischfonds zunachst nichts entgegen.

Nun muss aber darauf verwiesen werden, dass es sich hierbei um einen
im Archiv gebildeten Mischfonds®® mit einer weitgehend intakten Ordnung
nach der jeweils abgebenden Stelle handelt, auch wenn dem
Ordnungsprinzip keine klare Definition von Provenienz zugrunde liegt (Kap.
1.1.). Im konkreten Fall liegt nach Papritzscher Terminologie also eine
.Fondsvereinigung durch Mischverzeichnis“®® vor, die nicht gegen das
Provenienzprinzip, sondern lediglich gegen die Beibehaltung der
vorarchivischen Ordnung verst63t. Dies bedeutet, dass Schriftgut mehrerer
Fonds provenienzgerecht voneinander getrennt lagert, unterschiedliche
Signaturen aufweist und in einem Fonds bloR rein verzeichnungstechnisch
zusammengeflgt ist. Daraus resultiert, dass sich die alte provenienzgerechte
Ordnung beim vorliegenden Mischfonds als weitgehend wiederherstellbar
erweist (Kap. 1.1). Dieser Umstand spricht stark dafiir, bei der ErschlieBung
konsequent nach dem Provenienzprinzip zu verfahren.®’

Letztlich bedeutet die Wiederherstellung der provenienzgerechten
Ordnung keine Mehrarbeit. SchlieRlich ist die Analyse der Provenienz in
jedem Fall unabdingbar, da diese Angabe als immanenter Bestandteil der
Verzeichnung angesehen wird (Kap. 7.11.), um eine Kontextualisierung der
Personalakten mit ihrer Behdrdenuberlieferung zu gewéhrleisten. Bei einer
Poolbildung besteht hingegen die Mdéglichkeit einer ,materiellen Vereinigung”
der Akten, worunter das vollige Aufgehen von Schriftgut mehrerer
Registraturkdrper in einer neu gebildeten Fondsvereinigung zu verstehen
ist.®® Doch diese Methode wird hier vollends abgelehnt, da am Grundsatz
festgehalten wird, dass rekonstruierbare Entstehungszusammenhang niemals
vollends ignoriert werden diirfen.®® Folglich entsteht der Arbeitsaufwand der
Provenienzanalyse bei einem Personalaktensammelbestand in gleicher Weise.

Die Signaturvergabe gestaltet sich bei der Provenienzzuordnung
folgendermal3en: Fir jede Provenienz wird zum einen die Bestandssignatur
und zum anderen die laufende Nummer der letzten Verzeichnungseinheit des

% So die Empfehlung der ARK-Arbeitsgruppe; vgl. dies. ,Archivierung groRer Fallaktenserien” (Hg.), Der
archivische Umgang mit groRRen Fallaktenserien, Manuskript, Stand 20. Juni 2000, hier S. 6f; die Schrift wird
demnéchst in der Reihe Verdffentlichungen der Archivschule Marburg erscheinen, z.Z. abrufbar im Internet
Uber ,http://www.bundesarchiv.de” unter der Rubrik ,Aktuelles”.

%8 Zu vorarchivischen und archivischen Mischfonds vgl. Papritz 1976, 3. Bd., Teil lll.1, S. 29-41 und S. 41-
49.

% Vgl. Papritz 1976, 3. Bd., Teil lll.1, S. 43f.

7 GemaRk § 21 OVG, vgl. OVG 1964, S. 20.

%8 Zur ,materiellen Vereinigung” vgl. Papritz 1976, 3. Bd., Teil lll.1, S. 42-47.

%9 Die Angabe der Provenienz ist sowohl beim Personalaktensammelbestand im NW StA Minster als auch bei
jenem im Stadtarchiv Frankfurt a.M. selbstversténdlich Bestandteil der Verzeichnung.
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jeweiligen Bestands ermittelt, um daran mit der Verzeichnung der
Personalakten anzuschlieRen. Hingegen erfordert ein Sammelbestand mit
fortlaufender Nummer weitaus weniger Aufwand. Wenn man allerdings keine
vollige ,materielle Vereinigung” der Akten im Pool (s.o.) beflirwortet, so
sollte man sich konsequenterweise fiir eine sprechende Signatur®
entscheiden, die letztlich ein vergleichbares MaR an Recherche notwendig
macht. AuBerdem muss der Pool eine eigene Bestandssignatur erhalten.
Jedoch wiirde ein solcher Sammelbestand quer zur derzeit glltigen Tektonik
des HStA stehen, was zwar keinen eigentlichen Hinderungsgrund darstellt,
wohl aber gegen die Logik der Tektonik verstof3t.

Auf den ersten Blick besteht ein Vorteil eines Pools in der gemeinsamen
Lagerung der Akten. Dies bedeutet im konkreten Fall, dass der Status quo
nicht veradndert werden muss. In der Tat erscheint eine Umlagerung der
Personalakten zu den jeweiligen Bestdnden aus arbeits6konomischen
Grianden nicht praktikabel. Aber auch ein am Provenienzprinzip orientiertes
Ordnungsverfahren benétigt nicht zwingend eine gemeinsame Lagerung aller
zum Bestand gehdérenden Verzeichnungseinheiten, denn ({ber die
Lagerungsdatenbank kénnen alle Akteneinheiten eines Bestandes problemlos
lokalisiert werden. Auch die Nachweisfihrung im Haus gestaltet sich bei
beiden Ordnungsprinzipien gleichermaen aufwendig. Denn in jedem Fall
missen die Bestande in der Datenbank des Bestandsnachweises (BN) um
den Zugang an Personalakten aktualisiert werden.

Allein bei der Gestaltung der Findmittel stellt das Verfahren der Pro-
venienzzuordnung einen gréReren Arbeitsaufwand dar. Hierbei ist namlich
erforderlich, dass das Findmittel eines jeden Bestandes um die detaillierten
Verzeichnungseintrage aller dort eingeordneten Personalakten vervollstéandigt
wird. Hingegen genlgt beim Sammelbestand der bloRe Verweis in den
bestehenden Findmitteln auf die Existenz von Personalakten; der Nachweis
Uber die Verzeichnungseinheiten ist Uber die Datenbank des Personalakten-
sammelbestands abrufbar.

Aus der Perspektive des Benutzers erscheint eine Datenbank als
Findmittel attraktiver als herkémmliche analoge Findbicher, da er mit Hilfe
der Navigationsfunktion nach Namen, Geburtsdatum, Dienststelle u.a. sofort
auf den Nachweis der gesuchten Personalakte st6i3t, ohne sich mit der Frage
beschaftigen zu muissen, welche Stelle zur fraglichen Zeit mit der Per-
sonalverwaltung betraut war. Dies ist aus Grinden der
Benutzerfreundlichkeit allerdings ein ausschlaggebendes Argument fir den
Personalaktensammelbestand. Jedoch schlie3t die Provenienzzuordnung eine
EDV-gestlitzte Recherche nach den einzelnen Verzeichnungsangaben
keinesfalls aus. Da die Verzeichnung mit Hilfe von AUGIAS 7.1
vorgenommen wird, ist somit auch eine EDV-gestlitzte Recherche aller in

% Dies wiirde bedeuten, die Signatur aus einer Akzessionsnummer zu bilden, die auf die Provenienz verweist.
Dieses Signaturmodell wird sowohl im NW StA Minster als auch im Stadtarchiv Frankfurt a.M. fir die
Personalaktensammelbestande verwendet.
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AUGIAS aufgefiihrten Bestdnde moglich. Denkbar ware auch ein
bestéandelibergreifendes, EDV-gestiitztes Verzeichnis aller Personalakten,
also ein Personalaktensammelbestand auf rein virtueller Basis. Hier kénnen
auch bereits beim Bestand analog verzeichnete Personalakten zusatzlich
durch die Datenbank erfasst werden, so dass dem Benutzer stets der
aktuelle Stand préasentiert werden kann. Folglich zeichnet sich auch im
Hinblick auf das Findmittel kein deutlicher Vorteil fir eines der beiden
Ordnungsprinzipien ab.

AbschlieBend erweist sich das Fir und Wider der Provenienzzuordnung
einerseits und des Sammelbestands andererseits als eine archivwissen-
schaftliche Debatte, die unter Berlicksichtigung der spezifischen
Anforderungen kaum mit deutlich Uberzeugenden Argumenten flr eines der
Verfahren aufwarten konnte. Blickt man jedoch auf die Tradition des Hauses,
die fur jeden Bestand einen Bestandsverantwortlichen vorsieht, und
vergegenwartigt man sich dabei den momentanen Zustand des Mischfonds,
far den sich keiner qua Zustandigkeit verantwortlich flhlte, so ist man
geneigt, die Personalakten in ihre Bestédnden einzugliedern und damit sie in
die Obhut der Bestandsverantwortlichen zu (ibergeben.®’ Daher wird in
Abwaéagung der Praktikabilitdtsgriinde und insbesondere mit Ricksicht auf die
Haltung des Hauses bzgl. des Mischfonds fiir ein Ordnungsmodell nach dem
Provenienzprinzip mit der Gewahrleistung einer EDV-gestiitzen Poolrecherche
pladiert.

5. Auswahlverfahren

5.1. Bewertungsgrundsatze

Der Arbeitsauftrag der Archive als aktive Gestalter der Uberlieferung
beinhaltet auch ihre Kompetenz zur Bewertung und Kassation. Zum einen
gebietet die erklarte Absicht, die Kosten flr die Bearbeitung, Lagerung und
Konservierung zu senken, eine Verringerung des Volumens.®?> Zum anderen
ist eine Kassation fir den Erkenntniswert des Archivguts insofern
unverzichtbar, da: ,eine archivische Verdichtung von Uberlieferung {...)
immer eine Konzentration gehaltvoller Quellen (ist; B.R.). (...) Das Beseitigen
eines Teils schriftlicher Aufzeichnungen, das Léschen von Teilen des
kollektiven Gedéachtnisses ist eine unverzichtbare Komplementarfunktion zur
Pflege der Erinnerung, der die Archive dienen.“®® Dies setzt allerdings ein
fachlich fundiertes Kassationskonzept voraus, das lediglich die Quantitéat,

" Dort erhofft man sich, dass ein Bestandsverantwortlicher fiir eine Behérdeniiberlieferung kiinftig die
dazugehorigen Personalakten eher im Blick hat, als wenn diese in der Zusténdigkeit eines anderen
Mitarbeiters liegen. Denn bisherige Erfahrungen zeigen, dass die Personalakten schlichtweg (bersehen
wurden, so geschehen bei der Besténdelbersicht des Hauses.

52 Zu den Lagerungskosten vgl. Hartmut Weber, Bewertung im Kontext der archivischen Fachaufgaben; in:
Andrea  Wettmann (Hg.), Bilanz und Perspektiven archivischer Bewertung. Beitrdge eines
Archivwissenschaftlichen Kolloquiums, Marburg 1994, S. 63-81, hier S. 74.

% ARK-AG 2000, S. 35.
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nicht aber den Erkenntniswert des Schriftguts insgesamt vermindert.5* Ziel
der Bewertung soll sein, mit einem Minimum an Umfang ein Maximum an
Aussagekraft zu erreichen.
Eine Totalkassation scheidet dabei in der Regel aus, da das Risiko zu hoch
ist, fur die zukinftige Forschung relevante Bereiche aus der Uberlieferung
vollig auszublenden. Gegen eine Totalarchivierung hingegen spricht zum
einen die Masse der Einzelfallakten, zum anderen die Gleichférmigkeit und
Gleichartigkeit dieses Aktentyps. Ausnahmen bilden indes historisch
relevante Zeitschichten oder Uberlieferungsliicken, fir die evtl. eine
komplette Archivierung angebracht erscheint. Generell jedoch bietet sich der
Kompromiss an, eine Auswahl aus der Anbietung zu treffen. Schlie3lich
eignen sich Einzelfallakten aufgrund ihrer Struktur (Kap. 3.2.) geradezu fir
eine Kassation ohne Kontextverlust: ,Das Fehlen oder Entfernen einzelner
Parallelakten ist am Gesamtbestand nicht zu spiren, weil dadurch logische
Verbindungen nicht verletzt werden.“®®

Wenn man die Totalarchivierung ebenso wie die Totalkassation ablehnt,
stellt sich die Frage, wie eine Fallaktenserie sinnvoll reduziert werden kann.®®
Zum einen empfiehlt sich die dezidierte Auswahl von herausragenden Einzel-
objekten nach inhaltlichen Kriterien. Dieses Verfahren erfordert einen recht
hohen Arbeitsaufwand, da die Kriterien flr jede Zeitschicht und unter
Berlicksichtigung des Informationswerts der jeweiligen Fallaktenserie erneut
erarbeitet werden missen (Kap. 7.5. bis 7.9.). AuBerdem bedeutet dies,
dass mitunter die gesamte Fallaktenserie Akte fir Akte auf ihre
Archivwiirdigkeit®” Giberpriift werden muss.%®

Eine adaquate Uberlieferungsbildung sollte darauf bedacht sein, neben
dem Kriterium des Besonderen auch das Kriterium des Reprasentativen zu
beachten.®® Wahrend mit der Auslese des Besonderen eher dem inhaltlich
Interessanten Rechnung getragen wird, dokumentiert die Auswahl des

54 Dabei soll nicht bestritten werden, dass Kassation natirlich den Verzicht auf die kassierten Einzelfalle und
insofern auch auf die darin enthaltenen Informationen bedeutet; vgl. dazu Horst Romeyk, Massenakten in
Staatsarchiven am Beispiel des Nordrhein-Westfélischen Hauptstaatsarchiv Disseldorf; in: Wolfgang Bick,
Reinhard Mann, Paul J. Mller (Hg.), Sozialforschung und Verwaltungsdaten, Stuttgart 1984, S. 37-46, hier
S. 40.

% Papritz 1965, Sp. 125; vgl. ders. 1976, 2. Bd., Teil 1.2, S. 432: ,Der Ausfall einzelner Membra verursacht
keinen organischen Schaden und stellt nur eine Substraktion von einer gegebenen Zahl dar.”

% Teulings rigorose Haltung, lediglich zwischen einer Totalarchivierung oder -kassation zu entscheiden, kann
hier nicht geteilt werden; vgl. A.J.M. den Teuling, Stichproben, eine Herausforderung fiir die Forschung; in:
Archivpflege in Westfalen und Lippe 41 (1995), S. 30-35, hier S. 32.

87 Unter Archivwiirdigkeit ist die Eigenschaft eines Teils des Registraturgutes verstehen, der ,auf Grund
seines  &uReren (Material-, Kunst-, Seltenheits-, Altertums-) Wertes oder seines inneren
(geschichtswissenschaftlichen, rechtlichen, administrativen, technischen, literarischen oder biographischen)
Dauerwertes” zur Archivierung vorgesehen wird; vgl. Meisner/Leesch 1960, S. 148.

8 Daher ist anzustreben, die qualitativen Kriterien konkret auszuformulieren, um diese dann den Behérden
mit der Bitte zu Ubermitteln, kiinftig im Entstehen begriffene Akten entsprechender Falle als archivwiirdig zu
markieren; vgl. dazu auch ARK-AG 2000, S. 36f.

9 Vgl. Papritz 1965, Sp. 127. Stellvertretend fiir die herrschende Meinung in der Archivlandschaft vgl. das
Pladoyer von Claus Stukenbrock, Zur Umsetzung von Bewertungskriterien bei Massenakten; in: Bewahren
und Berichten. Festschrift fir Hans-Dieter Loose zum 60. Geburtstag, Zeitschrift des Vereins fir
Hamburgische Geschichte 83 (1997) 1, S. 105-113, hier S. 106.
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Typischen das gleichféormige Verwaltungshandeln. Irmtraut Eder-Stein stellt
diesbezliglich die These auf, dass allein eine solch doppelgleisige
Uberlieferung der Struktur von Massenakten angemessen sei, da so ihre
serienmalige Gleichférmigkeit im reprasentativen Querschnitt, zugleich aber
auch ihre Einzigartigkeit auf der Ebene der Einzelakte in der inhaltlichen
Auswahl widergespiegelt werde.”® Fiir einen solchen Ansatz spricht ferner,
dass man den Anforderungen der qualitativ wie quantitativ arbeitenden
Forschungsrichtungen gleichermalRen gerecht wird.

5.2. Sample nach echter Zufallsauswahl

Im Folgenden werden statistische Auswahlverfahren’’ skizziert, die zum Ziel
haben, ein méglichst reprasentatives’> Sample als mikroskopisches Abbild
der Gesamtheit des angebotenen Schriftguts zu bilden, ohne den
Aussagewert der Unterlagen zu dezimieren. Daher gilt es zu prifen, ob eine
Stichprobe als Teilmenge aller Untersuchungseinheiten tatsachlich die
Eigenschaften der Grundgesamtheit’® méglichst genau abzubilden imstande
ist.”* Die Anwendung von statistischen Verfahren setzt allerdings
massenhafte, homogene und gleichwertige Einheiten voraus, die teilweise
der Kassation zugefiihrt werden sollen’® - diese Voraussetzungen erfiillt der
zur Debatte stehende Aktentyp in jeder Hinsicht.

Das Charakteristikum einer echten Zufallsstichprobe besteht darin, dass
jedes Element der Grundgesamtheit mit gleicher Wahrscheinlichkeit fir die
Stichprobe ausgewahlt wird. Die Auswahl weist daher alle Merkmals-
auspragungen proportional zur Grundgesamtheit auf.’® Infolgedessen hélt nur

79 Vgl. Irmtraut Eder-Stein, Aktenstruktur und Samplebildung. Uberlegungen zur Archivierung von massenhaft
anfallenden Einzelfallakten am Beispiel von Akten der Justiz; in: Der Archivar 45 (1992), Sp. 561-572, hier
Sp. 5662, 565.

' Dabei liegt der Fokus auf der echten Zufallsauswahl und der Klumpenstichprobe nebst einer ihrer
Varianten, der Buchstabenauswahl. Bewusst wurde die Quotenauswahl auBen vor gelassen, da sie nur in
Bezug auf konkrete Fragestellungen und mit Kenntnis der Merkmalsauspragungen entwickelt werden kann
und damit die angestrebte Aussageoffenheit der archivischen Sample-Bildung erheblich einschréanken wiirde;
auch Kluge schéatzt dieses Verfahren fur archivische Zwecke als kaum praktikabel ein, vgl. Arnd Kluge,
Stichprobenverfahren zur archivischen Auswahl massenhaft gleichférmiger Einzelfallakten; in: Der Archivar
46 (1993) 4, Sp. 541-556, hier Sp. 548; zur Quotenauswahl vgl. Jirgen Sensch, Statistische Modelle in der
Historischen Sozialforschung I: Allgemeine Grundlagen - Deskriptivstatistik — Auswahlbibliographie; in:
Historische Sozialforschung, Beiheft 7, Kéln 1995, hier S. 83f.

72 Unter der Représentativitdt von Stichproben ist Folgendes zu verstehen: In der Stichprobe sind die
Merkmalsauspragungen (z.B. Wohnort, Beruf, Familienstand, Geschlecht, Alter, Dauer des Leistungsbezugs
etc.) in angebbarer Proportion zur Grundgesamtheit abgebildet. Somit gilt nicht der Einzelfall, sondern die
Summe der Einzelfélle als représentativ; vgl. Matthias Buchholz, Mehr als nur Sampling - Ein Arbeitsbericht
zur Bewertung von Sozialhilfeakten; in: Ubernahme und Bewertung von kommunalem Schriftgut,
Datenmanagement-Systeme; Texte und Untersuchungen zur Archivpflege, Bd. 12, Mlnster 2000, S. 86-98,
hier S. 93.

® Die Grundgesamtheit bezeichnet ,alle potentiell untersuchbaren Einheiten, die ein gemeinsames Merkmal
aufweisen”; zit. n. Jurgen Bortz, Statistik flr Sozialwissenschaftler, Berlin, Heidelberg, New York 1999, 5.
Aufl., hier S. 748.

74 Bortz 1999, S. 86. Einen Uberblick von getesteten Stichprobenverfahren liefert Kluge; vgl. ders. 1993, Sp.
552.

7 Vgl. Kluge 1993, Sp. 542, 544.

7 Vgl. Bortz 1999, S. 87, 756; vgl. Ferdinand Béltken, Auswahlverfahren. Eine Einflihrung fir
Sozialwissenschaftler, Stuttgart 1976, hier S. 29f; vgl. Sensch 1995, S. 63-74.
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dieses Verfahren den Anforderungen an Repréasentativitdt stand. Es
gewahrleistet somit eine Sicherheitswahrscheinlichkeit von 95% bei einer
Fehlertoleranz von 5% und ermdglicht folglich zuverlassige Rickschlisse
vom Teil aufs Ganze.”” Eine Zufallsauswahl bietet sich vor allem dann an,
wenn Uber die Verteilung der untersuchungsrelevanten Merkmale nichts
Prazises bekannt ist. Dies gilt insbesondere fiir Archivare, denn sie kénnen
die Entwicklungen der Forschung in der Zukunft gar nicht abschatzen und
sind zudem verpflichtet, eine mdglichst auswertungsoffene Uberlieferung zu
bilden.”®

Die Ziehung der Stichprobe kann mit Hilfe einer Zufallszahlentabelle oder
einer speziellen Software zur Ermittlung von Zufallszahlen erfolgen.”® Dabei
geht man folgendermaRen vor:®® Man zahlt die Einheiten der
Grundgesamtheit (z.B. 2.200 Einheiten) durch.®' Da die Genauigkeit des
Samples vom Verhaltnis der Grundgesamtheit zur Stichprobe abhangig ist,
berechnet man den erforderlichen Umfang der Stichprobe anhand
statistischer Hilfsmittel (z.B. 317 Einheiten, also 14,4%).52 Nun markiert man
in einer Zufallszahlentabelle willkirlich so viele Zahlen, bis die
StichprobengrofRe erreicht ist (317mal); die markierten Zahlen dirfen dabei
nicht die Summe der Einheiten in der Grundgesamtheit Ubersteigen (alle
Zahlen unter 2.201).%® Anhand der markierten Zahlen selektiert man
schlieBlich die Einheiten aus der Grundgesamtheit und bildet aus diesen
Akten das zu archivierende Sample.

Dieses Verfahren setzt die Kenntnis um die Grundgesamtheit voraus. Es
muss klargestellt werden, wie die Grundgesamtheit definiert wird: Zum
ersten kann darunter die abstrakte Summe aller Zielpersonen verstanden
werden, die als Beschéftigte einer Behorde je erfasst wurden nebst dem
noch in Zukunft einzustellenden Personal; d.h. hierbei handelt es sich um
eine nicht zu ermittelnde Grundgesamtheit im Bereich der
Wahrscheinlichkeitsrechnung. Zum zweiten kann damit die Summe der
tatsachlich erfassten Einheiten gemeint sein - also alle die bis zum
gegenwartigen Zeitpunkt von der Personalverwaltung angelegten Akten. Und

7 Vgl. Buchholz 2000, S. 89; vgl. Sensch 1995, S. 85; vgl. Erwin K. Scheuch, Auswahlverfahren in der
Sozialforschung; in: René Kénig (Hg.), Handbuch der Empirischen Sozialforschung, Stuttgart 1962, 1. Bd., S.
309-347, hier S. 313f. Zu den bei einer Zufallsstichprobe erfilllten Parameter der Erwartungstreue,
Konsistenz, Effizienz und Suffizienz vgl. Bortz 1999, S. 95-97.

78 Zur Offenheit fir beliebige Fragestellungen vgl. Angelika Menne-Haritz, Archivierung oder Dokumentation —
Terminologische Fallen in der archivischen Bewertung; in: Wettmann 1994, S. 223-235, hier S. 234.

79 Als Hilfsmittel kann die bei Kluge abgedruckte Zufallszahlentabelle dienen; vgl. Kluge 1995, S. 29.

80 Zum Vorgehen vgl. Kluge 1995, S. 27 und ders. 1993, Sp. 548f; vgl. Katharina Tiemann, Bewertung von
Massenakten in einer kleinen Kommunalverwaltung; in: Archivpflege in Westfalen und Lippe 48 (1998),

S. 24-26, hier S. 25f.

8" Buchholz weist im Hinblick auf die Chancengleichheit darauf hin, dass streng genommen alphabetische
oder andere Ordnungen, falls sie auswertungsrelevant sein sollten, bei der Z&hlung aufgehoben werden
missten; vgl. ders. 2000, S. 91.

82 Als Vorlage dient die bei Buchholz abgedruckte Tabelle, vgl. ders. 2000, S. 89f. Zur Problematik des
Stichprobenumfangs vgl. Sensch 1995, S. 62 und vgl. Scheuch 1962, S. 330-333. Zur steigenden
Irrtumswahrscheinlichkeit bei geringer StichprobengréRe vgl. auch Kluge 1993, Sp. 546f.

8 Zum Verfahren mit Zufallszahlen vgl. Sensch 1995, S. 66-68.
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drittens kann die Grundgesamtheit aus der Anzahl der dem Archiv
angebotenen Akten bestehen, die sich aus der Anbietungsliste ergibt.®*

Im Idealfall sind die drei GroRen identisch; in der archivischen Praxis

muss man sich vermutlich meist mit der dritten Variante zufrieden geben.
Mit Hilfe der elektronischen Schriftgutverwaltung riickt allerdings auch die
zweite Variante in den Bereich des Machbaren: Mdglich ist demnach, die
Summe aller im Registraturprogramm derzeit erfassten Einzelfallakten zu
ermitteln. Diese Menge wird als Grundgesamtheit unter Angabe des
Stichtages festgelegt. Davon wird die angemessene GroRRe des Samples
abgeleitet und es werden die entsprechenden Zufallszahlen in Konkordanz
mit den Aktennummern eruiert. Sodann Ubernimmt das Archiv lediglich die
selektierten Akten, in dem Umfang, wie die Behorde diese zum gegebenen
Zeitpunkt auszusondern wiinscht. Die Ubrigen vom Archiv ausgewahlten
Akten, die noch in der Behorde verbleiben, kénnen in der Altregistratur
bereits als archivwirdig gekennzeichnet werden, um nach Ablauf der
behordlichen Aufbewahrungsfrist direkt ins Archiv zu gelangen.
Fir den Fall, dass auch dieses Verfahren eine zu kleine Menge an Einheiten
hergibt, um eine Stichprobe ziehen zu kénnen, so wird von archivischer Seite
empfohlen, Fallaktenserien verschiedener Bestande zu einer Grundgesamtheit
zusammenzufassen.®® Dabei sollte generell auf die Vergleichbarkeit des
zusammenzufiihrenden Schriftguts geachtet werden. Darunter wird nicht die
Homogenitat der Akteninhalte verstanden, sondern ein hohes Mal3 an Ein-
heitlichkeit der Serien bzgl. ihrer Struktur, ihres Inhalts und ihres
Entstehungszwecks. Da Personalakten diese Voraussetzung erfillen, kann in
der Tat eine Stichprobenziehung aus unterschiedlichen Bestanden in
Erwégung gezogen werden.5®

Liegt hingegen das Problem darin, dass die genaue Anzahl der Einheiten
einer recht umfangreichen Grundgesamtheit nicht festgestellt werden kann, so
bietet die Fachliteratur zur angewandten Statistik folgende Lésung an: Man
kann bei einer nicht definierbaren Menge eine kiinstliche Grundgesamtheit aus
einer hinreichend groRBen Teilmenge bilden. Die daraus erfolgte
Stichprobenziehung gilt dann noch als reprasentatives Abbild des Ganzen.®’

8 Vgl. ARK-AG 2000, S. 21. Auch Bodo Uhl weist auf die Problematik hin, dass Anbietungen nicht das
angefallene Schriftgut in Vollstéandigkeit umfassen; eine genaue Definition der Grundgesamtheit durch das
Archiv ist daher unumganglich; vgl. ders., Massenakten in bayerischen Staatsarchiven am Beispiel des
Staatsarchivs MUnchen. Archivierung — Bestéande — Probleme der Auswertung; in: Bick, Mann, Muller 1984,
S. 47-66, hier S. 64.

8 vVgl. ARK-AG 2000, S. 6f. Wenn archivintern keine solch erweiterte Grundgesamtheit gebildet werden
kann (z.B. in einem Kommunalarchiv), empfiehlt Kluge, gleichartige Bestéande verschiedener Archive
zusammenzulegen, um daraus eine Stichprobe zu ziehen; vgl. Kluge 1995, S. 28.

8¢ Dieser Hinweis will lediglich davor warnen, Unvergleichbares in einer Grundgesamtheit zu vermengen,
etwa Personalakten des 19. Jh. mit DDR-Kaderakten aus den 1950er Jahren. Auch Sensch betont die
Notwendigkeit der zeitlichen und rdumlichen Abgrenzung bei der Bestimmung der Grundgesamtheit; vgl.
Sensch 1995, S. 58.

87 VVom Prinzip her handelt es sich hier um eine mehrstufige Auswahl, bei der die Primareinheiten die klar zu
definierende Grundgesamtheit und die Sekundéareinheiten die Stichprobe bilden; vgl. Sensch 1995, S. 77-80,
58; vgl. Bortz 1999, S. 87, 91, 103-105; vgl. Scheuch 1962, S. 323.
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Eine weitere Variante stellt die sogenannte geschichtete oder
stratifizierte Zufallsauswahl dar.®® Dieses Verfahren bietet sich an, wenn die
Gefahr besteht, dass ein in der Grundgesamtheit marginal vertretenes, aber
inhaltlich relevantes Merkmal in einer Zufallsstichprobe nicht vertreten sein
kénnte. In diesem Fall teilt man die Grundgesamtheit nach diesem
bestimmten Merkmal in disproportionale Schichten auf, aus denen
unterschiedlich hohe Auswahlquoten gezogen werden kénnen, indem man
das in der Grundgesamtheit schwach vertretene Merkmal zu einem héheren
Prozentsatz beriicksichtigt (10% aus der breiten Schicht plus 50% aus der
schmalen, nach dem Merkmal X gebildeten Schicht); die disproportionalen
Zufallsstichproben missen separiert voneinander behandelt werden.
Allerdings erweist sich dieses Verfahren in der archivischen Praxis als
ungeeignet, nicht nur aus Grinden der Arbeitsékonomie, sondern auch
aufgrund seines dokumentarischen Charakters, der die angestrebte
Aussageoffenheit des Samples auf vorgegebene Fragestellungen in Bezug
auf das entsprechende Merkmal einschrankt.

5.3. Sample nach Klumpenstichprobe

Far den Fall, dass die Anzahl der die Grundgesamtheit bildenden Einheiten
nicht bzw. nur unter groBem Aufwand zu ermitteln ist, bietet sich die
Methode der Klumpenstichprobe an. Als Basis der Auswahl dienen hierbei
Klumpen oder auch ,cluster” als Teilgruppe der Grundgesamtheit.®® Dabei
nimmt man eine Klassenzerlegung vor, indem man die Grundgesamtheit in
mehrere unterschiedlich groBe Gruppen aufteilt, wobei diese sich nicht
Uberschneiden dlrfen und die Grundgesamtheit vollstandig abdecken
missen.”® Zur Vermeidung des verzerrenden Klumpeneffektes ist zu
beachten, dass die Gruppen anndhernd die gleiche Struktur an
Merkmalsauspragungen wie die Grundgesamtheit aufweisen sollten.®’ Nun
bestimmt man willklrlich mehrere Klumpen flir die dauerhafte
Aufbewahrung, wéahrend die restlichen kassiert  werden. Eine
Klumpenstichprobe besteht demnach aus allen Einheiten, die sich zufallig in
einer Auswahl von Klumpen befinden. Durch die einfache Handhabe der
Sampleziehung ist dieses Verfahren fiir Archive hochst attraktiv.

Bei dieser Methode besteht auRerdem die Mdglichkeit, eine sogenannte
geschichtete Auswahl durchzufiihren, d.h. die Klumpen bewusst nach einem
sachlichen Gesichtspunkt, wie etwa nach chronologischen, geographischen
oder sektoriellen Schichten (Kap. 5.4.), zu gliedern.? Bei Personalakten

88 Zum Folgenden vgl. Kluge 1995, S. 27f und ders. 1993, Sp. 549; vgl. Bortz 1999, S. 88; vgl. Scheuch
1962, S. 323-327; vgl. Sensch 1995, S. 71-74.

% Bortz 1999, S. 749; vgl. Béltken 1976, S. 289-294; vgl. Sensch 1995, S. 74-77.

% Dabei kann man die Akten in ihrer urspriinglichen Ordnung belassen und sog. natiirliche Klumpen bilden;
vgl. Sensch 1995, S. 75.

° Um Verzerrungen in der Stichprobe zu vermeiden, wird beabsichtigt, ein homogenes Verhaltnis der
Klumpen zueinander und zugleich die Heterogenitat der Merkmalsauspragungen analog zur Grundgesamtheit
innerhalb der Klumpen zu erreichen; vgl. Sensch 1995, S. 74f.

92 Zum Vorgehen vgl. Kluge 1995, S. 27 und ders. 1993, Sp. 549; vgl. Tiemann 1998, S. 26.
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bietet sich beispielsweise eine chronologische Schichtung nach
Geburtsjahrgangen oder Geburtstagen oder nach dem Entstehungsjahr der
Akte an (z.B. ein Sample aus allen Personalakten der Geburtsjahrgénge von
1875, 1885, 1895 etc. bzw. der Geburtstage vom 6., 16. und 26. eines
jeden Monats bzw. Personalakten, die in den Jahren 1952, 1962, 1972 etc.
geschlossen wurden).

Obwohl die Klumpenstichprobe ein hohes MalR an Vielfalt dokumentiert,
I6st sie nicht die Anforderungen an Reprasentativitat ein.’® Durch den
Klumpeneffekt liegt die Varianz der Klumpenstichprobe etwa um ein
Zehnfaches hoher als die Varianz der Zufallsstichprobe.®* Die Gefahr einer
Verzerrung tritt ebenfalls bei sogenannten systematischen Auswahlverfahren
auf, bei denen jedes n-te Element (z.B. jede zehnte Akte) gezogen wird; sie
gelten daher auch nicht als reprasentativ im strengen statistischen Sinne.%®
In der archivischen Praxis ist dieses Verfahren auf Grund seiner
Praktikabilitat jedoch haufig angewandt worden mit dem Hinweis darauf,
dass man sich der statistisch geforderten Genauigkeit schlieBlich eh nur
annahern kénne, diese aber nie einzulésen vermoge. Dennoch sollte m.E. das
Resiimee der Statistiker auch in Archiven Beachtung finden, das besagt, das
eine Klumpenstichprobe meist nur in Kombination mit einer echten
Zufallsauswahl zu einem statistisch befriedigendem Ergebnis fihren und zu
einer variantenreichen Auswahlverfahren beitragen kann.

5.4. Sample nach Buchstabenauswahl

Die Buchstabenauswahl wird in der archivischen Praxis so haufig angewandt,
dass eine Auseinandersetzung mit diesem Verfahren an dieser Stelle
angebracht erscheint. Dieses Verfahren ist eine Spielart der sektoriellen
Klumpenstichprobe bei der Ziehungen aus der Grundgesamtheit nach einer
Kombination von Buchstaben archiviert werden. Dabei sollte die Wahl der
Buchstaben statistisch verifiziert werden,”® so dass diese firr eine
benennbare reprasentative GréRe im Verhéltnis zur Population stehen.®’

% Vgl. Sensch 1995, S. 77: ,Klumpenstichproben weichen am stérksten von einer reinen Zufallsauswahl ab
und sind nur sehr selten reprasentativ.” Auch Buchholz wies jliingst explizit darauf hin, dass Stichproben
nach Kriterien wie Monate, Jahre, Geburtstage etc. keine Reprasentativitat fur sich in Anspruch nehmen
kénnen; vgl. Referat von Matthias Buchholz auf dem 71. Deutschen Archivtag, Oktober 2000.

° Eine Untersuchung kam zu dem Ergebnis, dass eine 1%-ige Zufallsstichprobe denselben Grad an
Reprasentativitat besitzt wie eine 10%-ige Klumpenstichprobe; vgl. Elisabeth und Siegfried Schach,
Pseudoauswahlverfahren bei Personengesamtheiten |: Namensstichproben; in: Allgemeines Statistisches
Archiv 62 (1978) 1, S. 379-396, hier S. 393.

% Auch hier liegt das Problem in der vorgefundenen Ordnung der Grundgesamtheit, vgl. Kluge 1995, S. 27;
vgl. ders. 1993, Sp. 551; vgl. Buchholz 2000, S. 89, Anm. 17; vgl. Sensch 1995, S. 68.

% Sollte die Buchstabenkombination nicht solide statistisch begriindet sein, kann das Archiv evtl. mit
Rechtsproblemen konfrontiert werden, da von der Kassation betroffene Personengruppen den Anspruch auf
Gleichbehandlung bei der Uberlieferungsbildung geltend machen kénnten; so der Hinweis der ARK-AG 2000,
S. 33f.

97 Zum Beispiel: Eine Analyse der mit ,G* beginnenden Familiennamen errechnet einen prozentualen Anteil an
der Zugehorigkeit zu einer Religionsgemeinschaft; da nun der Nachname ,G” fir ca. 6% der
Gesamtbevoélkerung der Region stehen soll, kann das Ergebnis nun mit 6% nebst einer Fehlertoleranz von 5%
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Vordergriindig bietet sich das Verfahren bei Fallaktenserien, die nach
dem Namensalphabet geordnet sind, an. Folglich waren Personalakten oder
auch Patientenakten flr dieses Verfahren pradestiniert. Denn in gewisser
Weise greift dieses Auswahlverfahren die vorarchivische Ordnung auf.
Vermutlich Uberzeugt gerade dieser Umstand viele Archivare von dem
Verfahren, da es ihrem Bestreben, die Registraturverhéaltnisse moglichst
authentisch widerzuspiegeln, scheinbar entgegenkommt. Dagegen warnen
Statistiker gerade vor dieser Ubereinstimmung: Es kann namlich zu starken
Verzerrungen in der Auswahl kommen, wenn sich die Systematik der
Auswahl (also: Buchstaben) mit der Ordnungsstruktur der Einheiten in der
Grundgesamtheit (also: Namensalphabet) deckt.”® Daher bestreitet die
Fachliteratur zur Empirie die Reprasentativitat dieses
~Pseudoauswahlverfahrens”®,

Das Stichprobenverfahren nach Namen weist allerdings ein weiteres
grundlegendes Dilemma auf: Die Modelle sind némlich einerseits darauf
angelegt, auf alle Zeitschichten einer dauerhaft gefiihrten Fallaktenserie
angewandt zu werden, andererseits bedlrfen sie aber nach einer gewissen
Zeit der Modifikation. Denn ein Buchstabenmodell, das den Anforderungen
der statistischen Methoden gerecht wird, besitzt lediglich innerhalb einer
konkret bestimmbaren Zeitschicht und nur bezogen auf die vorgegebenen
Strukturen (z.B. territoriale Ausdehnung, sozialwirtschaftliche Aspekte) der
spezifischen Grundgesamtheit Geltung.'® Die fir eine konkrete Zeitschicht
getroffene Buchstabenauswahl kann ihren hohen Grad an Reprasentativitat
nach evtl. zehn Jahren verloren haben, falls sich die demographischen
Verhéltnisse bspw. durch Zuzug von Immigranten geandert haben und mit
den auslandischen Namen zugleich eine messbare Veranderung der
Namensverteilung entstanden ist. Fiir die Uberlieferungsbildung einer ,longue
durée”, die den statistischen Anforderungen Rechnung tragt, bedeutet dies,
dass je nach demographischer Entwicklung der Region mehrere modifizierte
Buchstabenkombinationen angewandt werden missten. Diese Konsequenz
ist m.E. bislang von keinem Archiv berlicksichtigt worden, das nach der
Buchstabenauswahl verfahrt.

Von den Verfechtern der Buchstabenauswahl wird als Vorteil angeflihrt,
dass dieses Verfahren Familienzusammenhange recherchierbar macht.'"

hochgerechnet werden, um Auskunft Uber die Religionszugehorigkeit der gesamten Bevolkerung der Region
zu geben.

% Sensch bezeichnet die zuféllige Ordnung der Grundgesamtheit als unbedingte Voraussetzung und warnt
explizit vor dem Buchstabenverfahren bei vorgegebener alphabethischer Ordnung; vgl. Sensch 1995, S. 68,
76f; vgl. Scheuch 1962, S. 337.

% So das Ergebnis einer Vergleichsanalyse verschiedener Auswahlverfahren im Hinblick auf ihre
Reprasentativitat, vgl. Schach 1978, S. 379-396. Vor der Gefahr der Verzerrung warnt auch Scheuch, vgl.
ders. 1962, S. 320f.

1% vgl. ARK-AG 2000, S. 41f.

" Stellvertretend vgl. Robert Kretzschmar, Aussonderung und Bewertung von sogenannten Massenakten.
Erfahrungen der staatlichen Archivverwaltung Baden-Wiirttemberg; in: ders. (Hg.), Historische Uberlieferung
aus Verwaltungsunterlagen. Zur Praxis der archivischen Bewertung in Baden-Wirttemberg, Stuttgart 1997,
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Jedoch wird jede Modifikation der ausgewahlten Buchstaben die
biographisch bzw. genealogisch orientierte Forschung vor Hindernisse
stellen. Bedenkt man aber, dass Frauen bei der Heirat den Familiennamen
des Ehemannes i.d.R. annahmen bzw. auch heute zum Grof3teil noch
annehmen, so lasst sich bei einem betrachtlichen Teil der Grundgesamtheit
eben dieser Familienzusammenhang eh nicht rekonstruieren.'®?

Doch nicht allein die Variable Zeit bewirkt Verzerrungen bei Namens-
stichproben. Bereits kleine Uber- oder Unterreprisentanzen der Merkmals-
struktur in der Stichprobe fiihren bei der Auswertung zu erheblichen, nicht
abschéatzbaren Verzerrungen.'®® Hier wird bspw. auf regional spezifische
Namen (z.B. typische Namen in der Oberlausitz) und auf auslandische Namen
(z.B. slawische Namen in der deutsch-tschechischen Grenzregion) verwiesen.
Empirische Analysen kommen zu dem Schluss, dass kaum ein Buchstabe
prozentual den Anteil widerzuspiegeln vermag, den Auslander in der Grund-
gesamtheit tatsédchlich ausmachen, da die Nationalitdten mit sehr unter-
schiedlichen Anfangsbuchstaben der Namen vertreten sind.’® AuBerdem
behindert die Buchstabenauswahl geradezu die empirische Erforschung von
Personalakten von auslandischen Beschaftigten, die sich bspw. mit der Frage
nach Karrieremustern der so genannten Gastarbeiter auseinandersetzt.
Hierbei wird nédmlich gegen die statistische Regel verstoRen, dass auf der
Ebene der Samplebildung das Auswahlkriterium (also: Namensanfang) nicht
mit den zu untersuchenden Merkmalen (z.B. Anteil von ausléandischen,
jidischen und sonstigen ethnischen Minderheiten) korrelieren darf.'® So
kann ein Archivar, der sich der Forschungsrelevanz dieses Aspekts sehr wohl
bewusst ist, und sich daher fir ein Buchstabenmodell entscheidet, das eben
diese  Merkmalsauspragung abbildet, aus der Sicht empirischer
Sozialwissenschaftler letztlich ungewollt kontraproduktiv handeln.'®®

S. 103-118, hier S. 113. Die Bewertungsempfehlung erscheint m.E. bezogen auf Patientenakten plausibel
(bspw. die Erforschung einer Diagnose im familiaren Umfeld), gilt aber in ihrer Anwendung auf Personalakten
nicht in dem MaRe; dazu vgl. Annekatrin Schaller, Bewertung und Ubernahme von Massenakten der
Krankenhauser des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe; in: Archivpflege in Westfalen und Lippe 48 (Okt.
1998), S. 35-39, hier S. 36.

92 |nwieweit dieses Manko Forschungsthesen beeinflussen kann, deutet sich bspw. im Bereich der
Armutsforschung an, vgl. Buchholz 2000, S. 94, Anm. 27; auch Bodo Uhl weist auf das Problem hin, vgl.
ders. 1984, S. 65f.

9% Es handelt sich hierbei um den sog. Klumpeneffekt; vgl. Sensch 1995, S. 69.

%% 50 die Annahme des Statistischen Bundesamtes und Fazit folgender Untersuchung: Schach 1978, S.
386, 389.

% Denn ein solches Forschungsvorhaben wiirde von der Pramisse ausgehen, dass die ausgewahlten
Buchstaben Reprasentativitdt beanspruchen und somit ethnische und regionale Namensverhéltnisse
widerspiegeln; vgl. Sensch 1995, S. 69.

% Um speziell diesem Benutzerinteresse entgegen zu kommen, entschied man sich im Rahmen der
Ubernahme von Massenakten der Krankenhiuser des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe bei der
Samplebildung von Personal- und Patientenakten ab 1950, neben der Namensauswahl A - D — St, zusétzlich
fur die Selektion der Buchstaben X und Y, die ausschlieBlich mit auslandischen Namen vertreten sind; vgl.
Schaller 1998, S. 37. Auch wenn gute Grunde fir diese besondere Berlicksichtigung der in der
Grundgesamtheit nur marginal besetzten Merkmalsauspragung sprechen, so schrénkt diese Auswahl nach
dem Konzentrationsprinzip (cut-off-Verfahren) zumindest die Aussageoffenheit des Samples auf die
Fragestellung nach dem Auslénderanteil nach rein qualitativen Ansatzen ein, da ein quantitatives Vorgehen
auf methodische Probleme stoBen wird.
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Als Fazit bleibt festzustellen, dass die Buchstabenauswahl keine
reprasentative Auswahl darstellt."”” Es muss hingegen mit ernormen Ver-
zerrungen der Merkmalsauspragungen gerechnet werden, die zur Folge
haben koénnen, dass ein auf diese Weise gebildeter Bestand fir die
quantitativ arbeitende Sozialforschung nicht akzeptiert werden kann. Zudem
ist noch der Arbeitsaufwand des Archivs fir eine statistisch verifizierte Wahl
der Buchstaben zu veranschlagen. Daher ist von einer Samplebildung auf der
Grundlage von Familiennamen generell abzuraten, zumal praktikable
Alternativen bereitstehen, die den statistischen Anforderungen geniigen.'®®

6. Bewertungsmodelle fiir Personalakten aus der archivischen Praxis

6.1. Das Doll-Gutachten

Seit den Abgabeschiiben von Massenakten in den fliinfziger Jahren sahen
sich die Archivare mehr und mehr gendétigt, Fachleute anderer Disziplinen zur
Beratung in puncto Stichprobenziehung heranzuziehen.'® Mit Etablierung
empirischer Forschungsansatze in den Sozialwissenschaften wird der Ruf
nach quantifizierbarem Ausgangsmaterial laut, das den statistischen
Anforderungen entspricht. Diese Entwicklung brachte das Bundesarchiv
1961 dazu, ein Gutachten bei der Deutschen Gesellschaft fir Soziologie in
Auftrag zu geben, das Klaus Do6ll 1965 im Namen des Zentralarchivs fir
empirische Sozialforschung in Kéln vorstellte.''® Délls Kritik zielt auf die
mangelnde Transparenz und auf die Konzeptlosigkeit der archivischen
Bewertung insbesondere von modernen Fallaktenserien.'' In der
Totalarchivierung sieht er keine Ldsung, vielmehr pladiert er fir eine

197 Auf das Problem der mangelnden Reprasentativitat wies bereits Papritz hin, vgl. ders. 1965, Sp. 128; vgl.
Kluge 1995, S. 27; vgl. Buchholz 2000, S. 91 und ders. im Vortrag auf dem 71. Archivtag, Oktober 2000.
9% Auch Bodo Uhl fordert die Archivare auf, die Beurteilung dieses Verfahrens ernst zu nehmen und anstelle
dessen eine Zufallsauswahl anzuvisieren; vgl. ders. 1984, S. 66.

9% Zur Anfangsphase der archivfachlichen Diskussion um die Bewertung von Massenakten, in deren Verlauf
es teilweise zu volligen Fehleinschatzungen kiinftiger Forschungsinteressen kam, vgl. Adolf Diestelkamp, Die
kinftige Behandlung der Personalakten und der bei den Gerichten erwachsenen Akten
personengeschichtlichen und erbbiologischen Inhalts; in: Der Archivar 1 (1947/1948), Sp. 79-91; vgl. Walter
Grube, Das Problem der Massenakten; in: Der Archivar 7 (1954), Sp. 253-262; zur Fortsetzung der Debatte
vgl. Helmuth Croon, Die Personalakten bei den Stadten und Gemeinden. Archivwirdigkeit,
Aufbewahrungsfristen, Methoden neuzeitlicher Personalaktenfiihrung; in: Der Archivar 22 (1969) 4, Sp. 373-
386; vgl. Carl Haase, Kassation - eine Uberlebensfrage fiir die Archive; in: Der Archivar 26 (1973) 3, Sp.
395-400; vgl. ders., Studien zum Kassationsproblem; in: Der Archivar 28 (1975) 4, Sp. 405-418. In der
DDR fand 1982 im Rahmen der Zentralen Wissenschaftlichen Arbeitstagung der Staatlichen
Archivverwaltung eine Diskussion zum archivischen Umgang mit Massenakten statt; vgl. Bestandsergédnzung
mit Massendaten. Das Problem der ,Massendaten” im Rahmen der archivalischen Uberlieferung -
archivwissenschaftliche Bearbeitung und geschichtswissenschaftliche Auswertung; in: Archivmitteilungen 33
(1983) 1, S. 13-25. Ein Abriss der archivfachlichen Diskussion Uber Samplingverfahren findet sich bei
Kretzschmar, Aussonderung 1997, S. 104-107.

% vgl. Klaus Déll, Empfehlungen fir die Archivierung statistischen und anderen behérdlichen
Quellenmaterials unter sozialwissenschaftlichen Aspekten (1965), Auszug; in: Bick, Mann, Mduller 1984,
Anhang, S. 301-327, hier S. 305f.

""" vgl. D8Il 1965/1984, S. 312f.
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Sampling-Methode, die eine Materialflut auf eine akzeptable GréRe reduziert
und dabei ein Optimum an Reprasentativitat bietet.'"?

Fur die Archivierung von Personalakten schldgt Doll ein zweistufiges
Modell vor: Mit Hilfe einer chronologischen Klumpenstichprobe soll zuerst
eine Grundgesamtheit konstruiert werden, aus der sodann eine reine
Zufallsauswahl gezogen wird. Die Klumpenstichprobe umfasst die
Jahrgéange, bei denen die Jahreszahl der abgelaufenen Aufbewahrungsfrist
bei der Behorde auf -0 und -5 endet. Diese Klumpen bilden Déll zufolge die
Grundgesamtheit, aus der folgende Zufallsauswahl zu treffen ist: a) 1% der
Personalakten von Arbeitern; b) 1% von Angestellten und Beamten des
einfachen und mittleren Dienstes; c) 5% des gehobenen Dienstes und d)
10% des héheren Dienstes. '"®

Auch wenn dem Modell zugute gehalten werden muss, die gesamte
Hierarchie der Beschéaftigten in der Verwaltung abzubilden, so muss es doch
aus der archivischen Perspektive als zu schematisch beurteilt werden. Den
hoheren Dienst bspw. sollte man nicht in toto mit 10% archivieren, ohne
zuvor sichergestellt zu haben, dass daraus samtliche Akten von Amtstragern
in leitenden Funktionen zur Aufbewahrung herausgefiltert worden sind. Das
Kriterium des Besonderen in inhaltlicher, historischer und Uberlieferungs-
technischer Hinsicht wird hierbei vollig vernachlassigt.

Immerhin ist es aber dem Gutachten gelungen, auf die Notwendigkeit
der Samplebildung bei modernen Massenakten hinzuweisen. Von diesem
Grundsatz sollte auch das fiir Dresden zu entwickelnde Konzept nicht
abrlicken. Bei Dolls Vorschlag kommen die Variablen Aufbewahrungsfrist
und  Besoldungsgruppe tatsdchlich der  Aussonderungspraxis der
Registraturbildner und den géngigen Recherchemdglichkeiten  der
Schriftgutverwaltungssysteme entgegen. Dieses zweistufige Verfahren setzt
allerdings eine enorme Menge an Personalakten mehrerer Registraturbildner
voraus. Ob die personalaktenfilhrenden Stellen ihre Aussonderung in der
Praxis so gezielt aufeinander abstimmen kénnen, bleibt fraglich. Feststeht,
dass dieses Modell im Archiv keine Anwendung fand. Daher sollen im
Folgenden praktikable alternative Modelle aus der archivischen Praxis
beispielhaft aufgezeigt werden.

6.2. Das Bewertungsmodell fiir Personalakten in Baden-Wiirttemberg

Das derzeit in Baden-Wirttemberg praktizierte Verfahren der vertikalen und
horizontalen Bewertung beabsichtigt, die aussagekraftigste Uberlieferung zur
Erfillung einer konkreten Aufgabe im Vergleich der vertikalen und
horizontalen Verwaltungsebenen ausfindig zu machen."™ Indes erweist sich

"2 vgl. D&l 1965/1984, S. 310, 318.

'3 Zu Délls Empfehlungen fir die Archivierung von Personalakten vgl. ders. 1965/1984, S. 322-324.

"4 Dazu vgl. beispielhaft Robert Kretzschmar, Vertikale und horizontale Bewertung. Ein Projekt der
staatlichen Archivverwaltung Baden-Wirttemberg; in: Der Archivar 49 (1996), Sp. 257-260. Als ebenso
wenig hilfreich erweist sich hier das Bewertungsverfahren im Bundesarchiv, das dem Prinzip der
Federfihrung folgt, indem mit Hilfe eines Codes der Grad der Mitwirkung nebst ergédnzenden
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dieses Verfahren bei Personalakten als wenig praktikabel, denn aufgrund
ihres spezifischen Entstehungszwecks, ihrer Form und ihres Inhalts (Kap. 3.)
ist ein Vergleich hinféllig. Daher bedurfte es eines, eigens fir Personalakten
entwickelten Bewertungsmodells, das versucht, eine Zusammenfihrung von
quantitativ-statistischen Auswahlverfahren mit der traditionellen qualitativen
Methode zu leisten.'"®

Mit Rulcksicht auf die erst 1876 einsetzenden Standesamtsregister
werden alle Personalakten der Geburtsjahrgédnge bis einschlieRlich 1875
archiviert. Ab diesem Stichjahr wird ein Sample mit Hilfe einer
Buchstabenauswahl getroffen: Alle Personalakten von Personen, deren
Familiennamen mit D, O oder T beginnt, werden aufbewahrt.''® Daneben
wird ein weiteres Sample durch eine chronologisch geschichtete
Klumpenstichprobe gebildet, indem komplette Geburtsjahrgange in
Jahrzehntschichten ab 1885 (1895, 1905, 1915 etc.) ibernommen werden.
Zuséatzlich zu den Samples werden die Akten von Funktionstrdgern wie
Amtsleitern und Leitern nachgeordneter Dienststellen aufbewahrt. Darliber
hinaus sind Personalakten mit ,bleibenden Wert” zu archivieren: Darunter
fallen besondere Ereignisse, die Ausliibung von auf3erdienstlichen Funktionen,
das Interesse der Offentlichkeit an bestimmten Personen und die Dichte der
Uberlieferung. Insgesamt erreicht diese Modell eine Archivierungsquote von
ca. 19 Prozent.

In der Tat gelingt es dem Modell, eine variantenreiche Uberlieferung mit
Hilfe zweier Samples sowie eines Bilndels qualitativer Kriterien nach
inhaltlichen, historischen, biographischen und Uberlieferungstechnischen
Faktoren zu schaffen. Sowohl das Konzept der Uberlieferungsbildung als
auch einzelne Kriterien liefern konstruktive Anknipfungspunkte fir das
Dresdner Bewertungsmodell. Die chronologische Stichprobe (berzeugt
insofern, da sie eine Gruppenbetroffenheit (ber Epochen hinweg
dokumentiert und somit u.a. die Erforschung generativer Karrieremuster
ermoglicht.

Gegeniiber dem Buchstabenmodell ist allerdings Skepsis angebracht
(Kap. 5.4.). Unklar bleibt indes, welchen Anteil auslandische Gruppen mit
ihren spezifischen Namenskulturen in der Stichprobe ausmachen. Zudem
muissen starke Verzerrungen durch Uber- oder Unterreprasentanzen, die
gerade bei niedriger Merkmalshaufigkeit fast unvermeidbar sind, einkalkuliert
werden. AuRerdem sollte die statistische Korrektheit der Buchstabenauswahl
aus den achtziger Jahren im Hinblick auf demographische Veranderungen

Bewertungsmotiven ermittelt wird; vgl. beispielhaft Hans-Dieter Kreikamp, Das Bewertungsmodell des
Bundesarchivs — Federfiihrung als Bewertungskriterium; in: Wettmann 1994, S. 83-87.

"% So auch im Folgenden vgl. Verfiigung der Landesarchivdirektion Baden-Wiirttemberg iiber die Archivierung
von Personalakten vom 28. August 1991; abgedruckt in: Der Archivar 45 (1992) 4, Sp. 612; vgl. Kurt
Hochstuhl, Alfred Straub, Bewertung von Personalakten: Das baden-wirttembergische Modell; in:
Kretzschmar 1997, S. 227-234.

"¢ Diese Buchstaben sollen nach Aussage der Versorgungsamter insg. ca. 6-8,5% aller Namen in Baden-
Wirttemberg in den achtziger Jahren ausmachen; vgl. Kretzschmar; Aussonderung 1997, S. 113.
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standig Uberprift werden. Fir den Benutzer ist die Datengrundlage fur die
Erstellung eines angeblich reprasentativen Buchstabenmodells nicht
transparent. Letzten Endes missen sich die baden-wirttembergischen
Archive die Frage gefallen lassen, warum man sich fiar ein
Stichprobenverfahren, das den Anforderungen an Reprasentativitat nicht
gerecht wird, entschieden hat.

6.3. Das Bewertungsmodell fiir Personalakten in Bayern

Seit dem Januar 1999 verfolgt Bayern ein neues Bewertungsmodell fir
Personalakten, das sich Uber weite Strecken am vorherigen Modell von 1969
orientiert."”” Neuartig ist das in Anlehnung an die danische Praxis entwickelte
Sample, das auf der Grundlage des Auswahlkriteriums dreier Geburtstage pro
Monat (z.B. 6., 16. und 26.) eines jeden Geburtsjahrgangs gebildet wird.
Damit sollen etwa 10% der in einem Jahr Geborenen erfasst werden. Als
Argument wird angeflhrt, dass mit dem Geburtsdatum Personalakten von
auslandischen Bevdlkerungsgruppen, von Frauen und von unteren
Besoldungsschichten mit gleicher Wahrscheinlichkeit gezogen werden.'®
Daneben werden alle Besoldungsgruppen ab A 16 archiviert. AuRerdem
werden Akten von Personen (ibernommen, die aufgrund politischer, sozialer,
kultureller oder wissenschaftlicher Betatigung auffallen. Mit Riicksicht auf die
Uberlieferungslage werden samtliche Personalakten von vor dem 1. Januar
1876 Geborenen (s. Standesamtsregister) sowie von Personen, die aus den
sogenannten ,abgetrennten Ostgebieten” stammen, aufbewahrt. Ebenso
werden Sammelakten mit Personallisten Uber das Gesamtpersonal einer
Behorde fur archivwirdig erklart.

Das Modell von 1969 ging von einer rein auf qualitativen Kriterien
basierenden Uberlieferungsbildung aus und schloss dabei untere Besoldungs-
gruppen weitgehend aus. Noch ignorierte man die im Do6ll-Gutachten
formulierten Anforderungen quantitativ arbeitender Forschung. Dieses Manko
wurde nun durch die chronologisch geschichtete Klumpenstichprobe
korrigiert. Dabei wurde allerdings Arnd Kluges Pladoyer flir eine
variantenreiche Uberlieferung durch die Kombination einer
Klumpenstichprobe mit einer Zufallsauswahl nicht eingel6st.'”® Jedoch
Uberzeugt das hier praktizierte Stichprobenverfahren, das auch fiir Dresden
eine interessante Option darstellt: Nach Meinung des empirischen
Sozialforschers Jirgen Sensch eignet sich das Auswahlkriterium Geburtstag
fir eine weitgehend =zufallsgesteuerte Stichprobe, wenn - wie hier -

"7 Zum aktuell giiltigen Bewertungsmodell vgl. Margit Ksoll-Marcon, Archivierung von Personalakten in den
staatlichen Archiven Bayerns. Erlauterungen zu den Richtlinien fur die Archivierung von Personalakten; in:
Der Archivar 53 (2000) 3, S. 223-224. Zum Modell von 1969 vgl. Uhl 1984, S. 61.

8 vgl. Ksoll-Marcon 2000, S. 224. In Danemark entwickelte man bereits in den siebziger Jahren das sog.
Geburtstagsmodell, das sich je nach Anzahl der Stichtage von 3% (1. des Monats) tber 10% (1. — 11. -
21.) auf 20% (1. - 6. - 11. — 16. — 21. — 26.) usw. ausweiten lasst; vgl. Wolfgang Prange, Kassation und
Archivierung bei personenbezogenen Einzelfallakten (Dédnemark); in: Der Archivar 29 (1976) 4, Sp. 423.

9 vgl. Kluge 1993, Sp. 553; vgl. ders., 1995, S. 28f.
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ausgeschlossen werden kann, dass zwischen dem Geburtstag und den
méglichen interessierenden Merkmalen ein Zusammenhang besteht."?°

6.4. Zusatzliche Bewertungskriterien
Die Zeit des Nationalsozialismus erfordert als eine historisch relevante
Epoche eine breite Uberlieferung. Viele Archive entscheiden sich daher fir
eine Totalarchivierung von Personalakten mit der Laufzeit 1933-1945, um
die Lebenslaufe der politisch Verantwortlichen, der Mitldufer, der
Ohnmaéchtigen und der Opfer nicht auszuléschen und dem Vergessen zu
Gberantworten.'' Noch weiter gehen einige Kommunalarchive, die eine
Komplettarchivierung samtlicher vor dem 1. Januar 1950 angelegter
Personalakten empfehlen, um damit zugleich die Aufbauphase der
Bundesrepublik Deutschland zu (iberliefern.'?> Das Stadtarchiv Frankfurt a.M.
praktiziert sogar eine Gesamtarchivierung aller auch kinftig anfallenden
Personalakten.'?®

In den nordrhein-westfalischen Staatsarchiven beschreitet man einen
anderen Weg, indem man lediglich mit der Aufbewahrung der Personalakten
des hoheren Dienstes der Geburtsjahrgange bis 1910 zumindest die
Verantwortlichen in leitenden Funktionen des NS-Staates Uberliefert.'®
Daneben wird ein anderer Ansatz verfolgt, der Personalakten bestimmter
Behorden in Génze fir die Archivierung vorsieht, namlich die Akten
samtlicher Mitarbeiter des Justizministeriums sowie der Polizeiprasidien von
K&ln und Ménchengladbach.'?® Zwar bildet dieses Modell die Hierarchie einer
Schlisselbehoérde ab, jedoch werden dabei Beschéaftigungsstrukturen anderer
Behorden ausgeblendet. Das Kriterium des Besonderen ist bewusst
hinreichend vage definiert, um spezifische Aspekte einer jeden
Uberlieferungsschicht angemessen abdecken zu kénnen. Bezogen auf den
Nationalsozialismus erfasst es auch Personalakten, die bspw. Entlassungen
aus politischen oder rassistischen Griinden dokumentieren.’?® Nach Meinung
des Bremer Modells fallen darunter ebenso Karrieren von Frauen in der ersten
Halfte des 20. Jahrhunderts, weshalb Personalakten von weiblichen

20 Zum sog. Geburtstagsverfahren vgl. Sensch 1995, S. 70.

2! So bspw. das Staatsarchiv Hamburg; vgl. Claus Stukenbrock, zit. in: Udo Herkert, Gerhard Taddey,
Berichte der Fachgruppen Uber ihre Arbeitssitzungen auf dem 62. Deutschen Archivtag. Fachgruppe 1:
Archivare an staatlichen Archiven; in: Der Archivar 45 (1992) 1, Sp. 85-88, hier Sp. 87, so auch die
Meinung von Ingrid Wélk, vgl. dies., Bewertung von Massenakten in einem GroBstadtarchiv; in: Archivpflege
in Westfalen und Lippe 48 (1998), S. 32-34, hier S. 32.

22 ygl. Empfehlung von Kommunalarchivaren; zit. in: Hans Eugen Specker, Empfehlung der
Arbeitsgemeinschaft Kommunalarchivare im Stadtetag Baden-Wirttemberg von Massenschriftgut in
Kommunalverwaltungen, in: Der Archivar 43 (1990) 3, Sp. 375-388, hier Sp. 382.

23 Der Pool umfasst derzeit rund 3.000 Personalakten. Daraus wird ersichtlich, dass sich dieses Modell nicht
auf ein Staatsarchiv Ubertragen lasst, da dort unvergleichbar gréBere Aktenmassen zu bewaltigen sind.

24 S0 das Rundschreiben zur Personalakten-Archivierung vom 17. Februar 1987.

25 Zur Auswahl vgl. Rundschreiben zur Personalakten-Archivierung vom 17. Februar 1987.

126 \gl. Adolf Hofmeister, zit. in: Herkert/Taddey 1992, Sp. 86f.
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Beschaftigten der Geburtsjahrgdnge vor 1921 flar die dauerhafte
Aufbewahrung vorgesehen sind.'?’

Eine weitere Moglichkeit stellt die Herauslésung von Einzelschriftstlicken
aus den Akten dar: Bei Personalakten bieten sich die Personalbogen zur
Totalarchivierung an; ein Verfahren, das vom Bundesarchiv bspw. bei der
Bundespost angewandt wurde.'?® Ein solches Vorgehen sollte allerdings die
Ausnahme bleiben, da es sowohl die Fallaktenserie als auch die Einzelfallakte
zerstért und somit den Entstehungskontext vernichtet.'?

7. Vorschlag zur Bewertung und ErschlieBung von Personalakten

7.1. Beurteilung der Archivwiirdigkeit von Personalakten

Anhaltspunkte fir die Archivwirdigkeit bieten die sich komplementéar
aufeinander beziehenden Evidenz- und Informationswerte des Schriftguts.
Theodore R. Schellenberg versteht unter Evidenzwert die Abbildqualitat des
Verwaltungshandelns, d.h., untersucht wird der Zweck und die Funktion der
Akten anhand von Dokumenten bzgl. der Entscheidungsprozesse,
Organisation, Zustandigkeit, Funktionsweise und der Umsetzung.”*® Der
Informationswert hingegen bemisst sich an der Bedeutung des Akteninhalts,
orientiert sich also an den in den Akten enthaltenen Informationen Uber
Personen, Organisationen, Objekte und Phanomene.'®'

Der Evidenzwert von Personalakten st insgesamt gering
einzuschatzen.”® In ihnen wird lediglich das Dienstverhaltnis der
beschéaftigten Person behandelt und sie spiegeln damit eine dulBerst schmale
Kompetenz der Personalverwaltung wider (Kap. 3). Die Wirkungsrichtung der
Personalaktenfiihrung ist damit eher verwaltungsintern zu definieren.”*® So
spiegeln sich z.B. die Auswirkungen der Verwaltungsreform von 1952 fir die
Behoérden evident in den Personalakten wider.”** Jedoch darf dabei die
AuBRBenwirkung der Personalverwaltung nicht Ubersehen werden: Das
Verwaltungshandeln in dieser Zustandigkeit ist Teil eines umfassenden
machtpolitischen Programms, das die Ordnung und Stabilitdt der Verwaltung
und damit letztlich die Aufrechterhaltung der Gesellschaftsordnung zu
gewahrleisten hat."*®

27 Bei dem Bremer Modell handelt es sich um ein Bewertungsprojekt zu Personalakten der Oberpostdirektion
Bremen; vgl. Adolf Hofmeister, zit. in: Herkert/Taddey 1992, Sp. 86f.

28 \/gl. Matthias Rest, zit. in: Herkert/Taddey 1992, Sp. 85. Auf die Archivierung der Personalbogen wies
bereits Croon 1969 hin; vgl. ders. 1969, Sp. 377.

29 vgl. ARK-AG 2000, S. 37.

'3 vgl. Schellenberg 1990, S. 27-30, 99.

31 vgl. Schellenberg 1990, S. 28, 99.

32 S0 der Hinweis von Menne-Haritz; vgl. dies., zit. in: Herkert/Taddey 1992, Sp. 87f.

3% Allgemein zur Wirkungsrichtung vgl. ARK-AG 2000, S. 16.

% Der Grund, warum die Uberlieferung der Personalakten im Mischfonds 1952 abrupt abbricht, liegt
ursachlich an der Auflésung der Landerverwaltungen als Folge der Verwaltungsreform.

% Eben diesen Aussagegehalt des Evidenzwertes unterschatzt m.E. Norbert Reimann, wenn er vor der
Tendenz des ,Behordenfetischismus” in der gegenwaértigen Bewertungsdebatte warnt; vgl. ders.,
Anforderungen von Offentlichkeit und Verwaltung an die archivische Bewertung; in: Wettmann 1994, S.
181-191, hier S. 187f. Allgemein zur AuBenwirkung vgl. ARK-AG 2000, S. 16.
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Betrachtet man nun historisch relevante Zeitschichten wie etwa den
Nationalsozialismus, so wird deutlich, dass auch unscheinbaren Spuren des
Verwaltungshandelns sehr wohl ein gewisser Grad an AuRenwirkung
innewohnt, da sie Aufschluss Uber die Rechtsordnung einer Gesellschaft
geben. Als Beispiel aus den vorliegenden Personalakten mag der Nachweis
Uber die ,Arische Abstammung” im Gefolge der darauf griindenden
Entlassungen dienen (Anlage 3), welches eine prazise Vorstellung vom
Antisemitismus des Nationalsozialismus vermittelt. Auch die in den
Personalakten  befindlichen ,Persilscheine” sind als Spuren der
Entnazifizierung in der SBZ zu werten, deren AuRenwirkung vor allem in den
politisch motivierten Massenentlassungen insbesondere an den Volksschulen
abzulesen ist (Anlage 3)."%

Festzuhalten bleibt, dass der Evidenzwert von Personalakten im all-
gemeinen lediglich eine kleine Auswahl zur Archivierung rechtfertigen wirde.
Es gilt aber zu prifen, ob qualitative Kriterien den Evidenzwert insofern
verandern, dass eine breitere Uberlieferung oder sogar eine Totalarchivierung
angebracht erscheint.

Dem Informationswert von personenbezogenem Schriftgut raumt
Schellenberg generell eine geringe Aussagekraft ein, da die Unterlagen nicht
die Person in den Mittelpunkt ihres Interesses stellt, sondern diese nur im
Hinblick auf einen Aspekt der Personalverwaltung angelegt sind."®’” Allerdings
darf nicht vergessen werden, dass sich Personalakten durch eine
unmittelbare Néhe zur Lebenswelt des Individuums auszeichnen, indem sie
namlich den Lebenslauf des Betroffenen dokumentieren. Derartige Akten
besitzen die Qualitdit von ,Ego-Dokumenten“'®®, die aufgrund ihres
Abbildcharakters vom Individuum im Bedingungsgeflige der jeweiligen
Staats- und Gesellschaftsform fir die Forschung von groRem Interesse
sind."® So gesehen sind fiir biographisch arbeitende Ansatze Personalakten
von Personlichkeiten des 6ffentlichen Lebens (aus Politik, Kultur, Wirtschaft
etc.) sowie von Personen in leitenden Funktionen (z.B. Reichsstatthalter;
Vorsitzende und Abgeordnete des Rates des Bezirkes; Amtsleiter im Freistaat
Sachsen etc.) in besonderem MaRe archivwiirdig.'*°

136 Stichproben vermitteln den Eindruck, dass Ende 1945 ein krasser Einschnitt in der Uberlieferung vorliegt,
da ein GroRteil der Akten nach Entlassung des Lehrpersonals geschlossen wird.

137 vgl. Schellenberg 1990, S. 68f.

% Unter Ego-Dokumenten sind Aussagen (iber die Selbstwahrnehmung vom Menschen zu verstehen, die
Einblick in die Lebenswirklichkeit und in die Wertvorstellungen seiner Zeit gewahren; zur Forschung mit
dieser Quellengattung vgl. Winfried Schulze (Hg.), Ego-Dokumente. Annaherungen an den Menschen in der
Geschichte, Berlin 1996.

139 vgl. ARK-AG 2000, S. 4, 22, 24. Die Bedeutung der Personalakten fiir die biographische Forschung, fiir
Behorden- und Sozialgeschichte betont auch Bodo Uhl, vgl. ders.; zit. in: Rainer Stahlschmidt,
Fortbildungsveranstaltung der staatlichen Archivverwaltungen in Minchen; in: Der Archivar 42 (1989) 1, Sp.
84-89, hier Sp. 86. Zur besonderen Abbildqualitdt von Massenakten vgl. auch Wolfgang Bick, Reinhard
Mann, Paul J. Muller, Einleitung: Massenakten als Datenbasis der empirischen Sozialforschung. Methodische
Voraussetzungen und institutionelle Erfordernisse; in: dies. 1984, S. 9-15, hier S. 11.

140 Beispielhaft fiir einen biographischen Forschungsansatz, der auf der Quellengrundlage von Personalakten
die Funktionstrager ermittelt, vgl. Thomas Klein, Leitende Beamte der allgemeinen Verwaltung in der
preuBischen Provinz Hessen-Nassau und in Waldeck 1867-1945, Darmstadt u.a. 1988; vgl. Cornelia Rauh-



Archivierung und Zugang

32

Die Forschungsrelevanz stellt jedoch nur einen Faktor dar; daneben kann die
Aussagekraft mit Hilfe folgender Kriterien beurteilt werden: Untersucht
werden dabei die Akten auf ihren Grad an Gleichférmigkeit, an Exaktheit und
Ausfihrlichkeit sowie auf ihre Unmittelbarkeit, also der Nahe des Akten-
niederschlags zum Ereignis.'*' Dies bedeutet, dass Personalakten, die z.B.
folgende Besonderheiten aufweisen, eventuell fir eine Archivierung in Frage
kommen: besonders umfangreiche und aussagekraftige Akten, untypische
Lebenslaufe, steile Karrieren bzw. aulBergewohnliche Karrierebriiche,
DisziplinarmaRnahmen, haufige Versetzungen, nachgesuchte
Vergunstigungen, politisch motivierte Entlassungen, besondere Dokumente
wie bspw. Priifungsarbeiten etc. (Anlage 3).

AbschlieRend kann festgehalten werden, dass die Evidenz- und

Informationswerte der Personalakten des Mischfonds generell weder eine
Totalkassation noch eine Totalarchivierung rechtfertigen; vielmehr erscheint
eine Auswahl als angemessen. Allerdings variieren die Werte stark
angesichts der Vielfalt an Kriterien und sind vom spezifischen
Entstehungszusammenhang der Personalakten abhangig, so dass fir Teile
des Fonds eine Totalarchivierung, flir andere eine selektive Auswahl
angebracht ist. Fir die Uberlieferungsschicht nach 1952 ist eine Aussage
hinsichtlich der Archivwiirdigkeit problematisch, da diese Ubernahmen noch
ausstehen und Stichproben in den Altregistraturen im Rahmen dieser Arbeit
nicht erhoben werden konnten.
Eine Standardisierung der Bewertung, die sowohl das Vorgehen sowie die
Beurteilung der Archivwiirdigkeit berlicksichtigt, ist zweifelsfrei nitzlich und
erstrebenswert.'? Dennoch belegt allein diese erste Einschatzung der
Evidenz- und Informationswerte von Personalakten die Unmdglichkeit,
generell glltige Aussagen treffen zu kénnen. Bewertung muss sich stets an
der spezifischen Aktenlage orientieren. Daher kénnen Bewertungsmodelle in
der Praxis kaum buchstabengetreu umgesetzt werden, sondern miissen stets
auf die Erfordernisse flexibel angepasst, modifiziert und erneut Uberprift
werden. Hier drangt sich abschlieBend die These auf, dass Archivwiirdigkeit
letztlich kein feststehender, sondern ein héchst relativer Wert ist.'*?

7.2. Hinweise zum Bewertungsverfahren

Ziel der Bewertung soll sein, eine moglichst aussagekraftige Uberlieferung
von Personalakten zu bilden, die sowohl das Reprasentative als auch das
Besondere berlicksichtigt. Dies entspricht zum einen der Struktur von

Kihne, Michael Ruck (Hg.), Regionale Eliten zwischen Diktatur und Demokratie. Baden und Wirttemberg
1930-1952, Miinchen 1993.

1 vgl. ARK-AG 2000, S. 24-26.

2 7u dieser Schlussfolgerung gelangt auch Kretzschmar; vgl. Robert Kretzschmar, Regeln und
standardisierte Verfahren fir die Uberlieferungsbildung? Zur Komplexitat des Bewertungsvorgangs; in:
Karsten Uhde (Hg.), Qualitatssicherung und Rationalisierungspotentiale in der Archivarbeit. Beitrdge des 2.
Archivwissenschaftlichen Kolloquiums der Archivschule Marburg, Marburg 1997, S. 181-194, hier S. 193f.
*3 Diese Frage wirft auch Kretzschmar auf; vgl. ders., Regeln 1997, S. 186.
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massenhaft gleichformigen Einzelfallakten und gewaéhrleistet zudem die
Offenheit fir Auswertungen (Kap. 5.1.). Auf diese Weise wird den
Anforderungen der quantitativ arbeitenden Forschung ebenso wie der am
Einzelfall orientierten Ansitze entsprochen. Daher wird fir die Uberlieferung
des Typischen die Bildung von Samples bzw. teilweise eine weitgehende
Totalarchivierung vorgeschlagen, wahrend die spezifische Auswahl anhand
von qualitativen Kriterien getroffen werden soll. Bei der Bewertung wird der
Grundsatz verfolgt, dass, sobald ein Kriterium der Archivwirdigkeit erfillt
ist, diesem vor jeder Kassation der Vorrang einzurdumen ist. Die im
Folgenden aufgefuihrten Kriterien sollen alle gleichermal3en bericksichtigt
werden, denn erst in ihrer Kombination werden sie hier als
Bewertungsmodell verstanden.

Folgendes Verfahren wird bzgl. des Mischfonds vorgeschlagen (Anlage
4): Anhand der Akten verifiziert man die in der Abgabeliste ausgewiesene
Provenienz und stellt fest, ob es sich bei dieser Angabe tatsachlich um die
letzte aktenfiihrende Stelle handelt. Mit Hilfe erster Stichproben verschafft
man sich einen ersten Uberblick (iber die Registraturordnung, die Aktenlage,
den Umfang und die Laufzeiten. Sodann muss dieser
Personalaktenteilbestand seiner Provenienz zugeordnet werden, was eine
fundierte Kenntnis der Behdrdeniiberlieferung voraussetzt.'** Erst dann setzt
das Bewertungsverfahren im engeren Sinne ein.

Folgendes gilt es zu beachten, um die Bewertungsentscheidungen
transparent zu halten.'® Die im konkreten Fall relevanten Kriterien zur
Beurteilung der Archivwiurdigkeit sollten in einer Checkliste
zusammengetragen werden, die dann fur kiinftige Bewertungen hilfreich sein
kann. Der Bearbeitungsbericht sollte auch problematische
Entscheidungsfindungen und Besonderheiten der Uberlieferung thematisieren.
Im Ubrigen sollten nicht nur die Argumente fir eine Archivierung, sondern
ebenso diejenigen fir eine Kassation dem Benutzer zuganglich gemacht
werden (Anlage 4).

Fur zukiinftige Ubernahmen wird anvisiert, jede zweistufige Bewertung
— einmal bei der Anbietung durch die Behorde, dann die eigentliche
Bewertung im Archiv - aus Grinden der Arbeitskonomie und der
Kosteneinsparung fiir Transport und Lagerung grundsétzlich zu vermeiden.'®
Voraussetzung dafir ist eine vollstandige Anbietungsliste fiir Personalakten
von Seiten der Registraturbildner mit folgenden Angaben: Namen, Vornamen,
Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, letzte Dienststelle, letzte Berufs-
bzw. Amtsbezeichnung, Jahr der Beendigung des Dienstverhéltnisses, Grund

%4 Schellenberg betont die Notwendigkeit, bei einer Analyse des Evidenzwertes mit der konkreten
Uberlieferungslage vertraut zu sein; vgl. ders. 1990, S. 38-40, 99. Auch Menne-Haritz setzt die Analyse des
Primarzwecks fur die Nutzung zum Sekundéarzweck voraus; vgl. dies., Anforderungen der Bewertungspraxis
an die archivische Theorie; in: Archivmitteilungen 41 (1991) 3, S.101-108, hier S. 106.

48 Zur Transparenz und Standardisierung von Bewertungsentscheidungen vgl. Kretzschmar, Regeln 1997,

S. 188, 193f.

46 vgl. Weber 1994, S. 77.
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der Beendigung, Jahr der letzten Auszahlung.' Es sollte zudem die

Vereinbarung getroffen werden, die Abgabelisten in elektronischer Form und
in einem Format abzuliefern, das die Konvertierung der Dateien in AUGIAS
ohne groRRen Aufwand erlaubt und somit die Vorarbeiten flir ein Sample
deutlich erleichtert. Auf die Anbietung von Personalneben- und
Personalteilakten kann generell verzichtet werden, so dass die
Registraturbildner diese nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist der Vernichtung
zuflihren kénnen.

Generell wird mit Ricksicht auf den intrinsischen Wert'*® empfohlen,
das Prinzip der Archivierung im Original zu verfolgen.' Von der Alternative,
namlich Kassation der Akten und Uberlieferung in digitalisierter Form oder
Film, ist derzeit noch abzuraten.'® AuBerdem gilt: eine Kopie vom analogen
Original ist nie authentisch und ersetzt eben nicht die ,Aussagekraft des
Materiellen“.”®" In Anbetracht der zunehmenden Verschlechterung des
Erhaltungszustands erscheint in Zukunft lediglich eine Schutzverfilmung
angeraten.

148

7.3. Kassationskriterien

7.3.1. Gehaltsunterlagen

Gehaltsunterlagen, ob sie nun in Form von Personalteilakten, Stamm-
datenkarteien, Karteien mit Gehaltsabrechnungen oder Lohnzetteln u.a.
vorliegen, kénnen im Prinzip kassiert werden. Den darin dokumentierten
Geschaftsvorfallen der regelmaRigen Gehaltsauszahlungen u.a. ist ein
archivwirdiger Evidenz- und Informationswert, der nicht bereits durch die
Personalakten abgedeckt ist, abzusprechen. Wenn Gehaltsunterlagen
allerdings Bestandteil einer als archivwirdig deklarierten Personalakte sind,
dann sind sie in dieser Einheit aufzubewahren, denn eine Feinkassation

47 Diese Angabe orientiert sich an dem Runderlass des Innenministers und des Kultusministers von
Nordrhein-Westfalen vom 20. Februar 1986, in: Ministerialblatt fir das Land Nordrhein-Westfalen 1986, hier
S. 275. Erfahrungen aus der Praxis belegen, dass zuverlassige Abgabelisten eine Verzeichnung von
Personalakten weitgehend uberfliissig machen, vgl. Dietrich Hoéroldt, Massenakten in Kommunalarchiven
mittlerer und kleinerer GroRstadte; in: Bick, Mann, Muller 1984, S. 19-28, hier S. 22 und vgl. Everhard
Kleinertz, Massenakten in Kommunalarchiven von GroRstadten; in: ebd., S. 29-36, hier S. 34.

%8 Der intrinsische Wert ist dem im Originalzustand vorliegenden Archivgut zu eigen; ihm kommt eine
eigensténdige Aussagekraft hinsichtlich der Authentizitadt und Herkunft des Dokuments zu, vgl. Menne-Haritz
1999, S. 73.

4% S0 die Mehrheitsposition unter den deutschen Archivaren, vgl. ARK-AG 2000, S. 35.

%0 Bei einer Schwarz-WeiR-Verfilmung gehen bspw. die farbigen Anteile verloren. CD-ROMs sind fiir eine
dauerhafte Archivierung derzeit nicht ausgelegt, weder in Bezug auf ihre Datensicherheit (s. h&ufiges
Umkopieren notwendig) noch auf ihre Rentabilitat (s. technische Ausriistung und hohe Wartungskosten).
Allerdings wird man diese Alternativen hinsichtlich kunftiger technischer Mdoglichkeiten stets aufs Neue
kritisch zu prifen haben.

'8! Zit. n. Albrecht Ernst, der die Sicherung der authentischen Aussagekraft als eine zentrale Forderung der
Bestandserhaltung ansieht; bei digitalen Unterlagen hingegen ist die Grenze zwischen Original und Kopie
flieBend. Vgl. Albrecht Ernst, Die Aussagekraft des Materiellen - Unveranderte Bewahrung als Sicherung
authentischer Informationen; in: Nils Bribach (Hg.), Der Zugang zu Verwaltungsinformationen — Transparenz
als archivische Dienstleistung. Beitrdge des 5. Archivwissenschaftlichen Kolloquiums der Archivschule
Marburg, Marburg 2000, S. 41-49, hier bes. S. 45; zu den Kriterien der Originalerhaltung vgl. ebd., S. 46f.
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innerhalb der Akteneinheiten ist wegen des Arbeitsaufwands nicht
vertretbar.

7.3.2. Personalteil- und Nebenakten

Personalteil- oder Beiakten zu Angelegenheiten wie Gehaltsauszahlungen,
Fehlzeiten, Urlaubsanspruch, Beihilfe und andere Zuwendungen (Kap. 2.1.)
besitzen weder hinreichend Evidenz- noch Informationswert, der eine Archi-
vierung rechtfertigt. Daher wird hier in Anlehnung an die archivische Praxis
und in Ansehung von Abschnitt G Teil | Art. 1 Satz 2 Séachs.VO v.
11.12.1998 die generelle Kassation empfohlen.'®® Ausnahmen sind
allerdings denkbar, so im Verbund mit Personalakten berihmter
Personlichkeiten oder bei besonders herausstechenden Einzelféallen.
Personalnebenakten, die nach sachsischer Definition ausschlieRlich Kopien
aus den General- und Teilakten flhren, kdénnen ebenfalls der Kassation
Uberantwortet werden (Abschnitt A Teil | Art. 4 Sachs.VO v. 11.12.1998).

7.3.3. ,Bereinigte” Personalakten

GemalR der Verordnung der Modrow-Regierung vom 22. Februar 1990
konnten die Beschéftigten ihre Personalakten um Dokumente bereinigen, die
fur die Personalverwaltung nun nicht mehr fir notwendig erachtet wurden.
Dazu zahlen vor allem politisch belastende und entlastende Dokumente wie
bspw. Unterlagen Uber DisziplinarmaBnahmen, staatliche Auszeichnungen,
Beurteilungen der politischen Gesinnung, Nachweise Uber Parteischulungen
etc. (Kap. 2.1.). Kinftige Anbietungen von in der DDR geflihrten
Personalakten (Laufzeit ca. 1952-1990) sind daher sorgféltig auf mdégliche
Sauberungen zu Uberprifen. Falls Vollstandigkeit und Integritat anzuzweifeln
sind, so ist eine Kassation aufgrund mangelnder Authentizitdt angemessen.

7.3.4. Personalakten ohne Behordeniiberlieferung

Falle, in denen lediglich die Personalakten im HStA vorhanden sind, eine
Gegeniberlieferung der aktenfihrenden Behorde jedoch nicht existiert,
kénnten evtl. als kassabel eingestuft werden, da eine Kontextualisierung
nicht mehr mdglich ist. Wenn man allerdings bedenkt, dass die
aktenfihrende Stelle fir die Personalverwaltung in der Regel bei einer
Behorde mit Schllsselfunktion liegt, kann daraus geschlossen werden, dass
dieses Kriterium de facto nur wenige Akten betrifft. Falls dennoch davon
ausgegangen werden kann,'®® gilt es zu priifen, ob diese Akten tatsachlich
bei jenen Amtern gefiihrt wurden, oder ob es sich bei der Angabe nicht
vielmehr um die Dienststelle handelt. So ist der Fall nicht auszuschlieRen,
dass von Seiten der aktenfiihrenden Behorde keine Uberlieferung, wohl aber
von der Dienststelle ein Bestand vorliegt. Je nach Bedeutung der Dienststelle
ist dann Uber eine Archivierung nachzudenken. Eine Kassation sollte nur

2 So die Empfehlung von Kommunalarchivaren; zit. in: Specker 1990, Sp. 379, 382.
53 Dies trifft bspw. auf diverse Arbeitsdmter zu (z.B. Borna, Ddbeln, Fl6ha etc.).
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dann erwogen werden, wenn es sich um Akten ohne speziellen
Informationswert handelt. Uberlieferungsliicken bspw. durch
Kriegseinwirkung sollten auch hier berlcksichtigt werden, denn in einem
solchen Fall kénnte den Akten ein héherer Uberlieferungswert beigemessen
werden.

7.4. Spezielle Aussonderungen

Zwar weicht das in den folgenden zwei Punkten vorgeschlagene Vorgehen
keineswegs vom grundséatzlichen Verfahren der Provenienzzuordnung ab,
dennoch wird hier explizit auf den Umstand hingewiesen, dass der
Mischfonds eine groRe Menge Unterlagen beinhaltet, die nicht als
Personalakten den Bestéanden im Haus zugeordnet werden kénnen. Vielmehr
missen diese ausgesondert werden, um sie dann einer anderen
Zustandigkeit zu Gibergeben.

7.4.1. Sprengelzusténdigkeit der StA Leipzig und Chemnitz

Vor dem Hintergrund der angestrebten Bestandsbereinigung'®* mit den
Sachsischen Staatsarchiven Leipzig und Chemnitz sollten Personalakten, die
von Behérden mit Sitz in der Region Leipzig oder Chemnitz'®® gefiihrt
wurden, gesondert aufgefiihrt und fir eine Abgabe vorbereitet werden (Kap.
1.4.).

7.4.2. Aussonderung von Nicht-Personalakten

Wie Stichproben im Mischbestand ergeben haben, kénnen im Mischfonds
personenbezogene Unterlagen auftauchen, die keine Personalakten sind, z.B.
Patienten-, Straflings-, Zéglingsakten u.4."®® Diese Akten sind auszusondern
und ihrem jeweiligen Bestand zuzuflhren und vom jeweiligen Bestands-
verantwortlichen in die entsprechenden Findmittel aufzunehmen.

7.5. Beriicksichtigung der Uberlieferungslage

7.5.1. Uberlieferung der Standesamtsregister

Der Beginn der systematischen staatlichen Uberlieferung von persénlichen
Daten eines Individuums datiert auf den 1. Januar 1876 mit der Fliihrung von
Standesamtsregistern. Nachweise Uber Personen, die vor 1876 geboren sind,
finden sich ansonsten in Kirchenblichern. Mit Ausnahme der Kirchenbticher,

54 Bei der Bestandsbereinigung wird nach dem sog. Standortprinzip verfahren. Zum Standortprinzip vgl.
Papritz 1976, 3. Bd., Teil lll.1, S. 49f.

" So bspw. Personalakten des Landesfinanzamtes Leipzig (Mitte, Stid), des Arbeitsamtes Leipzig, des
Reichsbauamtes Leipzig, des StraRenbauamtes Leipzig, des Arbeitsamtes Chemnitz, der Landesanstalt
Chemnitz etc. Darliber hinaus existieren noch Personalakten von kleineren Betrieben mit Sitz in Leipzig bzw.
Chemnitz.

%6 Hier durchgefiihrte Stichproben beférderten bspw. Folgendes zu Tage: sog. Zdéglingsakten der
Landesblindenanstalt Dresden-Chemnitz mit einer Laufzeit von 1870-1912, Sachakten der Landesanstalt
Waldheim, Straflingsakten der Landesanstalt Nossen etc.
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die Eingang in die staatlichen Archive gefunden haben, ist der Grofteil in
Kirchenarchiven, haufig vor Ort in den Gemeinden, verwahrt oder ist
vernichtet worden. Die Benutzung erfordert demzufolge eine aufwendige
Recherche. Um nun von staatlicher Seite die Uberlieferung von
personenbezogenen Daten zu vervollstandigen, wird auch hier die in den
Staats- und Stadtarchiven haufig praktizierte Totalarchivierung der
Personalakten von Beschaftigten der Geburtsjahrgdnge bis einschlieBlich
1875 empfohlen.'’

7.5.2. Uberlieferungsliicken

Bevor zur Bewertung geschritten wird, sollte klargestellt sein, ob es sich bei
dem Aktenfundus speziell um eine Behordenilberlieferung oder gar um eine
ganze Zeitschicht handelt, die nur liickenhaft iiberliefert ist.'®® Hierbei ist vor
allem an Kriegsverluste und an Fehlakten aufgrund der sogenannten
~Aktenausleihe” durch die Sowjetische Militdradministration in der SBZ zu
denken. Ebenfalls gilt es zu berlicksichtigen, dass die Uberlieferung von
Personalakten vom Ende des 19. Jahrhunderts bis ca. 1933 generell recht
dinn ist, da die Personalverwaltung zu dieser Zeit noch nicht ausdifferenziert
war und die Fihrung von Personalakten fiir die Beschéftigten der gesamten
Hierarchie scheinbar nicht zwingend vorgeschrieben war. In solchen Faéllen
bietet sich eine hohere Archivierungsquote an.

7.6. Historisch relevante Zeitschichten

7.6.1. Epochen

In Bezug auf historisch relevante Zeitschichten missen der Evidenz- sowie
der Informationswert héher veranschlagt werden. Denn hier gewahrt das
Verwaltungshandeln Einblick in die spezifische Gesellschaftsordnung und
dokumentiert den staatlichen Umgang mit dem Individuum. Diese
Abbildqualitat allein kann eine Totalarchivierung einer historisch relevanten
Zeitschicht wie bspw. dem Nationalsozialismus rechtfertigen (Kap. 6.4.).
Treten konkrete Anderungen bestimmter Rechtsverhaltnisse auf, so vermag
das scheinbar banale Verwaltungshandeln mitunter gesellschaftliche
Wertvorstellungen in besonderer Intensitat widerzuspiegeln:'®® In diesem
Zusammenhang ist bspw. an den Nachweis ,Arischer Abstammung”, an den
sogenannten ,Persilschein” im Rahmen der Entnazifizierung oder an die
Erklarung Uber eine Mitarbeit im Ministerium flUr Staatssicherheit der DDR
etc. zu denken (Anlage 3).

Vor diesem Hintergrund wird eine moglichst umfangreiche Dokumentation
von Karrieren im Nationalsozialismus (1933-1945), wahrend der
Sowjetischen Besatzungszeit (1945-1949), der Aufbauphase der Deutschen

57 Vgl. beispielhaft die Bewertungsmodelle in Baden-Wiirttemberg (Kap. 6.2.) und in Bayern (Kap. 6.3.).
%8 Vgl. beispielhaft das Bewertungsmodell in Baden-Wiirttemberg (Kap. 6.2.).
159 ygl. ARK-AG 2000, S. 16.
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Demokratischen Republik (1949-1952)'%°,  der ,Wende” und des
anschlieBenden Aufbaus des Freistaates Sachsen als foderaler Bundesstaat
der Bundesrepublik Deutschland (1990-evtl. 1994/je nach Aktenlage)
anvisiert. Daher wird fur eine Totalarchivierung der Schliisselministerien
pladiert. Hingegen kénnen Personalakten von politisch wenig bedeutsamen
Unterbehdérden womdéglich weitgehend kassiert werden, solange nicht andere
Bewertungskritierien zu berlicksichtigen sind.

In Bezug auf den Mischbestand hat dies eine recht umfangreiche Archi-
vierung der Personalakten mit einer Laufzeit bis 1952 zur Folge. Um die
Menge ein wenig zu reduzieren, wird dafir pladiert, Personalakten von
kurzzeitig Beschaftigten in unbedeutenden Positionen mit einer Laufzeit unter
zwei Jahren der Kassation zuzufiihren, falls nicht andere Kriterien fir eine
Archivierung sprechen.

7.6.2. Ereignisse

Neben den Epochen ist zu prifen, ob sich konkrete Ereignisse von
historischer Relevanz in den Personalakten widerspiegeln, die ebenfalls als
archivwiirdig einzustufen sind.'®" Unter Ereignissen kénnen politische
Umwalzungen groReren aber auch kleineren Mal3stabs verstanden werden.
So sollte man bei der Bewertung der Personalakten bspw. recherchieren, ob
es im Rahmen des Aufstandes am 17. Juni 1953 gegen die Leistungsnormen
in der Industrie oder im Gefolge des Prager Frihlings von 1968 zu
repressiven MalBnahmen oder zu Entlassungen von sympathisierenden
Beschaftigten gekommen ist. Unter dieses Kriterium fallen aber auch
scheinbar unspektakulédre Ereignisse wie bspw. Verwaltungsreformen oder
Veranderungen in der Schriftgutverwaltung, die aus der Sicht des
Registraturbildners sehr wohl als historisch relevant einzuschatzen sind. In
diesem Zusammenhang muss auf die Verwaltungsreform von 1952
aufmerksam gemacht werden, welche eine Gliederung in Bezirke unter
Auflésung der Léanderstrukturen vorsah und somit die Aufhebung der
sachsischen Ministerien zur Folge hatte und ihren spezifischen Niederschlag
in den Personalakten fand. Als Beispiel zur Schriftgutverwaltung wird hier
lediglich auf die Einfihrung der elektronischen Personalakte in absehbarer
Zukunft verwiesen. Diese erste Generation sollte allein aufgrund ihres
intrinsischen Wertes dokumentiert werden.

7.7. Personen in leitenden amtlichen und gesellschaftlichen Funktionen
Mit diesem Kriterium verbindet sich keineswegs das Ziel einer Uberlieferung
elitdren Zuschnitts. Lebenslaufe von Beschaftigten, die in der Hierarchie der

% Die Aufbauphase der DDR wird bewusst bis zur Aufhebung der Landerstruktur im Rahmen der
Verwaltungsreform von 1952 gefasst. Analog fur die Bundesrepublik haben die baden-wirttembergischen
Kommunalarchive die Empfehlung ausgesprochen, alle vor dem 1. Januar 1950 angelegten Personalakten
komplett zu archivieren; vgl. Specker 1990, Sp. 379, 382.

81 vgl. beispielhaft das Bewertungsmodell in Baden-Wiirttemberg (Kap. 6.2.).



Birgit Rehse: Bewertung und ErschlieBung von Personalakten

39

Verwaltung weiter unten angesiedelt sind, werden im Wege eines Samples
(Kap. 7.10.) oder bei weitgehender Totalarchivierung (Kap. 7.6.) in
ausreichendem Umfang und grofRRer Vielfalt Gberliefert. Vielmehr soll dieses
Kriterium dem hoheren Mall an Verantwortung, das Inhaber leitender
Funktionen gegeniiber der Offentlichkeit wahrnehmen, Rechnung tragen.
Daher sind die Personalakten von Personen mit leitenden Funktionen
durchgéngig in allen Zeitschichten zu archivieren:'®? etwa von Behérden- und
Amtsleitern und anderen Amtsinhabern auf der Ebene des Gaues, des
Landes, des Bezirks und seit 1990 der oberen, mittleren und unteren
Landesbehoérden. Je nach Verwaltungsaufbau des politischen Systems muss
die Archivierung evtl. bis zu den Abteilungsleitern hinunter ausgeweitet
werden. Fir die DDR-Wirtschaft fallen zudem die LPG-Vorsitzenden,
Betriebsleiter, Kombinatsdirektoren, Genossenschaftsvorsitzenden u.a. unter
dieses Kriterium.'®®

Die Einstufung in heutige Gehaltsgruppen gibt Aufschluss Uber die
Position und somit Uber die Funktion des Beschéftigten. So gesehen, kénnen
ab dem 3. Oktober 1990 alle Personalakten von Beamten ab A 15 aufwarts
(bzw. analog dazu von Angestellten entsprechender Verglitungsgruppen)
archiviert werden.'® Zudem sollte darauf geachtet werden, dass das
Phanomen der Leihbeamten dokumentiert wird, die aus den alten
Bundeslandern, insbesondere aus Baden-Wirttemberg und Bayern, wahrend
der Aufbauphase des Freistaates nach Sachsen kamen.

Generell ist unter dem Kriterium der leitenden Funktion nicht blof3 die
Position innerhalb der Behdérde gemeint. Vielmehr werden darunter auch
Funktionen im politisch-gesellschaftlichen, kulturellen, wirtschaftlichen oder
militarischen Bereich verstanden. Insbesondere fir die NS-Zeit wie fir die
DDR'®® ist diesem Kriterium — bspw. anhand der Fragebogen zur Entnazi-

%2 vgl. beispielhaft die Bewertungsmodelle in Baden-Wiirttemberg (Kap. 6.2.) und in Bayern (Kap. 6.3.).
Bezogen auf Kader- bzw. Personalakten der DDR-Zeit sehen auch die archivischen Hilfsmittel in der DDR die
Akten leitender Mitarbeiter bzw. ,besonders verdienter Mitglieder” fir die Archivierung vor; vgl. Richtlinie
1970, S. 30 und vgl. Rahmenverzeichnis 1973, S. 32.

'%3 Eine Vorstellung davon, welche Akten von Personen in leitenden Funktionen sich in einem sozialistisch-
kommunistischen Staat zur dauernden Aufbewahrung eignen - abzliglich ideologisch begriindeter Kriterien —
vermittelt das 1962 ausgearbeitete Modell einer Arbeitsgemeinschaft sowjetischer Archivare: Zum Beispiel
fallen darunter Personalakten von Deputierten der oberen und lokalen Staatsmacht, leitenden Kadern,
Mitarbeitern in wissenschaftlichen Institutionen, leitenden Kadern im Bereich der (Land-)Wirtschaft, Listen
aller sog. ,Bestarbeiter”, Aktivisten der ,Brigaden der kommunistischen Arbeit”, ,Helden der Sozialistischen
Arbeit”; Tragern der Lenin- oder Stalinorden, Kriegsteilnehmern etc.; vgl. A.V. Elpatévskij, Uber den
wissenschaftlich-historischen Wert von Personalunterlagen; in: Informationsdienst der Staatlichen
Archivverwaltung fiir wissenschaftliche Ubersetzungen 8 (1967), hrsg. von der Staatlichen Archivverwaltung
der Deutschen Demokratischen Republik, Potsdam 1967, S. 43-51, hier S. 48.

64 Wihrend in Westdeutschland haufig nach dem Faktor ,ab A 16" archiviert wird, so sollten in Sachsen die
Bedingungen der Aufbauphase berticksichtigt werden, in der eine Beamtenschaft erst allmé&hlich aufgebaut
wurde und vielen Amtern noch keine Spitzenbesoldung zugedacht war. Um aber diese in hoher
Verantwortung stehenden Beamten nicht zu Ubergehen, sollte hier nach dem Faktor ,ab A 15 aufwarts”
archiviert werden. Mit dieser Marge operiert auch das HStA Dusseldorf; vgl. Dieter Lick, zit. in:
Herkert/Taddey 1992, Sp. 87. Die bayerischen Staatsarchive und das Bundesarchiv orientieren sich bspw. an
der Besoldungsgruppe A 16 aufwarts, vgl. Uhl 1984, S. 60f; vgl. Ksoll-Marcon 2000, S. 224.

% An dieser Stelle sei nochmals auf die Auflistung aller als archivwiirdig befundenen Funktionstrégern in der
Sowjetunion verwiesen; vgl. Elpatévskij 1967, S. 48.
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fizierung und der Nachweise (ber Parteischulungen - grindlich
nachzugehen. Bei noch lebenden Akten kénnen Hinweise auf Beschéaftigte,
die in gesellschaftlichen Funktionen aktiv sind, nur durch einen Hinweis der
Registratoren und Sachbearbeiter verfolgt werden.

7.8. Personen von o6ffentlichem Interesse
Das Interesse der Nutzer sollte in jedem Fall bei der Bewertung
beriicksichtigt werden. So ist davon auszugehen, dass Personalakten von
Personlichkeiten, die im offentlichen Interesse stehen, haufig nachgefragt
werden und allein aus diesem Grund zu archivieren sind."®®

Kompliziert gestaltet sich indes die Definition dessen, was unter dem
Begriff des oOffentlichen Interesses fallt. Da sich unser heutiger
Offentlichkeitsbegriff stark an den Massenkommunikationsmitteln orientiert,
kann man durchaus vertreten, dass das Leben von Personen, die Gegenstand
vielféltiger Medienberichterstattung waren und sind, in gewissem MaRe im
offentlichen Interesse steht. Man muss wohl hinnehmen, dass ein solch
qualitativer Ansatz sicherlich nie samtliche Personlichkeiten des 6ffentlichen
Lebens aus den Bereichen Politik, Kultur, Wirtschaft, Wissenschaft, Justiz,
Verwaltung und Gesellschaft herauszufiltern imstande ist. Im Hinblick auf
zuklnftige Abgaben ware es hilfreich, den Registraturbildnern diese
Bewertungskriterien mit der Bitte zu Ubermitteln, anfallende Akten
gegebenenfalls als archivwiirdig zu kennzeichnen.

7.9. Merkmal des Besonderen

Das Merkmal des Besonderen ist wohl am wenigsten préazise zu definieren —
und gerade dies ist auch beabsichtigt. Dieses Kriterium ist von Faktoren wie
der Zeitschicht, der Bedeutung des Registraturbildners, von konkreten
Ereignissen und vom jeweiligen Akteninhalt abhangig und kann sich mit
anderen hier genannten Kriterien mitunter decken.'®” Hierunter kénnen z.B.
inhaltlich besonders interessante Personalakten, womdglich mit Unterlagen
zu DisziplinarmaBnahmen, fallen. Dazu zahlen auch Karrieren von Frauen im
ersten Drittel des 20. Jahrhunderts,’® die generell auBergewdhnlich
einzustufen sind, wenn man bedenkt, dass Frauen die Méglichkeit zu einem
Studium an der Universitat erst um 1908/09 erhielten und ihnen damit
bestimmte Berufe erstmalig offen standen. Daneben fand die
Doppelverdienerkampagne gegen berufstatige Ehefrauen mit den Gesetzen
Uber die Rechtstellung der weiblichen Beamten vom 30. Mai 1932 und vom
30. Juni 1933 in Form von zahlreichen Entlassungen Eingang in die

%6 Vgl. beispielhaft die Bewertungsmodelle in Baden-Wirttemberg (Kap. 6.2.) und in Bayern (Kap. 6.3.).
Bezogen auf Kader- bzw. Personalakten der DDR-Zeit sehen auch die archivischen Bewertungshilfsmittel in
der DDR die Akten bspw. von Erfindern, Tragern hoher staatlicher Auszeichnungen und verdienten Aktivisten
fur die Archivierung vor; vgl. Richtlinie 1970, S. 30 und vgl. Rahmenverzeichnis 1973, S. 32.

87 Analog hierzu vgl. das Kriterium ,bleibender Wert” des Bewertungsmodells in Baden-Wiirttemberg (Kap.
6.2.).

'8 \vgl. das Bremer Modell (Kap. 6.4).
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Personalakten. Auch wenn sich der Aspekt mit dem Kriterium des historisch
relevanten Ereignisses deckt, so fallen in diesen Kontext auch rassistisch
oder politisch motivierte Entlassungen, die sich deutlich in den vorliegenden
Personalakten  niederschlagen: etwa  Entlassungen JNicht-arischer”
Beschaftigter in Folge des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbe-
amtentums vom 7. April 1933; MaRBnahmen gegen politisch nicht tolerierte
Beschaftigte im Zuge der ,Gleichschaltung” und des Parteienverbots im Mai
1933. Auch Akten Uber Entlassungen aus politischen Grinden im Rahmen
der Entnazifizierung 1945 gehoren archiviert.

7.10. Variantenreiche Samplebildung

Far Zeitschichten, die keine Totalarchivierung rechtfertigen (Kap. 7.6.),
sowie fur kinftig zu GUbernehmende Abgaben von Personalakten wird neben
(1) den oben genannten qualitativen Bewertungskriterien'® die Bildung einer
Sample-Kombination vorgeschlagen, um die Forderung nach einer
variantenreichen Uberlieferungsbildung einzulésen. Fir den vorliegenden
Mischfonds jedoch bietet sich kein Samplingverfahren an, da hier aus den
oben ausgeflihrten Griinden (Kap. 7.5. bis 7.9.) eine an qualitativen Kriterien
orientierte Uberlieferungsbildung dem historischen Wert eher angemessen
erscheint. Es wird explizit darauf hingewiesen, dass grundsatzlich jedes
Sample auf der Grundlage der Grundgesamtheit gezogen wird und im
Findbuch extra ausgewiesen werden muss. Mehrfachnennungen einer
einzelnen Akte sind daher méglich.

An sich erschwert die derzeitige Aussonderungspraxis séachsischer
Behorden die Bildung einer Grundgesamtheit, denn haufig werden nur wenige
Meter einzelner Vorgange zur Ubernahme angeboten.'”® Dem kénnte
entgegen gesteuert werden, indem sich das Archiv vorbehélt, nur
umfangreiche Ubernahmen zu akzeptieren und dabei die aktenfiihrenden
Stellen fir Personalakten verschiedener Behérden koordiniert. Die
Voraussetzungen dafir sind in Sachsen recht glinstig, denn die meisten
Behdrden nahmen ihre Tatigkeit am 3. Oktober 1990 oder unmittelbar darauf
auf und werden folglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu einem
ahnlichen Zeitpunkt Bedarf an einer Aktenaussonderung haben.

7.10.1. Reine Zufallsauswahl
Unter Berlcksichtigung der Vor- und Nachteile der verschiedenen Verfahren
der Samplebildung (Kap. 5) wird hier fiir eine reine Zufallsauswahl pladiert."”

"% Hierbei muss auf die hier bereits mehrfach angesprochene Zusammenarbeit mit den Registraturen gesetzt
werden, so dass einzelne Akten bereits zum Zeitpunkt ihrer Entstehung geméaR den qualitativen Kriterien der
Archivwirdigkeit gekennzeichnet werden. Allerdings darf man sich auch keiner lllusion tber die Umsetzung
dieses Vorhabens hingeben.

79 Vgl. Thekla Kluttig, Akten, Vorgénge, Dokumente — Tendenzen in der behérdlichen Schriftgutverwaltung;
in: Der Archivar 53 (2000) 1, S. 22-26, hier S. 25.

" In Anlehnung an die Praxis im Bundesarchiv; vgl. Siegfried Biittner, Die Massenakten des Bundes, das
Bundesarchiv und Sozialwissenschaften; in: Bick, Mann, Miller 1984, S. 67-70, hier 68f. Auch das
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Auf diese Weise l6st man die Anforderungen an Repréasentativitat der
Stichprobe ein und ermdglicht eine Hochrechnung der Ergebnisse mit einer
fir quantitativ arbeitende Forschungsansatze akzeptablen 95%-igen
Sicherheitswahrscheinlichkeit. Bei diesem Verfahren kénnen bei Bedarf
Personalakten sukzessiver Ubernahmen oder auch unterschiedlicher
Provenienz zu einer Grundgesamtheit zusammengefiihrt oder aber eine
hinreichend groRe Teilmenge als Grundgesamtheit definiert werden (Kap.
5.2.). Es sollte allerdings dabei beachtet werden, dass eine hinreichende
Vergleichbarkeit hinsichtlich Form, Gegenstand und Bearbeitungsziel der
Akten (Kap. 4.) gewabhrleistet ist. Wenn man den Umfang der
Grundgesamtheit berechnet hat, kann man davon die erforderliche GroRe der
Stichprobe ableiten.'”? Sodann wird das Sample mit Hilfe einer Zufalls-
zahlentabelle gezogen (Kap. 5.2.). Die reibungslose Umsetzung dieses
Verfahrens setzt allerdings eine Registratur voraus, die mit einem
elektronischen Dokumentenmanagementsystem arbeitet, das in der Lage ist,
die erforderlichen Informationen bereitzustellen, so dass die Auswahl der
Registratursignaturen zum Sampling auf der Grundlage einer elektronisch
erstellten Liste und nicht etwa durch Auszdhlung vor Ort an den Regalen
erfolgt.

7.10.2. Chronologisch geschichtete Klumpenstichprobe

Fur eine variantenreiche Auswahl bietet sich neben der Zufallsauswabhl
zusatzlich eine Klumpenstichprobe an. Obwohl sich die vorgefundene
alphabethische Ordnung nach Familiennamen dafiir formlich anbietet, wird
aus oben genannten Griinden von einer sektoriellen Klumpenstichprobe nach
Buchstaben abgeraten (Kap. 5.4.).

Fiar sinnvoll wird hingegen eine chronologisch geschichtete Klumpen-
stichprobe nach Geburtstagen gemall dem danisch-bayerischen Modell
gehalten (Kap. 6.3.): Man setzt dabei drei Geburtstage (z.B. 5., 15. und 25.)
willkiirlich fest'”® und archiviert die Akten von allen Personen, deren
Geburtstag auf einen dieser Stichtage eines jeden Monats sowie eines jeden
Jahres fallt. Neben seinem hohen Annaherungsgrad an Reprasentativitat
verspricht dieses Verfahren insofern Vorteile, da es weitgehend unabhéngig
von der demographischen Entwicklung ist, keine Verzerrungen bzgl. des
Geschlechts oder des Auslanderanteils aufweist und zudem die gesamte
Hierarchie einer Verwaltung abbildet. Allerdings ist auch dieses Verfahren
mit Ordnungsarbeiten verbunden, da die Personalakten nach Geburtstagen

Westfalische Archivamt favorisiert fir die zur Ubernahme anstehenden Personalakten derzeit ein Sample
nach Zufallszahlenauswahl gegentber einer Klumpenstichprobe, so die Auskunft von Dr. Katharina Tiemann.
72 Da die StichprobengréRe von der Grundgesamtheit abhangt, kann hier keine fixe Angabe (iber den
anzustrebenden prozentualen Umfang des Samples gemacht werden. Als Beispiel: Wahrend bei einer 2.200
Einheiten umfassenden Grundgesamtheit eine Auswahl von 317 Einheiten, d.h. 14,4%, fur die
Reprasentativitat ausreicht, mussen aus einer Grundgesamtheit von 800 Einheiten 25%, also 200 Einheiten
archiviert werden, um dieselbe Anforderung zu erflllen; vgl. Buchholz 2000, S. 89f.

'3 Die Auswahl der Stichtage sollte auf der Basis einer Analyse des Statistischen Landesamtes des
Freistaates Sachsen erfolgen.
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sortiert werden muissen. In diesem Fall verspricht die EDV-gestiitzte
Personalaktenverwaltung fir die Zukunft Hilfe.

Die Ermittlung der Grundgesamtheit kann in Zukunft auf der Grundlage
einer elektronisch Ubermittelten Anbietungsliste der Behorde erfolgen. Die
vom Archiv gezogenen Aktennummern fir die Stichprobe werden sodann der
Behdrde mitgeteilt, die diese mit allen erforderlichen Angaben in ihrer
Abgabeliste auffiihrt und die dazugehorigen Akten schlieRlich dem Archiv
Ubergibt.

7.11. ErschlieBungstiefe und Verzeichnungseinheiten
Die Eingabe der Verzeichnungseinheiten erfolgt in die Maske ,—Personenbez.
Akten-" von AUGIAS 7.1 unter Berlicksichtigung der ErschlieBungsrichtlinie
im HStA."* Neben den Standardangaben zu Signatur und Lagerungsort,
Laufzeit, Schutzfrist sowie alten Archiv-/Registratursignaturen (evtl.
Konkordanz erstellen) wird die Aufnahme folgender Elemente empfohlen:
Familienname (evtl. mit akademischem Grad/Titel); Vorname(n); Angabe des
Geschlechts; Geburtsdatum; evtl. Geburtsort; evtl. Sterbedatum; evtl. letzte
Berufs- bzw. Amtsbezeichnung (falls Recherche nicht zu aufwendig'’®);
Provenienz im Sinne der letzten aktenfihrenden Stelle; evtl. letzte
Dienststelle (falls Recherche nicht zu aufwendig) und nur bei politisch
begriindeten Entlassungen auch das Entlassungsdatum. Weitere Vermerke
sind sparsam zu verwenden (z.B. bei Anlagen wie Prifungsarbeiten). Eine
grolBere ErschlieBungstiefe ware zwar winschenswert, lduft aber auf eine
wissenschaftliche Auswertung hinaus, die nicht Aufgabe der archivischen
ErschlieRung sein kann.'”®

Bei der Vergabe der Signatur ist beim bestandeorientierten System
Folgendes zu beachten: Die Personalakte erhalt zum einen die Ziffern-
kombination ihres jeweiligen Bestandes. Zum zweiten wird ihr im Anschluss
an die Nummer der letzten Verzeichnungseinheit des Bestandes die laufende
Nummer zugeteilt.

7.12. Findmittel und Offentlichkeitsarbeit

Zunachst muss die Nachweisfihrung im Haus auf den neuesten Stand
gebracht werden (Anlage 4): Die Findmittel der jeweiligen Bestdnde werden
um die Verzeichnungseinheiten der dazugehérigen Personalakten

7% Vgl. Richtlinie fir die archivische ErschlieRung im Séachsischen Hauptstaatsarchiv Dresden,
Dienstanweisung Nr. 1/1999, Az. 7511.50/ 07.01, Stand April 2001.

75 Die Recherche nach der Berufsbezeichnung erweist sich beim Lehrpersonal der Schulen als durchaus
praktikabel, jedoch gestaltet sich dies bei einem GroBteil der Akten anderer Provenienzen als zeitaufwendig,
so das Ergebnis von Stichproben. Diese Angabe erweist sich bei den in der DISOS gefUhrten Personalakten
sogar als kaum rekonstruierbar, so eine Information aus der Arbeitsgruppe Wirtschaftsunterlagen bei der
Sachsischen Archivverwaltung/SMI.

76 So muss bspw. auf weitere Angaben zu Orten, Personen, Sachen, wie dies die Erfassungsmaske von
Midosa vorsieht, verzichtet werden. Vor einer inhaltlichen Auswertung warnt ausdriicklich der Arbeitskreis,
vgl. ARK-AG 2000, S. 32f. Als Beispiel einer inhaltlichen Auswertung sei auf das DFG-Projekt der
Personalakten des Oberbergamtes Dortmund verwiesen.
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vervollstandigt. In etlichen Fallen missen Konkordanzen zwischen der
glltigen und den urspriinglichen Signaturen erstellt werden. In die Datenbank
des Bestandsnachweises (BN) wird unter dem jeweiligen Bestand der
Zuwachs an Personalakten eingetragen. Parallel dazu werden die
Bestandsakten aktualisiert. AufRerdem wird die sich derzeit im Aufbau
befindliche Lagerungsdatenbank um die eingearbeiteten Zugange erweitert.
Daneben muss die Schadensliste auf den neuesten Stand gebracht werden.
Dabei erscheint eine Hierarchisierung der restaurierungswirdigen Akten nach
Dringlichkeit geboten.

Angesichts der langwierigen Recherche bietet sich ein virtuelles
Findbuch in Form einer eigens geschaffenen AUGIAS-Datenbank an (Kap.
4.). Eventuell genligt auch die bestandelibergreifende Recherchefunktion in
AUGIAS, die dann aber in einer kundenfreundlichen Version mit
Erlauterungen den Benutzern zugénglich gemacht wird, allerdings unter
Ausblendung der aus datenschutzrechtlichen Griinden gesperrten Bestande.
Dabei sollte eine kombinierte Recherche nach Familiennamen, Vornamen,
Geburtsdatum, Berufsbezeichnung, Laufzeit und Provenienz ermdglicht
werden. Zudem lassen sich Neuzugange problemlos einfligen. Auch sollte
man im Blick haben, dass in absehbarer Zeit bereits analog erschlossene
Personalakten ebenfalls in die Datenbank eingespeist werden. Auf diese
Weise wird ein zentraler Uberblick auf aktuellem Stand (iber samtliche im
Haus vorhandenen Personalakten gewahrleistet. Kontextinformationen wie
Bewertungsentscheidung, Geschichte des Mischfonds und Verweise auf die
dazugehdorige Behoérdentiberlieferung sowie Hinweise auf
Uberlieferungsliicken kénnen mit der Datenbank verkniipft werden (Anlage
4). Aus datenschutzrechtlichen Griinden (Kap. 2.4.) muss allerdings von der
Internet-Présentation eines Online-Findbuchs mit dem Nachweis aller
Verzeichnungseinheiten Abstand genommen werden.

Bei Neuauflage der Bestandelibersicht des HStA Dresden'’’ sollte ein
Hinweis auf die Existenz von Personalakten unbedingt beim jeweiligen
Bestand aufgenommen werden. Darlber hinaus bietet sich an, das
Bewertungs- und ErschlieBungsprojekt in den Fachzeitschriften ,Sachsisches
Archivblatt” und evtl. im ,Der Archivar” vorzustellen. Im Rahmen der
Offentlichkeitsarbeit konnte die Vorstellung der Personalaktentberlieferung
gegenliber einem fachspezifischen Publikum wie bspw. an den Universitaten
zu Dresden und Leipzig oder bei lokalen wie regionalen Geschichtsvereinen
erwogen werden.

7

7.13. Ausblick
Die hier entwickelte Strategie zur Bewertung und ErschlieBung von
Personalakten verfolgt das Ziel, mit einem Minimum an Akten ein Maximum

77 Vgl. Die Bestande des Sachsischen Hauptstaatsarchivs und seiner AuBenstelle Bautzen, Chemnitz und
Freiberg, Teil 1: Die Bestédnde des Sachsischen Hauptstaatsarchivs, bearb. von Bérbel Forster, Reiner GroR,
Michael Merchel (Quellen und Forschungen zur Sachsischen Geschichte Bd. 12), Leipzig 1994.
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an Informationswert zu erhalten und somit eine variantenreiche
Uberlieferungsbildung zu schaffen, die den Anforderungen der qualitativ wie
quantitativ arbeitenden Forschung, aber auch den behérdlichen und privaten
Nutzungsinteressen gerecht wird. AbschlieRend wird darauf hingewiesen,
dass sich dieses Strategiepapier keineswegs als ein abgeschlossenes Modell
mit Anspruch auf Allgemeingiltigkeit versteht. Vielmehr muss davon
ausgegangen werden, dass die konkrete Aktenlage haufig andere als die hier
vorgeschlagenen Entscheidungen und MalBnahmen erfordert. Die
Bewertungskriterien sollten daher einer standigen Uberarbeitung im Hinblick
auf die spezifischen gesellschaftlichen Bedingungen der jeweiligen
Zeitschicht kritisch unterzogen werden.
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Anlage 3: Dokumente einer Personalakte

Im Folgenden soll eine Vorstellung von den in einer Personalakte
moglicherweise enthaltenen Dokumenten auf der Grundlage hier
durchgeflhrter Stichproben vermittelt werden. Die Aufzéhlung beansprucht
keine Vollstandigkeit, da bedacht werden muss, dass zum einen die Praxis
von Personalverwaltungen in der historischen Perspektive variiert und zum
anderen auch UnregelmaRigkeiten in der Aktenflihrung nicht auszuschlieRen
sind. Selbstverstandlich sind nicht alle aufgefihrten Dokumente immanenter
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Bestandteil einer jeden Personalakte; vielmehr wird sie aus einem Teil der
genannten Inhalte gebildet. Die in Teil A) aufgeflihrten Schriftstiicke sind in
der Regel Bestandteil einer idealtypischen, aktuell gefiihrten Personalakte. Da
es sich hierbei um Dokumente und Vorgange handelt, die den Kern einer
jeden Personalverwaltung ausmachen, weisen natirlich auch in der DDR oder
im 19. Jahrhundert geflhrte Kader- bzw. Personalakten einen GroRteil dieser
Unterlagen auf. Teil B) tragt dagegen der historischen Bedingtheit der Akten
Rechnung, indem hier speziell im Mischfonds aufgefundene Schriftstiicke,
die nicht bereits im Teil A) genannt wurden, skizziert werden.

A) Dokumente einer ab 1990 gefiihrten Personalakte'’®

Von der beschéftigten Person angefertigte und eingereichte Unterlagen:

Personalbogen; Bewerbungsschreiben; Lebenslauf, Lichtbild;
Geburtsurkunde; Heiratsurkunde; Geburtsurkunden der Kinder;
Staatsangehorigkeitsnachweis; Nachweise  Uber  Vor-, Aus- und
Fortbildungen; Tatigkeitsnachweise; Auszeichnungen; polizeiliches

Fihrungszeugnis; Auskunft aus dem Bundeszentralregister; amtliches
Gesundheitszeugnis; Wehr- oder Zivildienstnachweis; Nachweis des
militédrischen Dienstgrades; Angaben Uber Kinderbetreuungszeiten; Erklarung
Uber wirtschaftliche Verhéltnisse; sonstige Nachweise.

In der Behérde erwachsene Schriftstiicke:

Einstellungsverfiigung und Arbeitsvertrag; Sicherheitslberprifung;
Unterlagen  zu: Vereidigung, Gel6bnis, Ernennung, Beforderung,
Eingruppierung etc.; Besoldungsvorgéange; laufender Schriftverkehr zu
Angelegenheiten der Fortbildung, Urlaub, Krankheit, Beihilfe; Beurteilungen
der Leistungen und Fahigkeiten durch Vorgesetzte; Dienstzeugnisse;
Disziplinarverfahren; Nachweise Uber Auszeichnungen; Versetzung in den
Ruhestand; Beendigung des Arbeitsverhaéltnisses; evtl.
Versorgungsunterlagen, auch bzgl. der Hinterbliebenen (wenn nicht
Bestandteil einer separat geflihrten Versorgungsakte).

B) Weitere speziell im Mischfonds vorkommende Dokumente'”®

Laufzeit 1933-1945:

Eid auf den ,Fihrer”; Nachweis ,Arischer Abstammung”; Personalbogen mit
folgenden Angaben: Familienstand, Angehorige, Ausbildung, friihere
Tatigkeiten, Zugehorigkeit zu einer Glaubensgemeinschaft und zu
konfessionellen Verbanden; Mitgliedschaft in der NSDAP bzw. in NS-
Organisationen wie SA und SS u.a., Angaben zu anderen
Parteimitgliedschaften und sonstigen politischen Aktivitaten, Verhaltnis zum

78 So das Ergebnis der Recherchen in der Personalaktenregistratur im Sachsischen Staatsministerium fir
Umwelt und Landwirtschaft.

7% So das Ergebnis von Stichproben in Kader- bzw. und Personalakten des Mischfonds im HStA Dresden
bzw. Depot Kamenz.
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Militar, militarischer Dienstgrad, Kriegsteilnahme, Orden und
Auszeichnungen, evtl. Vorstrafen; Nachweis der Mitgliedschaft in der
NSDAP bzw. SA oder SS; Ausklinfte und Beurteilungen zur betr. Person
durch die NSDAP; Bescheinigungen Uber die Teilnahme an Schulungen der
NSDAP sowie deren Hilfsorganisationen; Beurteilung der Arbeitsleistung und
der politischer Uberzeugung; Nachweis von Auszeichnungen (z.B. Orden);
Einberufungsbefehl der Wehrmacht; Teilnahmebescheinigung Uber Wehr-
machtslehrgange; Entlassungen (aus politischen und rassistischen Griinden);
Disziplinarverfahren; Gesuche bzgl. Versetzung und Verglitungsverbesserung
sowie deren Priafung; vollstdndige Prifungsarbeiten als Anlage zur
Bewerbung; Berechnungsbogen zur Festsetzung der Vergltungsgrundlagen;
Listen Uber Urlaubs- und Fehltage nebst Attesten; Verwaltung der Beihilfe
und sonstigen Unterstiitzungen etc.

Laufzeit 1945-1952:

Unterlagen im Rahmen der Entnazifizierung wie z.B. Fragebogen zur NSDAP-
Mitgliedschaft und Gber das Verhéltnis zu NS-Organisationen wie SA und SS
u.a. Gliederungen mit Angaben zur betr. Person sowie zu ihrem Ehepartner
und ihren Angehérigen nebst Angaben zu friiheren Tatigkeiten; Uberpriifung
dieser Angaben; Entlassungen (aus politischen Griinden); Personalkarteien
(mit folgenden Angaben: Namen, Adresse, Geburtsdatum und -ort,
Familienstand, Ressort, Dienstort, Dienststellung, Diensteintritt und -austritt,
Versetzungen, Parteizugehdrigkeit) etc.
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Das Staatsarchiv Miinster zwischen archivgesetzlichem Auftrag und knappen
Ressourcen: Der Arbeitsbereich ErschlieBung

Von Marcus Stumpf

1. Problemstellung

In 8 1 Abs. 1 Satz 1 des Landesarchivgesetzes von Nordrhein-Westfalen
wird als Kernaufgabe der staatlichen Archive formuliert, ,Unterlagen von
Behorden, Gerichten und sonstigen Stellen des Landes auf ihre Archivwir-
digkeit hin zu werten und die als archivwiirdig erkannten Teile als Archivgut
zu Ubernehmen, zu verwahren und zu ergénzen, zu erhalten und instand zu
setzen, zu erschlieBRen und fir die Benutzung bereitzustellen sowie zu erfor-
schen und zu verdffentlichen” (ArchivG NRW vom 16.5.1989). Vorgaben, in
welchen Anteilen und mit welchen Schwerpunkten diese Pflichtaufgaben
durch die Archive wahrgenommen werden sollten, macht der Gesetzgeber
allerdings nicht.

Die Handlungsspielraume bei der Aufgabenerfiillung der Staatsarchive in
NRW wurden freilich seit den spaten 70er Jahren in dem Male enger, in
dem sich ihre sachliche und personelle Situation verschlechtert hat.

Vor dem Hintergrund dieser seit Anfang der 80er Jahre kontinuierlichen
Entwicklung ist ein im Staatsarchiv Minster 1999 erarbeitetes Positionspa-
pier (,Schwerpunkte der kiinftigen Arbeit der nordrhein-westfélischen
Staatsarchive. Die Position des Staatsarchivs Minster”) zu sehen, das die
Optimierungsziele in den Arbeitsbereichen Ubernahme, Bewertung und Er-
schlieBung bindelt. Neben der Systematisierung der Ablaufe durch Regeln
far Aktenaussonderungen, der Erarbeitung von Bewertungskriterien auf
Sachbearbeiter- und Dezernentenebene wird als strategisches Ziel im Bereich
Verzeichnung die Vereinheitlichung der in den Staatsarchiven benutzten
Software genannt. Dieses Kernelement einer Standardisierung der Ar-
beitsprozesse archivischer Arbeit ist mit der Erstellung des von den NRW-
Staatsarchiven gemeinsam erarbeiteten Fachkonzepts: ,Verwaltungs-,
ErschlieBungs- und Recherchesystem fir Archive (V.E.R.A.)” vorbereitet
worden und inzwischen in die Realisierungsphase getreten (Jahrbuch [kinf-
tig: Jb.] 2000: 78ff.). In V.E.R.A. sind Masken zur Ordnung und Verzeich-
nung aller Archivaliengruppen vorgesehen, deren Funktionalitdt im Fachkon-
zept detailliert beschrieben worden sind (siehe unten 3. 5).

Als zentrales Problem werden im Positionspapier die ErschlieBungsriick-
stdnde des Staatsarchivs in den Blick genommen. Dem Bericht Uber die
1999 durchgefiihrte Bestanderevision zufolge (Jb. 1999: 63-74) belaufen
sich die unverzeichneten Bestande auf insgesamt 7.653 Urkunden, 28.742
Akten der frihen Neuzeit und 175.887 Akten (19. — 20. Jh.). Hinzu kom-
men 18.200 Urkunden, 27.300 Akten der friihen Neuzeit, 89.200 Sach- und
30.400 Serienakten (19. — 20. Jh.), die als ,dringend neu zu verzeichnend”
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eingestuft wurden, weil die Findbicher handschriftlich, unvollstéandig
und/oder fehlerhaft sind.

.Die zwischen Ubernahme, der archivischen Aufbereitung und Erschlie-
Bung der Bestande bestehenden Disproportionen” sollen — so die Zielvorstel-
lung des Positionspapiers — innerhalb festzulegender Fristen planmaRig redu-
ziert werden, woflr dezernatsiibergreifende Projekte (speziell bei Massenak-
ten) aufzulegen und nach Méglichkeit Drittmittel einzuwerben sein werden.
In diesem Kontext ist die folgende Untersuchung angesiedelt, die sich mit
den endogenen Faktoren befallt, die zum Entstehen der groRRen Erschlie-
Bungsrickstande beigetragen haben. Hierzu wurde eine Bestandsaufnahme
von ErschlieBungspolitik und -strategien sowie von ErschlieBungsmanage-
ment einschlieBlich ErschlieBungsprodukten im Staatsarchiv Mdunster vor-
genommen. Ziel ist die Feststellung moglicher Defizite in der Vergangenheit
und die Diskussion von Lésungsanséatzen.

2. Ist-Analyse: ErschlieBungspolitik und -management

Basis der Ist-Analyse bilden im wesentlichen Interviews, die im Zeitraum
Februar/Marz 2001 personlich und in Einzelfallen telefonisch mit Mitarbeitern
und Mitarbeiterinnen des Staatsarchivs geflihrt wurden. Es handelte sich
hierbei um zwei langjéhrige Mitarbeiterinnen des gehobenen, zwei Mitarbeiter
des hoheren Archivdienstes (ein ehemaliger und ein amtierender Ab-
teilungsleiter) und den leitenden Archivdirektor. Ferner wurden die Jahres-
berichte seit 1970 analysiert. Die Dienstregistratur erwies sich im Hinblick
auf die Fragestellung als weitgehend unergiebig.

2.1 Personaleinsatz und ErschlieBungsergebnis

Ein aufschlu3reiches Bild von der Entwicklung des im Bereich der nordrhein-
westfalischen Archive tatigen Personals vermittelt der 1979 erstellte ,Per-
spektivplan flr die Staatliche Archivverwaltung in Baden-Wirttemberg”.
Danach lag 1977 das Verhéltnis von Archivpersonal zu dem zu verwaltenden
Archivgut in NRW noch ziemlich genau im Durchschnitt der Flachenléander
(Perspektivplan 1979: 27). Bereits damals war allerdings das Verhéaltnis von
Archivpersonal zur Wohnbevélkerung im einwohnerreichsten Bundesland
NRW im Vergleich zu den anderen Landern mit Abstand am unglinstigsten:
Kamen in Bayern 52.193 Einwohner auf einen Bediensteten im Archivdienst,
waren es in Baden-Wiirttemberg 82.153, in NRW 93.807." Wahrend aber in
Baden-Wirttemberg seit der Vorlage des Perspektivplans, der eine detaillierte
Bedarfsplanung enthielt, das Archivpersonal von 111 auf 170 stieg?, muBten
die NRW-Archive (seit 1982) eine EinbuRe von 204 auf 173 Stellen hinneh-
men®, und das bei einem durchschnittlichen Bestandezuwachs von 25-30%.

') Der Rechnung liegt die Annahme zugrunde, daR pro Kopf der Bevélkerung durchschnittlich gleich viel
Verwaltungsschriftgut anféllt (Perspektivplan 1979: 28).

2 ) ohne Stellen fir Beamte auf Widerruf und Auszubildende.

%) Haushaltsplan NRW 1982, Kap. 05750; Haushaltsplan NRW 2000, Kap. 11750 (ohne Leerstellen und
Stellen fir Beamte auf Widerruf bzw. Auszubildende).



Marcus Stumpf: Der Arbeitsbereich ErschlieBung im Staatsarchiv Miinster

Im Staatsarchiv Mlnster sank die Zahl der Stellen von 52 im Jahr 1988 auf
43 im Jahr 1999 (siehe unten 5, Tab. 1), eine der Ursachen dafir, dal3 sich
.die Schere zwischen unverzeichneten Altbestdanden und Neuzugéngen auf
der einen Seite, den ErschlieBungskapazitaten des Archivs auf der anderen
Seite immer weiter 6ffnete” (Jb. 1999: 5). Wie sehr sich diese Schere ge-
o6ffnet hat, offenbaren die groBen ErschlieBungsriickstande (siehe unten 5,
Tab. 5 und 6), die sich nach internen Berechnungen des Staatsarchivs auf
ungefahr 150 Personenjahre belaufen.

2.2 Schwerpunktsetzungen in der Vergangenheit

In der Entwicklung der ErschlieBungspolitik des Staatsarchivs Miinster seit
etwa 1970 lassen sich mehrere Phasen unterscheiden. Bis etwa 1975 war
das Problem nicht die ErschlieBung und Verzeichnung der Bestande, sondern
vielmehr die Reinschrift der Findbilcher, die im Manuskript oder auf Karten
abgeschlossen waren, aber wegen des permanenten Mangels an qualifizier-
ten Schreibkraften nicht fertiggestellt werden konnten (Jahrbiicher [kiinftig:
Jbb.] 1973: 3, 1974: 3, 1975: 2).

Nach Aussagen langjahriger Mitarbeiter waren die Zusténdigkeiten zwi-
schen héherem und gehobenen Dienst wie folgt geregelt: Der héhere Dienst
verzeichnete im wesentlichen altere Bestéande (vor 1816) und sorgte — zumal
an den bis Ende 1978 Ublichen sogenannten ,akademischen Nachmittagen’ -
dafir, dal® der hervorragende Ruf des Staatsarchivs als Forschungsarchiv er-
halten blieb. Der gehobene Dienst trug die Hauptlast des Verzeichnung jin-
gerer Bestéande.

Eine zweite Phase wurde mit dem Bezug des neuen Archivgebdudes
1974 | 1975 eingeldutet. Nicht nur stiegen die Benutzungszahlen (siehe
unten 5, Tab. 7), sondern es begann auch eine Ara verstarkter Einwerbeta-
tigkeit nichtstaatlichen Archivguts (Jbb. 1977: 2, 1979: 1; 1982: 1). Des-
sen bevorzugte ErschlieBung wurde als Chance begriffen, ,flir private Ar-
chivbesitzer den Anreiz zur Hinterlegung im Staatsarchiv zu erhéhen” (Jb.
1978: 1).

Mit dem allmahlich an Bedeutung gewinnenden EDV-Einsatz (Jbb. 1977:
2, 1980: 1) erhohte sich die Anzahl der erstellten Findmittel nicht. Vielmehr
wurden verstéarkt Findblcher, Inventare und Ausstellungskataloge in Eigenregie
zur Publikationsreife gebracht (Jbb. 1984: 2, 1985: 1), was eine tiefere Er-
schlieBung der Bestédnde notwendig machte. Zwischen 1982 und 1992 er-
schienen 15 im Haus erarbeitete Findmittel und Kataloge im Druck (Kurz-
Ubersicht HStA Dusseldorf 1994: 629ff.). Eine Rolle bei dieser Schwerpunkt-
setzung hat neben dem Prestigegewinn fir das Haus die Hoffnung gespielt,
man kénne dem erhohten Beratungsaufwand der vor allem in der zweiten Hélfte
der 80er Jahre zahlreich ins Archiv drangenden Benutzer (siehe unten 5, Tab. 7)
mit neuen, besseren und im Layout professionelleren Findblichern begegnen:
~Ubersichtliche und ohne Schwierigkeiten lesbare Findbiicher dirften in vielen
Féllen die Beratung der Benutzer Uberflissig machen, was gerade bei den ge-
stiegenen Benutzerzahlen die Archivare stark entlastet” (Jb. 1985: 1).
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Obwohl bereits seit Anfang der 80er Jahre eine Schwerpunktverlage-
rung der Forschung hin zur Zeitgeschichte konstatiert wurde (Jbb. 1980: 1f.,
1987: 2), lalt sich im Gegenzug keine Verstarkung der Verzeichnungstatig-
keit von Nachkriegsbestanden feststellen. Ein ,besonderes Augenmerk” galt
weiterhin ,der besseren ErschlieBung der alteren Bestande” (Jb. 1984: 2).
Die Archivierung von Massenakten sollte deshalb ,rigoros eingeschrankt
werden” (ebd.). Bei der Verzeichnung personenbezogener Serienakten ,wie
den Akten der Erbgesundheitsgerichte, Einblrgerungen, Kirchenaustritte,
Prifungsakten u.a.m.” setzte man verstarkt auf die EDV, deren Einsatz aller-
dings nicht sehr effektiv gewesen zu sein scheint. Zwar wurden bei der Er-
schlieBung gleichformiger Einzelfallakten zunehmend Datenbank-Programme
eingesetzt (Jbb. 1987: 2, 1990: 22, 1991: 24), doch blieben Rationali-
sierungseffekte aufgrund der Schwerfalligkeit der Software und anderer
technischer Probleme aus. Nach den Jahresberichten dieser Jahre bestand
dennoch die Hoffnung fort, durch Ausbau der EDV den infolge Arbeitszeit-
verkiirzung, Stellenbesetzungssperren und -streichungen entstandenen Per-
sonalmangel zu kompensieren (Jbb. 1990: 2, 1991: 1, 3).

Seit Mitte der 90er Jahre sind sowohl Kontinuitaten als auch neue

Schwerpunktsetzungen festzustellen. Einerseits wird die ,Aufarbeitung der
Massenakten aus der direkten Nachkriegszeit (Wiedergutmachung, Ruck-
erstattung, Einblrgerungen, Sozialakten), die zunehmend von der Wissen-
schaft benétigt werden”, in den Blick genommen und ihr Erhaltungs- und
Ordnungszustand als problematisch beklagt (Jb. 1995: 4), andererseits geht
die intensive ErschlieBung der Bestande des Alten Reichs ,mit groRem Eifer”
weiter (Jbb. 1996: 5, 1997: 4).
Seit 1998 lauft ein Modellversuch zur ErschlieBung von Entschadigungsakten
(Jb. 1998: 4), die zunehmend in die Archive gelangen (EICHLER 1998: 222f.).
Far Wiedergutmachungsakten ist ein EDV-gestlitztes Verfahren entwickelt
worden (Jb. 1997: 3), auch wurde bereits 1996 eine elektronische Benut-
zerverwaltung eingefuhrt, die es ermodglichen soll, ,aus der Benut-
zungsstatistik Prioritdten fur Restaurierungs- und Verzeichnungsarbeiten zu
entwickeln” (ebd.: 2).

2.3 Planungsdefizite

Aus der Analyse der Jahresberichte und Gesprachen mit langjahrigen Mitar-
beitern des Staatsarchivs ergibt sich, dal® eine Gibergreifende Steuerung oder
strategische Planung archivischer Arbeit und des Ressourceneinsatzes in der
Vergangenheit nicht in ausreichendem MalRe stattgefunden hat. Eine regel-
maRige abteilungs- und dezernatslbergreifende Abstimmung von Erschlie-
Bungszielen unterblieb weitgehend. So hatten die im Bereich ErschlieRung
tatigen Bediensteten — von dringlichen ,Termingeschaften’ abgesehen -
stets freie Hand bei der Auswahl ihrer Verzeichnungsvorhaben. Diese Praxis
offenbart bis zu einem gewissen Grad noch der Abgleich von Organisations-
und Geschéaftsverteilungsplan mit den laufenden ErschlieBungsarbeiten der
Mitarbeiter nach dem Jahresbericht 1999. Danach war ein laut Geschafts-
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verteilungsplan einem Dezernat zugeordneter Mitarbeiter zugleich fir drei
andere Dezernate mit ErschlieRungstéatigkeiten befal3t, andere — auch abtei-
lungstibergreifend — fir zwei Dezernate. Eine solche Verflechtung ist in ei-
nem Haus von der GroRBe des Staatsarchivs Minster sicherlich bis zu einem
gewissen Grad unvermeidlich, da sich die Dezernate im Regelfall aus einem
Archivar des héheren und einem des gehobenen Dienstes zusammensetzen,
so dal® jede Vakanz zwangslaufig zu Aufgabenverlagerungen Gber Dezernate
hinweg flihren muf3. Auch haben in der Vergangenheit durchgefiihrte perso-
nelle Umbesetzungen dazu gefiihrt, daR einem neuen Dezernat zugeordnete
Mitarbeiter Verzeichnungsvorhaben aus ihrem alten Dezernat ,mitnahmen’.
SchlieRBlich kommt es fallweise zu dezernatsiibergreifenden Projektgruppen,
wie jlingst zur ErschlieBung von Entschadigungsakten im groRRen Stil (Jbb.
1998: 4, 1999: 10, EICHLER 1998: 225ff.). Dennoch bergen solche Verflech-
tungen Probleme, weil sie die Planung erheblich erschweren und sehr viel
Abstimmungsbedarf erfordern, wenn Reibungsverluste vermieden werden
sollen. Ebenso schwierig wird ein operatives Controlling der ErschlieBungs-
vorhaben (siehe unten 3. 4), wenn Federflihrung und Zustandigkeiten nicht
klar geregelt sind.

2.4 Archivstatistik

Die Statistiken der Jahresberichte legen Rechenschaft ab Gber die Benutzung
des Archivs, Archivalienzu- und -abgange, Behoérdenbesuche und Erschlie-
Bungsarbeiten. Die Benutzungsstatistik gibt Auskunft (iber die Zahl der Be-
nutzer und die Benutzertage im Vergleich zum Vorjahr, wobei zwischen
amtlichen und privaten Nutzungen differenziert wird. Daneben werden Zahl
und Nationalitat auslandischer Benutzer, die Zahl schriftlicher Benutzungen,
der Archivalienversendungen und der ausgehobenen Archivalien bzw. Mi-
crofiches ausgeworfen.

Hauptmangel dieser seit den 70er Jahren nur geringfligig modifizierten
Statistiken ist seit jeher die mangelnde Prazision der Angaben. Andere
Schwachen fallen bei einer Auswertung der Zahlen Uber langere Zeitrdume
auf. Dies sei an der Tabelle verdeutlicht, in der die Berichtszahlen des Zeit-
raums 1970 — 2000 Uber das mit ErschlieBungsarbeiten befalRte Personal
und die fertiggestellten Findblicher zusammengeflihrt wurden (siehe unten 5,
Tab. 2). Scheinbar offenbart sich eine ungebrochene Kontinuitat der Er-
schlieBungsarbeit des Staatsarchivs, denn der Personaleinsatz fiir Erschlie-
Bung ware danach seit 1973 in etwa gleich geblieben. Ferner hat sich -
glaubt man den Zahlen - die Verzeichnungsleistung des Archivs in den letz-
ten dreilig Jahren stetig verringert: Wurden im Zeitraum von 1970 - 1979
im Durchschnitt jahrlich 39 Findblicher zum Abschlu gebracht, waren es
1980 - 1989 im Schnitt noch 21, 1990 - 2000 im Mittel gar nur noch 14
Findblicher gewesen.

Leider sind die Zahlen nicht brauchbar, da sich die Terminologie Uber die
Jahre verandert hat und schon die Aufzahlung der mit ErschlieBungsaufga-
ben befalRten Mitarbeiter inkonsequent war. Beispielsweise sind die im Tur-



Archivierung und Zugang

nus von zwei Jahren im Haus befindlichen und mit Verzeichnungstatigkeiten
betrauten Referendare nur unregelmaRig aufgefiihrt worden. Auch wird erst
seit Mitte der 90er Jahre die ErschlieBungstatigkeit des Archivleiters re-
gelmaRig erfalRt, davor sind seine Verzeichnungstéatigkeiten in den Berichten
nur sporadisch aufgefihrt.

Eine Berechnung der fiir ErschlieBungsarbeiten (je Mitarbeiter pro Jahr) de
facto aufgewendeten Stellenprozente ergabe Uberdies ein vollig anderes Bild,
denn nach Aussagen von Mitarbeitern kénnen durchschnittlich nur 2 — 2%
Arbeitsstunden taglich fir ErschlieBung aufgewandt werden. Wesentlicher
Grund dafir ist die Beschaftigung — und Belastung — der Mitarbeiter mit
anderen Fachaufgaben wie Aktenaussonderung, Offentlichkeitsarbeit und
Querschnittsaufgaben wie Lesesaalaufsicht, Magazinverwaltung oder Infor-
mationstechnologie (MULLER 1999: 139), sowie Verwaltungstéatigkeiten. Ein
markantes Beispiel ist zweifellos der fir Informationstechnologie zustandige
Mitarbeiter, der mit der Betreuung und vor allem Weiterentwicklung der EDV-
Anwendungen und anderen Aufgaben nahezu ausgelastet ist und seit seinem
Eintritt ins Haus 1996 nach eigenen Angaben nur zu Testzwecken selbst
verzeichnen konnte.

Wenig aussagekraftig ist ferner die Zahl der jahrlich fertiggestellten
Findblcher. Zwar sind sie im Gegensatz zur frihen Zeit durch Angabe der
Signatur (seit 1975) zweifelsfrei identifizierbar geworden, doch sind unter
der Rubrik zeitweilig auch einfache Findbuchabschriften und -indizes, Kon-
kordanzen und Inventare gebucht worden, so dal® die in der Tabelle gegebe-
nen Zahlen bestenfalls Tendenzwerte darstellen.

Besonders bedauerlich ist aber die wenig aussagekraftige — weil rein
quantitative — Benutzungsstatistik. Fir eine Archivstatistik, die Steuerungs-
und Planungsinstrument sein sollte (siehe unten 3. 3), wére zumindest eine
Differenzierung der privaten Benutzer nach Interessens- und Forschungsge-
bieten (wissenschaftlich, familien- oder heimatkundlich etc.), erforderlich.
Die Feststellung von Anzahl und Herkunft der auslandischen Archivbenutzer
ist dagegen vergleichsweise unwichtig. Ebenso vermi3t man eine qualitative
Archivstatistik bei den Angaben zu ausgegebenen Archivalien und Microfi-
ches. Aussagekraft hatten die Zahlen nur, wenn nachgefragte Bestéande und
Bestandegruppen unterschieden wiirden. Ansatze zu einer solchen Analyse
des ,Lesesaalmarktes’ sind sporadisch zu erkennen: In den Jahren 1973 und
1974 differenzierte die Statistik der Jahresberichte die Aushebungen immer-
hin nach den Kriterien ,bis 1816” / ,nach 1816”. Zudem ist nach Aussagen
einer im Lesesaaldienst tdtigen Mitarbeiterin einmal auf Anforderung der
Archivleitung eine Analyse der Benutzungsantrdgge nach Benutzertypen
durchgefiihrt worden. Damals wurde eine ungeféhre Gleichverteilung von
wissenschaftlichen Benutzern auf der einen und familien- und heimatkund-
lichen sowie amtlichen Benutzern auf der anderen Seite festgestellt.
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2.5 Verzeichnungsstandards

Verbindliche Richtlinien fiir die Verzeichnung von Sach- und Serienakten
waren im Staatsarchiv Minster nie in Gebrauch. Dem individuell ausge-
pragten Standard lagen und liegen nach Aussagen von Mitarbeitern die in der
Archivschule Marburg erlernten Grundséatze — eine ,abgemilderte Version von
Papritz und Enders’ — zugrunde. Verzeichnet wurde in den 70er und 8Oer
Jahren vornehmlich auf gedruckten Titelkarten. Unterschiede ergaben sich
von Archivar zu Archivar in der Verzeichnung untypischer Félle, die unter
den vorgegebenen Feldrubriken nicht vorgesehen waren. Hier wurden Felder
individuell verschieden belegt und bei Bedarf umgedeutet, was gleicherma-
Ben auf die frihen Datenbanken zutraf. Eine wie auch immer in-
stitutionalisierte Diskussion von Verzeichnungsmodellen fiir Bestédndetypen
hat in der Vergangenheit nicht oder erst so spat stattgefunden, dal® verein-
heitlichende Korrekturdurchgéange notwendig wurden. Oftmals hat man wohl
zudem aufgrund anderer Dienstgeschéfte oder personeller Vertretungen
(siehe unten 5, Tab. 1, Sp. 8-9: Ist/Soll) Schnellverzeichnungen durchge-
fuhrt, bei denen es dann aus Zeitmangel blieb.

2.6 Findmittelsituation

Im Rahmen der Untersuchung wurden 30 nach 1970 erstellte, zufallig aus-
gewahlte Findblicher eingehend untersucht (jeweils 15 Findblicher zu &lteren
Bestanden bzw. Sammlungen/Nachlassen, 15 zu Bestédnden des 19./20.
Jh.), zahlreiche weitere kursorisch geprift sowie Mitarbeiter befragt. Aus-
gangspunkt sollte der Blickwinkel des Benutzers hinsichtlich Zuganglichkeit
und Transparenz der Findmittel sein. Wichtigste Analyse- und Bewertungskri-
terien waren hierbei: Optische Gestaltung und Ubersichtlichkeit, Vorhanden-
sein und Qualitdat von Behorden- und Bestandsgeschichte, Erschlieungsin-
tensitat (Titelaufnahmen, Enthalt-Vermerke), Indizes und Konkordanzen.

Nach der stichprobenartigen Analyse ist der Standard generell zufrieden-
stellend, die Variationsbreite allerdings betrachtlich. Formal zu kritisieren ist
die Uneinheitlichkeit der Findbuchtitelblatter, die haufig nur den (Teil-) Be-
standsnamen aufweisen. Zitierhinweis, Gesamtlaufzeit, Name der Bearbei-
terin/des Bearbeiters und das Erstellungsdatum fehlen haufig oder finden sich
an verschiedenen Stellen der Einleitungen. Die graphische Gestaltung der
Findbicher ist zumeist Ubersichtlich und klar.

ErschlieBungstiefe und Titelbildung sind in aller Regel angemessen. Bei
der Aktenverzeichnung é&lterer Bestdnden ist die Verzeichnungsintensitat
generell hoch. Die einzelnen Verzeichnungseinheiten weisen haufig Enthalt-
bzw. Intus-Vermerke auf. In den Findblichern zu jliingeren Bestanden domi-
nieren einfache Aktentitelaufnahmen, die fallweise um Enthalt-Vermerke
erganzt sind.

Die Qualitat der Findbucheinleitungen variiert sehr: Die Findbicher zu
den a&lteren Bestdanden bzw. Sammlungen/Nachldssen weisen regelmaRig
eine Einleitung oder wenigstens eine einfuhrende Vorbemerkung auf. Bei den
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Findbichern zu jingeren Bestéanden sind die Unterschiede betrachtlich. Teil-
weise fehlen Behorden- oder Dezernatsgeschichten (z. B. B 418, B 482)
ganz, teilweise sind sie wenig informativ (B 153, B 486 Do), in Einzelfallen
so umfangreich, dal} die Grenze zur Auswertung Uberschritten wird (B 282
Waf). Die Bestandsgeschichte kommt im allgemeinem zu kurz. Selten sind
Zugangsjahr und -nummer angegeben, Aufschlul} Gber Bestandsbildung und
Kassationsentscheidungen erhalt der Benutzer in der Regel nicht (seltene
Ausnahme z. B. B 403 Bd. 2). Dieser Nachteil wird auch durch die detailrei-
cheren Angaben in der Kurzlbersicht zu den einzelnen Bestdnden des
Staatsarchivs bestenfalls abgemildert.

Besonders bei der Uberlieferung der Bezirksregierungen, aber auch an-
derswo, fallen Disproportionen bei der Bestandsbildung auf. So sind sehr
kleine Akzessionen der Bezirksregierung Arnsberg bzw. ihrer Dezernate ver-
zeichnet und Kleinstfindblicher erstellt worden, die nur wenige Nummern
umfassen. Der Uberblick (iber die Gesamtiiberlieferung einer Behérde oder
Organisationseinheit wird damit unnoétig erschwert, zumal wenn ein Verweis
auf das jeweilige (,Haupt’-) Findbuch mit ausfihrlicher Einleitung unterbleibt.
Hier ist — zu Ungunsten der Benutzer — anscheinend ein intensives ,records-
management’ mit den Erfordernissen einer angemessenen (Teil-) Bestands-
bildung kollidiert.

Als besonders haufiges und aus der Sicht der Benutzung wohl schwer-
wiegendstes Manko der Findblcher des Staatsarchivs ist schlieRlich das
haufige Fehlen von Indizes zu konstatieren. Mittelbar mag da noch nachwir-
ken, daR bis in die 60er Jahre hinein die Anfertigung von Registern aus Sicht
der Archivleitung nicht erwilinscht war. Von den eingehend analysierten
finfzehn Findblchern jingerer Bestande weisen nur zwei Indizes auf (B 453,
B 486 Do). Etwas besser sieht es wiederum bei den alteren Bestédnden aus.
Hier fanden sich immerhin in 7 von 15 Findblchern Orts- und Personenre-
gister.

Generell macht die Analyse deutlich, da3 es an klaren und vor allem
benutzerorientierten Qualitatsvorgaben fir die Anfertigung der Findbi-
cher stets gefehlt hat. Zugang und Benutzbarkeit sind durch mangelnde
Transparenz und Einheitlichkeit der ErschlieBungsprodukte erschwert: Bislang
war es sichtlich oft der Blickwinkel des Archivars mit seinem Vorverstandnis
fur Verwaltungsarbeit, -schriftgut und die Bildung von Bestanden, der bei Er-
schlieBung und Erstellung der Findblcher dominiert hat. Idealerweise miRte
es dagegen die Perspektive des (Erst-) Benutzers sein, die sich der erschlie-
3ende Archivar — vor allem bei der Zusammenstellung der ,Metadaten’, d.h.
bei der Abfassung der Findbucheinleitung — zu eigen machen sollte.

2.7 EDV-Einsatz

Die Anfédnge der EDV im Staatsarchiv reichen bis in die Mitte der 70er Jahre
zurlick, als Uber die Anschaffung eines ,kleineren Schreibautomaten, wie
etwa d[e]s Gerat[s] IBM 82" nachgedacht wurde (Jb. 1975: 2). Ab 1977
war ein ,Composer-Gerat” im Einsatz (Jb. 1977: 2), 1980 wurde in Zusam-
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menarbeit mit dem Hauptstaatsarchiv DUsseldorf erstmals ein Findbuch-
Index erstellt (Jb. 1980: 1). Seit Mitte der 80er Jahre ist die EDV regelmaRig
Thema in den Jahresberichten. Wenige Jahre spater wurden erste Erschlie-
Bungsdatenbanken programmiert: Eine Bestédndedatenbank wurde angelegt,
die sowohl nach der Tektonik des Archivs als auch nach der Bestandslage-
rung geordnet werden konnte (Jb. 1990: 22). In einer anderen Datenbank
wurden gleichféormige Einzelfallakten in Listenform erfal3t, u.a. Einbirge-
rungen und Personalakten; weitere Datenbanken wurden fir Titelaufnahmen
von Sachakten der Arbeits-, Sozial- und Verwaltungsgerichte, zur Erfassung
der Kartensammlung und zur Regestierung von Urkunden programmiert.
Abgesehen von der Abhéangigkeit von dem im Landesamt fir Datenverar-
beitung und Statistik stehenden GroRrechner war das Hauptmanko der ein-
zelnen Datenbank-Verzeichnungsprogramme, dal ihre Felddefinitionen und
Masken flr die einzelnen Anwendungen mafgeschneidert waren. Dadurch
war keine Recherche Uber den gesamten Datenbestand mdglich (V.E.R.A.
2000: 128f.), und man verfehlte ein Kernziel von datenbankgestitzter Er-
schlieBung, nadmlich den bestandelbergreifenden Zugang des Benutzers
— durch die Vernetzung der ErschlieRungsinformationen — zu realisieren.

1996 wurden alle diese Projekte zugunsten einer integrierten Lésung,
einer relationalen Datenbank unter FoxPro 2.6, aufgegeben. Die Altdaten
werden allerdings zusammen mit den erforderlichen Metainformationen wei-
tergepflegt, um die Mdéglichkeit ihrer Migration in V.E.R.A. (siehe unten 3. 5)
zu gewahrleisten.

3. Losungsansatz: ErschlieBungspolitik und —-management

3.1 Aufgabenorientierte Organisation und ergebnisorientierte ErschlieBung
~Hemmnisse, die einer systematischen Rationalisierung und damit aufga-
benorientierter Organisation entgegenstehen, sind eher in dem mehr oder
weniger vollzogenen Transformationsproze? vom Eigensinn zur Konformitéat
begriindet, als in dem Umstand, daR man Ziele, Ergebnisse und Verfahren
archivarischer Tatigkeit nicht rational fassen koénnte.” (WEBER 1997: 69,
ahnlich MERKER 1997, 155, BRAUNCHE 1997: 39). Nach der Auffassung Mer-
kers (1997: 155) liegen die Hemmnisse eines rationelleren Einsatzes der ver-
figbaren Krafte weniger in fehlenden Normen, Standards und Arbeitsregeln
begriindet, sondern es behindern ,auch heute noch Archivtraditionen und ar-
chivarische Verhaltensweisen die notwendigen Rationalisierungsprozesse im
Archivwesen ...".
Der Blick zurlick hat deutlich gezeigt, dal® diese Aussagen durchaus auch die
Verhéltnisse im Staatsarchiv Minster — insbesondere hinsichtlich der in
ErschlieBungsfragen weitreichenden Autonomie seiner Archivare — zutreffend
charakterisiert.

Gerade die knappe Personalausstattung des Archivs erfordert aber ein
konsequentes Aufgaben- und damit Personaleinsatzmanagement, um beim
Einsatz der Krafte Reibungsverluste mdglichst gering zu halten. Ein Ansatz
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zur Losung der organisatorischen Defizite liegt m. E. in der schrittweisen
Einfihrung von Elementen des ,New Public Management’, was zugleich den
Anforderungen des ,Rahmen-Leitbildes fiir die Landesverwaltung” NRW
(Rahmen-Leitbild 1998) entsprache.

Der bevorstehenden Einfliihrung der Kosten- und Leistungsrechnung muf3
notwendigerweise in einer ersten Phase die Definition der Produkte und der
Kunden des Archivs vorausgehen (SIEPMANN/SIEPMANN, 1996: 266ff., BREN-
NER/ NORISBERGER 1998: 21ff.). Der zwangsldufige Effekt der damit ver-
bundenen Aufgaben- und Arbeitsanalyse waére fiir alle Bediensteten des Ar-
chivs, sich selbst und den anderen Mitarbeitern Rechenschaft (ber das eige-
ne Tun und die Kosten dieses Tuns abzulegen: ,Man merkt, wie wenig Zeit
man haufig flr langeres konzentriertes Arbeiten an einer Sache hat, und so
kann ein rasches Ergebnis der Kosten- und Leistungsrechnung sein, dal3 man
individuell nach Lésungsmaoglichkeiten sucht, den Tagesablauf rationeller zu
gestalten” (STEINWASCHER: 1998: 51). Eine stetige Kritik der eigenen Aufga-
ben wird auch zu einem Kostenbewultsein und somit zu der geforderten Er-
gebnisorientierung bei der alltaglichen Aufgabenerfillung fldhren (WEBER
1997: 64ff.). Voraussetzung hierflir ist eine transparente, auf Konsens ge-
baute Steuerung: So hat im Staatsarchiv Zirich die Leitung des sogen.
“wifl”-Projekts (wif! steht fur *“wirkungsorientierte FUhrung der Verwal-
tung”), das auf eine Nutzanwendung des New-Public-Management-Ansatzes
fir die Arbeit des Archivs abzielt, Teilprojekte u.a. fir ErschlieBung und
Bestandebildung an interne Arbeitsgruppen vergeben und ein Berichtsorgan
“wifl-Nachrichten” aufgelegt, das die Mitarbeiter monatlich Gber den Stand
der Teilprojekte unterrichtet. Dadurch ist eine weitgehende Akzeptanz fur die
Reform im Haus erzielt worden. Die Bedeutung der Mitarbeiterpartizipation
bei der Aufgabenkritik und einer intensiven Informationspolitik ist generell
sehr hoch einzuschétzen (SAUERBORN/SPARMANN 2000: 17f.).

Eine von den Mitarbeitern mitverantwortlich getragene Ergebnis- oder
Produktorientierung ist flir die mitunter sehr zeitaufwendige ErschlielRungs-
tatigkeit von besonderer Bedeutung. Fir den Arbeitsbereich ErschlieBung sei
das im Staatsarchiv Osnabriick entwickelte Produkt wiedergegeben. Die
Zieldefinition lautet: ,Aufarbeitung des Archivguts fiir die Nutzung”, Kun-
dendefinition: ,die Allgemeinheit”. Genannt werden folgende Leistungen
(STEINWASCHER 1998: 54f.):



Marcus Stumpf: Der Arbeitsbereich ErschlieBung im Staatsarchiv Miinster

11

05/01 Regestierung von Urkunden Stlick o. Datensatz

05/02 Ordnung und Verzeichnung von Akten Stiick o. Datensatz
und Amtsbichern vor 1900

05/03 Ordnung und Verzeichnung von Akten Stick o. Datensatz
und Amtsblchern nach 1900

05/04 Ordnung und Verzeichnung von gleich- Stick o. Datensatz
formigem Archivgut

05/05 Verzeichnung von Karten Stlick o. Datensatz

05/06 Bearbeitung und Herstellung sachthema- Stiick o. Datensatz
tischer Inventare

05/07 Bearbeitung, Herstellung und Fortschrei- Stiick o. Datensatz
bung von Bestandetibersichten

05/08 ErschlieBung unterschiedlicher Informa- Stiick o. Datensatz
tionstrager

Eine feinere Ausdifferenzierung ist moglich. So wére ein weiteres Produkt
,Ordnung und Verzeichnung von Nachlassen” wegen der spezifischen Prob-
leme (ILLNER 1999: 98ff.) ebenso sinnvoll wie eine Prazisierung des zu globa-
len Produkts 05/08 im Hinblick auf elektronische Datenbesténde, Film, Fotos
etc.

Jeder im Sinne der Produktdefinition erbrachten Leistung geht ein Einsatz an
Ressourcen voraus, die Leistung kostet etwas: So schlagt die Regestierung
einer einzelnen Urkunde durch einen Archivar des hoheren Dienstes im
Schnitt mit etwa 240 DM zu Buche (siehe unten 5, Tab. 3 und 4). Die Kos-
ten flir die Verzeichnung einer Sachakte des 19./20. Jahrhunderts belaufen
sich je nach Qualifikation des ErschlieBenden auf pro Stick ca. 40 DM (ho-
herer Dienst), 32 DM (gehobener Dienst) oder 25 DM (mittlerer Dienst).

Dies darf nicht notwendigerweise zu dem Schlu® fihren, daR ,ein wis-
senschaftlicher Beamter nicht tun [darf], was auch ein Inspektor, ein ent-
sprechend eingestufter Archivangestellter oder gar eine Schreibkraft tun
kénnten” (PAPRITZ 1983: 93). Archivare des hoheren Dienstes miissen und
sollen auch jingere Akten verzeichnen, wenn sich aufgrund der Nachfrage
der Benutzer oder aus anderen Griinden entsprechende Prioritaten ergeben.
Doch es ist im Sinn eines planvollen Ressourceneinsatzes unabdingbar, derlei
Faktoren in die Kalkulation einzubeziehen. Fir jedes ErschlieBungsvorhaben,
nicht nur fiir Sonderprojekte aus Drittmitteln oder Sponsorengeldern (MULLER
1999: 139f.), ist eine kalkulatorische Planung notwendig (PAPRITZ 1983:
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94f.), um zu einer angemessenen Entscheidung des ,Wie’, ,Wer’ und ,Mit
welchen Mitteln* zu kommen.

Die im Zusammenhang mit Anfragen von Zwangsarbeitern entstandene
groRBe Belastung der Archivare, die eine Vielzahl von Einzelfallen in einer
Vielzahl von Bestanden recherchieren miissen (BENNING 1999: 173f.; REI-
NINGHAUS 2000: 114ff.), sollte — wie seit kurzem im Staatsarchiv Minster —
mit einem Sondereinsatz von Hilfskraften bewaltigen werden. Auch ware an
die Anfertigung eines Spezialinventars zu denken. Fir die Finanzierung sol-
cher Sonderprojekte ist bei entsprechender Aktualitat oder Brisanz Uber
Drittmittel hinaus auch die Einwerbung von Sponsorengeldern ins Auge zu
fassen. Sponsoring gewinnt derzeit stark an Bedeutung, allerdings werden
seine Moglichkeiten bisher noch in héherem MalRe von Stadten als von staat-
lichen Stellen genutzt (MEININGER 2000: 67ff.). Dies gilt auch fir die im
Bereich der nichtstaatlichen Uberlieferung (vornehmlich Nachlasse und
Sammlungen) angefallenen Rickstéande (Jb. 1999: 64 ff.). Hier ware eben-
falls verstarkt an den Einsatz von Hilfskraften und eine Finanzierung durch
Sponsoren zu denken.

3.2 Planung und Prioritdtensetzung

»Ein auf einen groRBeren Zeitraum berechneter Gesamt-Arbeitsplan ist ein
dringendes Erfordernis im Sinne eines 6konomischen Einsatzes der Krafte
und einer den unterschiedlichen Dokumentationswert der Bestande berlick-
sichtigenden Reihenfolge der Arbeiten” (PAPRITZ 1983: 95).

Eine abteilungs- und dezernatslibergreifende, zentrale Steuerung der Er-
schlieBungsvorhaben ist anzustreben, wobei Steuerung hier im Sinne von
Koordination verstanden wird. Nicht eine starre Aufsicht der ErschlieRungs-
vorhaben ,von oben’ mulR das Ziel sein, sondern abteilungs-, dezernats- und
mitarbeiterbezogene Zielvereinbarungen (,Fihrung mit Vertrégen”: REINER-
MANN 1995: 249), die zu einer besseren Selbstkontrolle der Mitarbeiter flh-
ren und eine langerfristige Strategieplanung des Archivs ermdglichen (GORLER
1995:159ff., FORD 1996: 116, SCHONTAG 1997: 34f.). Die Planungsspiel-
raume der Abteilungen und Dezernate darf dies allerdings nicht vermindern,
da ansonsten betrachtliche Akzeptanzprobleme drohten. Ver-
waltungsreformer empfehlen daher gerade eine ,Erweiterung der Arbeits-
gestaltungs-, Verantwortungs- und Entscheidungsspielraume der Beschaftig-
ten durch Ausdehnung der Zeichnungs- und Entscheidungsbefugnisse” (Eck-
punktepapier Verwaltungsmodernisierung NRW: 3 Nr. 13).

Bezogen auf den Bereich ErschlieBung und den Abbau der Rickstédnde
ist als Basis einer strategischen Planung eine préazisierende Erfassung des Er-
schlieBungszustandes der Bestédnde erforderlich (Booms 1971: 29,
KRETZSCHMAR 2000: 221). Fritz Zimmermann hat bereits 1963 eine Klassifi-
kation des Ordnungszustandes von Bestédnden ausgearbeitet (ZIMMERMANN
1963: 166f.), auf deren Basis der folgende Vorschlag einer Prioritatenliste
entwickelt wurde:
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[

Priori- Beschreibung des Ordnungs- und ErschlieBungszustandes

tats-

stufe

1 Archivisch unerschlossene Bestande/Zugange

Ta archivisch véllig ungeordnet und mithin unbenutzbar
(ohne Findhilfs- oder Findmittel)

1b Uber Registraturhilfsmittel (Aktenplan oder Aktenverzeichnis)
oder summarische Abgabelisten der abgebenden Behdérden
benutzbar und geordnet magaziniert

1c Uber Abgabelisten der abgebenden Behorde, die archivischen
Mindestanforderungen (Aktenzeichen, Aktentitel, Laufzeit)
genligen, benutzbar und geordnet magaziniert

2 Archivfachlich unzureichend erschlossene Besténde

2a Uber archivfachlich unzureichendes, weil fehlerhaftes,
unvollstéandiges oder summarisches, handschriftliches
Findmittel benutzbar

2b Uber archivfachlich unzureichendes, weil fehlerhaftes,
unvollstéandiges oder summarisches, maschinenschrift
liches Findmittel (mit oder ohne handschriftliche Zusatze)
benutzbar

3 Archivfachlich unbefriedigend erschlossene Bestande

3a Uber fachgerechte(s) Findmittel mit erheblichen Mangeln
(keine oder nur Grobgliederung, Einleitung und Register fehlen)
benutzbar

3b Uber fachgerechte(s) Findmittel mit kleineren Mangeln (Be-

Man kann die Schwerpunkte bei der Prioritatenbildung natirlich auch anders
setzen, wie etwa im Fall der baden-wirttembergischen ,Codierung des Er-
schlieBungszustandes”? und das Schema beliebig — z. B. im Hinblick auf
EDV- und Internet-Anforderungen — erweitern und verfeinern. Praktischen
Wert erlangt eine solche Liste aber nur, wenn das Schema einfach gehalten
ist und sich auf wenige, schnell abprtfbare Kriterien beschréankt.

Ubertragen auf die Verhaltnisse im Staatsarchiv Miinster kommt man
zwangslaufig zu dem - nicht eben originellen — SchluR, dal® der Abbau der
ganzlich unverzeichneten Rickstande (Kategorien 1a-c) generell Prioritat
haben mufR. Denn nach Aussagen von Mitarbeitern wird beispielsweise die
Benutzung unverzeichneter Bestiande zwar ,mdéglich gemacht, so gut es

2 http://www.lad-bw.de/hstas/inventar/fmcodneu.htm
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eben geht”, doch erhéht sich der Betreuungsaufwand des Benutzers durch
das Archivpersonal — und zwar der Lesesaalaufsicht, der zustandigen Dezer-
nenten und des Magazindienstes — unter Umstanden erheblich.

In einem zweiten Revisionsdurchgang sollten dezernatsweise, evtl. in
Verbindung mit der geplanten Erfassung konservierungs- bzw. restaurie-
rungsbedurftiger Bestande (Jb. 1999: 63) , die als ,dringend neu zu ver-
zeichnend” deklarierten Bestande priorisiert werden. In diesem Zusammen-
hang lieBe sich auch, soweit noch nicht geschehen, ein Synergieeffekt da-
durch erzielen, da3 eine im Rahmen des DFG-Projekts zur Retrokonversion zu
erarbeitende ,Checkliste Konvertibilitat / OCR-Fahigkeit’ abgearbeitet werden
kénnte, um die Findblcher nach dem Grad ihrer Eignung zu bestimmen.

Die vorgeschlagene, den ErschlieBungszustand der Bestande klassifizie-
rende Prioritatenliste ware dann Grundlage der Bereichsplanung, fur die aller-
dings weitere Kriterien von Bedeutung sein kénnen (vgl. Booms 1971: 36):

1) Dringendes Benutzerinteresse ist ein Kriterium hoher Prioritdt, das bei
besonderen Interessen der Landes- und Zeitgeschichte bereits praktiziert
wird. Voraussetzung flr eine bessere Steuerung ware allerdings eine ver-
laBliche, ausdifferenzierte Archivstatistik (siehe unten 3. 3).

2) Ebenso hohe Prioritdt kommt Bestédnden zu, die sich als dringend restau-
rierungs- oder konservierungsbedurftig erweisen (Jb. 1999: 63). Das
kann fir gefahrdete Siegelurkunden ebenso gelten wie fiir Bestdande mit
hohem Anteil an saurehaltigem Papier.

3) Eine etwas niedrigere Bedeutung kommt Bestédnden zu, die durch teil-
nehmende Beobachtung der (landes-) geschichtlichen Forschung und ih-
rer Forschungsschwerpunkte in das Blickfeld des Archivs geraten. Diese
Beobachtung bietet allerdings bis zu einem gewissen Grad die Mdoglich-
keit einer prognostischen Planung von ErschlieBungsvorhaben, da die
Forschungsentwicklung ja haufig von Jubildaen und Jahrestagen und den
damit verbundenen Vorbereitungen fir historische Ausstellungen und
Kolloquien beeinfluRt wird. So ware auch an aktive Werbung fir be-
stimmte Themen durch die in der universitaren Lehre tatigen Archivare
oder an ein regelmaRiges Internet-Periodikum der Archive zu denken, in
dem Uber aus archivischer Sicht bestehende Forschungsdesiderate und
geplante, begonnene oder abgeschlossene Erschlieungsvorhaben be-
richtet wirde.

3.3 Archivstatistik als Planungs- und Steuerungsinstrument

Eine nicht nur quantitative, sondern auch qualitative Archivstatistik ist die
entscheidende Voraussetzung fir interne Planung und externe Transparenz
in Form von jahrlichen Rechenschaftsberichten. Von Bedeutung fir die Pla-
nung der ErschlieBungsarbeiten ist vor allem eine statistische Erhebung der
Benutzungsschwerpunkte.
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Unter V.E.R.A. wird die Erhebung der Daten zweifellos stark vereinfacht
sein, vielleicht sogar ein Stlick weit automatisiert werden kénnen (V.E.R.A.
2000: 39). In der Maske ,Benutzerantrage” erfassen die Ifd. Nrn. 9-14
dienstliche, private, familienkundliche, heimatkundliche, wissenschaftliche
und geschaftliche Benutzung. Da es sich um Logik-Felder (ja/nein) handelt,
dirfte eine automatische Auswertung problemlos mdglich sein. Unter der Ifd.
Nr. 5 ist der Eintrag des von dem Benutzer angegebenen Themas in einem
Freitextfeld (Memofeld) vorgesehen. Zur Vermeidung von Inkonsequenzen,
die ein Freitexteintrag durch verschiedene Mitarbeiter des Lesesaaldienstes
zur Folge hatte, sollte ein nicht zu umfangreicher Thesaurus an recherchier-
baren Stichwoértern hinterlegt werden, der durch ein Popup- oder Pulldown-
Menu aktiviert werden kann. Fur Zweifelsfalle kdonnte ein Freitexteintrag
erhalten bleiben, doch ist bei der Programmierung von Memofeldern grund-
satzlich zu bedenken, dal3 mit einer regellosen Eintragepraxis die Recherche
und damit auch die statistische Auswertbarkeit erschwert werden.

Far die Jahresberichte als Rechenschaftsorgan ware eine ausdifferen-
ziertere Statistik ebenfalls nltzlich. Da eine jahrliche Auswertung der sta-
tistischen Entwicklung fir die Planung in allen Arbeitsbereichen ohnehin not-
wendig ist, sollten die Zahlen auch im Jahresbericht kommentiert und aus
den internen Analysen resultierende Zielvorgaben und -korrekturen benannt
werden (Arbeitseinsatz/,Meilensteine”/evtl. AbschluBprognose; vgl. dazu KE-
TELAAR 1980: 40). Auch in der Wirkung nach auf3en erscheint also mehr
Transparenz geboten, zumal sie die Disziplin des Hauses in der Erfillung der
gesteckten und quasi-6ffentlich formulierten Ziele erhéhen kénnte.

Die Chancen einer die Zahlen kommentierenden Auswertung liegen also
auf der Hand: Die Transparenz der geleisteten Arbeit und die Offenlegung
von Erfolgen und Defiziten liefern dem Archiv wichtige Argumentationshilfen
nach auBen (KETELAAR 1980: 45f.); sie sind zugleich Basis fur interne Strate-
giebildung und fir die Formulierung der Zielvorgaben.

Ferner ergeben sich auch Rationalisierungspotentiale durch eine prazise
Benutzungsstatistik, etwa in der Magazinverwaltung, wenn besonders stark
nachgefragte Bestdnde in der Nahe des Lesesaals magaziniert werden (kri-
tisch dazu KLUGE 2001: 21). SchlieBlich ware sie Planungsinstrument fir den
Ressourceneinsatz in der Bestandserhaltung und Sicherheitsverfilmung und
evtl. Steuerungsmittel fir die Weiterbildung der Mitarbeiter (KETELAAR 1980:
43f.).

Ein weiteres potentielles Steuerungsinstrument, welches sich auf die Ar-
chivstatistik zu stltzen hatte, wirde den ,innerarchivischen Lebenszyklus’
des Archivguts — von der Akzession bis zur endglltigen Magazinierung nach
der Verzeichnung - betreffen: eine Kontingentierung (,Budgetierung’) des
Raums fir die vorlaufige Unterbringung der Akzessionen. Jedes Dezernat
erhielte einen durch die Archivstatistik zu bestimmenden, unterschiedlich
groRen, aber limitierten Raum innerhalb des Zugangsmagazins, den es
eigenverantwortlich zu bewirtschaften hatte. Damit ware eine Selbstkontrolle
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der Dezernate gewahrleistet. Sie waren zudem gezwungen, ihre ,Altlasten’
im Zugangsmagazin abzubauen, um Raum fir Neuzugdnge zu schaffen.
Zusatzlich dirfte dann der Handlungsdruck zunehmen, Bewertungsmodelle
fur die Behorden der eigenen Zustandigkeit zu schaffen, um den Umfang der
Akzessionen gemal den im Raumkontigent des Dezernats zur Verfligung
stehenden Kapazitaten zu kontrollieren.

3.4 Querschnittsaufgabe: ErschlieBung

Der planmaRige Abbau der ErschlieBungsriickstdande im Staatsarchiv Minster

stellt ein Unternehmen dar, das bei realistischer Einschatzung der Lage meh-

rere Generationen von Archivaren beschéaftigen wird. Schon aus diesem

Grunde erscheint eine kontinuierliche Betreuung des Bereichs Erschlielung

und eine Dokumentation der Entwicklung sinnvoll und notwendig. Es waére zu

erwagen, ob die Schaffung einer ,Querschnittsaufgabe ErschlieBung’ hierflr
nicht die effizienteste und effektivste Losung ware. Der Geschaftsbereich
kénnte die folgenden Aufgaben umfassen:

a) Dokumentation und Information: Die Aufgabe wiirde eine evtl. viertel-
jéhrliche Berichterstattung Uber den Fortgang der laufenden Projekte im
Intranet sowie die Vorbereitung des Jahresberichts durch Sammlung der
ErschlieBungsergebnisse und Auswertung der Benutzer- und Archivalien-
statistik umfassen.

b) Koordination: Eine Koordinierungsfunktion betrafe die Vorbereitung und
ggf. Moderation von dezernats- und abteilungsibergreifenden Arbeits-
und Strategiebesprechungen sowie die Abstimmung von Projekten und
die Kontaktpflege mit Partnerarchiven.

c) Planung und Organisation: Kernelement der Tatigkeit ware ein operatives

und strategisches Controlling im Bereich ErschlieBung. So obldge dem
oder der Beauftragten die ,Erarbeitung und Pflege eines Zielsystems mit
geplanten Ergebnissen und geplanten Ressourcenaufwendungen” (REI-
NERMANN 1995: 250), d.h. konkret: die Erstellung von ,Machbarkeits-
gutachten’ zu und ggf. detaillierte Planung von ErschlieBungsprojekten
mit Erwéagungen zur effizientesten Umsetzung einschlielich Zeit-, Raum-,
Personal- und Kostenkalkulation (MULLER 1999). Gerade die Erfiillung die-
ser anspruchsvollen Aufgabe setzt besondere Kenntnisse voraus, die im
Sinne eines rationellen Einsatzes der Krafte in einer Person und Zu-
stéandigkeit geblindelt werden sollten. Das operative Controlling wirde
ferner den Soll-Ist-Vergleich von vereinbarten und tatsachlichen Arbeits-
ergebnissen in laufenden Projekten mit oder ohne Einsatz von Hilfskraften
umfassen (SIEPMANN/SIEPMANN 1996: 281).
Kernpunkt eines strategischen Controlling wére die laufende Analyse von
ErschlieBungsergebnissen und -statistik. Auf deren Basis waéren in abtei-
lungstibergreifenden Strategiebesprechungen die Prioritatenlisten zu ak-
tualisieren und ggf. zu korrigieren.
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d) Personalentwicklung: In allen Fachfragen zur ErschlieBung ware der Er-
schlieBungsbeauftragte Ansprechpartner der Mitarbeiter und bei Bedarf
zustandig flr deren Fortbildung.

e) SchlieBlich zahlten Schwachstellenanalyse der ErschlieBungssoftware und
Mitarbeit bei der Weiterentwicklung der ErschlieBungsmasken von
V.E.R.A. zu seinen Aufgaben.

3.5 Findbiicher als Qualitdatsvorgabe: Standards und ErschlieBungsintensitat
unter V.E.R.A.
Findbicher als Qualitatsvorgabe der archivischen ErschlieBungstatigkeit zu
betrachten, bedeutet nicht allein eine Standardisierung von Findbuch- und
Verzeichnungselementen herbeizufihren. Vielmehr mul® je nach Strukturtyp
und Bestand eine unterschiedliche ErschlieBungsintensitat definiert werden,
d.h. es sind Mindest- bzw. Maximalanforderungen an die Verzeichnungstiefe
zu formulieren. Fir die detaillierte Planung von ErschlieBungsvorhaben und
fur die Festlegung von ErschlieBungstiefen bote die in der DDR geflihrte
Diskussion und Untersuchungen zu Arbeitsablauf und Intensitat von Er-
schlieBung Anregungen (MULLER/WELSCH 1976, Archivarbeit rationell 1984,
ELSTNER u.a. 1987).

3.5.1 Standards und ErschlieBungsintensitat

Die auf einzelne Strukturtypen oder Archivaliengruppen zugeschnittenen
.Basis-Datenbanken” von V.E.R.A. (V.E.R.A. 2000: 50ff.) geben einen Rah-
men fUr die Verzeichnung vor, indem sie die ganze Bandbreite moglicher
Verzeichnungselemente zur Verfiigung stellen. Auf Wunsch der Bearbeiter
kann der Systemadministrator Bildschirmmasken (Eingabereihenfolge und
Ordnung) verandern, Felder ausblenden oder auch neue Felder einrichten
(ebd.: 50).

Die Software setzt also keine Standards und verzichtet absichtlich auf
eine Vorgabe der Verzeichnungsintensitat (ebd.: 64, 69). Eine Minimaltiefe
der Verzeichnung laRt sich allerdings durch die Definition von Pflichtfeldern
erreichen, die bearbeitet werden missen, um den ErschlieBungsvorgang
beenden, d.h. den einzelnen Datensatz abspeichern zu kénnen. Mit den Me-
mo- oder Freitextfeldern wie ,Titel” und ,Enthalt” (ebd.: 64f.) kann jeder
Archivar nach freiem Ermessen verfahren und so zu jeder gewtlnschten Er-
schlieBungstiefe gelangen.

Nun ist es sinnvoll und richtig, dal3 die ErschlieBungsmasken von
V.E.R.A. die Verzeichnungsintensitdat weder reglementieren noch grund-
satzlich beschranken. Trotzdem kann es gute Griinde geben, Intensitatsstan-
dards zu entwickeln — schon vor dem Hintergrund der Mahnung Otto Mer-
kers, das ,offene oder verdeckte Autarkiedenken des Archivars, der Archiva-
rin” (MERKER 1997: 155) nicht zu fordern.

Unmittelbar ins Auge féllt die Notwendigkeit beispielsweise fiir jede Ver-
zeichnung im Team: FUr ErschlieBungsvorhaben, in denen eine groRere Zahl
von Archivaren oder Hilfskraften umschichtig, gleichzeitig oder nacheinander
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tatig sind, mul3 ein Intensitatsstandard vorab definiert werden, damit es
nicht zu Disproportionen kommt (MULLER 1999: 141).

Eine Festlegung von Verzeichnungstiefen fir bestimmte Archivaliengrup-
pen oder Bestande ist aber auch aus Kostengriinden geboten. Die Erschlie-
Bungsintensitat als Kostenfaktor sei im folgenden anhand der Urkundenver-
zeichnung in den Blick genommen, fir die V.E.R.A. ebenfalls eine Basis-Da-
tenbank bereit halt (V.E.R.A. 2000: 69f.).

Die ErschlieBung alteren Archivguts beansprucht vielfach interpretatori-
schen Charakter. Sie besteht u.a. ,in der richtigen Benennung des Schrift-
guttyps, der Beschreibung der Uberlieferungsform, der Auflésung verschlis-
selter Daten, der Einreihung undatierter Schriftstiicke” (JAROSCHKA 1971:
29). Sie ist auch nach wie vor wegen der hohen Benutzerfrequenz, des
schlechten ErschlieBungs- und Erhaltungszustandes vieler Bestdande und des
hohen Betreuungsaufwands der Benutzer (MOTSCH 1999: 75) unverzichtbar.
Der héhere Dienst sollte dadurch allerdings nicht ,auf lange Zeit gebunden
und anderen Aufgaben entzogen” sein (JAROSCHKA 1971: 30). Gerade fir
mittelalterliche bzw. frihneuzeitliche Urkunden ist daher eine Diskussion
Uber ErschlieBungsintensitaten angestoRen worden (MOTSCH 1999: bes.
82ff.). Far jedes ErschlieBungsvorhaben waéren Kosten-
/Aufwandsberechnungen verschiedener Verzeichnungsintensitaten anzu-
stellen. Flr eine Modellrechnung sei der als neu zu verzeichnend beurteilte
Mdinsteraner Urkundenbestand des Herforder Kollegiatstifts St. Johann und
Dionys mit insgesamt 675 Stiicken in den Blick genommen (Laufzeit: 947-
1751).

Legt man die Kennzahlen der Tabellen 3 und 4 zugrunde, kostet die
Neuverzeichnung des Urkundenbestandes 162.000 DM. Senkte man die
durchschnittliche Bearbeitungszeit von 120 min. auf 100 min./St. — etwa
durch Verzicht auf Transkriptionen und evtl. einen Teilverzicht auf Identifika-
tion von Ortsnamen - wirden die Gesamtkosten auf 135.000 DM sinken.
Bei dieser Modellrechnung sollen nicht die genannten Mal3nahmen zur Ver-
ringerung der Verzeichnungstiefe selbst propagiert werden — diese sind si-
cherlich diskutabel; vielmehr ist generell eine starkere Beachtung des Zusam-
menhangs von ErschlieBungsintensitat und ErschlieBungskosten und somit
eine (obligatorische) Abwagung im Einzelfall zu empfehlen.

Unabhéngig von solchen Kosten-Nutzen-Erwéagungen sind Standards der
ErschlieBungsintensitat nach Archivaliengruppen aber auch die Vorausset-
zung fir eine Homogenitat der Findblcher. Ein Benutzer von Akten der Be-
zirksregierungen sollte sicher sein kénnen, dafd die Findblcher ,Regierung
Mdinster” und ,Regierung Arnsberg”, die im Staatsarchiv Minster in unter-
schiedlichen Dezernaten erarbeitet werden, einheitlichen Verzeichnungsmal3-
stédben unterliegen. Der den Verzeichnungen zugrundeliegende Intensitats-
standard sollte deshalb in den Findbucheinleitungen erldutert und dadurch
transparent gemacht sein. Einmal schriftlich fixiert, kénnte der Standard fir
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die Findblcher der in der Folge hinzukommenden Akzessionen (ibernommen
werden.

Bei der Nutzung digitaler Findbicher ist noch eine ganz andere Qualitéats-
vorgabe von Bedeutung: die Sicherstellung der Kontexte. Sollen Findbuch-
datenbanken am Bildschirm benutzbar gemacht werden und das analoge
Findbuch ersetzen, ist bei der Programmierung der Klassifikationstabellen
(V.E.R.A. 2000: 57) und ihrer Verknlipfungsmoéglichkeiten mit den Daten-
banken die in den ISAD(G) geforderte, ,in Stufen oder Ebenen gegliederte Er-
fassung und Bereitstellung von Verzeichnungsangaben” (BRUNING/HEEGE-
WALDT 1994: 10) vorzusehen. Ein Uberblick (iber die der Klassifikation
zugrundeliegende Bestandsstruktur sollte in der Bildschirmprésentation jedes
Verzeichnungsdatensatzes (z.B. als Baumdarstellung) geboten werden, um
dem Benutzer die Kontexte zu erschlieBen (RASCH 1998: 96, MENNE-HARITZ
2000: 31). Ohne diese Darstellung der Klassifikationsstufen stiinden bei
Recherchen ausgeworfene Suchergebnisse unverknipfbar und isoliert neben-
einander. Bei analogen Findblchern besteht dieses Problem nicht, da der
Uberblick tiber die innere Struktur des Bestandes — sofern Gliederung und
Klassifikation nicht zu grob sind — durch die Buchform garantiert ist (MENNE-
HARITZ 1999: 67).

Wichtig ist daneben die in V.E.R.A. vorgesehene Mdglichkeit, zu jeder
Findbuchdatenbank verschiedene Klassifikationen erstellen und hinterlegen
zu kénnen (V.E.R.A. 2000: 19). Jeder Datensatz kann somit gleichzeitig in
mehreren virtuellen ,Findbiichern” erscheinen, sei es ,im Findbuch der Ablie-
ferungsprovenienz, im Findbuch der Entstehungsprovenienz [...], in einem
Pertinenzfindbuch” (TRUGENBERGER 1997: 59f.) — oder in einem Besténde und
Archive Ubergreifenden Online-Inventar bzw. Recherchesystem.

3.5.2 Ablauforganisation
Im Interesse eines maoglichst rationellen und effizienten Einsatzes der Kréafte
sollten die im V.E.R.A.-Konzept detailliert beschriebenen Standard-Arbeits-
ablaufe archivischer Arbeit dahingehend einer Prifung unterzogen werden,
inwieweit programmierte Arbeitsschritte vereinfacht werden oder unter Um-
stédnden auch wegfallen kénnten. Hier sollten Chancen, die Abldufe zu straf-
fen und zugunsten groRerer Mitarbeiterverantwortung (Eckpunktepapier
Verwaltungsmodernisierung NRW: 3 Nr. 13, Rahmen-Leitbild: 3 Nr. 9) zu
modernisieren, starker genutzt werden. So erscheint fraglich, ob der Dezer-
nent bzw. Sachbearbeiter wirklich jeden Repro-Auftrag von Archivalien sei-
ner Zustandigkeit iberwachen (V.E.R.A. 2000: 25), jede Restaurierungsmal3-
nahme ,archivfachlich mit Erledigungsvermerk” (ebd.: 28) kontrollieren muR.
Hier lieRen sich durch die Delegation von Verantwortung Freirdume schaffen.
Der Arbeitsablauf Verzeichnung ist im V.E.R.A.-Konzept im Vergleich zu
anderen Arbeitsablaufen relativ grob und idealtypisch beschrieben (V.E.R.A.
2000: 18f.). Man gelangt danach in 14 Schritten zum Findbuch. Sehr detail-
liert sind dagegen die datensatzbezogenen Angaben zu jeder Verzeich-
nungseinheit ausgefallen, die (maximal) 35 zu bearbeitende Felder umfaf3t
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(ebd.: 59ff.). Hinzu kommen in der Maske zur Standard-Aktenverzeichnung
maximal finf zur Bearbeitung vorgesehene Verzeichnungsfelder im engeren
Sinne (ebd.: 64f.).

Eine Arbeitsersparnis bei der Verzeichnung wird durch V.E.R.A. zweifel-
los erreicht. So ist die Sperrfristenverwaltung (ebd.: 56) teilweise automati-
siert, der verzeichnende Archivar mithin von der selbstandigen Anbringung
des Sperrfristvermerks entlastet (ebd.: 18, Arbeitschritt 5). In der Tabelle
~Benutzungssperre” errechnet sich beispielsweise das Schlu3jahr aus dem
Laufzeitendjahr (ebd.: Ifd. Nr. 8). Eine ahnliche Automatisierung ware fir
personenbezogene Akten (ebd.: 66f., ArchivG NRW & 7 Abs. 2 Satz 3) mog-
lich, wenn je nach dem, ob das Geburtsdatum des Betroffenen (90-Jahres-
Sperre) oder sein Todesdatum (10-Jahres-Sperre) einschlagig ist, das Endjahr
automatisch generiert wiirde. Bei anderen Aktengruppen, fiir die die 60-
Jahressperre gilt (ArchivG NRW 8 7 Abs. 2 Satz 2), ist im Prinzip ein ahnlich
automatisiertes Verfahren denkbar. Der Ablauf von Sperrfristen sollte dem
zustandigen Dezernat vom System rechtzeitig zum Jahresende gemeldet
werden.

Weitere Erleichterungen bringen automatisierbare Indizierungsroutinen
(V.E.R.A. 2000: 37, 50f., b4f.) und Ausdruckoptionen (ebd.: 39). Die Aus-
gabe in Rich-Text-Format sollte wie bei der in Miinster im Einsatz befindli-
chen Verzeichnungsdatenbank (VZ) mit Druckformatvorlagen verknipft wer-
den kénnen. Nach einhelliger Auffassung der befragten Mitarbeiter ware die
abschlieBende Redaktion der Findblicher nach Méglichkeit personell zu kon-
zentrieren; die zeitraubende redaktionelle Arbeit wird jedenfalls als stérend

empfunden.
Sehr gut im Sinne eines rationellen Arbeitsablaufs erscheint an V.E.R.A.,
dalR Bearbeiter Formulare - etwa fir die Verzeichnung gleichférmigen

Schriftguts —definieren kénnen (ebd.: 36, 50). Es wére neben der Mdglich-
keit, nach einer Vorabanalyse des zu erschlieRenden Bestandes eindeutig
nicht bendtigte Felder auszublenden, winschenswert, wenn Pflichtfelder
farbig unterlegt werden kénnten. Der Cursor sollte optional so programmier-
bar sein, daR® er von Pflichtfeld zu Pflichtfeld springt.
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4. Quellen- und Literaturverzeichnis

4.1 Findblicher (alle Staatsarchiv MUinster)

A 60 Bde. 1-6
A 83 IX

A 153 1l

A 192

A 197

A 200 Il

A 201 Bde. 1-3
A 230 Il Bde. 1-2
A 295 Il Bde. 1-3
A 323

A 335 1l

A 336
A433blu.ll
A 499 / A 499a
A 565

B 125 Coe

B 150 Bde. 1-2
B 153

B 162

B 184 Bd. 3

B 219 Bde. 1-2
B 257

B 258

B 282 Waf

B 403 Bde. 1-2

B 405 Bd. 5
B 418
B 453

B 482
B 486 Do

Firstbistum Munster, Kabinettsregistratur
Farstbistum Minster, Amt Werne

Miunster, St. Ludgeri, Akten

Grafschaft Tecklenburg, Akten

Stift Leeden, Urkunden und Akten

Minden - Ravensberg, Land- und Steuerrate
Minden - Ravensberg, Regierung

Flrstabtei Herford, Landesarchiv, Akten

Flrstabtei Corvey, Akten

Kloster Brilon, Urkunden und Akten

Kloster Nazareth (Stérmede), Akten

Kloster Odacker (Hirschberg), Urkunden und Akten
Gut Campe, Urkunden und Akten

Gut Wildenberg (Dep.)

Sammlung Walter

Coesfeld, Staatliches Gymnasium
Oberfinanzdirektion Mlnster

Steuer- und Zollamter

Wasser- und Schiffahrtsamt Hamm

Bergamt Buer

Regierung Munster, Dez. 35: Staatshochbau

Kreis Recklinghausen

Kreis Steinfurt

Forstamt Warendorf

Regierung Arnsberg, | GA / Dez. 23: Gewerbe-
aufsicht

Regierung Arnsberg | K / Dez. 31: Kommunal- und
Sparkassenaufsicht

Regierung Arnsberg, lll D / Dez. 26: Veterinaran-
gelegenheiten

Kreis Bochum

Regierung Arnsberg, Oberforstereien (Forstamter)
Staatshochbauamt Dortmund
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4.2 Literatur (kommentierte Liste)

ErschlieBung

Unter den hier subsumierten Beitragen ist der Bericht von BOOMS u.a. (1972)
als Grundlage aller weiteren Fachdiskussion bemerkens- und noch immer
lesenswert. Stellvertretend fir die Uberaus reiche Diskussion zu Rati-
onalisierungs- und Standardisierungspotentialen der ErschlieBungsarbeit in
der DDR, die ihren Niederschlag in vielen Miszellen der ,Archivmitteilungen”
gefunden hat und nach wie vor als anregend gelten kann, sind hier die
grundlegende Zusammenschau von MULLER/WELSCH (1976), der Band ,Ar-
chivarbeit rationell” (1984) mit seinen detaillierten Ablaufplanen zu Ord-
nungs- und Verzeichnungsarbeiten und als letzter Sachstandsbericht vor
1989 der Beitrag von ELSTNER/GROR/HARTMANN (1987) zu nennen. Die in-
ternationale Perspektive hinsichtlich Standardisierungsbemiihungen vertritt
die kommentierende Ubersetzung der ISAD(G) durch BRUNING / HEEGEWALDT
(1994). Im Hinblick auf die neuen Mdglichkeiten, die der Erschlieung durch
den EDV-Einsatz erwachsen, sind die &uferst anregenden Beitrdge von
RASCH (1998) und TRUGENBERGER (1998) und der den aktuellen Diskussions-
stand im deutschen Archivwesen aus vielen Blickwinkeln beleuchtende Ta-
gungsband , Archivische ErschlieBung” (1999) hervorzuheben.

Archivarbeit rationell. Arbeitsablaufe. Bearbeitet von einem Autorenkollektiv
unter Leitung von Ernst MULLER. Berlin 1984.

Archivische ErschlieBung - Methodische Aspekte einer Fachkompetenz.
Beitrage des 3. Archivwissenschaftlichen Kolloquiums der Archivschule
Marburg, hg. von Angelika MENNE-HARITZ (Verdffentlichungen der Archiv-
schule Marburg 30). Marburg 1999.

BENNING, Stefan: Der Stellenwert der ErschlieBung im Aufgabenspektrum
eines Kommunalarchivs. In: Archivische ErschlieBung, 159-180.

Booms, Hans u.a.: Das ErschlieBungsangebot der Archive. Grundsatzliches
aus der Sicht des Archivars, insbesondere zum Problem der Prioritat und
Intensitat. Bericht Gber die 1. gemeinsame Arbeitsitzung der Fachgruppen
auf dem 46. Deutschen Archivtag, in: Der Archivar 24 (1971) 27-38.

BRUNING, Rainer / Werner HEEGEWALDT (Bearb.): Internationale Grundsétze fiir
die archivische Verzeichnung (Ver6ffentlichungen der Archivschule Marburg
23). Marburg 1994.

EICHLER, Volker: Entschadigungsakten — Zeitgeschichtliche Bedeutung und
Moglichkeiten der ErschlieBung. In: Vom Findbuch zum Internet, 221-229.
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ELSTNER, Volkmar / Reiner GROR / Josef HARTMANN: Stand und Perspektiven
der Effektivierung des ErschlieRungsprozesses. In: Archivmitteilungen 37
(1987), 101-105.

ILLNER, Eberhard: Probleme der NachlaRerschlieBung. In: Archivische Erschlie-
Bung, 95-107.

JAROSCHKA 1971 = > BOOMS, Hans u.a.

MOTSCH, Johannes: Regestenwerk oder Urkundenbuch? Benutzerorientierung
bei der Nutzung von Urkundenbesténden. In: Archivische ErschlieBung, 75-
93.

MULLER, Ernst / Heinz WELSCH: Zur Programmierung der Verzeichnung von
Archivgut. In: Archivmitteilungen 26 (1976), 56-61.

RASCH, Manfred: Learning by doing oder the user’'s manual. Zur Funktion
eines ,klassischen” Findbuchs im Zeitalter elektronischer Findmittel. In: Vom
Findbuch zum Internet, 95-98.

TRUGENBERGER, Volker: Provenienz und Pertinenz — von der Antithese zur
Synthese durch neue Mdoglichkeiten des Zugriffs auf Archivgut im Zeitalter
der EDV. In: Vom Findbuch zum Internet, 53-59.

Vom Findbuch zum Internet. ErschlieBung von Archivgut vor neuen Heraus-
forderungen. Referate des 68. Deutschen Archivtags 23.-26. September
1997 in Ulm (Der Archivar, Mitteilungsblatt fir deutsches Archivwesen,
Beibd. 13). Siegburg 1998.

Betriebswirtschaftliche Ansatze und Verwaltungsreform im Archivwesen

Als vielgelesene, aber anscheinend nur sehr zogerlich (oder auch gar nicht) in
die Praxis umgesetzte Pionierarbeiten sind die von ZIMMERMANN (1961) und
KETELAAR (1980) zur Bedeutung der Archivstatistik, HAASE (1972) und ZITTEL
(1975) zu Personal- und Sachmittelbedarf bzw. den Kosten archivischer
Arbeit zu nennen. Haases und Zittels Beitrdge muten trotz vieler noch immer
glltiger Aussagen etwas veraltet an, nicht zuletzt weil ihre Kennzahlen kaum
mehr brauchbar sind und die StoRrichtung — wie man Landesregierungen zur
Aufstockung des Personals und zum Ausbau der Magazine bringen kann -
heute zumeist obsolet ist. Wahrend BRAUNCHE (1997) mehr allgemein behan-
delt, was im Zuge der Verwaltungsreform an positiven und potentiell negati-
ven Folgen auf die Archive zukommt, bietet STEINWASCHER (1998) bereits
konkrete Ergebnisse aus dem Staatsarchiv Osnabriick, das im Bereich der
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niedersachsischen Archivverwaltung im Hinblick auf Aufgabenkritik, Pro-
duktbildung und Kosten- und Leistungsrechnung pilotiert. Die Beitrdge von
MERKER, SCHONTAG und WEBER sind alle in dem aktuellen Tagungsband , Qua-
litdtssicherung und Rationalisierungspotentiale” (1999) enthalten. Sie fihren
— allerdings mehr grundlegend theoretisch als praxisnah — in Grundbegriffe
des New-Public-Management-Ansatzes ein und beleuchten eindrucksvoll die
Chancen, die mit einer auf dieser Basis zu realisierenden Professionalisierung
der archivarischen Arbeit verbunden sind. Der Beitrag von MULLER (1999)
schlieBlich ist grundlegend fiir die konkrete Umsetzung von Projektmanage-
ment fur ErschlieBungsvorhaben und stiitzt sich auf Erfahrungen aus Dritt-
mittelprojekten.

BRAUNCHE, Ernst Otto: Verwaltungsreform: Chancen und Auswirkungen auf
die Archive. In: Archivpflege in Westfalen und Lippe 45 (1997), 36-40.

HAASE, Carl: Kostenfaktoren bei der Entstehung behérdlichen Schriftgutes
sowie bei seiner archivischen Bearbeitung und Aufbewahrung. In: Der Archi-
var 25 (1972), 49-56.

KETELAAR, Eric: Archivstatistik als Instrument archivischer Planung. In: Der
Archivar 33 (1980), 39-48.

MULLER, Peter: Organisation und Durchfihrung von ErschlieBungsprojekten.
In: Archivische ErschlieBung — Methodische Aspekte einer Fachkompetenz.
Beitrdge des 3. Archivwissenschaftlichen Kolloquiums der Archivschule
Marburg, hg. von Angelika MENNE-HARITZ (Veroffentlichungen der Archiv-
schule Marburg 30). Marburg 1999, 139-158.

MERKER, Otto: Wege der Rationalisierung der Archivarbeit. Auf zwei unter-
schiedlichen Gebieten gewonnene praktische Einsichten. In: Qualitétssiche-
rung und Rationalisierungspotentiale, 153-159.

Perspektivplan fiir die Staatliche Archivverwaltung in Baden-Wirttemberg.
Hg. von der Landesarchivdirektion Baden-Wirttemberg. Bearb. von Wilfried
SCHONTAG, Hermann BANNASCH und Hartmut WEBER. Stuttgart 1979.

Qualitatssicherung und Rationalisierungspotentiale in der Archivarbeit. Bei-
trage des 2. Archivwissenschaftlichen Kolloquiums der Archivschule Mar-
burg, hg. von Karsten UHDE (Ver6ffentlichungen der Archivschule Marburg
27). Marburg 1997

SCHONTAG, Wilfried: Fihrung durch Zielvereinbarung. In: Qualitatssicherung
und Rationalisierungspotentiale, 29-40.
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STEINWASCHER, Gerd: Verwaltungsreform in Niedersachsen — Einfiihrung der
Kosten-Leistungsrechnung am niedersachsischen Staatsarchiv in Osnabrick.
In: Archiv-Nachrichten Niedersachsen. Mitteilungen aus niedersachsischen
Archiven 2 (1998), 47-56.

WEBER, Hartmut: Ergebnisorientierung durch standardisierte Arbeitsabldufe
im Archivbetrieb. In: Qualitatssicherung und Rationalisierungspotentiale in
der Archivarbeit, 63-75.

WERNER, Wolfram: Archivarische, archivische Leistung? Was ist das, wie
entsteht sie und wie ist sie meRbar? In: Mitteilungen aus dem Bundesarchiv
4 (1-1996), 61-66.

ZIMMERMANN, Fritz: Archivstatistik. In: Der Archivar 16 (1963), 161- 178.

ZITTEL, Bernhard: Planung im Archivbereich. In: Mitteilungen des Osterreichi-
schen Staatsarchivs 28 (1975), 8-20.

Verwaltungsreform / New Public Management (allgemein)

Im Bereich der allgemeinen Literatur zur Verwaltungsreform sind zunéchst
die Arbeiten von BRENNER/HORISBERGER (1998), die eine konzise Einfihrung in
alle Aspekte des New Public Management bieten, und SAUERBORN/SPARMANN
(2000) zu nennen, die am konkreten Beispiel der im Hessischen Landesamt
far StraBen- und Verkehrswesen durchgeflihrten Aufgabenkritik die dabei
entstandenen (Akzeptanz-) Probleme veranschaulichen. GORLER (1995) flihrt
in seinem lesenswerten Bericht Erfolgskriterien baden-wirttembergischer
Behorden auf, wobei auch Aspekte der Aufbauorganisation kleinerer Behor-
den und die ,weichen Faktoren’ wie Betriebsklima und Leistungsanreize zur
Sprache kommen. Speziell die in der nordrhein-westfalischen Landesverwal-
tung angestrebten Reformziele finden sich im ,Eckpunkteprogramm zur Ver-
waltungsmodernisierung” und dem ,Rahmen-Leitbild fir die Landes-
verwaltung” formuliert.

BRENNER, Walter / Philipe HORISBERGER: Von der input- zur output-orientierten
FOhrung. Zur Einflihrung einer produkt- und prozessorientierten Organisation
in der 6ffentlichen Verwaltung. In: io-management 67 (1998) H. 12, 18-26.

Eckpunktepapier zur Verwaltungsmodernisierung in Nordrhein-Westfalen II:
Binnenmodernisierung der Behorden und Einrichtungen:
http://www.moderne-verwaltung.nrw.de/eckpunkt/tab2.htm (15. 3. 2001).
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FORD, Geoffrey: Service Level Agreements — Vereinbarungen Uber das
Dienstleistungsniveau. In: Zeitschrift fir Bibliothekswesen und Bibliographie
43 (1996), 111-120.

GORLER, Gerhard: Erfolgreiche Behorden. Eine empirische Untersuchung des
Rechnungshofs Baden-Wurttemberg Uber Erfolgsmerkmale. In: Verwaltungs-
archiv 86 (1995), 152-171.

MEININGER, Frank: Moglichkeiten, Grenzen und Praxis des Sponsoring der
Offentlichen Verwaltung. Die Offentliche Verwaltung in ihrer Eigenschaft als
Sponsor und Gesponserte. Diss. Speyer 2000.

Rahmenleitbild fiir die Landesverwaltung. Gemeinsamer Runderla® des Minis-
teriums fur Inneres und Justiz - AG VR,- des Ministerprasidenten und aller
Landesministerien vom 8. 10. 1998. In: Ministerialblatt fur das Land Nord-
rhein-Westfalen Nr. 64 vom 13. 11. 1998: http://www.moderne-
verwaltung.nrw.de/info/leitbild.htm (15. 3. 2001).

REINERMANN, Heinrich: Ergebnisorientierte Fiihrung und Schlanke Verwaltung.
Schlagworter oder Herausforderungen fir die o6ffentliche Verwaltung. In:
Verwaltung und Management 1 (1995), 169-173, 246-251.

SAUERBORN, Gabriele / Jirg SPARMANN: Aufgabenkritik braucht Zeit und
Akzeptanz. Hessisches Landesamt fiir StraRen- und Verkehrswesen sammel-
te Erfahrungen. In: Verwaltung — Organisation — Management 12 (2000),
16-19.

SIEPMANN, Heinrich und Ursula: Verwaltungsorganisation (Schriftenreihe
Verwaltung in Praxis und Wissenschaft 18). 5. Aufl. Kéln 1996.

Grundlegende bzw. zu Einzelaspekten konsultierte Literatur

KLUGE, Arnd: Zur Geschichte und Theorie der Magazinierung im deutschen
Archivwesen. In: Der Archivar 54 (2001), 19-23.

KRETZSCHMAR, Robert: Spuren zukinftiger Vergangenheit. Archivische Uber-
lieferungsbildung im Jahr 2000 und die Mdéglichkeiten einer Beteiligung der
Forschung. In: Der Archivar 53 (2000), 215-222.

MENNE-HARITZ, Angelika: Schlisselbegriffe der Archivterminologie. Lehrmate-
rialen fir das Fach Archivwissenschaft (Veréffentlichungen der Archivschule
Marburg 20). 2. Aufl. Marburg 1999.
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MENNE-HARITZ, Angelika: Digitaler Lesesaal, virtuelle Magazine und Online-
Findblcher. Auswirkungen der Digitalisierung auf die archivischen Fachauf-
gaben. In: Digitale Archive und Bibliotheken. Neue Zugangsmdglichkeiten
und Nutzungsqualitaten, hg. von Hartmut WEBER und Gerald MAIER (Werk-
hefte der staatlichen Archivverwaltung Baden-Wirttemberg 15). Stuttgart
2000, 25-34.

PAPRITZ, Johannes: Archivwissenschaft 3,1: Archivische Ordnungslehre
(Veroffentlichungen der Archivschule Marburg 28). 2. Aufl. Marburg 1983.

REININGHAUS, Wilfried: Zwangsarbeit und Zwangsarbeiter in Westfalen 1939
— 1945. Quellen des Staatsarchivs Mdinster. In: Der Archivar 53 (2000),
114-121.

Verwaltungs-, ErschlieBungs- und Recherchesystem fir Archive (V.E.R.A.) -
Fachkonzept. Archivische Aufgaben und Arbeitsablaufe, IT-Funktionen und
Datenstrukturen. Mit einer Ubersicht tGber die in den NRW Staatsarchiven im
Einsatz befindlichen Systeme: http://www.archive.nrw.de/dok/vera
(9/2000).

Verwaltungsvorschrift des Finanzministeriums Uber die Berlicksichtigung des
Verwaltungsaufwands bei der Festsetzung von Verwaltungs- und Benut-
zungsgeblihren und von sonstigen Entgelten fiir die Inanspruchnahme der
Landesverwaltung (Baden-Wirttemberg) vom 10. 12. 1998 (Az.: 2-
0541.8/1).
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5. Tabellen

Vorbemerkung: Die in den folgenden Tabellen (vor allem 1, 2) gesammelten
Zahlen beruhen auf einer Auswertung der Jahresberichte und halten, wie in
2.4 ausgefiihrt wurde, nicht unbedingt einer Uberprifung stand. Sie sind
lediglich als Tendenzwerte aufzufassen.

Tabelle 1: Stellenplanentwicklung des Staatsarchivs Miinster seit 1978 (nach den
Jbb.)"

Jahr Beamte Angestellte Arbeiter > ABM >

Soll Ist Soll Ist Soll | Ist Soll Ist Soll Ist Soll Ist
1978 20 17 19 19 8 8 47 44 - - 47 44
1979 20 18 20 20 8 8 48 46 - - 48 46
1980 | 20 19 20 20 8 8 48 47 - - 48 47
1981 20 18,5 20 20 8 8 48 46,5 4 4 52 50,5
1982 20 20 20 20 8 8 48 48 4 0 52 48
1983 20 20 20 20 8 8 48 48 4 4 52 52
1984 19 18 19 19 8 8 46 46 5 b) 51 50
1985 19 19 18 18 8 7 45 44 5 b) 50 49
1986 20 19 18 17 8 8 46 44 6 4 52 48
1987 20 19 18 18 8 8 46 45 6 6 52 51
1988 20 19 18 18 8 8 46 45 6 6 52 51
1989 20 19 18 18 8 8 46 45 4 2 50 47
1990 | 20 20 18 18 8 8 46 46 4 2 50 48
1991 20 20 18 18 8 7 46 45 4 2 50 47
1992 20 19 18 17 8 8 46 44 4 2 50 46
1993 20 19 18 17 8 8 46 44 2 0 48 44
1994 19 18 18 17 7,5 |75 44,5 42,5 2 2 46,5 44,5
1995 19 18 18 17 7,5 |75 44,5 42,5 1 1 45,5 43,5
1996 19 19 19 18,5 7,5 | 7.5 45,5 45 1 1 46,5 46
1997 18 18 18,56 18,5 7.5 | 7.5 44 44 - — 44 44
1998 18 18 18,5 18,5 75175 44 44 1 1 45 45
1999 17 16 18,5 17,5 6,5 | 6,5 42 40 1 1 43 41
2000 17 16 18,5 17,5 6,5 | 6,5 42 40 1 1 43 42

1) Ohne Stellen fur Referendare und Auszubildende; beamtete Hilfskrafte werden den Beamten zugerechnet.
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Tabelle 2: Personaleinsatz fiir ErschlieBung und Findbuchproduktion seit
1970 (nach den Jbb.)

Jahr Personaleinsatz Erstellte Findbiicher'
hoherer D.2 Geh. D. Angestellte® >

1970 8 3 2 13 32
1971 8 5 3 16 36
1972 8 5 4 17 74
1973 8 6 4 18 42
1974 8 8 3 19 38
1975 7 7 3 17 23
1976 8 7 4 19 6*
1977 8 7 4 19 45
1978 10 5 4 19 62
1979 8 7 4 19 35
1980 9 7 3 19 18
1981 9 7 3 19 20
1982 9 7 2 18 26
1983 9 7 2 18 23
1984 9 6 3 18 26
1985 9 7 4 20 35
1986 9 7 2 18 12
1987 9 7 2 18 15
1988 9 7 2 18 14
1989 9 7 2 18 16
1990 9 7 2 18 14
1991 9 7 3 19 14
1992 9 6 4 19 10
1993 9 7 3 19 5
1994 9 6 3 18 15
1995 9 6 3 18 9
1996 9 6 2 17 20
1997 9 6 3 18 11
1998 8 6 5 19 15
1999 8 6 5 19 27
2000 10 6 5 21 14

1) Unter Abzug der Fotokopien und Konkordanzen.

2) Auch Angestellte des Hoheren Dienstes zugeordnet.

3) Zugeordnet auch sogenannte Hilfs-Angestellte, Archivarbeiter und Krafte aus Arbeitsbe-

schaffungsmanahmen.

4) Laut Jb. 1976: 17, gab es besondere Engpasse bei der Herstellung der Reinschriften.

Tabelle 3: ErschlieBungskennzahlen des Staatsarchivs Mlnster (interne Zah-

len)

Verzeichnung von

durchschnittlicher Zeitverbrauch

Urkunden / Handschriften / Siegeln

120 min /Stick

Sachakten / frilhe Neuzeit

90 min / Stiick

Sachakten / 19. - 20. Jh.

33 min / Stiick

Serienakten

16 min / Stick

Karten

22 min / Stiick
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Tabelle 4:

Pauschséatze der Kosten einer Arbeitsstunde nach Laufbahnen (Modellrech-
nung)

Laufbahn Dienstbezi- Personalkostenpau- Personalkostenpauschale/
ge in DM / schale / Arbeitsstd. Arbeitsstd. inkl. Raumkosten, Ausstattung und
Jahr (in DM / gerundet) sachl. Verwaltungsaufwand
(in DM / gerundet)

Einfacher D. 48.000 53 61

Mittlerer D. 56.900 70 77

Geh. D. 76.200 89 96

Héherer D. 105.300 113 120

Anmerkung: Gegenuber der zugrundegelegten Baden-Wurttemberger Berechnung der Pauschséatze (Verwal-
tungsvorschrift 1998, Nr.2) wird hier nicht von 40-Std. / Woche (207 Tage, jéhrl. 1.656 Arbeitsstd.),
sondern von 38,5-Std. / Woche (207 Tage, jahrl. 1594 Arbeitsstd.) ausgegangen. Der Unterschied belduft
sich auf etwas Uiber 3 DM / Arbeitsstd.

Tabelle 5: Unverzeichnete Bestéande (Jb. 1999: 64ff.)

unverzeichnete Bestande und Zugénge'

altere Bestande jingere Zugénge >
Akten Urkunden Akten Akten Urkunden
28.742 7653 175.887 204.629 7.653

1) Ferner 2.000 Handschriften, 5.000 Siegel und 99.580 Karten bzw. Risse.

Tabelle 6: Neu zu verzeichnende Bestande (Jb. 1999: 63)

Archivaliengruppe neu zu verzeichnende altere Bestande
Urkunden 18.200
Akten der friihen Neuzeit 27.300
Sachakten (19./20. Jahrhundert) 89200
Serienakten (19./20. Jahrhundert) 30.400

> 165.100
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Tabelle 7: Benutzer- und Archivalienstatistik seit 1961

Jahr Benutzer Benutzertage ausgehobene Archivalien
1961 419 2.720 K.A.
1962 437 2.756 K.A.
1963 416 2.653 K.A.
1964 445 2.936 k.A.
1965 503 3.146 K.A.
1966 457 2.836 K.A.
1967 507 2.796 k.A.
1968 481 3.293 K.A.
1969 512 3.052 8.108
1970 476 3.004 7.612
1971 447 3.127 K.A.
1972 449 2.816 7.045
1973 494 3.126 9.676
1974 460 2.385 6.060
1975 679 2.877 39.570"
1976 857 4.463 36.860
1977 935 4.426 37.320
1978 935 4.772 39.480
1979 981 4.083 42.370
1980 1.082 4.148 46.607
1981 1.146 4.761 47.923
1982 1.322 4.689 48.650
1983 1.328 4.965 50.320
1984 1.481 6.311 67.272
1985 1.639 6.940 74.450
1986 1.812 7.205 75.880
1987 1.683 7.205 68.290
1988 1.703 6.927 61.170
1989 1.676 7.250 55.870
1990 1.5624 6.367 32.832
1991 1.437 5.875 27.888
1992 1.466 5.921 24.321
1993 1.404 5.323 15.420
1994 1.416 5.221 38.880
1995 1.250 4.770 33.578
1996 1.316 5.093 26.985
1997 1.310 5.094 22.277
1998 1.303 5.187 22.096
1999 1.179 4.724 23.908
2000 1.158 5.397 22.344

1) Die Steigerung ist darauf zurtickzufiihren, da® von diesem Jahr an auch die von den Archivaren selbst —
zum eigenen Bedarf oder fir Recherchen — ausgehobenen Archivalien in der Statistik erfaBt wurden.
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Kommunales oder staatliches Archivgut? Zur Uberlieferung der (Land-)
Kreisverwaltungen in Westfalen

Von Martina Wiech

1. Einleitung

Die Uberlieferung der (Land-)kreisverwaltungen in Westfalen bietet ein
hochst komplexes Bild: Die ,Januskoépfigkeit” der preuBischen Kreis-
verfassung, die zunehmende ,Kommunalisierung” der Kreisverwaltungen
sowie tiefgreifende Veradnderungen im territorialen Zuschnitt der Kreise und
nicht zuletzt auch unterschiedliche Vorgehensweisen bei der archivischen
Bestandsbildung haben die Uberlieferungsstruktur in diesem Bereich gepragt.
Unterlagen der Kreise finden sich daher heute sowohl in den beiden
Staatsarchiven Munster und Detmold als auch in zahlreichen westfalischen
Kommunalarchiven. Der nur noch muihsam rekonstruierbare
Provenienzbestand eines Landratsamts kann dabei im Extremfall auf bis zu
finf Archive verteilt sein.

Die vorliegende Untersuchung befasst sich aus archivwissenschaftlicher

Perspektive mit dem Problem der zersplitterten Uberlieferung der Kreisebene
in Westfalen. Dabei sollen zundchst mit Blick auf die daraus resultierende
archivische Uberlieferung die Grundlinien der historischen Entwicklung vom
Beginn des 19. Jahrhunderts an dargestellt werden. Aufbauend auf
gedruckten oder Uber das Internet (www.archive.nrw.de) zuganglichen
Bestandelbersichten und Material aus den Dienstregistraturen der
Staatsarchive Miuinster und Detmold sowie auf den Ergebnissen eines
Fragebogens, der im November 2000 an alle Kreisarchive sowie an alle
Archive kreisfreier bzw. ehemals kreisfreier Stadte versandt wurde, wird die
Struktur dieser Uberlieferung grob umrissen. SchlieRlich  werden
verschiedene Moglichkeiten diskutiert, wie der Zugang zur komplex
strukturierten Kreisliberlieferung benutzerfreundlicher gestaltet werden
kénnte.
Den Anstol3 zu einer Beschaftigung mit der Kreistiberlieferung in Westfalen
bot die Neuverzeichnung des im Staatsarchiv Minster befindlichen Bestands
,Landratsamt Borken” durch nordrhein-westfélische Archivreferendarinnen
und -referendare 1997 und 1999. Dieser auf Staatsarchiv und Kreisarchiv
verteilte Bestand bietet ein typisches Beispiel flr die im Mittelpunkt der
vorliegenden Untersuchung stehende Problematik.

Das Ubergeordnete Ziel dieser Studie ist es, am Beispiel der
westfalischen Kreistberlieferung fir mehr Kooperation und Transparenz
zwischen Archiven verschiedener Verwaltungstrager zu pladoyieren. Unter
diesem Blickwinkel sind die hier fir den Landesteil Westfalen gewonnenen
Aussagen nicht nur fir die gesamte Archivlandschaft Nordrhein-Westfalens
guliltig, sondern — trotz der nicht zu leugnenden und zum Teil erheblichen
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Unterschiede in der Kreisverfassung — zugleich auf andere Bundeslander
Ubertragbar.

2. Die historische Entwicklung der Kreise in Westfalen seit 1815
2.1 Zur Geschichte der Kreise in Westfalen bis 1946
Die Kreise traten in der preuRischen Provinz Westfalen als untere
Verwaltungsstufe an die Stelle der alten westfalischen Amter, die — anders
als die preuBBischen Kreise seit dem 17. Jahrhundert — keine sténdische
Komponente aufwiesen. Nur in den bereits vor dem 19. Jahrhundert zu
PreuBen gehorenden Gebieten Minden-Ravensberg und Kleve-Mark gab es
bereits seit 1734 bzw. 1753/54 die Einrichtung des Kreises nach
kurmarkischem Vorbild. In der Provinz Westfalen wurden die Kreise dagegen
zunéachst als rein staatliche Verwaltungsbezirke eingerichtet: Die ersten dort
vom preuBBischen Konig eingesetzten Landrate waren als staatliche
Kommissare an die Weisungen der Regierung gebunden und dieser
gegeniiber berichtspflichtig.” Der Weg vom rein staatlichen Verwal-
tungsbezirk hin zum einem ,Kommunalverband zur Selbstverwaltung seiner
Angelegenheiten” war im folgenden ein wesentliches Moment der
Geschichte der westfélischen Kreise im 19. Jahrhundert, das auch fir den
Verbleib ihrer Uberlieferung von entscheidender Bedeutung wurde.
Zwar sah schon im Juni 1816 eine Kabinettsorder? vor, dass der Landrat
Gutsbesitzer in seinem Kreis sein musste, doch wurde erst mit der
.Kreisordnung fiir die Rheinprovinz und Westfalen” 1827 der Kreistag als
eine dem preuBBischen Muster vergleichbare standische Vertretung
eingerichtet, neben dem das Amt des Landrats aber weiterhin seinen
ausgesprochen staatlichen Charakter behielt.®

Die standisch-patrimoniale, von konservativen Kraften gepragte Kreis-
ordnung von 1827 stand im Gegensatz zu friheren Entwirfen, die sich eng
an der Steinschen Stadteordnung und dem englischen Modell des self-
government orientierten.* Diese fanden ihre Fortsetzung erst in der liberalen
Kreis-, Bezirks- und Provinzialordnung vom 11. Marz 1850, die jedoch von
der Reaktion zu Fall gebracht und in Westfalen vor ihrer endgultigen
Aufhebung 1853 auRer im Kreis Soest nicht umgesetzt wurde.®

' Zur Einrichtung der Kreise: Verordnung wegen verbesserter Einrichtung der Provinzialbehérden, in: GS

1815, S. 85-92. Grundlage der landratlichen Tatigkeit war die ,Instruktion fur die Landrathe und die ihnen
untergeordneten Kreis-Offizianten” vom 31. Dezember 1816, gedruckt bei GELPKE, Entwickelung des
Landrathsamtes, S. 105-120; vgl. dazu auch UNRUH, Der Kreis, S. 96-98.

2 Druck der Kabinettsorder von Juni 1816 bei GELPKE, Entwickelung des Landrathsamtes, S. 104.

® Kreisordnung fiir die Rheinprovinzen und Westphalen vom 13. Juli 1827, in: GS 1827, S. 117-122. Unter
den im Kreistag vertretenen vier Standen besaen die kreisansassigen ehemaligen reichsunmittelbaren
Territorialherren und die Rittergutsbesitzer ein Virilstimmrecht, wahrend die Stadte und Samtgemeinden (seit
der Gemeindeordnung von 1841 Amter) lediglich (iber ein Kuriatstimmrecht verfiigten. Das wichtigste Recht
der neuen standischen Vertretung bestand in der Benennung von drei Kandidaten im Falle der Neubesetzung
der Landratsstelle.

4 Dazu UNRUH, Der Kreis, S. 75ff.

® Kreis-, Bezirks- und Provinzialordnung fiir den PreuRischen Staat vom 11. Mérz 1850, in: GS 1850, S.
251-265; vgl. dazu UNRUH, Der Kreis, S. 119-121.
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Den entscheidenden Schritt fir die Entwicklung des Kreises zu einem
+Kommunalverband zur Selbstverwaltung seiner Angelegenheiten” brachten
erst die ,Gneist-Eulenburgischen Reformen” mit der Kreisordnung fir die
ostlichen Provinzen von 1872, die bis auf geringfligige Verédnderungen mit
der erst 1886 erlassenen Kreisordnung fiir die Provinz Westfalen identisch
ist.® Als neues Organ der Selbstverwaltung wurde nun der vom Kreistag
gewahlte Kreisausschuss eingerichtet, dessen Vorsitz der Landrat auslbte.
Der Kreistag selbst naherte sich jetzt einer echten reprasentativen Vertretung
des Kreises an, indem an die Stelle seiner stédndischen Zusammensetzung die
Wahl der Mitglieder durch drei nach Steueraufkommen gegliederte
Wahlverbande trat.’

Mit 8 30 der neuen Kreisordnung wurde dagegen rigoros festgelegt:
»Der an der Spitze der Verwaltung des Kreises stehende Landrath wird vom
Koénige ernannt.” Der Kreistag verlor damit sein bis dahin nicht
beeintrachtigtes Préasentationswahlrecht zugunsten eines bloRen
Empfehlungsrechtes. Durch die Kreisordnung von 1886 war der staatliche
Charakter des Landrats wesentlich bestimmender geworden.®
Verfassungsrechtlich ist die gleichzeitige staatliche (als Organ der
Staatsregierung) und kommunale (als Vorsitzender des Kreistages und des
Kreisausschusses)  Aufgabenwahrnehmung des Landrats als eine
Organgemeinschaft einzuordnen.®

Entscheidend fir die Uberlieferung der Kreise wurde die Ordnung von
1886 insbesondere dadurch, dass seit ihrem Inkrafttreten in der
westfalischen Kreisverwaltung eine staatliche und eine kommunale Behérde
vereinigt waren: Beide verfigten Uber je eigene Beamte und eine eigene
Aktenfihrung, waren in der Praxis aber eng miteinander verzahnt.

Die 1886/7 geschaffene verfassungsrechtliche Struktur der Kreise blieb
mit Ausnahme des 1919 eingeflihrten allgemeinen Wahlrechts fir den
Kreistag bis zum Ende der Weimarer Republik unverandert.'® Weniger stabil
waren dagegen die Kreisgrenzen in Westfalen, die sich zunachst von der

® Kreisordnung fiir die Provinz Westfalen vom 31. Juli 1886, in: GS 1886, S. 217-250 (im weiteren zit. als
KrO 1886); allgemein zu den Gneist-Eulenburgischen Reformen UNRUH, Der Kreis, S. 122ff., speziell zur
EinfUhrung der Kreisordnung fir Westfalen ebda., S. 145.

7 Zur Verfassung der preuRischen Kreise nach der Kreisordnung seit 1872 bzw. 1886/7 UNRUH, Der Kreis, S.
170ff. und SCHMIDT-JORTZIG, Entwicklung des Verfassungsrechts, S. 97-100. Der Kreisausschuss Ubte tber
seine Selbstverwaltungsaufgaben hinaus die Funktion als unterste Instanz der Verwaltungsgerichtsbarkeit
aus, die auch wahrend der nationalsozialistischen Zeit unter der Bezeichnung ,Kreisverwaltungsgericht”
erhalten blieb.

8 Zum stérkeren staatlichen Charakter und zur Birokratisierung der landrétlichen Position seit 1886 vgl.
UNRUH, Der Kreis, S. 121f., 174-178 und SCHMIDT-JORTZIG, Entwicklung des Verfassungsrechts, S. 112f.
Bereits nach § 87 des Disziplinargesetzes vom 21. Juli 1852 (GS 1852, S. 484ff.) gehorte der Landrat zu
denjenigen Beamten, die gegen Gewahrung von Wartegeld jederzeit in den Ruhestand versetzt werden
durften. Nach SCHMIDT-JORTZIG, ebda., S. 118 ist der Kreisausschuss ebenso wie der Landrat in der
Kreisordnung von 1886 als ,Gemeinschaftsorgan von Staat und Kreiskommune gestaltet”.

 Dazu SCHMIDT-JORTZIG, Entwicklung des Verfassungsrechts, S. 113-115.

'© Verordnung betreffend die Zusammensetzung der Kreistage, in: GS 1919, S. 23-26; zum Wahlrecht s.
UNRUH, Der Kreis, S. 172. Der 1923 entstandene Entwurf einer neuen Kreisverfassung wurde nicht
verabschiedet; vgl. dazu UNRUH, ebda., S. 179.
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Griindungsphase bis etwa 1885 kaum verschoben hatten.'' Seit dieser Zeit
aber machten insbesondere im Ruhrgebiet die durch die Industrialisierung
bedingten wirtschaftlichen und sozialen Veradnderungen sowie die daraus
resultierende Verwaltungszunahme immer wieder Neugliederungsmaf3-
nahmen auf Kreisebene erforderlich. Zudem Uberschritten zahlreiche west-
falische Stadte zwischen 1886 und 1928 die durch den ,Auskreisungs-
paragraphen” der Kreisordnung festgelegte Mindesteinwohnerzahl von
30.000." Sie schieden damit als kreisfreie Stadte aus dem Landkreisverband
aus und erweiterten in den folgenden Jahren in der Regel noch ihr Gebiet auf
Kosten der umliegenden Landkreise. Zu einem vorlaufigen Stillstand kam
diese Entwicklung erst durch die in drei Gesetzen zwischen 1926 und 1929
erfolgte kommunale Neugliederung des Ruhrgebietes: Durch diese
MaRnahmen wurden einerseits die Landkreise des Reviers zugunsten einer
zwischen Emscher und Ruhr gelegenen Zone kreisfreier Stadte aufgelost,
andererseits wurde ein noérdlich der Emscher und sudlich der Ruhr
befindlicher Bereich geschaffen, der in Landkreise von stabiler und
lebensfahiger GroRe eingeteilt war.'® Diese zum Teil turbulent erscheinende
Gebietsentwicklung der westfélischen Kreisverwaltungen in den letzten
beiden Jahrzehnten des 19. und den ersten drei Jahrzehnten des 20.
Jahrhunderts ist nicht ohne Auswirkung auf den Verbleib der Uberlieferung
geblieben. Bei der Auskreisung von Stadten gelangten Unterlagen der
Landkreise an die Stadtverwaltungen und deren Archive, und bei der
Auflésung von Landkreisen wurden Akten an die Verwaltungen der als
Rechtsnachfolger fungierenden Stadte bzw. Kreise abgegeben.

Zu tiefgreifenden Veranderungen in der Kreisverwaltung kam es in der
Zeit des Nationalsozialismus. Die Untergrabung der preuBischen
Kreisverfassung begann mit einem Gesetz vom 17. Juli 1933, das alle
Befugnisse der Kreistage auf die Kreisausschiisse Uibertrug, ohne jedoch die
Vertretungskorperschaften offiziell aufzulésen. Unter dem Einfluss des
Kriegsbeginns wurden schlieBlich mit einer Verordnung des Ministerrats fir
die Reichsverteidigung vom 26. September 1939 die Zusténdigkeiten sowohl
des Kreistags als auch des Kreisausschusses endglltig auRer Kraft gesetzt

" Zur Neugliederung der Kreisverwaltungen im Ruhrgebiet und zum Ausscheiden von Stidten aus dem
Landkreisverband vgl. CONRAD, Die westfalischen Kreise, S. 6 und 8ff. und ausfuhrlich HOEBINK, Entwicklung
im Widerstreit, S. 37-65.

2 KrO 1886, § 4. In den kreisfreien Stadten (ibte der (Ober-) Biirgermeister die Funktionen des Landrats aus.
Die Aufgaben des Kreistags wurden von der Stadtverordnetenversammlung, die des Kreisausschusses vom
Magistrat bzw. von einem besonderen Stadtausschuss erfiillt. Zu den vier kreisfreien Stadten vor 1886
(Muanster, Dortmund, Bochum, Bielefeld) trat mit Inkrafttreten der Kreisordnung 1887 zunachst Hagen. Es
folgten die kreisfreien Stadte Gelsenkirchen (1896), Witten (1899), Hamm (1901), Recklinghausen (1901),
Herne (1906), Iserlohn (1907), Lidenscheid (1907), Herford (1911), Horde (1911), Buer (1912), Bottrop
(1921), Gladbeck (1921), Osterfeld (1922), Siegen (1923), Bocholt (1923), Wanne-Eickel (1926),
Wattenscheid (1926), Castrop-Rauxel (1928) und Lunen (1928).

'® Endgiiltig aufgeldst wurden zwischen 1926 und 1929 die Landkreise Gelsenkirchen, Dortmund, Hérde,
Bochum, Hattingen, Hagen und Schwelm. Zu den Gebietsverdnderungen im einzelnen CONRAD, Die
westfélischen Kreise, S. 9f. Der Auskreisungsparagraph der Kreisordnung von 1886 wurde 1929 durch das
dritte abschlieBende Neugliederungsgesetz ersatzlos gestrichen.
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und auf den Landrat Gbertragen.' Die faktische Aufhebung der Lander durch
die Gesetze zur Gleichschaltung von Landern und Reich sowie Uber den
Neuaufbau des Reiches seit 1934 machten den Landrat zum unmittelbaren
Reichsbeamten. Sein Amt erhielt mit der AuBerkraftsetzung der Zu-
standigkeiten von Kreistag und Kreisausschuss eine formal sehr starke
Stellung, die im Einzelfall jedoch durch die Person des jeweiligen NSDAP-
Kreisleiters erheblich eingeschrankt werden konnte.'® Trotz der faktischen
Tragweite der ,Verstaatlichung” der Kreisverwaltung im Nationalsozialismus
blieb aber die Kreisordnung von 1886 de jure in Kraft; auch an der
grundsatzlichen Position des Landrats als staatsbestelltem Doppelorgan
anderte sich nichts. Nur die Wahl bzw. Einberufung der kommunalen
Vertretungskorperschaften und Beschlusskollegien war ausgesetzt und ihre
Zustandigkeiten aufgehoben worden.

2.2 Zur Geschichte der Kreise in Westfalen seit 1946

Die Arbeit der westfédlischen Kreisverwaltungen stand zu Beginn der
britischen Besatzung unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten'® noch
ganz im Zeichen der Kontinuitat: Die britische Militarregierung setzte zwar
moglichst unbelastete Personlichkeiten an die Spitze der Kreisverwaltungen,
gab aber bis Ende 1945 einer Aufrechterhaltung der Verwaltung den Vorrang
gegenlber einer tiefgreifenden Umwandlung der kommunalen Verfassung.
Dagegen ist die am 1. April 1946 von der Militarregierung erlassene
Revidierte Deutsche Gemeindeordnung bereits das Ergebnis eines Wandels in
der Politik der britischen Besatzungsmacht: Sie setzte die auf eine
Demokratisierung zielenden und am britischen Vorbild des self-government
orientierten Reformpléne um."” Durch die Instruktion Nr. 100 der britischen
Militdrregierung vom August 1946 wurden die Bestimmungen der
Revidierten Gemeindeordnung auch auf die Kreisverhaltnisse Ubertragen.'®
Oberstes Verfassungsorgan des Kreises wurde nun der Kreistag, in dessen
Namen der Kreisausschuss als Direktionsorgan ,die fir die ordnungsgemalRie
FUhrung der regelmaRigen Verwaltungsgeschafte erforderlichen Verwaltungs-
malnahmen zu ergreifen” hatte. Die Aufgaben des preuBischen Landrats

'* Allgemein zur Kreisverfassung in der NS-Zeit UNRUH, Der Kreis, S. 192-195 und SCHMIDT-JORTZIG,
Entwicklung des Verfassungsrechts, S. 100-104. Das Gesetz vom 17. Juli 1933 in: GS 1933, S. 257f. Die
Verordnung von 1939 in: RGBI. I, 1939, S. 1981.

' Dazu SCHMIDT-JORTZIG, Entwicklung des Verfassungsrechts, S. 103f. Eine Verordnung (ber die
Verwaltungsfuhrung in den Landkreisen vom 28. Dezember 1939 versuchte die Kompetenzen von Landrat
und Kreisleiter abzugrenzen; vgl. RGBI. |, 1940, S. 45. Generelle Versuche von Seiten der Partei, eine
personelle Verflechtung von Landrat und NSDAP-Kreisleiter anzustreben, scheiterten insbesondere an
Reichsinnenminister Frick, der sich fur den staatlichen Charakter des Amtes aussprach.

'® Allgemein zur Entwicklung der Kreisverfassung im spateren Land Nordrhein-Westfalen nach Kriegsende
SCHMIDT-JORTZIG, Entwicklung des Verfassungsrechts, S. 104-106.

' Verordnung Nr. 21: Abéanderung der Deutschen Gemeindeordnung vom 1. April 1946, in: Amtsblatt der
Militarregierung Deutschland (Britisches Kontrollgebiet) Nr. 7, S. 127-149. Zur Veranderung der
Kommunalverfassung in der britischen Besatzungszone allgemein auch RuDzI0, Neuordnung.

'8 Zur Instruktion Nr. 100 und den Schwierigkeiten, diese und andere in der Literatur genannte Regelungen in
den amtlichen Veréffentlichungsbléttern der britischen Militérregierung zu verifizieren vgl. SCHMIDT-JORTZIG,
Entwicklung des Verfassungsrechts, S. 105f. mit Anm. 66.
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wurden auf die Amter des weiterhin als Landrat bezeichneten Vorsitzenden
des Kreistags und des jetzt zum reinen Ausflihrungsorgan zurlickgestuften
Hauptverwaltungsbeamten des Kreises, spéatestens seit Dezember 1947
~Oberkreisdirektor” genannt, aufgeteilt. Letzterer war allein vom Kreistag zu
ernennen und nur diesem verantwortlich.®

Die  Umstrukturierung der Kreisverfassung in der britischen
Besatzungszone betraf auch die untere Verwaltungsstufe des bis 1947
selbstandigen Landes Lippe.?® Mit der in Lippe erst 1879 erfolgten Trennung
von Justiz und Verwaltung wurden die urspringlich 13 als Amter
bezeichneten unteren Justiz- und Verwaltungsbezirke zu finf staatlichen
Verwaltungsamtern zusammengefasst. Durch das
Gemeindeverfassungsgesetz von 1927 entstanden an Stelle der finf
Verwaltungsadmter die vier Landratsamter Detmold, Brake, Schoétmar und
Blomberg, denen in Anlehnung an die preuRBische Kreisverfassung der
Korporationscharakter zur Verwaltung von Auftrags- und Selbstverwaltungs-
angelegenheiten Ubertragen wurde. Mit der Zusammenlegung der vier
Landratsamter zu den zwei Kreisen Detmold und Lemgo entsprach schlieRlich
auch die Bezeichnung der unteren Verwaltungsstufe ab 1932 dem
preuBischen Modell.?'

Eine entscheidende Erweiterung erfuhren die Aufgaben der nordrhein-
westfélischen Kreisverwaltungen mit der 1948 erfolgten
+Kommunalisierung” zahlreicher unterer staatlicher Sonderbehérden der
Kreisstufe (Kataster-, Gesundheits-, Veterinar-, Besatzungs-, Erndhrungs- und
StraBenverkehrsamter sowie die Ortlichen Regierungskassen), die nun in die
Verantwortung der Kreisverwaltungen (ibergingen.?? Als ,Pflichtaufgaben zur
Erfillung nach Weisung” wurden die Aufgaben dieser Sonderverwaltungen in
den eigenen Wirkungskreis der Kommunalverwaltung Uberflhrt. Staatliche
Auftragsangelegenheiten im Sinne eines echten Aufgabendualismus sollte es
seitdem in Nordrhein-Westfalen nach gangiger rechtlicher Auffassung nur
noch kraft Bundesrecht (Art. 85 und 84 Abs. 5 GG) geben.?®

' Zur Bezeichnung des Hauptverwaltungsbeamten als ,Oberkreisdirektor” vgl. SCHMIDT-JORTZIG, Entwicklung
des Verfassungsrechts, S. 106 mit Anm. 67f. Die Amtsbezeichnung wurde spéatestens mit dem Gesetz Uber
die Amtsdauer der Birgermeister und Landrate und die Wahl der leitenden Gemeindebeamten vom 9.
Dezember 1947 (in: GV. NRW. 1948, S. 37) eingefiihrt.

20 Die Eingliederung Lippes in das Land Nordrhein-Westfalen wurde durch die Verordnung Nr. 77 der
britischen Militérregierung am 21. Januar 1947 sanktioniert; vgl. Amtsblatt der Militarregierung Deutschland
(Britisches Kontrollgebiet) Nr. 16, S. 411.

21 Zur Entwicklung der Amter in Lippe-Detmold UNRUH, Der Kreis, S. 164 und CONRAD, Die westfalischen
Kreise, S. 6.

22 Gesetz Uber die Eingliederung staatlicher Sonderbehdrden der Kreisstufe in die Kreis- und
Stadtverwaltungen” vom 30. April 1948, in: GV. NRW. 1948, S. 180f. Die hauptsachlichen
Verwaltungsanordnungen dazu vom 25. Oktober 1948 in MBI. NRW. 42 (1948), S. 566-576.

23 Nordrhein-Westfalen gehért zu denjenigen Bundeslandern, die - dem sogenannten ,Weinheimer Entwurf”
einer Gemeindeordnung folgend - den (Uberkommenen Aufgabendualismus von Eigen- und
Auftragsverwaltung zugunsten einer monistischen Aufgabenstruktur aufgegeben haben. Die Zuordnung der
»Pflichtaufgaben zur Erfillung nach Weisung” zum eigenen Wirkungskreis der Kommunen ist jedoch nicht
unumstritten; vgl. dazu z.B. MuTIUS, Kommunalrecht, Nr. 308, S. 163f., Nr. 312, S. 165f. und Nr. 315, S.
1671.
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Die im Juli 1953 verabschiedete Landkreisordnung fiir das Land
Nordrhein-Westfalen?*  griff die wesentlichen von der britischen
Besatzungsmacht erlassenen Veranderungen der Kreisverfassung auf, ging
aber von der pauschalen Anwendung des Gemeindeverfassungsrechts auf
die Landkreise ab. Auch die Kreisordnung von 1953 sah im Kreistag das
primare Verfassungsorgan des Kreises und behielt das Amt des als Landrat
bezeichneten ehrenamtlichen Kreistagsvorsitzenden bei; die Stellung des
Kreisausschusses wurde dagegen ausgebaut.

Im Vergleich zum besatzungsrechtlichen Modell féllt insbesondere auf,
dass die ,Kommunalisierung” des Hauptverwaltungsbeamten als ,Oberkreis-
direktor” zwar grundséatzlich UGbernommen, in ihrem Ausmal} jedoch
zurlickgeschraubt wurde: Die Kreisordnung von 1953 verstarkte nicht nur
die Bedeutung und die Selbstandigkeit der kommunalen Aufgabenerfillung
des Oberkreisdirektors, sondern Ubertrug ihm auch die Aufgaben der unteren
staatlichen Verwaltungsbehorde. Die verfassungsrechtliche Stellung des
preulBischen Landrats als ,Doppelorgan” ist aber durch diese Regelung nicht
wieder aufgegriffen worden. Der nordrhein-westfalische Oberkreisdirektor ist
zuallererst Kreisorgan und nimmt die Aufgaben der unteren staatlichen
Verwaltungsbehdérde nur im Wege der Organleihe wahr.?®
Die Aufgaben des Oberkreisdirektors als untere staatliche Verwaltungs-
behorde gliedern sich in Aufgaben der Aufsicht und sonstige durch
gesetzliche Vorschrift der unteren staatlichen Verwaltungsbehorde Uber-
tragene Funktionen.?® Zudem wurden im Zuge der Wiederverstaatlichung der
Polizei durch das Polizeigesetz vom 11. August 1953 und die erganzende
Verwaltungsverordnung vom 24. September 1953 die Oberkreisdirektoren
im Wege der Organleihe zu Kreispolizeibehérden bestimmt.?” Durch § 18 des
Schulverwaltungsgesetzes wurden dem Oberkreisdirektor schlieRBlich als

24 Landkreisordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Juli 1953, in: GV. NRW. 1953, S. 305-312
(im weiteren zit. als KrO 1953), ab 1969 unter der Bezeichnung ,Kreisordnung”. Vgl. zu ihren Regelungen
und zur Fortentwicklung bis 1986 SCHMIDT-JORTZIG, Entwicklung des Verfassungsrechts, S. 106-108.

2% KrO 1953, §§ 47-50. Zur verfassungsrechtlichen Einordnung vgl. SCHMIDT-JORTZIG, Entwicklung des
Verfassungsrechts, S. 115-117. Zur Charakterisierung der Aufgabenerfillung im Wege der Organleihe als
unmittelbare staatliche Verwaltung s. z.B. MuTIUS, Kommunalrecht, Nr. 309f., S. 164. Vgl. auch das mit der
Landkreisordnung von 1953 wieder eingefiihrte begrenzte staatliche Mitwirkungsrecht bei der Bestellung des
Oberkreisdirektors (KrO 1953, 8 38 | 3). Dem Kreisausschuss steht nach KrO 1953, 88 47f. bei der
Wahrnehmung der Aufgeben der unteren staatlichen Verwaltungsbehdrde durch den Oberkreisdirektor in
bestimmten Fallen ein Mitwirkungsrecht zu, das verfassungsrechtlich ebenso als Organleihe einzuordnen ist;
dazu SCHMIDT-JORTZIG, ebda., S. 118f.

%6 vgl. zur Gliederung der staatlichen Aufgaben einen Runderlass des Innenministers vom 4. August 1954,
MBI. NRW. 1954, S. 1550. Anwendungsfélle der gesetzlichen Aufgabenibertragung sind die Aufgaben des
Gemeindeprifungsamtes, die Planungsaufsicht im Kreis, die obere Bauaufsicht im Kreis, die obere
Denkmalaufsicht sowie die Aufsicht Uber die kreisangehérigen Gemeinden bei der Abfallbeseitigung, beim
Rettungsdienst, im Katastrophenschutz und beim Feuerschutz. Dazu der Kommentar zu 88 47f. der KrO
1953 bei WAGENER, Gemeindeverbandsrecht, S. 317-329.

27 Gesetz (iber die Organisation und die Zustandigkeit der Polizei im Lande Nordrhein-Westfalen, in: GV.
NRW. 1953, S. 330-333; aktuelle Fassung vom 22. Oktober 1994 (GV. NRW. 1994, S. 852; vgl. auch
SGV. NRW. Nr. 205). Die ergédnzenden Verwaltungsverordnungen in MBI. NRW. 1953, S. 1573-1596,
speziell zu den Kreispolizeibehérden S. 1595f. Zur Entwicklung der Polizeiverwaltung in Nordrhein-Westfalen
vgl. ROMEYK, Kleine Verwaltungsgeschichte, S. 81-87.
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staatliche Aufgabe auch die verwaltungs- und haushaltsrechtlichen Aufgaben
im Schulamt (ibertragen.?®

AuRerlich erkennbar ist der beim Oberkreisdirektor in Erfiillung seiner
Aufgaben als untere staatliche Verwaltungsbehérde entstandene Schrift-
wechsel am jeweiligen Briefkopf ,Der Oberkreisdirektor als untere staatliche
Verwaltungsbehérde” bzw. ,Der Oberkreisdirektor als Kreispolizeibehorde”
und an der Filhrung des kleinen Landessiegels als Dienstsiegel.?®

Eine starke Veranderung erfuhr in der Folgezeit in Nordrhein-Westfalen
der territoriale Zuschnitt der Kreise. Nach Abschluss der insgesamt unter
Einschluss aller Planungsphasen von 1964 bis 1975 wahrenden kommunalen
Gebietsreform waren von landesweit 57 Kreisen und 37 kreisfreien Stadten
noch 31 Kreise und 23 kreisfreie Stadte Ubrig geblieben. Flr die Struktur der
Kreistiberlieferung war diese Entwicklung nicht ohne Folgen, da es zu
erheblichen Gebietsveranderungen kam und z.B. bis zu drei Kreise unter
einem neuen Namen vereinigt wurden.*®

Unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten blieb das Bild der
nordrhein-westfalischen Kreise dagegen bis 1994 in seinen wesentlichen
Zigen unverandert.®’ Einen deutlichen Bruch mit der durch die Kreisordnung
von 1953 geschaffenen verfassungsrechtlichen Struktur markiert erst die am
14. Juli 1994 verkindete neue Kreisordnung fir das Land Nordrhein-
Westfalen, deren wichtigste Neuerung in der Ersetzung der bisherigen
Doppelspitze von ehrenamtlichem Landrat und Oberkreisdirektor durch einen
hauptamtlichen, unmittelbar gewahlten Landrat besteht. Die Kompetenzen
des ehrenamtlichen Landrats und des Oberkreisdirektors, darunter auch seine
staatlichen  Funktionen, wurden im neuen Amt des Landrats
zusammengefihrt, dessen Amtsinhaber bei der Kommunalwahl des Jahres
1999 erstmals unmittelbar gewahlt wurden. Darlber hinaus sieht die
Kreisordnung von 1994 jedoch keine wesentlichen strukturellen
Veranderungen im  verfassungsrechtlichen  System von Kreistag,
Kreisausschuss und Landrat vor.*?

28 Schulverwaltungsgesetz § 18, in: GV. NRW. 1958, S. 244; aktuelle Fassung vom 18. Januar 1985 (GV.
NRW. 1985, S. 155, ber. S. 447; vgl. auch SGV. NRW., Nr. 223). Die schulfachlichen Angelegenheiten
obliegen dagegen den staatlichen Schulraten.

2° Dazu WAGENER, Gemeindeverbandsrecht, S. 317-320.

30 Zur kommunalen Gebietsreform in Nordrhein-Westfalen vgl. z.B. HOEBINK, Entwicklung im Widerstreit, S.
65-71; ROMEYK, Kleine Verwaltungsgeschichte, S. 45-51.

31 Zur Fortentwicklung der nordrhein-westfalischen Kreisordnung bis 1986: SCHMIDT-JORTZIG, Entwicklung
des Verfassungsrechts, S. 108. Im Bereich der Aufgaben der Kreisverwaltung ergaben sich dagegen groRere
Anderungen durch die Gesetze zur Funktionalreform Ende der 70er bis Anfang der 80er Jahre; dazu ROMEYK,
Kleine Verwaltungsgeschichte, S. 299.

32 Kreisordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994, in: GV. NRW. S. 646-657; vgl. a.
SGV. NRW., Nr. 2021 (im weiteren zit. als KrO 1994). Die Wahrnehmung der Aufgaben der unteren
staatlichen Verwaltungsbehorde durch den Landrat ist geregelt in KrO 1994, § 58-61. Auch die
Mitwirkungsrechte des Kreisausschusses an der staatlichen Verwaltung im Kreis blieben bestehen (KrO
1994, 88 58f.).
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3. Die Uberlieferung der Kreisverwaltungen in den westfalischen Archiven

Die im Vorhergehenden beschriebene Verbindung kommunaler und staat-
licher Aufgabenerflllung auf der Ebene der Kreisverwaltung sowie die
zahlreichen Gebietsveranderungen der westfalischen Kreise wahrend des 19.
und 20. Jahrhunderts haben zu einer sehr komplexen Uberlieferungsstruktur
gefuhrt. Ein Benutzer, der zur Geschichte eines westfalischen Kreises
arbeiten mochte, findet Teile der Kreistberlieferung in der Regel sowohl im
zustandigen Staatsarchiv als auch im jeweiligen kommunalen Kreisarchiv.
Nicht selten wird er darliber hinaus auch die Bestdnde von Stadt- und
Gemeindearchiven fir sein Forschungsanliegen prifen missen. Im Rahmen
dieser Studie kann die Verteilung der einzelnen (Teil-)Bestande nur in groben
Ziagen umrissen werden; der folgende Abschnitt ist daher als eine Art
~Wegweiser” durch die wenig Ubersichtliche ,Landkarte” der Kreis-
Uberlieferung zu verstehen, der keinen Anspruch auf Vollstandigkeit erhebt.>®

Die Kreisarchive zadhlen mit zu den jlingsten Grindungen im deutschen
Archivwesen: Erste Ansatze lassen sich zwar im Bereich der preuRischen
Archivverwaltung bis in die 30er Jahre des 20. Jahrhunderts
zurlickverfolgen; insgesamt gesehen sind Kreisarchive aber eine Nachkriegs-
erscheinung bzw. in ihrer heutigen Form als hauptamtlich besetzte Archive
sogar oft erst nach den kommunalen Gebietsreformen der 70er Jahre
entstanden.?

Sofern in den Registraturen der westfalischen Kreise im 19. und zu
Beginn des 20. Jahrhunderts Aussonderungen stattfanden, gingen diese
Abgaben daher zunadchst an das fur die Provinz Westfalen zustandige
Staatsarchiv in Minster. Fir den Kreis Borken beispielsweise lasst sich dort
erstmals 1878 eine Akteniibernahme nachweisen.*® Der gréRte Teil der
Kreisakten des Regierungsbezirks Minden/Detmold wurde an das 1956
gegrindete nordrhein-westfélische Staatsarchiv Detmold abgegeben, die

3 Die Grundlage dieses Uberblicks bildet eine Tabelle zum Verbleib der Kreisiiberlieferung in Westfalen, die
aus Platzgrinden leider nicht in die Druckfassung Ubernommen werden konnte. Sie basiert zum einen auf
gedruckten oder Uber das Internet (www.archive.nrw.de) zuganglichen Bestandeubersichten sowie auf Mate-
rial aus den Dienstregistraturen der Staatsarchive Minster und Detmold, zum anderen auf den Ergebnissen
eines Fragebogens, der im November 2000 an alle Kreisarchive sowie an alle Archive kreisfreier bzw.
ehemals kreisfreier Stadte versandt wurde. Die hohe Ricklaufquote (ca. 80%) der Umfrage, fir die mich an
dieser Stelle bei allen beteiligten Archivarinnen und Archivaren bedanken mochte, fihrte zwar zu einer Prazi-
sierung der Ergebnisse, doch kann die Ubersicht keinesfalls den Anspruch auf Vollstandigkeit erheben. Dem
steht entgegen, dass gerade die Kreisarchive als vergleichsweise junge Griindungen in der Aufbauphase noch
nicht alle vorhandenen Bestande bearbeitet haben, bzw. in manchen Kreisen bislang kein Kreisarchiv ein-
gerichtet worden ist. Auch solche Akten, die aufgrund des Instanzenzuges in den Archiven der
kreisangehdrigen Gemeinden gelandet sind, kdnnen hier nicht erfasst werden.

3 Zur Entwicklung der Kreisarchive SCHULTE, Archive, S. 285-287; speziell zu den Anfangen in der
preuBlischen Archivverwaltung TEKATH, Dokumentationsprofil, S. 8f.

% Weitere Zugange sind fir 1884, 1908, 1926, 1939, 1975, 1976 und 1977 belegt (Zugangsbuch
11/1878, 27/1908, 26/1926, 6/1939, 36/1975, 19/1976). Der Zugang einer einzelnen Akte findet sich
unter 81/1977. StAMs Dienstregistratur 425, fol. 60f. belegt einen weiteren Archivalienzugang aus dem
Landratsamt Borken im Jahre 1884. Vgl. zu den im Zugangsbuch genannten Akteniibernahmen auch StAMs
Dienstregistratur 424, fol. 100-104 (mit Ubergabeliste); StAMs Dienstregistratur 426 (Schreiben des
Landrats vom 4. September 1908, die Ubergabeliste fehlt); StAMs Dienstregistratur 427 (Schreiben des
Landrats vom 13. Juli 1926).
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Akten der Kreise in den Regierungsbezirken Minster und Arnsberg verblieben
dagegen in Minster.*® Fir die meisten westfalischen Kreise befinden sich
damit heute zumindest Teile ihrer altesten Uberlieferung aus der Zeit vor
1946 in den beiden Staatsarchiven. Einige ,Fehlanzeigen” im Bereich der
Staatsarchive lassen sich damit erklaren, dass von den betreffenden Kreisen
nie Aktenabgaben dorthin erfolgten.’’” So ist die Uberlieferung des
Landratsamts Lippstadt bei der Kreisverwaltung verblieben und liegt heute im
Kreisarchiv Soest. Eine noch fiir Miinster vorgesehene Abgabe der
Kreisverwaltung Herford kam nicht zustande, so dass sich im Staatsarchiv
Detmold keine Archivalien dieser Provenienz aus der Zeit vor 1946 befinden.
Die altere Uberlieferung des Kreises Herford und auch des bereits 1832
aufgelosten Kreises Binde findet der Benutzer daher heute im
Kommunalarchiv Herford. In anderen Fallen wurden bereits an das
Staatsarchiv abgegebene Akten spater den Kreisarchiven Uberlassen. Auf
diese Weise gelangte z.B. von Miinster aus noch vor der Ubergabe der
Kreisbestdande aus dem Regierungsbezirk Minden/Detmold die altere
Uberlieferung der Kreise Halle und Wiedenbriick an die Kreisverwaltungen
und spéter an das Archiv des Kreises Gutersloh in Rheda-Wiedenbriick. Als
Depositum des Staatsarchivs liegen heute die Akten des Kreises Altena im
Kreisarchiv des Markischen Kreises. Die alteren Akten des Landkreises
Mdinster befanden sich nur von 1959 bis 1964 als Depositum im
Staatsarchiv Minster. Mit der Einrichtung eines Kreisarchivs wurden sie an
dieses abgegeben und gelangten dann infolge der Aufldsung des Landkreises
Minster bei der kommunalen Neugliederung 1975 an das Stadtarchiv
Miunster.

Obwohl die westfalische Kreisverwaltung beinahe von Beginn an durch
die Verbindung staatlicher und kommunaler Aufgabenerfillung
gekennzeichnet war und seit 1886 zumindest theoretisch eine
Unterscheidung zwischen kommunaler (Kreisausschuss-) und staatlicher
(Landratsamts-) Uberlieferung bestand, umfassten die dlteren Abgaben an die
Staatsarchive oft auch Unterlagen der Kreisausschiisse. Bei der
Bestandebildung in den Staatsarchiven wurden darliber hinaus — ebenso wie
auch in einigen kommunalen Archiven — nicht in jedem Fall die Provenienzen
Landratsamt und Kreisausschuss getrennt. Mitunter mag dies aufgrund der
engen Verquickung der Akten den tatséchlichen Registraturverhaltnissen in
der Kreisverwaltung eher entsprochen haben. Fir den Regierungsbezirk

% Die Akten der Kreise Halle und Wiedenbriick gingen nicht an das Staatsarchiv Detmold, sondern an die
Kreisverwaltungen; im Falle Herfords war eine geplante Abgabe an Miinster zuvor nicht zustande gekommen;
s. dazu auch die folgenden Angaben.

%7 Zu den alteren Abgaben der Kreisverwaltungen an die Staatsarchive vgl. insbesondere StAMs,
Dienstregistratur 424-427, 738f. Eine detaillierte Ubersicht Giber die Abgabetermine und -umstande der heute
im Staatsarchiv Detmold liegenden Kreisbestéande befindet sich in der laufenden Dienstregistratur des StAD in
einem Bericht des Archivs an das Kultusministerium vom 4. Mérz 1986 unter Az. O - 42.00 - Kreis Minden-
Lubbecke.
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Minster® befinden sich Akten der Kreisausschiisse aus den Landkreisen
Ahaus, Beckum, Coesfeld, Lidinghausen, Recklinghausen, Steinfurt und
Tecklenburg im Staatsarchiv Minster, fiir den Regierungsbezirk Arnsberg®
aus den Landkreisen Brilon, Ennepe-Ruhr-Kreis, Hagen, Hattingen, Hoérde,
Iserlohn, Meschede, Olpe, Schwelm, Siegen und Wittgenstein. Fir das
Staatsarchiv Detmold lassen sich keine entsprechenden Angaben machen, da
hier in den mit M 2 bzw. D 100 bezeichneten Bestédnden die Provenienzen
Landratsamt und Kreisausschuss nicht eigens ausgewiesen werden.

Far die Gberwiegende Zahl der westfélischen Kreise befindet sich jedoch
nur ein Teil ihrer Uberlieferung aus der Zeit vor 1946 in den Staatsarchiven.
Bereits vor dem Zweiten Weltkrieg zeigt sich, dass mit der Starkung der
kommunalen Selbstverwaltung auf Kreisebene ein verstarktes Interesse an
der Geschichte des Kreises als kommunaler Gebietskdrperschaft einherging,
das u.a. in ersten Griindungen von Kreisarchiven seinen Ausdruck fand. Im
Kreis Borken ist beispielsweise bereits sehr friihzeitig in den 30er und 40er
Jahren die Einrichtung eines nebenamtlich betreuten Kreisarchivs belegt.*
Durch die vom damaligen ehrenamtlichen Kreisarchivar vorgenommene
Auswahl und Flichtung einiger Akten von besonderer historischer Bedeutung
entging ein Teil der Altregistratur der kriegsbedingten Zerstérung beim Brand
des Borkener Kreishauses.*' Die auf diese Weise erhaltenen Akten umfassen
ca. 5 m und haben eine Laufzeit von 1811 bis 1933; sie bildeten spater das
Fundament fir die erneute Griindung eines Kreisarchivs in Borken.

Neben jenen bereits genannten Kreisen, deren 3ltere Uberlieferung
vollstandig im kommunalen Archiv aufbewahrt wird, verblieben in vielen
anderen Kreisverwaltungen zumindest Registraturteile der Landratsémter aus
der Zeit vor 1946 und gelangten auf diesem Wege in die kommunalen
Archive. Uber das Eigentum an den Registraturen der Landratsamter, speziell
Uber jene Akten, die sich zum Stichjahr 1946 noch in den Kreisverwaltungen
selbst befanden, entstand in Nordrhein-Westfalen ein bis heute nicht
zufriedenstellend geléster Streit zwischen den seit 1946 kommunalisierten
Kreisen, die zunehmend nach der Einrichtung eigener Kreisarchive strebten,
und den staatlichen Archiven.*?

In folgenden westfélischen Kommunalarchiven lassen sich heute Teile bzw.
mitunter auch nur Splitter landratlicher Uberlieferung aus der Zeit vor 1946

% Allerdings handelt es sich bei den Teilbestidnden der Kreisausschiisse Beckum und Coesfeld jeweils nur um
zwei Akten. Im Falle von Coesfeld und Ludinghausen sind die Provenienzen Landratsamt und Kreisausschuss
nur zum Teil getrennt.

3 Im Falle des Teilbestands Kreisausschuss Olpe handelt es sich lediglich um 5 Akten.

40 Erste Bemtihungen, in Borken ein Kreisarchiv einzurichten, lassen sich schon in den 1930er und 1940er
Jahren nachweisen; vgl. dazu StAMs Dienstregistratur 738 und 809.

41 StAMs Dienstregistratur 738. Gleiches berichtet schon ein Schreiben des Borkener Landrats an den
Regierungsprasidenten vom 19. Méarz 1946 Uber die Situation des Kreisarchivs in Borken in StAMs
Dienstregistratur 811. Anders die Angaben der Kreisverwaltung zu den Kriegsverlusten in StAMs
Dienstregistratur 809, wonach angeblich samtliche Akten des Landratsamts durch Kriegseinwirkung verloren
gegangen seien.

%2 Vgl. dazu ausfihrlich das folgende Kapitel iiber Méglichkeiten einer physischen Zusammenfiihrung der
Kreisliberlieferung durch Klarung des Eigentumsrechtes.
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finden.*® Fir die Kreise des Regierungsbezirks Miinster sind zu nennen: das
Kreisarchiv Borken mit Teilen der landratlichen Registratur der Kreise Ahaus
und Borken, das Kreisarchiv Warendorf mit Teilen der Warendorfer und
eventuell auch der Beckumer Uberlieferung, das Kreisarchiv Steinfurt mit
Tecklenburger und eventuell auch Steinfurter Landratsamtsakten, das
Stadtarchiv Bottrop und vermutlich auch die Stadtarchive Gelsenkirchen und
Oberhausen sowie das Kreisarchiv Recklinghausen mit Resten der
Uberlieferung des Landratsamts Recklinghausen. Fir die Kreise des
Regierungsbezirks Arnsberg ergibt sich folgendes Bild: Fir das Kreisarchiv
des Hochsauerlandkreises war anhand der Bestédndelbersicht bzw. der
Antwort des Archivs nicht eindeutig erkennbar, inwieweit die dort liegende
Uberlieferung der Kreise Arnsberg, Brilon und Meschede auch landratliches
Schriftgut enthéalt. Gleiches gilt fir das Kreisarchiv des Markischen Kreises
mit Akten des Kreises Iserlohn und die Kreisarchive Olpe und Unna mit den
dort liegenden Bestanden der gleichnamigen Kreise. Mit Sicherheit belegbar
sind Akten des Landratsamts Soest im dortigen Kreisarchiv sowie Akten des
Landratsamts Siegen im Stadtarchiv Siegen. Gerade flr die Kreise des
Regierungsbezirks Arnsberg ist die infolge der kommunalen Neugliederung
des Ruhrgebiets von 1926 bis 1929 entstandene Zersplitterung der
Landratsamtsbestande auf verschiedene Stadtarchive typisch.** Im
Stadtarchiv Bochum befindet sich der GroRteil der landratlichen Uberlieferung
des Landkreises Bochum sowie vermutlich auch Uberlieferungssplitter des
Kreises Gelsenkirchen. Im Stadtarchiv Gelsenkirchen liegen neben Akten des
Kreises Gelsenkirchen, die vermutlich auch landratliche Uberlieferung
enthalten, auch Uberlieferungsreste des Kreises Bochum. Das Stadtarchiv
Witten verwahrt den Angaben einer Liste im Staatsarchiv Minster zufolge
Akten der Landratsdmter Bochum, Hagen und Hoérde; im Stadtarchiv Linen
befinden sich derselben Quelle zufolge Akten der Landratsamter Dortmund
und Unna. Die Bestandelbersicht des Stadtarchivs Dortmund fihrt neben
Akten des Landratsamts Dortmund auch solche des Landratsamts Horde auf;
Archivalien des Landratsamts Dortmund befinden sich zudem auch im
Stadtarchiv Castrop-Rauxel. An das Stadtarchiv Herne gelangten Uber die
Eingliederung der Stadt Wanne-Eickel vermutlich Akten des Landratsamts
Gelsenkirchen. SchlieBlich verwahrt das Stadtarchiv Hagen Teile der
Uberlieferung des Landratsamts Hagen. Etwas einfacher stellt sich das Bild
far die Kreise des Regierungsbezirks Minden/Detmold dar: Teile der
landratlichen Uberlieferung befinden sich hier fir den Kreis Biiren im

43 Die Existenz landratlicher Uberlieferung aus der Zeit vor 1946 im Kommunalarchiven lasst sich z.B. durch
die Vermischung der Provenienzen von Landratsamt und Kreisausschuss oder durch einen friheren
Registraturschnitt nicht immer eindeutig feststellen. Einer eindeutigen Identifizierung solcher
Uberlieferungssplitter steht zudem entgegen, dass die in Frage kommenden Bestande zum Teil noch nicht
endgliltig bearbeitet worden sind bzw. im Falle des Kreises Siegen bislang kein Kreisarchiv eingerichtet
wurde, aber vermutlich noch &ltere Landratsamtsbestande bei der Kreisverwaltung vorhanden sind.

“ |m Bereich des Regierungsbezirks Minster ist eine solche Zersplitterung nur fiir den ehemaligen Kreis
Recklinghausen erkennbar.
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Kreisarchiv Paderborn sowie fir die Kreise Minden und Llbbecke im
Kommunalarchiv. Minden. Ferner verwahrt das Kreisarchiv Hoxter
Restbestédnde von Akten der Landratsdmter Hoxter und Warburg aus der Zeit
vor 1946.

Mit der 1946 erfolgten Kommunalisierung der Kreisverwaltung entfielen
auch fast alle bis dahin noch geltenden Anspriiche der staatlichen Archive
auf die Uberlieferung der Kreise. In verschiedenen Runderlassen des
nordrhein-westfalischen  Kultusministeriums  seit 1951 wird  das
Eigentumsrecht der Kreisverwaltungen an ihren nach dem 1. April 1946
entstandenen Unterlagen voll anerkannt. Um der archivfachlichen Betreuung
willen empfahl das Ministerium jedoch vorerst in Absprache mit dem
Landkreistag eine Aufbewahrung in den Staatsarchiven unter Wahrung des
Eigentumsrechtes der Landkreise.*® Die zunichst eher zdgerliche und bis
heute noch nicht Uberall vollzogene Einrichtung von Kreisarchiven fiihrte
daher dazu, dass seitens der Kreisverwaltungen zum Teil auch ihre nach
1946 entstandene Uberlieferung in den Staatsarchiven deponiert wurde und
dort in Einzelfdllen auch heute noch aufbewahrt wird.*® Dariiber hinaus
entsteht in Nordrhein-Westfalen auf Kreisebene seit den Anderungen in der
Kreisverfassung von 1953 im Rahmen der vom Oberkreisdirektor in
Organleihe  wahrgenommenen  Aufgaben der unteren  staatlichen
Verwaltungsbehdérde erneut Archivgut staatlicher Provenienz.

Ein Blick auf die Bestandelbersichten der beiden westféalischen
Staatsarchive ergibt hinsichtlich der dort aufbewahrten, nach 1946
entstandenen Kreistiberlieferung folgendes Bild: In der Bestandelbersicht des
Staatsarchivs Minster werden Teilbestdnde der Kreise Coesfeld,
Lidinghausen und Ennepe-Ruhr-Kreis eigens als Depositum der
Kreisverwaltung ausgewiesen. Fir den Regierungsbezirk Mduinster sind
darliber hinaus aus den Kreisverwaltungen Borken, Munster, Recklinghausen
und Steinfurt Akten aus der Zeit nach 1946 genannt.*” Es handelt sich dabei
um Einburgerungsakten, die im Rahmen staatlicher Aufgabenwahrnehmung
bei den Kreis- und Stadtbehérden gebildet und dem Regierungspréasidenten
zur Einblrgerungsentscheidung vorgelegt wurden. Sie gingen danach wieder
an die unteren Verwaltungsbehdérden zuriick und wurden gemafR Runderlass
des nordrhein-westféalischen Innenministers vom 13. Oktober 1973 an die

% Erstmals wird diese Auffassung in einem Runderlass des Kultusministeriums vom 27. November 1951
vertreten, in: MBl. NRW. (1952), S. 294. Vgl. auch den Erlass vom 8. Februar 1952 ebda., S. 295.

% Mit Ausnahme des Kreises Siegen, des Ennepe-Ruhr-Kreises und des Kreises Lippe sind heute in allen
westfélischen Kreisen Kreisarchive eingerichtet worden. Der Ennepe-Ruhr-Kreis kommt seiner
archivrechtlichen Verpflichtung gemaR & 10 ArchivG NRW (GV. NRW. 1989, S. 302-305; SGV. NRW., Nr.
221) durch die Deponierung seiner Unterlagen im Staatsarchiv Minster nach; vgl. den 1982
abgeschlossenen Hinterlegungsvertrag zwischen dem Kreis und dem Staatsarchiv in der laufenden
Dienstregistratur des StAMs, Az. 10.1.2. Die Akten des Kreises Lippe werden im Staatsarchiv Detmold
aufbewahrt.

“7Im Falle des Kreises Borken geht dies nicht aus der gedruckten Besténdelibersicht des StAMs hervor,
sondern berlcksichtigt bereits die bei der Neuverzeichnung integrierten Ergadnzungen (Einblirgerungsakten).
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Staatsarchive abgegeben.*® Fiir den Regierungsbezirk Arnsberg wurden diese
Akten dagegen nicht in die allgemeinen Kreisbestande integriert, sondern
bilden einen Sammelbestand, der u.a. Einblrgerungsakten aus den Kreis-
verwaltungen Arnsberg, Brilon, Ennepe-Ruhr-Kreis, Iserlohn, Lidenscheid,
Meschede, Siegen, Soest, Unna und Wittgenstein enthélt.*®

Im Staatsarchiv Detmold wurden im Zusammenhang mit der Bestande-
abgrenzung zwischen dem Regierungsbezirk Minden (1816-1947) und dem
Regierungsbezirk Detmold (ab 1947) Bestédnde mit der Bezeichnung D 100
eingerichtet; sie enthalten Akten, die in Erfillung der nach der
Kommunalisierung verbliebenen staatlichen Aufgaben entstanden sind, aus
folgenden Kreisverwaltungen des Regierungsbezirks Detmold: Bielefeld,
Biren, Detmold, Hoxter, Lemgo, Paderborn, Warburg und Wiedenbrick. Im
Falle der ehemals lippischen Kreisverwaltungen Detmold und Lemgo
umfassen die D 100-Bestdnde jedoch sowohl zeitlich als auch inhaltlich
mehr: Einerseits wurden aus pragmatischen Grinden hier die Akten der
beiden erst 1932 in dieser Form entstandenen Kreisverwaltungen aus
lippischer Zeit nicht von der Uberlieferung aus nordrhein-westfalischer Zeit
getrennt, andererseits beinhalten diese Bestdnde auch kommunales
Archivgut des Kreises Lippe, der 1974 aus der Vereinigung der Kreise Lemgo
und Detmold entstand und sein Archivgut im Staatsarchiv Detmold
deponiert.’® In Detmold sind zudem spezielle mit D 103 bezeichnete
Bestande fir das Archivgut der nach der Gebietsreform der 70er Jahre
entstandenen Kreise gebildet worden. D 103-Bestédnde liegen nach der
aktuellen Bestandelbersicht fir alle heute im Regierungsbezirk Detmold
bestehenden Kreise mit Ausnahme des Kreises Bielefeld vor; sie beinhalten
im wesentlichen die Haushaltsplane des Kreises und der kreisangehérigen
Gemeinden.

Das Staatsarchiv Detmold folgt damit der angesichts der komplexen
Uberlieferungsstruktur der westfalischen Kreise mehrfach ge&duBerten
Empfehlung, eine Bestandeabgrenzung zwischen den Altkreisen und den
nach der Kommunalreform entstandenen Kreisen vorzunehmen.®' Inwieweit
man diesen Vorschlag auch in anderen Archiven umsetzen konnte, lasst sich
anhand der vorhandenen Bestandelibersichten noch nicht eindeutig beant-
worten.*?

Staatliches Archivgut ist bis 1946 bei den mit der Polizeiaustibung
beauftragten Landraten und nach 1953 in den Kreispolizeibehérden
entstanden, zu denen im Wege der Organleihe durch das Polizeigesetz die

4 Runderlass des nordrhein-westfilischen Innenministers, in: MBl. NRW. 1973, S. 1856-1873.

“® Dariiber hinaus enthalt dieser Sammelbestand auch die bei den (kreisfreien) Stadten entstandenen
Einblrgerungsakten. Diese sind fir den Regierungsbezirk Munster ebenfalls in einem Sammelbestand
zusammengefasst worden.

0 Die Bestandeiibersicht gibt allerdings keinen ausdriicklichen Hinweis auf den Depositalcharakter von Teilen
der Bestande Detmold und Lemgo bzw. des Bestandes Lippe.

°! Diese Empfehlung sprechen z.B. CONRAD, Die westfalischen Kreise, S. 10, und WALBERG, Probleme
archivischer Bestandsbildung, S. 18, aus.

°2 Eine Bestandeabgrenzung um 1973-1975 wurde z.B. im Kreis Steinfurt vorgenommen.



Martina Wiech: Kommunales oder staatliches Archivgut?

15

Oberkreisdirektoren bestimmt worden sind. Die Akten der
Kreispolizeibehdrden bilden in den Staatsarchiven in der Regel eine eigene
Bestandegruppe. Im Staatsarchiv Minster befinden sich Akten der Kreis-
polizeibeh6rden Borken, Lidenscheid, Meschede, Siegen, Steinfurt und
Warendorf, die insgesamt eine Laufzeit von 1913 bis 1969 umfassen.
Dartiber hinaus liegen dort, dem Ubrigen Archivgut des Kreises angegliedert,
jedoch als eigene Provenienz ausgewiesen, 63 Akten der Kreispolizeibehorde
Unna (Hamm) aus der Zeit von 1916 bis 1941. Im Staatsarchiv Detmold
wurde den Kreispolizeibehérden die Archivsignatur D 2 C zugewiesen. Die
Bestandelbersicht weist dort Akten der Kreispolizeibehérden Detmold,
Gutersloh, Halle, Herford, Hoxter, Lemgo, Lippe, Minden, Paderborn und
Warburg aus.

Akten aus dem Bereich der haushalts- und verwaltungsrechtlichen
Aufgaben des Oberkreisdirektors im Schulamt finden sich ebenfalls in den
Staatsarchiven, doch bildet hier der Bestand D 7 Warburg (Schulamt fir den
Kreis Warburg) im Staatsarchiv Detmold das einzige Beispiel fir eine
separate Bestandsbildung.®®

Bei der Suche nach Kreisliberlieferung, die nach 1946 entstanden ist
und in den Staatsarchiven lagert, sind ferner die Personalakten in den Blick
zu nehmen. Der Sammelbestand ,Personalakten” des Staatsarchivs Munster
enthalt der Bestandelbersicht zufolge Akten des Kreisschulamtes Borken,
der Kreispolizeibehorde Iserlohn, des Ennepe-Ruhr-Kreises des Schulamtes
dieses Kreises, des Kreisausschusses und der Kreispolizeibehorde Siegen, der
Kreispolizeibehorde Steinfurt, des Kreisausschusses Tecklenburg sowie der
Kreispolizeibehérde und des Kreisschulamtes Unna. Zwar wird der
Sammelbestand ,Personalakten” im Staatsarchiv Detmold nicht wie in der
Minsteraner Bestandelbersicht nach abgebenden Behorden aufgeschlisselt,
doch ergaben einige Stichproben in den Abgabelisten, dass auch dort
durchaus Uberlieferung der Kreisebene, insbesondere der Kreispolizei-
behoérden vorhanden ist.

Mit den Akten jener unteren staatlichen Sonderbehérden, deren
Aufgaben als ,Pflichtaufgaben zur Erfillung nach Weisung” durch das
Eingliederungsgesetz von 1948 in die kommunale Kreisverwaltung integriert
wurden, soll hier am Rande noch ein weiteres Feld genannt werden, auf dem
in Nordrhein-Westfalen eine nicht immer unumstrittene Bestdndeabgrenzung
zwischen staatlichen und kommunalen Archiven notwendig wurde.

Die ,Kommunalisierung” der ehemals staatlichen Behérden flhrte nicht
dazu, dass fur deren Akten nun ohne Ausnahme die kommunalen Archive
verantwortlich wurden. Als Beispiel kdnnen in diesem Zusammenhang die
Unterlagen der 1948 kommunalisierten Katasteramter angefiihrt werden: Die
Runderlasse der staatlichen Aufsichtsbehérden Uber die Archivierung des

%3 Separate Provenienzen wurden allerdings fiir Akten der Kreisschulinspektionen Dortmund und Halle (D 7
Halle) aus der Zeit vor 1946 gebildet.
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Katasters wiesen auch nach 1948 das archivreife und archivwirdige
Katasterschriftgut als im Eigentum des Landes verbliebenen Gegenstand von
historischem Wert grundsétzlich den staatlichen Archiven zu.** Die
Archivierung der Katasterunterlagen in den Staatsarchiven stieR jedoch
seitens der Kommunalarchive immer wieder auf Unverstédndnis: Diese
betonen die Bedeutung des Katasterschriftguts fiir die historische Forschung
vor Ort, die eher an einer ,Verzahnung” der Unterlagen mit dem Ubrigen
kommunalen Archivgut interessiert sei.®® Allerdings scheint nun mit einem
Runderlass des nordrhein-westféalischen Innenministeriums Uber die Aufbe-
wahrung von Unterlagen des Liegenschaftskatasters vom 19. Marz 1998
eine pragmatische Lésung gefunden zu sein. Der Runderlass bestimmt unter
anderem, dass die Unterlagen des Liegenschaftskatasters in einem
kommunalen Archiv (im Runderlass als ,Katasterarchiv” bezeichnet)
aufzubewahren und erst dann dem zustandigen Staatsarchiv anzubieten sind,
wenn das Katasteramt die Unterlagen nicht mehr zur Erflllung seiner
Aufgaben und zur Wahrnehmung seiner Interessen benétigt, sie wegen
Fristablaufs vernichten oder — bei dauernd aufzubewahrenden Unterlagen —
nicht langer in seiner Verfligungsgewalt aufbewahren will.*®

Far die Zukunft scheint damit eine im Einvernehmen zwischen der
kommunalen und der staatlichen Seite erzielte pragmatische Regelung Uber
die Archivierung der Katasterunterlagen gefunden zu sein, die jedoch an den
bereits bestehenden Strukturen des archivierten Katasterschriftguts nichts
andert.

Im folgenden Abschnitt sollen nun weitere potentielle Losungen vorgestellt
und in ihrer Realisierungsmdoglichkeit analysiert werden, die den Benutzern
einen besseren Zugang zur komplex strukturierten Uberlieferung der
Kreisebene bieten kénnten.

4. Lésungsmaglichkeiten fiir die Archivpraxis

4.1 Physische Zusammenfiihrung von Bestédnden

Ein weitreichender Schritt zur Vereinfachung des komplexen Bildes der
westfalischen Kreistberlieferung bestiinde in der zumindest partiellen
physischen Zusammenflihrung bislang in unterschiedlichen Archiven
verwahrter Bestande.

4.1.1 Physische Zusammenfiihrung durch Klarung des Eigentumsrechtes

Insbesondere in der Auseinandersetzung um den Verbleib der Akten der
Landratsamter aus der Zeit vor 1946 wird sowohl von staatlicher als auch
von kommunaler Seite auf der Basis unterschiedlicher Auffassungen Uber die

54 Zur rechtlichen Grundlage der Zuweisung an die Staatsarchive s. BAUSCH, Katasteriiberlieferung, S. 22 mit
Anm. 1.

%5 Zur Position der westfalischen Kommunalarchivare vgl. BAUSCH, Kataster(iberlieferung, S. 22f.

% Runderlass des nordrhein-westfalischen Innenministeriums vom 19. Marz 1998, in: MBI. NRW. 1998, S.
522f.
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Eigentumsfrage eine Zusammenflihrung der geteilten Provenienzbestande an
einem Ort gefordert. Im folgenden sollen die verschiedenen Rechts-
auffassungen und der Stand dieser Diskussion dargelegt sowie die
grundsatzliche Madoglichkeit einer eigentumsrechtlichen Klarung analysiert
werden.

Die Position der staatlichen Archive wurde mehrfach in Runderlassen der
zusténdigen Aufsichtsbehorden seit Beginn der 50er Jahre festgelegt: Die
vor 1946 entstandenen Akten der landratlichen Verwaltung in den
preulBischen Landkreisen werden darin grundséatzlich als staatliches
Archivgut beansprucht.’’” Ein Runderlass des Innenministers vom 22.
November 1976 bestimmt, dass ,alle Akten, welche die Landkreise in ihrer
Eigenschaft als staatliche Verwaltung gefiihrt haben, staatliches Eigentum
geblieben” seien. ,Eine Rechtsvorschrift, aus der sich der Verlust des
Eigentums bzw. dessen Ubergang auf einen kommunalen Hoheitstrager
ergeben konnte”, existiere nicht. Ebenso wenig bestehe ,eine Willens-
erklarung, die den Eigentumsiibergang zum Gegenstand haben kénnte”.%®
Auf dieser Grundlage wurden die Regierungsprasidenten mit Runderlass vom
5. Juli 1978 vom Innenminister aufgefordert, die Kreise zur Abgabe der vor
dem 1. April 1946 entstandenen Akten an die Staatsarchive zu veranlassen;
eine Mdglichkeit, die geforderte Abgabe mit Mitteln der Kommunalaufsicht
durchzusetzen, ist jedoch nicht gegeben.®®

Die Kreise und der nordrhein-westfalische Landkreistag vertreten
dagegen die Meinung, dass es sich auch bei den infolge der Tatigkeit der
Landrate als staatliche Behodrden entstandenen Akten aus der Zeit vor 1946
um Bestande handele, die zum Eigentum der Kreise gehodrten. Die
kommunale Seite stiitzt ihre Rechtsauffassung auf ein vom Landkreistag als
Antwort auf die staatlichen Herausgabeanspriiche in Auftrag gegebenes
Gutachten aus dem Jahre 1979.%° Dieses kommt zu dem Ergebnis, dass die
preuBischen Landkreise spatestens seit 1872 bzw. in Lippe seit dem 1.
Dezember 1927 als juristische Personen sowie speziell als
Gebietskorperschaften origindres Eigentum an Verwaltungsakten hatten
erwerben kénnen und nach den Grundsatzen der ,Kontinuitadt” von dieser
Zeit an bis heute Uber alle geschichtlichen Verédnderungen hinweg ihre

°” Den Ausgangspunkt bilden die Runderlasse des nordrhein-westfélischen Kultusministeriums vom 27.
November 1951 und vom 8. Februar 1952, in: MBl. NRW. 1952, S. 294f.

®8 Runderlass des nordrhein-westfélischen Innenministeriums vom 22. November 1976 (Az. | C 2 / 17-
10.21), den nordrhein-westféalischen Staatsarchiven durch Runderlass des Kultusministeriums vom 24.
Januar 1977 bekanntgegeben (Az. IV B 3-42-9 - 1007/77); unter Az. 11.1.5 in der laufenden
Dienstregistratur des StAMs.

% Runderlass des nordrhein-westfilischen Innenministers vom 5. Juli 1978 (Az. | C 2 / 17-10.21), unter dem
Az. 10.1.2 in der laufenden Dienstregistratur des StAMs. Zur negativen Einsch&atzung der Durchsetzbarkeit
der Abgabeanordnung vgl. ein Schreiben des nordrhein-westfélischen Innenministeriums an das
Kultusministerium vom 31. Juli 1981 in der laufenden Dienstregistratur des StAMs (Az. 11.1.5).

% Der wesentliche Inhalt wurde 1979 im Eildienst des Landkreistags verdffentlicht (Eildienst LKT NRW Nr. -
22/79/169 - 1043-11-, S. 351ff.). Kopie des vollstandigen Gutachtens in der laufenden Dienstregistratur des
WAA, Ortsakte Borken, KreisA (Az. 72 1900/43 1-B). Die nachfolgenden Zitate stammen aus dem
vollstandigen Gutachtentext.
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Identitdt bewahrt hatten: Die gegenwartig in Nordrhein-Westfalen be-
stehenden Kreise seien damit prinzipiell ,befahigt, Eigentiimer aller Akten zu
sein, die von allen friheren Kreisverwaltungen angelegt wurden.” Auch mit
der Doppelstellung der Kreise als Selbstverwaltungskorperschaften und
untere staatliche Verwaltungsbehérden lasse sich ein staatlicher
Herausgabeanspruch nicht begriinden, da ,der ‘Verwaltungssockel[...]
immer ungeteilt und gleichermallen auf beide Funktionen des Kreises
bezogen” gewesen sei, so dass eine Trennung der Eigentumslage und der
Verwaltungsfunktion weder mdglich noch zulédssig sein kénne. Bezliglich
jener Akten, die angelegt wurden, bevor die Kreise in der Provinz Westfalen
und in Lippe den Charakter von juristischen Personen erlangten (also vor
1872 bzw. vor dem 1. Dezember 1927), kommt das Gutachten zu
folgendem Ergebnis: Das Eigentum an diesen Akten sei im Wege der
Funktionsnachfolge gemaR Art. 135 Abs. 2 GG von den Landern Preu3en
und Lippe auf die gegenwartig in Nordrhein-Westfalen bestehenden Kreise
Ubergegangen, da diese heute die Verwaltungsaufgaben erfiillten, zu deren
Zwecken die landratlichen Akten urspriinglich angelegt wurden.®'

Zusétzlich zur Argumentation des Rechtsgutachtens wurde von Seiten
der Kreisarchivare auch auf einen am 8. Marz 1943 verdffentlichten
Runderlass des Reichs- und PreuRischen Ministeriums des Innern
hingewiesen, mit dem zum 1. Aprii 1943 beide Abteilungen der
Kreisverwaltung zu einer einheitlichen kommunalen Behérde zusammengelegt
worden seien und dabei das gesamte Inventar des Landratsamts an den
Kreiskommunalverband gegangen sei: Damit sollen nach Ansicht der
kommunalen Seite auch alle Akten der Landratsdmter schon 1943 in das
Eigentum der Kreiskommunalverwaltungen (bergegangen sein. Vom
zusténdigen nordrhein-westfalischen Ministerium wurde diese Argumentation
bislang mit Hinweis auf den kriegsbedingt geschéaftstechnisch-
organisatorischen Charakter der Regelung zurickgewiesen, deren Zweck
nicht in der Ubertragung des Eigentums an den Akten bestanden habe.®?

Die Diskussion um das Eigentum an den vor 1946 entstandenen Akten
der Landratsé@mter nahm in Nordrhein-Westfalen keinen kontinuierlichen
Verlauf. Eine Klarung der Eigentumsfrage wird dabei nicht zuletzt durch das
in der Vergangenheit nicht selten widerspriichliche Verhalten beider Seiten
erschwert: So verweigerten einzelne Kreise schon sehr friih die Abgabe der
strittigen Akten, wahrend andere ihre Restbestande ohne Widerspruch oder
Eigentumsvorbehalt an die Staatsarchive abgaben.®® Von staatlicher Seite

" Zum Eigentumsiibergang von Verwaltungsvermdgen nach Art. 135 Abs. 2 GG vgl. z.B. JARASS/ PIEROTH,
Kommentar, S. 1068f. und SCHMIDT-BLEIBTREU/ KLEIN, Kommentar, S. 1803ff.

52 MBI. Innenministerium 1943, Nr. 11, Sp. 411ff. Der Runderlass wurde erstmals 1993 vom
Kommunalarchiv Minden als rechtliche Argumentationsbasis herangezogen; vgl. den Schriftwechsel in der
laufenden Dienstregistratur des StAD (Az. O — 42.00 - Kreis Minden-Libbecke).

% Beispielsweise lehnte der Borkener Oberkreisdirektor eine Abgabe der dort vorhandenen landrétlichen
Akten schon 1952 ab; vgl. Schreiben des Oberkreisdirektors an das StAMs vom 10. September 1952 in
StAMs, Dienstregistratur, Nr. 738. Vom Kreis Paderborn wurde dagegen z.B. noch 1968 ein Restbestand aus
der Zeit vor 1946 an das StAD abgegeben.
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wurden einerseits die Kreise immer wieder zur Abgabe ihrer noch
vorhandenen Akten aufgefordert, andererseits gelangten aber offenbar
Bestdnde des Kreises Halle aus dem Staatsarchiv Mdinster an die
Kreisverwaltung zurlck. Im Falle der Kreise Minden und Libbecke wird das
Bild zusatzlich dadurch verkompliziert, dass bei 1966 bzw. 1972 erfolgten
Abgaben der Kreise deren Eigentumsvorbehalt offenbar irrtimlich auch auf
samtliche vor 1946 entstandenen Akten ausgedehnt wurde.®*

In  unregelmaligen Abstédnden wurde das Thema vor allem im
Zusammenhang mit der Bildung von Kreisarchiven immer wieder
aufgegriffen, ohne dass eine flir beide Seiten befriedigende L&sung der
Eigentumsfrage gefunden werden konnte.®® Spatestens seit der Abgabe-
aufforderung durch den nordrhein-westfalischen Innenminister und dem
gegen diesen Herausgabeanspruch gerichteten Gutachten des Landkreistags
stehen sich die staatliche und die kommunale Rechtsauffassung jedoch
diametral gegenlber. Einzig ein verwaltungsrechtlicher Prozess kénnte zu
einer Losung der strittigen Frage flihren, doch wird dieser Schritt offenbar
von keiner Seite in Erwagung gezogen.®®

Bislang konnen die staatlichen Archive dem ausfiihrlichen Gutachten der
kommunalen Seite keine &hnlich detaillierte Begriindung ihrer Position
entgegenstellen. Aus staatlicher Sicht lieRen sich allerdings durchaus
Ansatzpunkte zur Kritik an der Argumentation des Gutachtens finden: So
wird darin beispielsweise die rechtliche Konstruktion der Organleihe in
unzulassiger Weise auf die staatlichen Funktionen des Landrats in der Zeit
vor 1946 zurlickprojiziert. Auch die Aussage, dass der ,Verwaltungssockel”
der Kreise niemals geteilt gewesen sei, lasst sich in dieser Konsequenz nicht
halten. Diese Argumente sprechen jedoch nur gegen einen origindren
Eigentumserwerb seitens der Kreise und lassen die Madoglichkeit eines
derivativen Eigentumserwerbs auf dem Wege der Funktionsnachfolge offen:
Bei einer Klarung dieses Anspruch ware insbesondere zu priifen, inwieweit
es sich bei den beanspruchten Akten durchweg um Verwaltungsvermdgen
im Sinne von Art. 135 Abs. 2 GG handelt. Auch der Umfang der
Funktionsnachfolge durch die Kreisverwaltungen und dessen Auswirkung auf
das Eigentum an den Akten der Kreisverwaltungen misste geklart werden.

In der vorliegenden Untersuchung soll aber weder einseitig fir die
staatlichen Archive Partei ergriffen werden, noch kann hier im Vorgriff auf
eine eventuelle Prozessentscheidung eine juristische Klarung der
gegenseitigen Anspriche versucht werden. Auf dem gegenwartigen Stand
der Diskussion scheint eine eigentumsrechtliche Klarung jedenfalls nicht

54 Vgl. dazu den umfangreichen Schriftwechsel in der laufenden Dienstregistratur des StAD (Az. O - 42.00 -
Kreis Minden-Liibbecke).

% Anlass zu einem umfangreichen Schriftwechsel (iber die Akten der Landratsamter bot auch die
Bestandeabgrenzung zwischen den Staatsarchiven Munster und Detmold; vgl. dazu den Schriftwechsel aus
dem Jahre 1965 in der laufenden Dienstregistratur des StAMs unter Az. 11.1.5.

% Zur Problematik einer rechtlichen Auseinandersetzung zwischen Behdrden vgl. aber WOHLER,
Herausgabeanspriiche, Sp. 429f.
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moglich zu sein. Zu diesem Ergebnis kam zuletzt auch ein Gespréach, das am
24. April 1996 zwischen dem Ministerium fir Stadtentwicklung, Kultur und
Sport und der Geschéaftsstelle des Landkreistags sowie dem Arbeitskreis der
Kreisarchivarinnen und -archivare gefiihrt wurde.®’

4.1.2 Physische Zusammenfiihrung durch Uberlassung an ein anderes Archiv
Eine Moglichkeit zur Vereinfachung der komplexen Struktur der Kreistber-
lieferung unter Umgehung strittiger Eigentumsfragen besteht grundsétzlich in
der Deponierung von staatlichem oder kommunalem Archivgut im Archiv des
jeweils anderen Verwaltungstragers.®® In vorarchivgesetzlicher Zeit wurde
von diesem Rechtsinstrument bereits mehrfach Gebrauch gemacht, sei es
um einer bereits bestehenden Uberlieferungsstruktur eine rechtliche
Grundlage zu geben, sei es durch die tatsachliche Verlagerung von
Archivgut.®®

Auch das 1989 erlassene nordrhein-westfélische Archivgesetz sieht in §
4 Abs. 2 als Kann-Bestimmung die Mdoglichkeit einer Verwahrung staatlichen
Archivguts in einem anderen Archiv aufgrund eines schriftlichen Ver-
wahrungsvertrags vor. Als Bedingungen fiir eine Deponierung werden dort
die Genehmigung des Kultusministers, die hauptamtliche fachliche Betreuung
des betreffenden Archivs und die fachliche Begriindung genannt.”

Von Seiten der Kreisarchivare bzw. des Landkreistags wurde diese
Regelung mehrfach als eine weitere Mdglichkeit zur Zusammenfihrung der
landratlichen Akten aus der Zeit vor 1946 im jeweiligen kommunalen Archiv
in die Diskussion eingebracht.”' Da mittlerweile ein fast flichendeckendes
Netz von hauptamtlich und fachlich betreuten Kreisarchiven besteht und eine
fachliche Begriindung durch den erleichterten Zugang der Forschung vor Ort
zu den Archivbestanden gegeben ist, sind die Bedingungen des
Archivgesetzes mit Ausnahme der Genehmigung des Kultusministers erfullt.
Die konkrete Anfrage eines Kreises wurde jedoch unter Hinweis auf den
Charakter von 8 4 Abs. 2 ArchivG NRW als Ausnahmeregelung mit der

7 Vgl. Rundschreiben Nr. 214/96 des LKT NRW vom 13. Mai 1996 in der laufenden Dienstregistratur des
WAA (Az. 72 1131/2).

%8 Dabei ist aber grundsatzlich das Problem zu I&sen, wie ein Hinterlegungsvertrag formuliert werden kénnte,
durch den sichergestellt wére, dass etwa mit der Charakterisierung eines Bestandes als staatliches
Depositum nicht zugleich die Anerkennung des staatlichen Eigentums verbunden ist.

% Im Falle des Kreises Lippstadt gelten die im Kreisarchiv Soest befindlichen Akten des Landratsamts aus der
Zeit vor 1945 als Depositum des Staatsarchivs Munster, wobei durch die Charakterisierung als Depositum
eine rechtliche Grundlage fir die bereits bestehende Uberlieferungsstruktur geschaffen wurde. An den Kreis
Altena gelangten 1966 Akten des Landratsamts Altena aus der Zeit vor 1946, die heute im Kreisarchiv des
Markischen Kreises liegen. Ein Beispiel flr einen Vertrag tUber die Deponierung kommunalen Archivguts im
Staatsarchiv aus vorarchivgesetzlicher Zeit bietet die Vereinbarung zwischen dem StAMs und dem Ennepe-
Ruhr-Kreis, s. dazu den 1982 abgeschlossenen Hinterlegungsvertrag in der laufenden Dienstregistratur des
StAMs (Az. 10.1.2).

7° ArchivG NRW (GV. NRW. 1989, S. 302-305; SGV. NRW., Nr. 221).

" vgl. die Anfrage des Kommunalarchivs Minden vom 30. Juli 1991 in der laufenden Dienstregistratur des
StAD (Az. O - 42.00 - Kreis Minden-Lubbecke) sowie das Protokoll zur Sitzung des Schul- und
Kulturausschusses des LKT NRW am 8. Méarz 1996 in der laufenden Dienstregistratur des WAA (Az. 72
1131/2).
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Begriindung abgelehnt, dass ,die landratlichen Akten staatlicher Provenienz
als Dokumente staatlichen Handelns auf der unteren Verwaltungsebene I...]
unentbehrlich zur inhaltlichen Ergédnzung des in den staatlichen Archiven
verwahrten Materials der mittleren und oberen Verwaltungsebenen” seien.”?

Letztlich lauft somit die Entscheidung Uber eine Zusammenflihrung der
Kreistberlieferung vor 1946 durch Deponierung staatlichen Archivguts im
Kreisarchiv auf die fir den Einzelfall anzustellende archivfachliche
Beurteilung hinaus, ob die von kommunaler Seite angefiihrten Interessen der
lokalen historischen Forschung oder die von staatlicher Seite geforderte
vollstdandige Dokumentation staatlichen Verwaltungshandelns schwerer
wiegen.

In die Entscheidung mit einzubeziehen ist dabei einerseits die Tatsache,
dass derartige Falle aus vorarchivgesetzlicher Zeit bereits bekannt sind,
andererseits muss die jeweilige spezifische Uberlieferungssituation geprift
werden. Dabei ist u.a. danach zu fragen, welche Bedeutung die Akten fur
den Gesamtzusammenhang staatlichen Verwaltungshandelns tatsachlich
haben, wie haufig sie im Staatsarchiv benutzt werden, mit welchem
Aufwand fir den Benutzer eine Reise in Staatsarchiv verbunden ist und
welcher Grad an Vollstdndigkeit der Kreistiberlieferung durch die
Deponierung der staatlichen Akten im kommunalen Archiv erreicht wiirde.”®

Die unter dem Aspekt einer mdoglichst vollstandigen Dokumentation
staatlichen Verwaltungshandelns prinzipiell ebenso denkbare Lésung, dass
die landratlichen Akten aus der Zeit vor 1946 unter Ausklammerung der
eigentumsrechtlichen Fragen im zusténdigen Staatsarchiv zusammengefihrt
werden koénnten, bietet dagegen keine realistische Alternative, da die
Kreisarchive in diesem Fall freiwillig auf ihre altesten Bestande verzichten
missten.”* Vom staatlichen Rechtsstandpunkt aus gesehen bilden die heute
in den Kreisarchiven verwahrten Landratsamtsakten aus der Zeit vor der
Kommunalisierung der Kreise Mischfonds, die aufgrund ihrer umfangreichen
Integration von Vorakten nicht dem Provenienzprinzip entsprechen. Gerade
bei derartigen Mischfonds sollte jedoch den Ausfiihrungen von Johannes
Papritz in seiner ,Archivwissenschaft” zufolge ohnehin sorgfaltig abgewogen
werden, ob aufgrund eines weiterhin erfolgten organischen Anwachses, des
hohen Mischungsgrades oder der Qualitat der Ordnung, Verzeichnung und

72 Antwort des Kultusministeriums an das Kommunalarchiv Minden in der laufenden Dienstregistratur des
StAD (Az. O - 42.00 - Kreis Minden-Liibbecke).

7 Eine starke Zersplitterung der Uberlieferung, wie sie beispielsweise fiir die Bestande der im Zuge der
kommunalen Gebietsreform des Ruhrgebiets 1926-1929 aufgelosten Landkreise charakteristisch ist,
erschwert eine physische Zusammenfihrung der Akten.

’* Eine sinnvolle Méglichkeit bietet die Zusammenfiihrung der Bestdnde durch Deponierung im Staatsarchiv
jedoch fur solche Kreise, die wie z.B. der Ennepe-Ruhr-Kreis oder der Kreis Siegen bislang kein Kreisarchiv
eingerichtet haben. Die Auffassung von GUNTHER, Ubernahme fremden Archivguts, S. 44, dass § 10 Abs. 2c
ArchivG NRW eine Ubernahme kommunalen Archivguts durch die Staatsarchive ausschlieRe, entspricht nicht
der Intention des Gesetzgebers; vgl. dazu SCHMITZ, Archivgesetz NW, Sp. 236.
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ErschlieBung nicht das Prinzip des , Quieta non movere” Gber das Provenienz-
prinzip zu stellen ist.”®

Grundsatzlich  ist aulRerdem zu beachten, dass mit der
Zusammenfihrung der alteren Bestdnde nur ein Teil der Problematik der
Kreistberlieferung gelést werden kann, da seit der (Land-)kreisordnung von
1953 in den nordrhein-westféalischen Kreisen staatliches Archivgut
entstanden ist und weiterhin entsteht. Eine in Nordrhein-Westfalen bislang
nicht diskutierte Moglichkeit, die Aufspaltung zumindest des in Zukunft
anfallenden Archivguts in einen kommunalen und einen staatlichen Teil zu
verhindern, kénnte in der Ubertragung der Uberlieferungsbildung auch fir
den staatlichen Teil an das jeweilige Kreisarchiv bestehen.

Die Archivierungspraxis des Landes Baden-Wirttemberg bietet ein
bemerkenswertes Beispiel fur ein derartiges Vorgehen: Nach § 3 Abs. 3
LArchivG kénnen dort ,in Ausnahmeféllen im Einvernehmen mit der Landes-
archivdirektion Unterlagen einem anderen Archiv Ubergeben werden, solange
die Einhaltung der in den 88 4 und 6 getroffenen Bestimmungen [zur
Sicherung und Nutzung von Archivgut] gewaéhrleistet ist und die
archivfachlichen Ansprliche hierfir insbesondere in personeller, baulicher und
einrichtungsmaRiger Hinsicht erfallt sind”. Unter den selben Voraus-
setzungen, jedoch ausdricklich als Soll-Vorschrift formuliert, wird in Satz 2
darliber hinaus bestimmt, dass die Landratsdmter als untere Ver-
waltungsbehdrden ihre Unterlagen dem Archiv des Landkreises anbieten und
ibergeben. In der Praxis erfolgt die Uberlieferungsbildung einschlieRlich der
Bewertung auf dieser Verwaltungsebene in Baden-Wirttemberg somit aus-
schliellich in den Kreisarchiven, so dass eine ganze Verwaltungsebene aus
der staatlichen Uberlieferung herausfallt. Grundséatzlich wilinschenswert
wéren dabei Bestdndebereinigungen zwischen Kreis- und Staatsarchiven
nach einem Stichjahr, die jedoch auch in Baden-Wirttemberg bislang die
Ausnahme geblieben sind.”®

Angesichts der mittlerweile fast flachendeckend erfolgten Einrichtung
von Kreisarchiven ware eine archiviibergreifende Uberlieferungsbildung auf
Kreisebene in Nordrhein-Westfalen grundsatzlich ebenfalls denkbar, wobei
sich als Stichjahr zur Bestédndeabgrenzung das Jahr 1946 anbieten wiirde.”’
Im Hinblick darauf, dass dem Oberkreisdirektor bzw. dem Landrat als unterer
staatlicher Verwaltungsbehérde nur noch sehr geringe staatliche ,Rest-
funktionen” verblieben sind, erscheint gerade in Nordrhein-Westfalen eine
Aufspaltung der Kreisliberlieferung nach 1946 als wenig sinnvoll.

Allerdings enthalt das nordrhein-westféalische Archivgesetz keine der
baden-wirttembergischen Regelung vergleichbare Bestimmung: Eine

7% PAPRITZ, Archivwissenschaft, Bd. 3, S. 29ff.

7% Die Baden-Wiirttemberger Praxis beschreibt ausfiihrlich KRETZSCHMAR, Uberlassung staatlicher Unterlagen,
S. 57.

7Im Einzelfall wirde man jedoch wahrscheinlich von diesem Stichjahr aufgrund unterschiedlicher
Registraturschnitte geringfligig abweichen missen.
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Uberlassung staatlichen Archivguts kann nach nordrhein-westfalischem
Recht nur im Wege der Verwahrung aufgrund eines schriftlichen
Verwahrungsvertrages unter den bereits genannten Bedingungen erfolgen
oder nach 8§ 4 Abs. 3 ArchivG NRW als unentgeltliche Ubereignung an
Trager anderer hauptamtlich fachlich betreuter 6ffentlicher Archive, wenn
dies von der Herkunft des staatlichen Archivguts her fachlich geboten und
Gegenseitigkeit verblirgt ist.

Wahrend in Baden-Wirttemberg im Falle der Landratséamter das
Archivgut einer ganzen staatlichen Verwaltungsebene den Kreisarchiven
Uiberlassen wird, wird dort bei den Unterlagen der Schulen, bei denen es sich
um staatliches Schriftgut handelt, anders verfahren: Da es nicht Ziel der
staatlichen Archivverwaltung sein koénne, flaichendeckend jede Schule zu
dokumentieren, werden dort nur Unterlagen von einigen wenigen
ausgewahlten Schulen in die Staatsarchive Ubernommen, wahrend fir die
Gbrigen Schulen den interessierten Kommunalarchiven die Mdéglichkeit
gegeben wird, die Unterlagen der Schulen ihres Tragers zu Gbernehmen. Eine
Abstimmung der kommunalen und der staatlichen Uberlieferungsbildung auf
den fur beide Seiten relevanten Gebieten erfolgt zudem durch die Einsetzung
kommunal-staatlicher Arbeitsgruppen zur Bewertung, insbesondere durch die
Beteiligung von Vertretern der Arbeitsgemeinschaften der Kommunal-
archivare an den Arbeitsgruppen des Projekts ,Vertikale und horizontale
Bewertung”.”®

Die Auswahlarchivierung und Uberlassung des staatlicherseits nicht
archivierten Schriftguts von Behérden einer unteren Verwaltungsstufe an die
Kommunalarchive stellt somit eine Mdglichkeit dar, den Interessen der
Lokalgeschichte bei der Uberlieferungsbildung Rechnung zu tragen. Dieses
Verfahren kann jedoch nur bei ,Uberschaubaren Uberlieferungen mit enger
Verzahnung zur kommunalen Uberlieferung” eingesetzt werden und ist auf
die Uberlassung geschlossener Provenienzen beschrankt.”®

Im Gegensatz zur gesamten Uberlassung des Schriftguts einer
Verwaltungsstufe baut das nordrhein-westfélische Archivgesetz fir ein
derartiges Vorgehen, das ganze, von den Staatsarchiven nicht Glbernommene
Provenienzen dem jeweiligen Kommunalarchiv Uberldasst, keine unUber-
windbaren Hirden auf: 8§ 4 Abs. 2 und 3 ArchivG NRW regeln ausdricklich
nur die Uberlassung von Archivgut; in diesem Fall geht es aber gerade um
die Uberlassung von Unterlagen, die vom zustandigen Staatsarchiv fiir
kassabel erklart wurden.®
Grundsatzlich sieht auch ein Erlass des nordrhein-westfélischen Kultus-
ministeriums vom 20. August 1973 Uber die Leihgabe archivreifen staat-

8 Die baden-wiirttembergische Archivierungspraxis fir die staatlichen Schulunterlagen beschreibt
KRETZSCHMAR, Uberlassung staatlicher Unterlagen, S. 57f. Zum Projekt ,Vertikale und horizontale
Bewertung” vgl. allgemein SCHAFER, Projekt, und DERS., Archivische Uberlieferungsbildung.

9 Diese Einschrankungen des rechtlichen Instruments der Uberlassung staatlichen Archivguts nennt
KRETZSCHMAR, Uberlassung staatlicher Unterlagen, S. 59.

80 Zur Definition von Archivgut s. § 2 ArchivG NRW.
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lichen Schriftgutes von ortlicher Bedeutung an Archive von Gemeinden und
Gemeindeverbdnden eine solche Lésung vor.®' Anders als das Baden-
Wirttemberger Verfahren tragt dieser Erlass jedoch den Charakter einer nur
selten eingesetzten Ausnahmeregelung: Gegen seine Anwendung kdénnen
z.B. Veranderungen in der 6rtlichen Zustandigkeit und der Registraturordnung
oder die durch eine Abgabe an das Kommunalarchiv eintretenden Ungleich-
méaRigkeiten in der Bewertung im vertikalen Vergleich mit anderen Uber-
lieferungen desselben Ressortbereichs sprechen. Von entscheidender Bedeu-
tung dirfte fur die staatlichen Archive neben dem potentiellen Risiko von
spéateren Finanzausgleichsforderungen bei der Abgabe gréRerer Mengen ins-
besondere der erhebliche Aufwand sein, der mit der Koordination der Uber-
lassung, der Formulierung des Depositalvertrags und den notwendigen Ab-
sprachen z.B. zu ErschlieBungsstandards und spateren Abgaben einhergeht.

Der Erlass des nordrhein-westféalischen Kultusministeriums aus dem
Jahre 1973 bietet somit keine grundsatzliche Basis fiir die Uberlassung
kassabler staatlicher Unterlagen an ein Kommunalarchiv. Eine generelle
Regelung dieser Art stellt eine deutliche Abweichung vom Provenienzprinzip
dar. Wenn sie aus Griinden einer besseren Berlicksichtigung lokaler Belange
bei der Uberlieferungsbildung gewiinscht wird, so kann sie sich &hnlich wie
im Falle der Baden-Wurttemberger Archivierungspraxis nur auf geschlossene,
Uberschaubare Provenienzen beziehen und muss in ein umfassendes, unter
Beteiligung der Kommunalarchive entworfenes Bewertungsmodell integriert
sein.

4.2 Austausch von Filmen

Unter Ausklammerung der strittigen Eigentumsfrage und der Maoglichkeit
einer Depositalregelung haben sich die nordrhein-westfélischen Staatsarchive
und der Arbeitskreis der Kreisarchivarinnen und -archivare in jlingster Zeit
bemiht, zu pragmatischen L&sungen flr einen vereinfachten Zugang zur
Uberlieferung der Landratsamter aus der Zeit vor 1946 zu kommen.®?

Dabei wurde vorgeschlagen, dass die Kreisarchive von den bereits siche-
rungsverfilmten  Landratsamtsbestdnden der Staatsarchive Duplikate
entleihen kénnten, von denen sie dann auf eigene Kosten und in eigener
Regie weitere 35 mm Duplikatfiime oder Mikrofiches anfertigen lassen
kénnten. Soweit die Bestande der Landratsdmter noch nicht verfilmt sind,
missen jedoch die allgemeinen Richtlinien fir die Auswahl der zur
Sicherungsverfilmung vorgesehenen Bestédnde beachtet werden, wobei den
Kreisen aber vorgeschlagen wurde, sich mittels einer Prioritatenliste zu
einigen, welche Besténde vorrangig verfilmt werden sollten.

81 GABI. NRW. 1973, S. 526. Fiir den freundlichen Hinweis auf den Druckort des Erlasses und seine seltene
Anwendung im Hauptstaatsarchiv Disseldorf danke ich Herrn Dr. Stahlschmidt.

82 ygl. dazu in der aktuellen Dienstregistratur des WAA die Akte ,Tagungen der Kreisarchivare NRW
(Routinebesprechungen), 1996ff.” (Az. 72 1131/2), darin insbesondere die Protokolle der 24. und 25.
Sitzung des Arbeitskreises der Kreisarchivarinnen und -archivare am 8. Mai bzw. am 27. November 1996.
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Die Vorstellung dieses Vorschlags auf der 25. Sitzung des Arbeitskreises
der Kreisarchivarinnen und -archivare stie3 jedoch nicht auf einhellige Zu-
stimmung: Beméngelt wurden von Seiten der Kreisarchive insbesondere das
Festhalten an den alten Rechtspositionen, die schlechte Qualitat der Filme
und die hohen Verfilmungskosten fir die Kreisarchive; die begrenzten Lager-
kapazitdten der Staatsarchive wurden als weiteres Argument fir eine
Abgabe der Akten an die Kreisarchive ins Feld gefihrt.

Die von den Kreisarchivarinnen und -archivaren angebrachte Kritik
Ubersieht allerdings, dass der vorgeschlagene Kompromiss ja gerade die sich
widersprechenden Rechtspositionen unangetastet lassen sollte. Da auch auf
der Basis der Rechtsposition der staatlichen Archive Anspriche auf Akten
aus der Zeit vor 1946 an die Kreisarchive gestellt werden kénnten, handelt
es sich eher um einen wechselseitigen, pragmatischen Verzicht auf die
Originaltiberlieferung zugunsten des Erwerbs von Filmen.

Der Ausgangspunkt der Diskussion sollten aber meines Erachtens
weniger die Interessen der Archive, als vielmehr jene ihrer Benutzer sein.
Nimmt man ein Interesse der Benutzer sowohl an der Verfligbarkeit der
Uberlieferung vor Ort, als auch an ihrer Eingliederung in den Kontext
staatlichen Verwaltungshandelns an, so bietet der gegenseitige Austausch
von Filmen ein probates Mittel, den Zugang zur Kreisliberlieferung zu
vereinfachen.

Letztlich zeigt sich dies auch daran, dass ungeachtet der seitens der
Kreisarchivarinnen und -archivare vorgetragenen Kritik grundséatzlich ein
Interesse an der Verfilmung der staatlichen Bestande besteht: Zwar wurden
vom Kreisarchiv Steinfurt, das bislang als einziges Kreisarchiv in Westfalen
konkrete Erfahrungen mit dem vorgeschlagenen Verfahren gemacht hat, die
hohen Kosten der Verfiimung beklagt, doch im Rahmen einer aktuellen
Umfrage unter den Kreisarchiven auRRerten finf weitere Archive ihr Interesse
am Erwerb von Duplikaten der Sicherungsfilme.®® Positiv ist zudem zu
vermerken, dass gegeniiber dem 1996 erreichten Stand die Sicherungs-
verfilmung der Kreisliberlieferung als Voraussetzung flr das beschriebene
Verfahren erkennbare Fortschritte gemacht hat.®*

4.3 Austausch und Verkniipfung von ErschlieBungsinformationen

Als ,kleinster Nenner”, auf den gemeinsame Bemihungen um eine Verein-
fachung des Zugangs zur Kreistberlieferung gebracht werden kénnen, sind
Bestrebungen zu einem verstarkten Austausch und zu einer Verkniipfung der

8% |hr grundsétzliches Interesse auBerten die Archive folgender Kreise: Hochsauerlandkreis, Soest, Warendorf,
Minden-Lubbecke, Paderborn. Im Falle des Kreisarchivs Paderborn ist jedoch bislang eine Verfilmung des
Detmolder Bestandes M 2 Biren an den zu hohen Kosten gescheitert.

8 Fir den westfalischen Bereich wurde 1996 nur der Aktenbestand des Landratsamts Soest genannt.
Aktueller Stand der Verfilmung (Dezember 2000 bzw. Februar 2001): Coesfeld, Halle (Amt Versmold),
Ludinghausen, Soest, Steinfurt, Tecklenburg, Unna. Aus Sicht der Staatsarchive sind fir eine Vereinfachung
des Zugangs zur Kreistberlieferung auch die im Rahmen der Schutzverfilmung angefertigten Filme der an das
Kommunalarchiv Minden zurlickgegebenen Bestande der Kreisausschiisse Minden und Libbecke von Belang.
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ErschlieRungsinformationen sowohl auf der Ebene der Bestandelibersichten
als auch auf der Ebene der Findblcher zu bezeichnen.

Zum gegenwaértigen Zeitpunkt kann jedoch eine Ubersicht (iber die
Uberlieferung der westfalischen Kreisverwaltungen, wie sie in der
Vorbereitung dieser Untersuchung erstellt wurde, nur ein erster Ansatz zu
einem bestande- und archivibergreifenden Inventar sein: Obwohl durch eine
Umfrage unter den in Frage kommenden Kreis- und Stadtarchiven die
Angaben des Handbuchs der Kommunalarchive bzw. der im Internet
verfligbaren Bestandelbersichten in vielen Fallen préazisiert werden konnten,
ist die ErschlieBung doch in manchen Kommunalarchiven noch nicht weit
genug fortgeschritten, um eindeutige Ergebnisse lber den Umfang der dort
bis zu einem Stichjahr (z.B. 1946 oder 1975) vorhandenen Kreisliberlieferung
bieten zu kénnen.®

Grundsatzlich kann auch die im Internet-Angebot ,nrw.archive.de”
mogliche Recherche Uber den Datenpool der Bestandeulbersichten als
Wegweiser bei der Suche nach der Uberlieferung eines (Land-)kreises dienen,
doch gelten dabei ebenso die zuvor beschriebenen Einschrankungen.®® Das
Internet-Portal vereinigt Besténdelibersichten mit einem sehr
unterschiedlichen Grad an ErschlieBungstiefe. Die archivibergreifende
Recherche in den Besténdelbersichten bietet ein vergleichsweise grolRes
Informationspotential (z.B. durch die Integration und Verlinkung von
Literaturangaben oder kurzen Bestandsgeschichten); dieses Potential kann
jedoch nur dann sinnvoll genutzt werden, wenn der Recherche detailliertere
Angaben der Bestandelbersichten zugrunde gelegt werden kénnen, als sie
bislang fur viele Archive zur Verfligung stehen.

Der Austausch und die Verknlipfung von ErschlieBungsinformationen
sollte jedoch nicht bei den Bestandsinformationen stehen bleiben, sondern —
wie dies ja auch in Erweiterung des nordrhein-westfélischen Internet-
Angebots geplant ist — die Ebene der Findblicher mit einschlieBen. Der
Austausch von Findmitteln in analoger Form ist ein traditionelles Instrument,
dem Nutzer einen einfacheren Zugang zu geteilten Bestéanden zu verschaffen.
Zwar liegen sowohl in den beiden westfélischen Staatsarchiven als auch in
einzelnen Kommunalarchiven Findmittel zu Kreisbestanden in den Archiven
anderer Verwaltungstrager vor, doch kann von einem durchgangigen
Austausch von ErschlieRungsinformationen nicht die Rede sein.®” Schon

8 Aus Platzgriinden konnte diese Ubersicht nicht in die Druckfassung (ibernommen werden. Noch deutlicher
wird die Notwendigkeit einer Fortschreibung und Prézisierung bei der Betrachtung der
Uberlieferungsverhaltnisse im Kreis Siegen: Dort ist bislang kein Kreisarchiv eingerichtet worden; zu Umfang
und Inhalt der noch in den Registraturen der Kreisverwaltung befindlichen Unterlagen konnten in der
Ubersicht keine Angaben gemacht werden.

8 Zur Konzeption des nordrhein-westfélischen Internetverbunds vgl. z.B. BISCHOFF, Archivische
Informationsvermittlung.

7 Eine (ohne Anspruch auf Vollstandigkeit gefiihrte) Recherche nach Findmitteln zur Kreisiiberlieferung
kommunaler Archive in den beiden Staatsarchiven ergab folgendes Ergebnis. Dort befinden sich Findbtcher
(allerdings oftmals alteren Datums) zu Bestédnden der Kreise Altena, Bielefeld, Bochum, Borken, Halle,
Herford, Minden, Minster, Olpe, Lippstadt, Libbecke, Siegen, Wiedenbriick. Bei der Umfrage unter den in
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durch den systematischen Austausch aktueller ErschlieBungsinformationen
wére also ein erheblicher Zuwachs an Transparenz flir die Benutzer zu
erzielen.

Uber den Austausch von Findbiichern hinaus bietet die Prasentation von
ErschlieBungsinformationen als Online-Findbuch neue Mdoglichkeiten der Ver-
knipfung: Auf der Ebene des einzelnen Findbuchs lieRe sich z.B. die im
MIDOSA Online-Findbuch realisierte Funktionalitdt der Zusatzinformationen
nutzen. Neben Erlauterungen zu Bewertung, ErschlieBung, Organisations-
strukturen der Behorde etc. kdonnte hier auch ein Link integriert werden, der
zum Internet-Angebot eines Archivs fihrt, das weitere Teile der
Kreisiiberlieferung verwahrt.®® Die Verzeichnungsdatenbank im Fachkonzept
des ,Verwaltungs-, ErschlieBungs- und Recherchesystems flr Archive”
(VERA), das in allen nordrhein-westfélischen Staatsarchiven zum Einsatz
kommen soll, sieht ein Feld vor, das den Verweis auf andere Archivalien oder
Bestande beinhalten und zugleich die Mdglichkeit einer direkten Verknlipfung
zu diesen Archivalien oder Bestanden bieten soll.®® Auch an dieser Stelle
ware ein Link zu externen Besténden vorstellbar.

Die auf verschiedene Archive verteilte Kreisliberlieferung bietet zudem
ein gutes Beispiel fir den sinnvollen Einsatz einer archiviibergreifenden
Recherche in Online-Findblichern, die durch den Einsatz von EAD (Encoded
Archival Description) im amerikanischen Raum und die Integration der
Findmittel in groRere Online-Verbiinde (z.B. der Research Library Group -
RLG) fir die Benutzer der Archive bereits zur Normalitat zahlt.®® Aufgrund
aktueller Projekte, die sich mit der Entwicklung XML-basierter
Datenaustauschformate befassen, bleibt diese Mdoglichkeit auch fir das
heterogen strukturierte deutsche Archivwesen keine Zukunftsmusik mehr.®’
Gerade dort, wo die Uberlieferung mit herkémmlichen Provenienzgrundsatzen
nur schwer erfassbar ist, kann diese Funktion sinnvoll eingesetzt werden.

Grundsatzlich denkbar wéren schlieRlich auch archivibergreifende EDV-
gestlitzte Provenienzzusammenfihrungen, die zur Bildung ,virtueller”
Landratsamtsbestande flihren koénnten. Im Gegensatz zu den bisher
vorgestellten Moglichkeiten der Verknipfung von ErschlieBungsinformationen
wirde dies jedoch einen erheblichen Abstimmungsaufwand bei der
ErschlieBung erfordern. Es Uberrascht daher wenig, dass weder in den
Staatsarchiven, noch in den betroffenen kommunalen Archiven bislang — von

Frage kommenden Kommunalarchiven gaben die Stadtarchive Bielefeld und Dortmund sowie die Kreisarchive
Borken, Hoxter, Hochsauerlandkreis und Paderborn an lber Findmittel zu den im Staatsarchiv lagernden
Teilen der Kreistberlieferung zu verfligen.

8 Zu den Zusatzinformationen im MIDOSA Online-Findbuch vgl. z.B. MENNE-HARITZ, Online-Findbuch, S.
1171,

89 Vgl. dazu das Fachkonzept VERA unter http://www.archive.nrw.de/dok/vera/rechts.html.

 Zu EAD vgl. bspw. ECKELMANN/ KREIKAMP/ MENNE-HARITZ/ REININGHAUS, Neue Medien.

! Ein Beispiel bietet die Entwicklung eines gemeinsamen XML-basierten Datenaustauschformats durch die
Archivschule Marburg und die Landesarchivdirektion Baden-Wurttemberg unter beobachtender Beteiligung
des Bundesarchivs. Vgl. dazu MENNE-HARITZ, Herstellung internationaler Kompatibilitat, S. 136ff. sowie die
aktuellen Ergebnisse unter http://www.uni-marburg.de/archivschule/fv32.html.



Archivierung und Zugang

28

einer Ausnahme abgesehen - Uberlegungen zu einer Kooperation bei der
ErschlieBung oder gar zu einer virtuellen Bestandsbildung angestellt worden
sind.®> Angesichts groRer ErschlieBungsriickstédnde in vielen Archiven mag
diese Haltung gerechtfertigt sein, doch ware im Sinne einer Vereinfachung
des Zugangs zur KreisUberlieferung grundsatzlich zu Uberlegen, ob man bei
der Neuverzeichnung eines geteilten Landratsamtsbestandes nicht zu einer
Abstimmung mit den Archiven kommen koénnte, die andere Teile der
Uberlieferung verwahren.®®

2 Eine Ausnahme bilden hier die Bemihungen des Kreisarchivs Paderborn um eine Kooperation mit dem
StAD bei der Neuverzeichnung der Bestande des Landratsamts Buren.

% Dies diirfte jedoch nur bei tiberschaubaren Uberlieferungszusammenhangen, nicht jedoch fiir einzelne stark
zersplitterte Kreistiberlieferungen realisierbar sein.
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Abkiirzungsverzeichnis:

Archiv
G NRW
Az.
GABI.

GG
GS

GV.
NRW.
KreisA
LArchi
vG
LKT
NRW
MBI.
RGBI.
SGV.
NRW.
SMBI.
NRW.
StAMs
StAD
WAA

Gesetz Uber die Sicherung und Nutzung o6ffentlichen
Archivguts im Lande Nordrhein-Westfalen

Aktenzeichen

Gemeinsames Amtsblatt des Kultusministeriums und des
Ministeriums fliir Wissenschaft und Forschung des Landes
Nordrhein-Westfalen

Grundgesetz

Gesetz-Sammlung fir die Koniglich PreuRischen Staaten; ab
1907: PreuBische Gesetzsammlung

Gesetz- und Verordnungsblatt far das Land Nordrhein-
Westfalen

Kreisarchiv

Gesetz Uber die Pflege und Nutzung von Archivgut (Baden-
Wirttemberg)

Landkreistag Nordrhein-Westfalen

Ministerialblatt

Reichsgesetzblatt

Sammlung Gesetz- und Verordnungsblatt fir das Land
Nordrhein-Westfalen

Sammlung Ministerialblatt fir das Land Nordrhein-Westfalen

Staatsarchiv Minster
Staatsarchiv Detmold
Westfalisches Archivamt
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schen Bewertung in Baden-Wirttemberg, hg. v. Robert Kretzschmar,
Stuttgart 1997 (Werkhefte der Staatlichen Archivverwaltung Baden-
Woirttemberg, Serie A, Heft 7), S. 61-71.

SCHAFER, Udo: Archivische Uberlieferungsbildung in Kooperation zwischen
Archiven und Behorden verschiedener Trager. Das Projekt zur vertikalen und
horizontalen Bewertung in Baden-Wuirttemberg, in: Vom Findbuch zum
Internet: ErschlieBung von Archivgut vor neuen Herausforderungen, Referate



Archivierung und Zugang

32

des 68. Deutschen Archivtags 23.-26. September 1997 in Ulm, Siegburg
1998 (Der Archivar, Beibd. 3), S. 165-173.

SCHMIDT-BLEIBTREU, Bruno/ KLEIN, Franz: Kommentar zum Grundgesetz, 9.
Auflage, Neuwied 1999.

SCHMIDT-JORTZIG, Edzard: Die Entwicklung des Verfassungsrechts der Kreise,
in: Hundert Jahre Kreisordnung in Nordrhein-Westfalen, Minchen 1988, S.
87-119.

Behandelt unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten die Entwicklung der
Kreisaufgaben, die innere Organisation der Kreise und die staatliche
Funktionserfullung im Kreis.

SCHMITZ, Hans: Archivgesetz NW. Einfihrung und Textabdruck, in: Der
Archivar, Jg. 43 (1990), Heft 2, Sp. 227-242.

SCHULTE, Paul-GlUnther: Archive, in: Der Kreis. Ein Handbuch, hg. v. Verein
fur die Geschichte der Deutschen Landkreise. Bd. 4: Aufgaben der Kreise, b:
Leistungsverwaltung und Daseinsvorsorge, Kéln, Berlin 1986, S. 285-292.
TEKATH, Karl-Heinz: Das Dokumentationsprofil eines Kreisarchivs, in:
Archivpflege in Westfalen und Lippe, Heft 44 (1996), S. 7-11.

UNRUH, Georg-Christoph von: Der Kreis. Ursprung und Ordnung einer
kommunalen Koérperschaft, Kéin/ Berlin 1964.

Klassische Studie Uber die Entwicklung insbesondere der preuBischen
Kreisverfassung von den Urspriingen im Mittelalter an, die aber auch die
Entwicklung von Kreisen und &hnlichen kommunalen Koérperschaften in
anderen Landern mit einbezieht.

WAGENER, Frido: Gemeindeverbandsrecht  in Nordrhein-Westfalen.
Kommentar zur Landkreisordnung, Amtsordnung, Landschafts-
verbandsordnung und zum Gesetz Uber kommunale Gemeinschaftsarbeit,
Kéin 1967.

WALBERG, Hartwig: Probleme archivischer Bestandsbildung nach der
kommunalen Neugliederung, in: Archivpflege in Westfalen und Lippe, Heft
38 (1993), S. 16-20.

WOHLER, Jurgen: Herausgabeanspriiche gegen Archive, in: Der Archivar, Jg.
39 (1986), Heft 4, Sp. 429-434.



	1_Umschlag_und_Inhalt
	Veröffentlichungen der Archivschule Marburg
	Nils Brübach (Hrsg.)
	Archivierung und Zugang
	Inhalt:


	2_Einleitung
	3_Glauert
	Einleitung
	I. Archivische Beständeübersichten im Internet
	A. Auswahl der untersuchten Websites
	B. Bestandsbeschreibungen
	1. Bestandteile
	2. Darstellung

	C. Zugang
	1. Zugang über die Klassifikation
	2. Zugang über eine Suchfunktion
	3. Zugang über einen Index


	II. Bestandteile einer archivischen Homepage
	A. Notwendige Bestandteile
	1. Startseite
	2. Hinweise zur Benutzung der Homepage
	3. Allgemeine Informationen zum Archiv
	4. Zuständigkeit und Aufgaben des Archivs
	5. Benutzung des Archivs
	6. Impressum

	B. Empfohlene Bestandteile
	1. Aktuelle Informationen
	2. Publikationen des Archivs
	3. Literatur- und Bibliotheksangebote
	4. Verweise (Links)
	5. Dateien zum Herunterladen und Ausdrucken (Downloads)
	6. Landesgeschichte und historische Karten
	7. Erweiterte Benutzerbetreuung (Email, FAQs)

	C. Fakultative Bestandteile
	1. Angebote für spezielle Benutzergruppen
	2. Benutzerschulung
	3. Erweiterte Archivinformationen


	Literaturauswahl „Archive und Internet“

	4_Hoheiselformat
	Archivische Überlieferungsbildung und –sicherung von Daten d
	Einführung
	Pixelgrafiken
	Vektorgrafiken
	Vektorgrafiken aus CAD-Systemen
	Abb. 3: Beispiel für einen Datensatz im DXF-Format (Ausschni
	Abb. 4: Ausschnitt aus einer Liegenschaftskarte im DXF-Forma


	Vektorgrafiken aus GI-Systemen

	136 MB***
	Witzenhausen
	Ergebnisse



	5_Keyler
	A. Problemstellung und Literaturbericht
	B. Problemumfeld
	1. Die Benutzung
	2. Der Stellenwert der Erschließung innerhalb der archivisch
	3. Provenienzgerechte Bestandsbildung und Erschließung

	C. Untersuchung
	1. Auswahl der Bestände
	2. Vorgehensweise und Erhebung des Datenmaterials
	3. Untersuchung der einzelnen Bestände
	3.1. C 3 Reichskammergericht (15.-19. Jhdt.)
	Band

	3.2 Q 1/8 Nachlass Reinhold Maier (1930-1971)
	3.3 A 44 Urfehden (1405-1600, 1742)
	3.4 B 60 Vorderösterreichische Regierung betr. Landvogtei Sc
	3.5 L 6 Materienregistratur des Landständischen Archivs (153
	3.6 EA 6/006 Wirtschaftsministerium: Reparationen (1945-1975
	3.7 EA 1/920 Staatsministerium (1945-1962)
	3.8 E 130b Staatsministerium (1876-1945)
	3.9 M 77/1 Stellvertretendes Generalkommando XIII. Armeekorp

	4. Zusammenfassung der Einflussfaktoren auf die Benutzung

	D. Lösungsvorschläge
	1. Priorisierung
	1.1 Allgemeines
	1.2 Archivische Wertlehre
	1.3 Schwerpunktsetzung

	2. Benutzerqualifikation und Benutzerberatung
	3. Findmittel
	3.1 Transparenz von Findbüchern
	3.2 Verbreitung von Findbüchern

	4. Ausblick

	E. Literaturliste

	6_Maehrle
	7_Meuschformat
	8_Nippert
	1. Einleitung
	2. Problemstellung
	2.1 Das Wiedergutmachungsverfahren
	2.1.1 Der bundesrechtliche Rahmen
	2.1.2 Bestimmung der Anmeldebehörden für Geschädigte im Ruhe
	Für Geschädigte im Bereich



	Baden-Württemberg
	Bei Ansprüchen gegen den Bund

	Berlin
	Hamburg
	Hessen
	Rheinland-Pfalz
	Schleswig-Holstein
	Nordrhein-Westfalen
	2.1.3 Verfahrensregeln in Nordrhein-Westfalen
	2.2 Das Schriftgut und seine Verwendung
	2.3 Beispiele für die Verteilung des Schriftguts
	2.3.1 Schriftgutfluß zwischen Anmeldebehörden und entscheide
	2.3.2 Abgaben zur Personalakte
	2.4 Fazit der Problemanalyse
	3. Bewertungsziele
	4. Vorschläge zur Bewertungspraxis

	4.1 Trennung von Anmeldebehörde und entscheidender Behörde
	4.1.1 Anmeldebehörde
	4.1.2 Entscheidende Behörde
	4.2 Identität von Anmeldebehörde und entscheidender Behörde
	4.3 Gezielte Überlieferungsbildung mit Personalakten?
	5. Evaluationsmöglichkeiten
	6. Quellen, Literatur und Abkürzungen
	Quellen in Archiven (Bestände)


	Gedruckte Rechtsquellen in zeitlicher Folge
	Abhandlungen
	Abkürzungen



	9_Pilger
	1. Einleitung
	2. Akten der ersten Staatsprüfung für das Lehramt im Staatsa
	2.1 Lehrerprüfungen in Preußen, in Nordrhein-Westfalen und s
	2.2 Zur Ausgangslage: Lehramtsprüfungsakten im Staatsarchiv 

	3. Entwurf eines Bewertungsmodells
	3.1 Kritische Betrachtung der gegenwärtigen Praxis
	3.2 Verfahrensanalyse
	3.3 Das Bewertungsmodell
	3.4. Das Problem der 'besonderen' Einzelfälle

	4. Die Archivierungsstrategie
	4.1 Der Umgang mit dem bereits bewerteten Altbestand der Prü
	4.2 Der Umgang mit dem noch weitgehend vollständig erhaltene
	4.3 Erschließung und Aufbereitung
	4.4 Grundlagen der Benutzung

	5. Überlieferungsbildung im Kontext
	5.1 Die Archivierung von Prüfungsakten in den anderen NW Sta
	5.2 Perspektiven für eine künftige Vereinheitlichung

	6. Schlußbemerkungen: Lehrerbildung in NRW im Umbruch
	7. Literaturverzeichnis
	8. Abkürzungsverzeichnis

	10_Rehse
	Einleitung
	1. Analyse des Mischfonds
	1.1. Provenienzen, Laufzeit und Umfang
	1.2. Findmittel
	1.3. Erhaltungszustand
	1.4. Arbeitsstand

	2. Rechtliche Implikationen
	2.1. Rechtliche Grundsätze zur Führung von Personalakten: De
	2.2. Aufbewahrungsfristen der Behörden
	2.3. Archivische Schutzfristen
	2.4. Datenschutz und Benutzung

	3. Strukturanalyse von Personalakten
	3.1. Entstehungszweck und Inhalt einer Personalakte
	3.2. Komposition von Personalakten in ihrem Registraturverba

	4. Prinzipien der Bestandsbildung: Provenienz versus Sammelb
	5. Auswahlverfahren
	5.1. Bewertungsgrundsätze
	5.2. Sample nach echter Zufallsauswahl
	5.3. Sample nach Klumpenstichprobe
	5.4. Sample nach Buchstabenauswahl

	6. Bewertungsmodelle für Personalakten aus der archivischen 
	6.1. Das Döll-Gutachten
	6.2. Das Bewertungsmodell für Personalakten in Baden-Württem
	6.3. Das Bewertungsmodell für Personalakten in Bayern
	6.4. Zusätzliche Bewertungskriterien

	7. Vorschlag zur Bewertung und Erschließung von Personalakte
	7.1. Beurteilung der Archivwürdigkeit von Personalakten
	7.2. Hinweise zum Bewertungsverfahren
	7.3. Kassationskriterien
	7.3.1. Gehaltsunterlagen
	7.3.2. Personalteil- und Nebenakten
	7.3.3. „Bereinigte“ Personalakten
	7.3.4. Personalakten ohne Behördenüberlieferung

	7.4. Spezielle Aussonderungen
	7.4.1. Sprengelzuständigkeit der StA Leipzig und Chemnitz
	7.4.2. Aussonderung von Nicht-Personalakten

	7.5. Berücksichtigung der Überlieferungslage
	7.5.1. Überlieferung der Standesamtsregister
	7.5.2. Überlieferungslücken

	7.6. Historisch relevante Zeitschichten
	7.6.1. Epochen
	7.6.2. Ereignisse

	7.7. Personen in leitenden amtlichen und gesellschaftlichen 
	7.8. Personen von öffentlichem Interesse
	7.9. Merkmal des Besonderen
	7.10. Variantenreiche Samplebildung
	7.10.1. Reine Zufallsauswahl
	7.10.2. Chronologisch geschichtete Klumpenstichprobe

	7.11. Erschließungstiefe und Verzeichnungseinheiten
	7.12. Findmittel und Öffentlichkeitsarbeit
	7.13. Ausblick

	Anlage 1: Auswahlbibliographie
	Anlage 2: Rechtliche Vorgaben bzgl. Personalakten
	Anlage 3: Dokumente einer Personalakte

	11_Stumpf
	Das Staatsarchiv Münster zwischen archivgesetzlichem Auftrag
	Betriebswirtschaftliche Ansätze und Verwaltungsreform im Arc
	Verwaltungsreform / New Public Management (allgemein)
	Grundlegende bzw. zu Einzelaspekten konsultierte Literatur
	Tabelle 1: Stellenplanentwicklung des Sta�
	Tabelle 2: Personaleinsatz für Erschließung und Findbuchprod



	12_Wiech
	Kommunales oder staatliches Archivgut? Zur Überlieferung der
	1. Einleitung
	2. Die historische Entwicklung der Kreise in Westfalen seit 
	2.1 Zur Geschichte der Kreise in Westfalen bis 1946
	2.2 Zur Geschichte der Kreise in Westfalen seit 1946
	3. Die Überlieferung der Kreisverwaltungen in den westfälisc
	4. Lösungsmöglichkeiten für die Archivpraxis
	4.1 Physische Zusammenführung von Beständen
	4.1.1 Physische Zusammenführung durch Klärung des Eigentumsr
	4.1.2 Physische Zusammenführung durch Überlassung an ein and
	4.2 Austausch von Filmen
	4.3 Austausch und Verknüpfung von Erschließungsinformationen
	Abkürzungsverzeichnis:
	(Kommentierte) Literaturliste:


